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Soziale  Ausgestaltung  der  Armenpflege  und  Reichsgesetzgebung. 

Von  Dr.  H.  Ruland. 

Der  große  wirtschaftliche  Aufschwung  Deutschlands  vor  dem  Welt- 
kriege beruhte  zum  Teile  auf  den  Erfolgen  seiner  öffentlichen  Armen- 
pflege. Aus  den  breiten  untersten  Volksschichten,  in  denen  „Armut" 
herrscht  und  stets  herrschen  wird,  müssen  der  Gemeinschaft,  dem  Staate, 
durch  zielbewußte  Bekämpfung  der  Armut  stets  neue  erwerbsfähige  Kräfte 
zugeführt  werden,  wenn  ein  wirtschaftlicher  Aufschwung  sich  vollziehen 
soll.  Die  zehrende  Macht  der  Armut  unterbindet  sonst  jeden  wirtschaft- 
lichen Fortschritt.  Das  Volk  selbst  muß  den  Jungbrunnen  seiner  Erwerbs- 
kräfte bilden.  Nur  eine  staatlich  geordnete  in  Ansehung  der  notwendigen 
Mittel  erzwingbare  öffentliche  Armenpflege  vermag  dieses  Ziel  zu  erreichen. 

In  Deutschland  war  bis  zum  Weltkriege  die  Armenpflege  auf  dem 
Gesetze  über  den  Unterstützungswohnsitz  vom  6.  Juni  1870  aufgebaut, 
das  seit  seiner  Einführung  in  Elsaß-Lothringen  und  Bayern  für  das  ganze 
Eeich  Geltung  hatte.  Hauptträgerin  der  Armenlast  ist  nach  diesem 
Gesetze  die  Wohnsitzgemeinde  des  „Armen".  In  Ausnahmefällen  kommen 
ihr  weitere  Verbände  (Landarmenverband,  Staat)  zur  Hilfe.  In  den  ersten 
Jahrzehnten  der  Geltung  dieses  Gesetzes  vermochten  die  Gemeinden  im 
allgemeinen  ihren  Verpflichtungen  nachzukommen,  wie  die  Erfolge  des 
Gesetzes  bewiesen  haben.  Die  gewaltige  Entwicklung  des  gesamten 
Wirtschaftswesens,  vor  allem  der  Industrie,  zeitigte  aber  immer  mehr  die 
Uberzeugung,  daß  das  Gesetz  den  Anforderungen  der  Neuzeit  nicht  mehr 
gewachsen  war.  Schon  die  Novelle  vom  30.  Mai  1908  hatte  mit  dem 
Grundsatze  brechen  müssen,  daß  die  Wohnsitzgemeinde  Trägerin  der 
Armenlast  sei,  indem  sie  den  neuen  Begriff  der  „Arbeitsgemeinde"  (§  29) 
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schuf.  Diese  Neuerung  konnte  aber  nur  als  eine  notgedrungene  Ver- 
besserung, nicht  als  Abhilfe  gegen  die  Grundfehler  des  Gesetzes  an- 
gesehen werden. 

Nachdem  nunmehr  durch  die  Ereignisse  des  Weltkrieges  und  der 
Revolution  das  ganze  Wirtschaftsleben  des  Deutschen  Reiches  zusammen- 
gebrochen ist  und  eines  Neuaufbaues  von  unten  herauf  bedarf,  wirft  sich 
von  selbst  die  Frage  auf,  ob  nicht  gerade  jetzt  der  Zeitpunkt  gekommen 
ist,  eine  der  flauptgrundlagen  dieses  Wirtschaftslebens,  die  Armenpflege, 
von  Grund  aus  zu  erneuern  und  von  ihren  Fehlern  zu  befreien. 

Diese  Fehler  lassen  sich  kurz  und  übersichtlich  in  drei  Gruppen 
teilen : 

I.  Der  heutige  Begriff  der  öffentlichen  „Armenpflege"  entspricht 
nicht  mehr  dem  Wesen  der  Sache.  Was  im  heutigen  Staatsleben  die 
„Armenpflege"  leisten  soll,  geht  weit  über  den  Rahmen  dessen  hinaus,, 
was  dieser  Begriff  bezeichnet.  Dem  Wortlaut  und  bisherigen  Sinne  ent- 
sprechend, gilt  es  als  Aufgabe  der  „Armenpflege",  den  „Armen",  also 
nur  den  tatsächlich  bereits  Verarmten,  zu  „pflegen".  Diese  Pflege  er- 
schöpft sich  in  der  Verpflichtung,  ihm  das  sogenannte  „Existenzminimum" 
zu  leisten:  Obdach,  unentbehrlichen  Lebensunterhalt,  erforderliche  Pflege 
in  Krankheitsfällen,  angemessenes  Begräbnis.  Das  Gesetz  selbst  (§  8) 
überläßt  es  den  Landesgesetzgebungen,  „über  die  Art  und  das  Maß  der 
im  Falle  der  Hilfsbedürftigkeit  zu  gewährenden  öffentlichen  Unterstützung" 
zu  bestimmen.  In  dem  weitaus  größten  Teile  des  Geltungsgebietes  gilt 
heute  noch  der  Grundsatz,  daß  die  öffentliche  „Armenpflege"  sich  ihrem 
Begriffe  nach  auf  dieses  „Existenzminimum"  zu  beschränken,  jede  weitere 
Leistung  anderen  öffentlichen  oder  privaten  Stellen  zu  überlassen  habe. 
Dieser  starren  Auffassung  entsprach  auch  die  Rechtsprechung  des  höchsten 
Gerichtshofes,  des  Bundesamtes  für  das  Heimatwesen.  Schon  seit  langer 
Zeit  hat  jedoch  die  Praxis  im  bewußten  Gegensatze  zu  dieser  Auffassung 
den  ursprünglichen  Begriff  der  „Armenpflege"  auf  solche  Leistungen  aus- 
gedehnt, die  nach  den  Grundsätzen  gesunder  Volkswirtschaft  unentbehrlich 
erscheinen,  der  drohenden  Armut  vorzubeugen  (Erziehung,  Berufsausbil- 
dung, Erwerbsbefähigung).  So  entwickelte  sich  der  Begriff  der  „vor- 
beugenden Armenpflege".  Dieser  Begriff  enthält  einen  inneren  Wider- 
spruch: Solange  der  Armut  „vorgebeugt"  wird,  besteht  noch  keine  Armut, 
es  ist  also  auch  noch  kein  „Armer  zu  pflegen".  Die  eigentliche  v Armen- 
pflege" im  heutigen  Wortsinne  kann  also  noch  gar  nicht  in  Tätigkeit 
treten.  Der  Ruf  nach  Erweiterung  des  bisherigen  zu  engen  Begriffes  der 
Armenpflege  ist  demnach  berechtigt. 

Soll  der  Widerspruch  zwischen  Praxis  und  Gesetzgebung  aufgehoben 
und  den  Anforderungen  der  Neuzeit  Rechnung  getragen  werden,  so  muß 


ein  neuer,  unzweideutiger,  erweiterter  Begriff  an  die  Stelle  des  überlebten 
treten  und  der  Gesetzgebung  zugrunde  gelegt  werden. 

II.  Der  zweite  Hauptmangel  des  Gesetzes  wurde  bereits  gestreift: 
Es  legt  die  öffentliche  Armenlast  auf  zu  schwache  Schultern!  Die 
„Wohnsitzgemeinde"  ist  nur  noch  in  Ausnahmefällen  imstande,  die  Armen- 
last, zumal  im  obigen  erweiterten  Sinne  des  Wortes,  zu  tragen,  ohne 
ihre  sonstigen  Aufgaben  zu  gefährden.  Nachdem  bereits  die  erwähnte 
Novelle  vom  30.  Mai  1908  den  Hauptgrundsatz  des  Gesetzes  durchbrochen 
und  eine  Erleichterung  überlasteter  Gemeinden  durch  Schaffung  der 
„Arbeitsgemeinde"  erzielt  hat,  ist  es  an  der  Zeit,  mit  dem  Hauptgrundsatz 
des  Gesetzes  zu  brechen.  Die  Armenlast  muß  auf  breitere  Schultern 
gelegt  werden.  Ob  größere  Verbände  innerhalb  des  Staates  oder  der 
Staat  selbst  als  Träger  in  Betracht  kommen,  ist  hier  nicht  zu  erörtern. 

III.  Der  „Armenpflege"  als  solcher  haftet  im  öffentlichen  Leben  ein 
Makel  an.  Es  gilt  als  herabwürdigend  ihr  anheimzufallen.  Gewiß  mag 
dieser  Makel  für  den  „Armen",  der  noch  Ehrgefühl  besitzt,  ein  Ansporn 
zur  Selbsthilfe  sein.  Allein  abgesehen  davon,  daß  diese  Selbstbefreiung 
vielen  Armen  ohne*  eigene  Schuld  unmöglich  ist  (Krankheit,  Invalidität, 
Alter),  so  haftet  dieser  Makel  selbst  dann  noch,  wenn  der  Arme  im 
späteren  Leben  selbständig  geworden  ist.  Bisher  hatte  allgemein  die 
Armenpflege  den  Verlust  politischer  Eechte  (Wahlrecht)  zur  Folge.  Der 
Grundsatz,  daß  empfangene  Unterstützungen  zurückzuerstatten  sind,  also 
ein  Recht  auf  Hilfe  der  Mitmenschen  nicht  anerkannt  wird,  trug  ebenfalls 
dazu  bei,  den  Makel  zu  bestärken.  Will  der  von  Armut  Bedrohte  oder 
bereits  Verarmte  den  Makel  vermeiden,  so  liegt  die  Gefahr  nahe,  daß  er 
der  Bettelei  und  Landstreicherei  verfällt.  Solange  der  bisherige  Begriff 
der  „Armenpflege"  festgehalten  wird,  bleibt  dieser  Makel  bestehen.  Soll 
der  höhere  Begriff  der  Hilfe  vom  Menschen  zum  Menschen  maßgebend 
werden,  so  darf  nicht  eine  tiefe  Kluft  zwischen  dem  „Armen"  und  seinen 
hilfsbereiten  Mitmenschen  gezogen  werden. 

Schon  diese  erwähnten  Hauptmängel  der  Armenpflege  rechtfertigen 
den  Gedanken,  an  die  Stelle  des  bisherigen  Begriffes  einen  neuen  er- 
weiterten Begriff  zu  setzen,  diesen  der  Gesetzgebung  zugrunde  zu  legen 
und  so  für  den  Neuaufbau  der  deutschen  Volkswirtschaft  ein  sicheres 
Fundament  zu  schaffen. 

Bezeichnend  für  die  Notwendigkeit,  den  bisherigen  Begriff  der  Armen- 
pflege auf  andere  Nachbargebiete  auszudehnen,  die  ihr  an  sich  begrifflich 
fern  liegen,  ist  eine  Tatsache,  die  nach  Ausbruch  des  Weltkrieges  in 
Erscheinung  getreten  ist.  Zweimal  während  dieses  Krieges  haben  die 
berufenen  Vertreter  und  Förderer  der  Armenpflege  in  Deutschland  es 
für  notwendig  erachtet,  ihre  Hilfskräfte  zu  wirkungsvollen  Tagungen  ein 
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zuberufen.  Beidemal  wählten  sie  zum  Gegenstande  solche  Gebiete,  die 
nicht  nur  grundsätzlich  außerhalb  der  „Armenpflege"  im  heutigen  Sinne 
liegen,  sondern  von  denen  auch  aus  triftigen  Gründen  jeder  Makel  der 
„Armenpflege"  fernzuhalten  ist:  Die  Tagung  vom  16./17.  April  1915  über 
„die  soziale  Fürsorge  für  Kriegerwitwen  und  -Waisen"  und  die  Tagung 
vom  20./21.  September  1918,  „der  Deutsche  Jugendfürsorge  tag". 

Welcher  Begriff  soll  an  die  Stelle  des  bisherigen  Begriffes  der 
„Armenpflege"  treten? 

Das  Schlagwort  für  die  Neuerungsbestrebungen  lautet:  „Soziale  Aus- 
gestaltung der  Armenpflege" !    Was  "bedeutet  diese  Forderung? 

Nach  bisheriger  Auffassung,  die  auch  in  der  Gesetzgebung  ihren 
Ausdruck  gefunden  hat,  ist  die  „Armenpflege"  ein  Notbehelf  gegen  die 
in  äußere  Erscheinung  getretene  Verarmung,  gewissermaßen  eine  „Schutz- 
maßregel des  Staates"  gegen  die  der  Gesamtheit  drohenden  Folgen  der 
Armut.  Die  „soziale"  Pflicht  der  menschlichen  Gesellschaft,  das  Dasein 
aller  ihrer  Mitglieder  möglichst  menschenwürdig  zu  gestalten,  deshalb  auf 
allen  Entstehungsgebieten  der  Armut  nach  den  Wurzeln  des  Übels  zu 
suchen  und  diese  Wurzel  auszurotten,  führt  zu  einer  höheren  Auffassung. 
Wohl  steht  fest,  daß  es  „Armut"  geben  wird,  so  lange  Menschen  leben, 
ebenso  wie  Krankheit  und  Tod  unausrottbare  Übel  sind.  Allein  wie  die 
medizinische  Wissenschaft  durch  systematische  und  dauernde  Bekämpfung 
der  Krankheitsursachen  eine  stetige  Verhinderung  neuer  Krankheiten, 
eine  allgemeine  Besserung  der  menschlichen  Gesundheit  und  damit  eine 
Hebung  der  Volkswirtschaft  und  des  allgemeinen  Menschendaseins  bezweckt 
und  erreicht,  so  muß  auch  die  Armut  als  eine  Krankheit  angesehen  und 
nicht  nur  auf  dem  beschränkten  Gebiete  der  bereits  eingetretenen  Armut 
bekämpft,  vielmehr  auf  allen  Gebieten  des  „sozialen"  Lebens  fürsorglich 
behandelt  werden,  auf  denen  ihre  Entstehungsursachen  liegen.  Es  ist 
nicht,  wie  bisher  angenommen,  ein  Übergriff  der  Armenpflege  in  Nachbar- 
gebiete der  „Sozialpolitik",  vielmehr  eine  soziale  Pflicht  der  Gemeinschaft, 
auf  allen  Gebieten  des  Menschenlebens,  auf  denen  Armut  entstehen  kann, 
dieser  Entstehung  vorzubeugen.  Damit  ergibt  sich  von  selbst  ein  moralisches 
Becht  jedes  Menschen,  der  von  Armut  bedroht  ist,  auf  rechtzeitige,  für- 
sorgliche Hilfe  seiner  Mitmenschen,  damit  die  Armut  vermieden,  damit 
der  Bedrohte  ein  vollberechtigtes  Glied  der  Gesellschaft  bleibt,  nicht  von 
fremder  Hilfe  abhängig  werde. 

In  richtig  verstandenem  Sinne  soll  also  die  heutige  soziale  Armen- 
pflege nichts  anderes  sein,  als  die  gesamte  Fürsorge  für  den  wirtschaftlich 
Schwachen!  Unter  diesem  erweiterten  Begriffe  der  „Fürsorge"  sind  dem- 
nach alle  Bestrebungen  zu  vereinigen,  die,  wenn  auch  außerhalb  des  bis- 
herigen Gebietes  der  „Armenpflege"  liegend,  doch  unentbehrlich  sind, 
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um  jener  höheren  Pflicht  zu  genügen.  Das  gesamte  „Armenwesen"  soll, 
um  den  von  Klumker  geprägten  Ausdruck  zu  gebrauchen,  ein  „Fürsorge- 
wesen" sein!*) 

Damit  ist  das  richtige  Schlagwort  für  eine  „soziale  Ausgestaltung" 
der  Armenpflege  gegeben. 

Vorab  sei  bemerkt,  daß  in  beschränkten  und  nicht  unterrichteten 
Kreisen  zunächst  eine  falsche  Deutung  dieses  Begriffes  zu  erwarten  steht. 
Die  gesetzliche  Bezeichnung  der  früheren  „Zwangserziehung"  als  „Fürsorge- 
erziehung" hat  den  Begriff  der  „Fürsorge"  auf  einem  Sondergebiete,  der 
Erziehung  der  moralisch  gefährdeten  Jugend,  gewissermaßen  herabgedrückt. 
Diese  Deutung  wird  verschwinden,  sobald  Gesetzgebung  und  Praxis  den 
richtig  verstandenen  Begriff  der  „Fürsorge"  im  allgemeinen  Sinne  des 
Wortes  festgelegt  haben. 

Die  Forderung  geht  also  mit  dürren  Worten  dahin,  die  bisherige 
„Armenpflege"  als  solche  verschwinden  zu  lassen,  sie  aufzuteilen  auf 
alle  Gebiete,  in  denen  die  Wurzeln  der  Armut  liegen.  Überall  dort  ist 
die  Sorge  für  den  wirtschaftlich  Schwachen,  also  die  „Fürsorge"  nötig, 
nicht  nur  da,  wo  Armut  bereits  eingetreten  ist,  sondern  auch  da,  wo 
sie  nach  menschlichem  Ermessen  eintreten  kann,  wenn  ihr  nicht  vor- 
gebeugt wird. 

Betrachtet  man  das  Menschenleben  von  der  Geburt  bis  zum  Tode 
als  Quelle  und  Ausgangspunkt  der  „Armut",  so  verteilt  sich  die  bisherige 
„Armenpflege"  als  „Fürsorge"  auf  nachfolgende  Einzelgebiete,  die  hier 
nicht  erschöpfend  aufgezählt,  sondern  nur  im  allgemeinen  angedeutet 
werden  sollen. 

I.  Das  kommende  Geschlecht: 

(Mutterschutz,  Säuglingspflege). 

II.  Die  Jugend  bis  zum  erwerbsfähigen  Lebensalter: 

(Schutz  der  Unehelichen,  der  verlassenen  Kinder;  Kleinkinder-, 
Schulkinder-,  Waisenpflege;  Vormundschaft,  Anstaltspflege; 
Rettung  und  Erziehung  der  gefährdeten  Jugend,  Jugend- 
gerichtsbarkeit, Jugendämter). 

III.  Erwerbsfähiges  Lebensalter: 

(Berufsberatung;  Kranken-,  Unfall-,  Invaliden-Fürsorge; 
Krüppel-,  Schwachsinnigen-Pflege,  Arbeitsvermittlung,  Arbeits- 
losen-Fürsorge, Arbeitszwang  für  Böswillige,  Besserung  der 
Straffälligen,  Wohnungsfürsorge  usw.). 


*)  Vgl.  „Fürsorgewesen"  von  Prof.  Dr.  Ch.  J.  Klumker.  Quelle  und  Meyer, 
Leipzig  1918. 


IV.  Greisenalter: 

(Altersversorgung). 

V.  Todesfall: 

(Begräbnis,  Hinterbliebenen-Fürsorge). 

Die  gesamte  „Kriegsfürsorge"  mit  allen  ihren  Zweigen  ist  selbst- 
verständlich in  den  entsprechenden  Einzelgebieten  einbegriffen. 

Auf  jedem  dieser  Gebiete  liegen  zahlreiche  Entstehungsgründe, 
"Wurzeln  der  Armut.  Sie  aufzusuchen,  die  Armut  bei  diesen  „Wurzeln" 
anzufassen,  der  drohenden  Armut  vorzubeugen,  ist  eine  Tätigkeit,  die 
noch  nicht  den  Namen  „Armenpflege"  verdient  und  doch  in  deren 
Pflichtkreis  fallen  muß. 

Daß  dabei  die  Bekämpfung  der  tatsächlich  bereits  eingetretenen 
Armut,  die  „eigentliche  Armenpflege",  wie  bisher  eine  Hauptaufgabe  sein 
und  bleiben  muß,  ist  selbstverständlich.  Der  hierzu  geschaffene  Organis- 
mus der  Armenverwaltung  bleibt  also,  soweit  er  sich  bewährt  hat,  unberührt 
in  Tätigkeit.  Er  wird  nur  ergänzt  und  erweitert,  sofern  er  den  Anforde- 
rungen der  allgemeinen  „Fürsorge"  für  den  wirtschaftlich  Schwachen  nicht 
mehr  genügt.  Wo  diese  Fürsorge  bereits  gewährleistet  ist,  bleibt  sie 
unberührt  (z.  B.  Kranken-,  Invaliden-,  Alters-Versicherung). 

Der  erste  Schritt  zur  Durchführung  dieser  neuen  Ziele  muß  durch 
die  Reichsgesetzgebung  geschehen. 

Zunächst  muß  durch  die  neue  Reichsverfassung  das  gesamte  Gebiet 
der  gekennzeichneten  „Fürsorge"  in  die  Zuständigkeit  der  Eeichsgesetz- 
gebung aufgenommen  werden.  Dazu  ist  die  Einleitung  erfolgt,  indem  die 
vorläufige  Reichsverfassung  im  §  4  das  „Armenwesen"  in  diese  Zuständig- 
keit einbegriffen  hat.  Das  erste  „Arbeitsprogramm"  des  Reichsministeriums 
erwähnt  ebenfalls  einzelne  „Fürsorge "-Gebiete:  Fürsorge  für  die  Kriegs- 
Hinterbliebenen  und  -Beschädigten  (6),  das  •  gesamte  Arbeiterrecht  (10), 
planmäßige  Verbesserung  der  Volksgesundheit,  der  Wohnungsfürsorge, 
Ausbau  des  Mutterschutzes,  Säuglings-  und  Jugendfürsorge,  Arbeits- 
nachweis, Arbeitslosenfürsorge  (11). 

Hier  finden  wir  also  bereits  den  erweiterten  Begriff  der  „Fürsorge" 
in  dem  erörterten  Sinne  des  Wortes  verwendet. 

Der  soeben  veröffentlichte  Entwurf  zur  endgültigen  Reichsverfassung 
stellt  in  Artikel  9  die  Zuständigkeit  der  Reichsgesetzgebung  fest.  Er 
berührt  in  acht  Punkten  das  Fürsorgegebiet  in  dem  hier  erörterten  Sinne, 
indem  er  der  Reichsgesetzgebung  folgende  Gegenstände  überweist: 

zu  1.  Die  Staatsangehörigkeit,  die  Freizügigkeit,  das  Armenwesen, 
das  Paßwesen  und  die  Fremdenpolizei  sowie  die  Ein-  und 
Auswanderung, 


—    7  — 


zu    4.  Das  Rechts  Verhältnis   der  Arbeiter   und   Angestellten,  ihre 

Versicherung  durch  den  Arbeiterschutz, 
zu    7.  Das  Versicherungswesen, 

zu  10.  Das  Gesundheitswesen  und  den  Verkehr  mit  Nahrungsmitteln, 

zu  IL  Den  Schutz  der  öffentlichen  Sicherheit  und  Ordnung  der 
öffentlichen  Wohlfahrtspflege,  soweit  ein  Bedürfnis  für  den 
Erlaß  gleichmäßiger  Vorschriften  vorhanden  ist, 

zu  12.  Die  Fürsorge  für  Kriegsteilnehmer  und  ihre  Hinterbliebenen, 

zu  13.  Das  Wohnungswesen, 

zu  16.  Den  Schutz  und  die  Pflege  der  schulentlassenen  Jugend. 

Von  dem  hier  erörterten  allgemeinen  Standpunkte  der  sozialen  Für- 
sorge aus  ist  dieser  Aufstellung  gegenüber  an  erster  Stelle  zu  rügen,  daß 
als  Hauptpunkt  der  künftigen  Reichsgesetzgebung  die  „Jugendfürsorge" 
fehlt.  Es  genügt,  dieserhalb  auf  die  Verhandlungen  und  die  Entschließung 
des  Deutschen  Jugendfürsorgetages  vom  21.  September  1918  zu  verweisen, 
die  hier  als  bekannt  vorausgesetzt  werden*).  Punkt  16,  der  nur  den 
Schutz  und  die  „Pflege  der  schulentlassenen  Jugend"  erwähnt,  kann 
diesen  Mangel  nicht  beseitigen.  Unter  „Jugendfürsorge"  versteht  man 
die  Sorge  für  die  gefährdete  Jugend,  während  die  „Jugendpflege"  sich 
mit  der  geistigen,  sittlichen  und  körperlichen  Förderung  der  gesamten, 
auch  der  nicht  gefährdeten  Jugend  befaßt. 

Die  „Jugendfürsorge"  umfaßt  demnach  die  Gebiete  von  Mutterschutz, 
Säuglings-  und  Kleinkinderfürsorge,  die  Schulkinder-,  Unehelichen-, 
Gefährdeten-  und  Anstaltsfürsorge,  die  Fürsorgeerziehung,  Jugendgerichte, 
Berufsvormundschaft  und  Jugendämter. 

Eine  ausdrückliche  Erwähnung  der  „Jugendfürsorge"  in  Art.  9  dürfte 
also  unbedingt  erforderlich  sein. 

Ob  im  übrigen  durch  die  Bestimmung  des  Art.  9  Punkt  11  „Ordnung 
der  öffentlichen  Wohlfahrtspflege"  dem  gerügten  Mangel  abgeholfen  wird 
erscheint  durchaus  zweifelhaft.  Es  handelt  sich  um  vielumstrittene  Grenz- 
gebiete. Die  Lücke  bleibt  bestehen,  daß  einerseits  nur  das  „Armen- 
wesen", andererseits  nur  die  „Wohlfahrtspflege"  ausdrücklich  erwähnt 
wird.  Daneben  werden  zwar  einzelne  Fürsorgezweige  aufgeführt,  es  fehlt 
aber '  die  gesamte  öffentliche  Fürsorge  für  alle  im  sozialen  Sinne  des 
Wortes  Gefährdeten. 


*)  Der  Arbeitsausschuß  des  Jugendfürsorgetages  hat  bereits  in  einer  Eingabe  an 
die  Nationalversammlung  beantragt,  die  „Regelung  der  öffentlichen  Jugendfürsorge  in 
die  Gesetzgebungskompetenz  des  Reiches  aufzunehmen".  Einen  gleichen  Antrag  hat 
der  Deutsche  Verein  für  Armenpflege  und  Wohltätigkeit  gestellt  und  ihn  dahin  er- 
weitert, das  gesamte  Gebiet  der  „sozialen  Fürsorge"  einzuschließen. 


Demnach  dürfte  es  sich  empfehlen,  außer  dem  „Armenwesen"  das 
„Fürsorgewesen"  ausdrücklich  als  Gegenstand  der  Reichsgesetzgebung 
aufzuführen.  Damit  wäre  die  „Jugendfürsorge"  mit  allen  ihren  Zweigen 
einbegriffen. 

Sollte  dieser  Vorschlag  nicht  annehmbar  erscheinen,  so  würde  jeden- 
falls die  „Jugendfürsorge"  unter  Art.  9  besonders  aufzuführen  sein. 

Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  die  Fassung  des  Artikels  9  im  einzelnen 
einer  Kritik  zu  unterziehen.  Zweifellos  erscheint  er  in  der  Fassung 
verbesserungsfähig.  Auffallend  ist  es,  daß  in  Punkt  1  und  in  Punkt  11 
das  „Armenwesen"  und  die  „Öffentliche  Wohlfahrtspflege"  mit  polizei- 
lichen Gesichtspunkten  zusammengestellt  werden.  Es  dürfte  sich  empfehlen, 
das  gesamte  soziale  Gebiet  einschließlich  der  „Armenpflege"  in  einem 
besonderen  Punkte  zusammenzufassen.  So  unverkennbar  der  Fortschritt 
gegenüber  der  früheren  Reichsverfassung  auf  sozialem  Gebiete  ist,  so 
wäre  es  doch  wünschenswert,  mit  voller  Klarheit  die  Aufgaben  der 
Reichsgesetzgebung  auf  diesem,  vielumstrittenen  Gebiete  festzulegen. 

Was  insbesondere  die  „Armenpflege."  im  erörterten  engeren  und 
weiteren  Sinne  angeht,  so  war  schon  vor  dem  Kriege  in  den  maßgeben- 
den Fachkreisen  das  Verlangen  nach  einem  „Reichsarmengesetze"  er- 
örtert und  der  Erlaß  eines  solchen  Gesetzes  vorbereitet  worden.  Das 
Unterstützungswohnsitzgesetz  regelt,  wie  bereits  betont,  nur  die  Art  und 
Weise,  wie  die  öffentliche  Armenpflege  eingerichtet  und  ihre  Kosten 
aufgebracht  werden  sollen;  was  dem  „Armen"  zu  leisten  ist,  was  Gegen- 
stand der  „Armenpflege"  sein  soll,  bestimmt  dieses  Gesetz  nicht.  Das 
zu  erlassende  Reichsgesetz  müßte  dagegen  das  gesamte  „Armenwesen" 
umfassen.  Es  müßte  bestimmen,  welche  Leistungen  der  „Armenpflege" 
sowohl  im  bisherigen,  wie  in  dem  sozial  ausgestalteten  Sinne  dieses  Be- 
griffes obliegen.  Damit  ergibt  sich  von  selbst  der  Vorschlag,  die  Benennung 
des  künftigen  Reichsgesetzes  seinem  erweiterten  Sinne  anzupassen,  mit 
einem  Worte  ein  „Reichsfürsorgegesetz"  zu  schaffen.  Die  erste  segens- 
reiche Folge  dieser  Gesetzgebung  wird  es  sein,  daß  der  Zersplitterung 
ein  Ende  gemacht  wird,  die  jetzt  noch  auf  allen  sozialen  Gebieten  ein- 
schließlich der  Armenpflege  herrscht.  Ein  einheitlicher  Plan  muß  alle 
Kräfte  zusammenfassen  und  jede  an  ihrer  richtigen  Stelle  verwenden. 
Nicht  Bestehendes  zu  zerstören,'  sondern  unter  möglichster  Ausnutzung 
aller  bisherigen  Fortschritte  die  Lücken  zu  ergänzen,  Ubergriffe  und 
Zersplitterungen  zu  vermeiden  und  eine  einheitliche  Grundlage  des  Wirt- 
schaftslebens zu  schaffen,  muß  der  leitende  Gesichtspunkt  für  die  ..soziale 
Ausgestaltung  der  Armenpflege"  durch  die  Reichsgesetzgebung  sein  und 
bleiben. 


Jugendamt  und  Berufsvormundschaft. 

Von  Prof.  Klumker,  Wilhelmsbad. 

Der  Versuch  eines  preußischen  Jugendamtsgesetzes  und  die  Forderung 
des  Jugendfürsorgetages  nach  einer  reichsgesetzlichen  Regelung  der  Jugend- 
ämter waren  Anfang  einer  Bewegung,  die  unter  den  neuen  Verhältnissen 
sicher  rascher  und  planvoller  vorangehen  wird.  Dazu  gehört  aber  unbedingt 
eine  klare  Einsicht  in  das  Wesen  dieser  Bewegung.  Jugendämter  sollen 
die  mancherlei  Aufgaben  der  öffentlichen  Kinderfürsorge  zu  einer  lebens- 
kräftigen Einheit  in  einer  Stelle  zusammenfassen.  Nur  sehr  verworren 
kam  das  im  preußischen  Entwurf  zum  Ausdruck,  der  im  Grunde  nur  die  bis- 
herigen verschiedenen  behördlichen  Einrichtungen  unter  einem  Dache  neben- 
einander unterbrachte.  Die  inneren  Beziehungen  zwischen  ihnen  blieben 
ungeklärt,  geschweige  denn,  daß  wirklich  eine  einheitliche  neue  Behörde 
entstanden  wäre,  die  ein  sicheres  festes  Ziel  ihrer  Arbeit  vor  sich  gehabt 
hätte.  Die  Forderungen  des  Jugendfürsorgetages  gingen  gewiß  darüber 
hinaus,  aber  auch  dort  war  doch  viel  Schwanken  hin  und  her,  weil  man 
sich  des  Wesens  der  neuen  Jugendämter  nicht  bewußt  war. 

Am  meisten  hat  unter  dieser  Unsicherheit  das  Verhältnis  von  Berufs- 
vormundschaft und  Jugendamt  leiden  müssen.  Gerade  hier  ist  eine  Klärung 
nur  zu  erreichen,  wenn  man  auf  die  grundsätzliche  Frage  zurückgreift,  was 
denn  das  Wesentliche  am  Jugendamt,  was  sein  eigentliches  Ziel  sei.  Über 
dieses  Grundsätzliche  muß  man  sich  zunächst  einigen,  ehe  man  in  den 
Einzelheiten  einen  Weg  finden  kann. 

Im  Jugendamt  treffen '  wirtschaftliche  Versorgung  der  Kinder,  ihr 
gesundheitlicher  Schutz,  ihre  Berufsbildung  und  Erwerbsbefähigung  —  um 
nur  zu  nennen,  was  gerade  jetzt  im  Vordergrund  steht  —  zusammen. 
Sind  das  alles  nur  einzelne  Teile,  die  schlecht  und  recht  nebeneinander- 
stehen, das  eine  so  wichtig  wie  das  andere,  oder  gibt  es  einen  höheren 
Gesichtspunkt,  unter  dem  sie  alle  zusammengefaßt  werden  müssen?  Sie 
sind  nur  Teile  der  Erziehung  des  Kindes;  Erziehung  ist  der  Gesichts- 
punkt, dem  sie  alle  untergeordnet  werden  müssen.  Die  Erziehung 
selbst  ist  dabei  natürlich  nicht  Aufgabe  des  Amtes,  der  Behörde;  aber 
alles,  was  die  Behörde  für  die  Kinder  tut,  soll  ihrer  Erziehung  dienen. 
Die  'Leitung  dieser  Erziehung,  die  Auswahl  der  Erziehungsart  und  der 
Erziehungsstellen,  die  Aufsicht  über  diese  Erziehung,  das  ist  in  einem 
kurzen  Wort  die  Aufgabe  des  Jugendamtes.  Aus  dieser  Erziehungsleitung 
folgen  alle  besonderen  Teilaufgaben:  die  wirtschaftliche  Versorgung,  die 
gesundheitliche  Förderung,  die  Berufsbildung,  die  Vertretung  der  Rechte 
des  Kindes.  Sie  alle  gewinnen  für  die  Arbeit  des  Jugendamtes  ihre 
Bedeutung,  weil  und  soweit  sie  zu  der  Erziehung  des  Kindes  beitragen;  ihre 
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Ausgestaltung  und  Durchführung  wird  überall  wieder  nach  erzieherischen 
Gesichtspunkten  gemessen  werden  müssen.  Alle  einzelnen  Tätigkeiten  des 
Jugendamtes  müssen  der  Aufgabe  der  Erziehung  dienstbar  gemacht  werden. 

Ähnlichen  Inhalt  und  dieselbe  Einstellung  wie  das  Jugendamt  haben 
Vormundschaft  und  Berufsvormundschaft.  Der  Vormund  erzieht  in  der  Regel 
nicht  sein  Mündel  selber.  Er  sucht  eine  geeignete  Familie  oder  Anstalt 
aus,  um  es  unterzubringen;  er  vergewissert  sich  durch  seine  Aufsicht,  daß 
die  Erziehung  dort  in  der  richtigen  Weise  erfolgt;  er  hilft,  den  besten 
Beruf  für  sein  Mündel  auszuwählen  und  sucht  ihm  eine  passende  Lehrstelle. 
Die  Vormundschaft  ist  nur  der  familienrechtliche  Ausdruck  für  dieselbe 
Tätigkeit,  die  das  Jugendamt  ausübt.  Somit  ist  auch  das  Wesen  der 
Berufsvormundschaft  Erziehungsauswahl  und  Erziehungsaufsicht  oder  mit 
einem  Worte  wieder:  Erziehungsleitung. 

Dem  entspricht  auch  die  Entwicklung  der  Berufsvormundschaft.  Das 
Vordringen  der  Berufsvormundschaft  ist  ein  Beweis,  wie  im  Kinderschutz 
das  Wesentliche  aller  Hilfsmaßnahmen  immer  klarer  als  Erziehung  erkannt 
wird.  Z.  B.  begründen  die  Armenämter  in  Preußen  gegenüber  den  Ent- 
würfen zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  ihren  Wunsch  nach  Erhaltung  und 
Ausdehnung  der  Armenamtsvormundschaft  mit  dem  Hinweis,  daß  dadurch 
die  erzieherischen  Aufgaben  der  Armenkinderpflege  gegen  fremde  Eingriffe 
gesichert  werden  sollen.  Dieses  Ziel  kann  freilich  gerade  in  den  von 
ihnen  beklagten  Fällen  elterlicher  Eingriffe  nicht  durch  die  Amtsvormund- 
schaft erreicht  werden;  aber  die  Forderung  der  Berufsvormundschaft  ging 
doch  deutlich  aus  dem  an  sich  berechtigten  Wunsche  hervor,  die  Erziehung 
in  der  Armenkinderpflege  in  den  Vordergrund  zu  stellen.  Nur  unter  einer 
ähnlichen  Betrachtung  kann  man  das  Vorgehen  Taubes  richtig  würdigen.  Er 
kommt  zur  Berufsvormundschaft  nicht  allein,  um  die  Erfolge  seiner  Gesund- 
heitsfürsorge zu  sichern,  sondern  vielmehr  um  diese  gesundheitliche  Fürsorge 
zu  einer  wahren  Erziehungseinrichtung  auszugestalten;  deshalb  endet  jetzt  die 
Ziehkinderaufsicht  mit  Recht  im  Jugendamt.  In  ähnlicher  Weise  machten  dann 
die  Vereine  die  Berufsvormundschaft  zur  Grundlage  ihrer  Erziehungsarbeit. 

Gewiß  ist  die  Berufsvormundschaft  manchmal  noch  aus  anderen 
Gründen  gefordert  worden;  manchmal  hat  man  diese  oder  jene  Einzel- 
aufgabe, so  ihre  finanziellen  Vorteile,  arg  in  den  Vordergrund  gestellt. 
Uns  kommt  es  hier  auf  das  Wesen  der  Erscheinung  an.  Berufsvormund- 
schaft bedeutet  Erziehungsleitungj;  das  ist  ihr  Wesen.  Berufsvormund  sein 
heißt  eben  Erzieher  sein,  richtiger  noch  Erziehungsarbeit  leiten  und  beauf- 
sichtigen; gesundheitliche,  rechtliche,  wirtschaftliche  Aufgaben  sind  Hilfs- 
mittel dieser  Erziehungsleitung.  Die  Berufs  Vormundschaft  ist  mithin  ihrem 
Wesen  nach  dasselbe,  was  das  Jugendamt  sein  soll;  beide  stellen  die  Erziehung 
in  den  Mittelpunkt  aller  Fürsorge  aufgaben  für  ein  schutzbedürftiges  Kind. 
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Von  da  aus  kann  man  auch  eine  Besonderheit  des  augenblicklichen 
Rechtszustandes  würdigen.  So  unklar  der  Art.  136  EG.  BGB.  in  mancher 
Hinsicht  sein  mag,  in  einem  ist  er  völlig  klar  und  eindeutig:  Berufs- 
vormund kann  nur  werden,  wer  für  diese  Schützlinge  bereits  vorher,  ehe 
er  Berufsvormund  wird,  die  Erziehungsauswahl  und  Erziehungsaufsicht 
oder  mindestens  die  Erziehungsaufsicht  ausübt.  Nur  wer  zum  großen  Teil 
die  Erziehung  seiner  Schützlinge  leitet,  hat  Anspruch  darauf,  auch  die 
familienrechtliche  Rechtsform  dieser  Erziehungsleitung,  die  Berufsvormund- 
schaft, zu  übernehmen.  Vielleicht  ist  das  ein  wesentlicher  Unterschied 
von  der  Einzelvormundschaft.  Der  Einzelvormund  wird  erst  durch  die 
Bestellung  mit  Erziehungsaufgaben  betraut.  Der  Berufsvormund  dagegen 
übt  bereits  vorher,  ehe  er  durch  Bestellung  oder  kraft  Landesgesetzes 
Berufsvormund  wird,  auf  Grund  anderer  Vorschriften  diese  Erziehungs- 
leitung, oder  größere  Teile  von  ihr,  mindestens  Erziehungsauswahl  oder 
Erziehungsaufsicht  aus;' er  wird  Berufsvormund,  weil  er  jene  Erziehungs- 
arbeit bereits  leistet.  Die  Berufsvormundschaft  gibt  zum  tatsächlichen 
Zustand  eine  neue  rechtliche  Form  und  eine  sichere  Abrundung  und 
Umgrenzung. 

Nach  diesen  Grundsätzen  muß  auch  das  Verhältnis  von  Jugendamt 
und  Berufsvormundschaft  geregelt  werden.  Das  Jugendamt  muß  alle  seine 
Arbeiten  dem  Gesichtspunkt  der  Erziehungsleitung  unterordnen;  seine 
Gestaltung  ist  im  Grunde  nichts  als  Teilung  und  Ordnung  dieser  Erziehungs- 
leitung. Das  heißt  aber  wieder  nichts  anderes  als  zugleich  die  Berufs- 
vormundschaft ordnen  und  gestalten.  Beides  ist  im  Grunde  ganz  dasselbe. 
Deshalb  läge  es  ja  am  nächsten,  daß  das  Jugendamt  als  solches,  oder  der 
Vorstand  des  Jugendamtes  die  Rechte  und  Pflichten  des  Berufsvormundes 
übernähme.  So  würde  die  Berufsvormundschaft  von  demselben  Kollegium 
geführt  werden,  das  das  Jugendamt  leitet.  Eine  wirklich  einwandsfreie 
Gestaltung  des  Verhältnisses  von  Jugendamt  und  Berufsvormundschaft 
wird  nur  auf  dieser  Grundlage  möglich  sein,  weil  beide  schließlich  ein 
und  dasselbe  sind.  Auch  das  Verhältnis  von  Vormundschaftsgericht  und 
Jugendamt  wird  sich  erst  von  hier  aus  verstehen  und  gestalten  lassen. 
Diese  Form  galt  einst  vor  1900  in  vielen  Gebieten  Deutschlands.  Sie  ist 
auch  nachher  noch  verfochten  worden,  so  besonders  von  Schwan  der  und 
Schmidt  bei  den  Tagungen  des  Archivs  deutscher  Berufsvormünder. 

Allein  nach  unseren  heutigen  Gesetzen  ist  nur  eine  einzelne  Person 
»als  Vormund,  auch  als  Berufsvormund  denkbar.  Die  einzige  Ausnahme, 
die  Art.  136  gestattet,  ist  für  Anstalten  vorgesehen.  Bei  der  Anstalts- 
vormundschaft wird  der  Vorstand  —  also  manchmal  ein  Kollegium  — 
jVormund.  Unter  diesen  Umständen  wird  das  Verhältnis  von  Berufs- 
vormundschaft und  Jugendamt  als  Beziehung  der  einzelnen  Person  des 
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Berufs  Vormunds  zum  Jugendamt  geregelt  werden  müssen.  Der  preußische 
Entwurf  macht  es  sich  dabei  sehr  leicht;  man  bestimmt  irgendeinen 
Beamten  des  Jugendamtes  zum  Berufsvormund,  oder  man  fügt  den  Berufs- 
vormund irgendwie  in  die  Beamtenschaft  des  Jugendamtes  ein.  Allein 
so  einfach  liegt  die  Sache  keineswegs.  Auch  die  Stellung  des  Berufs- 
vormunds sollte  von  jener  grundsätzlichen  Betrachtung  der  Berufs  Vormund- 
schaft aus  gestaltet  werden. 

Wer  innerhalb  eines  Jugendamtes  Berufsvormund  werden  will,  der 
muß  besonderen  Bedingungen  entsprechen.  Es  kann  dazu  nicht  jeder  be- 
liebige Beamte  genommen,  werden;  das  widerspricht  dem  Wesen  der  Berufs- 
vormundschaft. Ihr  Träger  muß  ein  großes  Stück  der  ErziehungsleituDg  für 
jene  Schützlinge  in 'der  Hand  haben,  die  später  seine  Mündel  sein  sollen. 
Soweit  es  sich  also  um  eine  Armenamtsvormundschaft  handelt,  muß  die 
Unterbringung  der  armen  Kinder,  die  Auswahl  der  Pflegestellen  und  An- 
stalten, die  Beaufsichtigung  dieser  Verpflegung,  die  Auswahl  der  Berufe  und 
dergleichen  in  der  Hand  dieses  Beamten  liegen.  Soll  die  polizeiliche  Kost- 
kinderaufsicht Grundlage  der  Berufs  Vormundschaft  sein,  diese  sich  also 
auf  die  unehelichen  Kinder  erstrecken  —  und  gerade  da  ist  sie  am 
dringendsten  erforderlich  — ,  so  muß  der  Beamte  die  Auswahl  ihrer  Pflege- 
stellen und  deren  Beaufsichtigung  in  der  Hand  haben;  bei  solchen,  die 
in  der  mütterlichen  Familie  untergebracht  sind,  muß  ihm  wenigstens  die 
Aufsicht  zustehen.  Das  Gesetz  muß  also  klar  und  deutlich  diese  Er- 
ziehungsaufgaben dem  bestimmten  Beamten  zuweisen,  oder  wenn  das  Gesetz 
sie  dem  Jugendamt  überweist,  so  muß  das  Jugendamt  so  gestaltet  werden, 
daß  diese  Befugnisse  eben  jenem  Beamten  zustehen,  der  Berufsvormund 
sein  soll. 

Damit  sind  für  die  Gliederung  des  Jugendamtes  ganz  bestimmte  Richt- 
linien  gegeben.  Es  geht  nicht  an,  der  einen  Abteilung  die  Unterbringung 
der  armen  Kinder,  einer  anderen  die  Auswahl  und  Beaufsichtigung  der 
Pflegestellen  zu  überweisen,  eine  dritte  Abteilung  mit  der  Rechtsvertretung 
zu  betrauen  und  dann  deren  Leiter  oder  deren  Beamte  als  Berufsvormund 
zu  bezeichnen.  Ein  Beamter,  der  nur  die  Rechtsvertretung  der  Mündel 
besorgt,  der  aber  nicht  ihre  Pflegestellen  auswählt  und  beaufsichtigt,  nicht 
ihre  Erziehung  leitet,  kann  eben  niemals  Berufsvormund  sein.  Das  folgt 
eben  aus  den  formellen  Vorschriften  des  Art.  136  EG.  und  ist  zugleich 

,  sachlich  begründet,  weil  Berufsvormundschaft  ihrem  Wesen  nach  Erziehungs- 
leitung ist,  weil  Rechtsvertretung  nur  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Erziehung 
richtig  durchgeführt  werden  kann.    Berufsvormund  dürfen  bei  einer  sach- 

v  liehen  Teilung  des  Jugendamts  nur  Leiter  oder  Beamte  jener  Abteilung 
werden,  die  Unterbringung,  Auswahl  und  Aufsicht  zu  besorgen  hat.  Bei 
jener  Gliederung  muß  eben  der  Leiter  des  Jugendamtes,  dem  alle  jene 
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Abteilungen  unterstehen  und  der  damit  auch  die  Erziehungsleitung  in  der 
Hand  hat,  zum  Berufsvormund  bestimmt  werden. 

Will  man  mehrere  Berufsvormünder,  so  muß  man  auch  jene  Erziehungs- 
leitung auf  sie  verteilen,  und  dann  dürfen  jene  besonderen  Abteilungen  nicht 
bestehen  bleiben.  Man  kann  dann  das  Jugendamt  nicht  nach  sachlichen 
Aufgaben  gliedern,  sondern  muß  es  nach  den  Personen  der  Mündel  teilen. 
Jeder  Abteilung  würden  dann  Erziehungsauswahl  und  Erziehungsleitung 
für  eine  bestimmte  Gruppe  von  Kindern  überwiesen;  der  Leiter  der  Ab- 
teilung würde  dann  auch  Berufsvormund  dieser  Kinder. 

Eine  besondere  Abteilung  „Berufsvormundschaft"  ist  im  Jugendamt 
nur  so  denkbar,  daß  dem  Berufsvormund  oder  den  Berufsvormündern 
Auswahl  und  Aufsicht  der  Anstalts-  und  Familienverpflegung  für  alle  zu 
bevormundenden  Armenpfleglinge  und  Unehelichen  überwiesen  wird.  Dann 
müßte  für  alle  die  anderen  Kinder  beider  Gruppen,  die  nicht  unter  Berufs- 
vormundschaft fallen  sollen,  eine  besondere  Abteilung  geschaffen  werden, 
d.  h.  die  Versorgung  der  Armenkinder  und  die  Kostkinderaufsicht  müßten 
jede  in  verschiedene  Abteilungen  zerlegt  werden.  Da  man  indessen  wohl 
überall  in  Deutschland  die  Abteilungen  des  Jugendamts  nach  sachlichen 
Aufgabenkreisen,  nicht  nach  den  Personen  der  Mündel  gliedern  wird,  so 
kann  man  nur  den  einen  Weg  gehen: 

Der  Berufsvormund  muß  der  Vorsitzende  oder  der  Amts- 
leiter des  Jugendamtes  sein. 

Eine  solche  Ordnung  hilft  zugleich  andere  Schwierigkeiten  überwinden, 
die  der  Entwicklung  der  Berufsvormundschaft  öfters  entgegentreten.  Der 
Berufsvormund  hat  dieselben  Rechte  und  Pflichten  wie  ein  Vormund  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs.  So  hat  er  dem  Gericht  gegenüber  grundsätzlich 
—  von  einzelnen  Erleichterungen  abgesehen  —  die  gleiche  Stellung 
wie  ein  Einzelvormund.  Deshalb  ist  er  dem  Gericht  persönlich  für  die 
ganze  Führung  der  Vormundschaft  verantwortlich;  er,  nicht  das  Jugendamt, 
muß  vor  dem  Richter  die  Handlungen  verantworten,  die  das  Amt  und 
seine  Angestellten  vornehmen.  Ist  Erziehungsauswahl  und  Erziehungs- 
aufsicht einer  anderen  Abteilung  zugewiesen,  auf  deren  Leitung  er  nicht 
unmittelbar  einwirken  kann,  so  wird  sich  doch  das  Gericht  bei  seiner 
Aufsicht  an  den  Berufsvormund  halten  müssen.  Er  muß  also  Handlungen 
verantworten,  auf  die  ihm  kein  entscheidender  Einfluß  zusteht.  Das  ist 
ein  unhaltbarer  Zustand.  Man  kann  es  menschlich  nicht  billigen,  daß 
jemand  Dinge  verantworten  soll,  die  sich  seiner  Einwirkung  entziehen; 
aber  auch  das  Gericht  wird  sich  mit  einem  solchen  Zustand  nicht  befreunden 
können.  In  der  Praxis  sind  daraus  vielfach  Unzuträglichkeiten  hervor- 
gegangen ;  wenn  man  Bedenken  von  Richtern  gegen  die  Berufsvormundschaft 
hört,   so  geht  sehr  viel  davon  eben  auf  dieses  Mißverhältnil  zurück. 
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Vollständig  wird  sich  der  Zwiespalt  nur  belieben  lassen ,  wenn  man 
der  Behörde  selbst  die  Vormundschaft  zuweist.  Solange  das  aber  nicht 
geht,  muß  man  wenigstens  alle  Aufgaben  des  Berufsvormunds  beim  Jugend- 
amt in  einer  Hand  zusammenlaufen  lassen. 

Ahnliche  Bedenken,  wenngleich  nicht  so  schwerwiegender  Art,  werden 
öfter  bei  der  Regelung  der  Haftpflicht  des  Berufsvormunds  ausgesprochen. 
Er  kann  ohne  Hilfspersonen  nicht  arbeiten;  die  Durchführung  der  Erziehungs- 
arbeit ist  ohne  Hilfspersonen,  bei  größeren  Jugendämtern  ohne  ein  viel- 
gegliedertes Amt  nicht  denkbar.  Für  Mißgriffe  und  Versehen  all  dieser 
Hilfspersonen  haftet  der  Berufsvormund  persönlich;  das  Reichsgericht  hat 
meines  Wissens  diesen  Standpunkt  ausdrücklich  gebilligt.  Einerlei  wie 
man  die  Haftpflicht  regeln  mag,  so  sollt©  doch  dem  Berufsvormund,  wenn 
er  diese  Verantwortung  trägt,  auf  die  Auswahl  und  die  Tätigkeit  dieser 
Personen  ein  entscheidender  Einfluß  zustehen. 

Werfen  wir  von  hier  aus  noch  einen  Blick  auf  den  preußischen 
Gesetzentwurf  zurück.  Ursprünglich  hatte  er  den  Berufsvormund  wie  einen 
gewöhnlichen  Beamten  des  Jugendamtes  behandelt  und  ihm  nicht  einmal 
einen  Platz  im  Vorstand  des  Jugendamts  gegeben.  Bei  gemeinsamen 
Beratungen  von  Vormundschaftsrichter  und  Jugendamt  würde  der  Richter 
also  gar  nicht  den  Mann,  der  ihm  in  erster  Linie  verantwortlich  wäre, 
vorgefunden  haben.  Der  spätere  Entwurf  verlieh  dann  dem  Berufsvor- 
mund einen  Sitz  ohne  Stimme,  sah  ihn  aber  im  übrigen  immer  noch  als 
irgendeinen  Beamten  des  Jugendamtes  an,  der  mit  einer  Teilaufgabe  betraut 
sei.  Mein  Gegenvorschlag  (Heft  11/12,  1918  dieser  Zeitschrift)  suchte  dem 
Wesen  des  Jugendamtes  wie  der  Berufsvormundschaft  als  Erziehungs- 
behörde in  der  Stellung  des  Berufsvormunds  gerecht  zu  werden.  Dieser  muß 
vollberechtigtes  Mitglied  der  leitenden  Behörde  sein,  ja  mehr  als  das,  er  muß 
entweder  ihr  Vorsitzender  sein,  oder  falls  der  Vorsitz  mehr  repräsentativen 
Charakter  hat,  so  gebührt  die  Berufsvormundschaft,  die  rechtliche  Verant- 
wortlichkeit für  die  Erziehung,  dem,  der  das  Jugendamt  verantwortlich  leitet. 

Heute  hoffen  wir,  daß  die  Jugendfürsorge  Sache  des  einheitlich 
gestalteten  Deutschen  Reiches  wird.  Für  ihre  Neuregelung  wird  die 
grundsätzliche  Erkenntnis  des  Wesens  von  Jugendamt  und  Berufsvor- 
mundschaft bestimmend  sein  müssen;  man  wird  beide  gemeinsam  als 
Erziehungsbehörde  aufzubauen  haben.  Man  wird  die  Berufsvormundschaft 
dem  Jugendamt  selbst  oder  seinem  Vorstand  zuweisen,  das  Jugendamt 
wird  zur  berufsvormundschaftlichen  Behörde.  Von  da  wird  man  dann  das 
weitere  schwierige  Problem  lösen  können,  wie  die  Aufgaben  der  Ober- 
vormundschaft zwischen  Vormundschaftsgericht  und  Berufsvormundsehaft 
zu  teilen  sind,  während  diese  Frage  solange  unlösbar  sein  wird,  als  der 
Berufsvormund  eine  einzelne  Person  ist. 
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Jugendamt  und  Kinderkrippen. 

Von  Dr.  Blaum  (bisher  Straßburg  i.  Eis.) 

Das  wichtigste  Gebiet  der  Jugend-  und  Kinderfürsorge  ist  unzweifel- 
haft das  der  Fürsorge  für  die  Kleinsten.  Bieten  sich  hier  doch  die 
meisten  Aussichten,  durch  rechtzeitiges  vorbeugendes  Eingreifen  auf  Grund 
der  Gesamterfahrungen  der  bisherigen  Arbeit  die  künftige  Entwicklung 
des  Kindes  in  sichere  und  gute  Bahnen  zu  lenken.  Daher  die  über- 
ragende Bedeutung,  die  die  Säuglingsfürsorge  mit  den  zu  ihr  ge- 
hörenden Gebieten  der  Fürsorge  für  werdende  Mütter,  des  Mutterschutzes, 
der  Wöchnerinnenfürsorge  und  der  Kleinkinderfürsorge  zakommt. 
Verständlich  deshalb  auch,  daß  in  manchen  größeren  Bundesstaaten  in 
den  letzten  Jahren  ernsthaft  der  Gedanke  erwogen  wurde,  die  Säuglings- 
fürsorge durch  besondere  öffentliche  Behörden  zu  organisieren  und  mit 
Staatsmitteln  in  umfassender  Weise  die  Mißstände  auf  diesem  Gebiete 
zu  bekämpfen.  Heute  aber,  wo  die  sozialpolitische  Fachwelt,  wie  auch 
mehr  und  mehr  die  in  Frage  kommenden  Bevölkerungsschichten  für  die 
Gesamtheit  der  Kinder-  und  Jugendfürsorge  die  Errichtung  öffentlicher 
Jugendämter  als  behördlicher  Mittelpunkte  der  Fürsorge  für  alle  nicht 
Volljährigen  in  jedem  Stadt-  und  jedem  Landkreis  verlangen,  heute  dürfte 
dieser  Gedanke  bereits  überwunden  und  an  seine  Stelle  die  Forderung 
getreten  sein,  die  Säuglingsfürsorge  als  großen  Zweig  den  Jugendämtern 
einzugliedern.  So  hat  der  deutsche  Jugendfürsorgetag  im  September  1918 
in  Berlin,  jene  einmütige  Kundgebung  aus  allen  Gauen  des  deutschen 
.Reichs  für  die  öffentliche  Förderung  der  Jugendfürsorge,  sich  den  Forde- 
rungen des  Verfassers  über  das  Thema:  Ein  Eeichsgesetz  über  Jugend- 
ämter angeschlossen,  wobei  von  ihm  als  Aufgabe  der  Jugendämter  be- 
zeichnet L wurde:  die  Fürsorge  für  die  Mütter,  Säuglinge  und  Kleinkinder 
als  besonderer  Zweig  ihrer  Tätigkeit. 

Es  ist  erstaunlich,  als  wie  vielseitig  sich  dieser  Teil  der  Jugendfür- 
sorge herausgestellt  hat:  Was  in  verschiedenen  einzelnen  Verbänden  im 
Reich,  in  jeder  einzelnen  Stadt  in  verschiedenen,  oft  mehreren  gleichge- 
richteten Vereinen  gepflegt  wird,  Mütterberatung,  Stillbeihilfe,  Entbindungs- 
anstalten, Wöchnerinnenheime,  Säuglingsheime  und  -Heimstätten,  Wöch- 
nerinnenschutz, Pflegestellenvermittlung,  Säuglingskrippen,  Kindergärten 
usw.  usw.,  soll  nun  an  einer  Stelle  in  jeder  größeren  Stadt  —  etwa  von 
20000  Einwohnern  ab  —  und  in  jedem  Landkreis  einen  Mittelpunkt 
finden  und  von  dort  aus  eine  allgemeine  Leitung  erfahren.  Es  bedarf 
keines  Wortes  zur  Begründung  mehr,  daß  eine  solche  Verbindung  und 
Verknüpfung  der  verschiedenen  Einrichtungen,  gleichzeitig  eine  gegenseitige 
Belehrung  und  Anregung,  dem  allgemeinen  Bedürfnis  entspricht;  wenn 
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etwas  nach  dem.  Kriege  hinzutritt,  so  ist  es  der  Zwang  zu  intensivster 
Ausnützung  aller  vorhandenen  Einrichtungen  und  zu  zweckmäßigster  Ver- 
wendung aller  Mittel  der  sozialen  Fürsorge  im  Interesse  des  Volkswohls. 
Das  trifft  sowohl  sämtliche  Zweige  der  AbteiluDg  „Mütter-  und 
Säuglingsfürsorge"  des  Jugendamtes,  als  auch  die  einzelneu  selbst, 
wie  z.  B.  das  Kinderkrippenwesen! 

Die  Kinderkrippen  sind  heute  zumeist  private  Einrichtungen,  ge- 
schaffen von  Vereinen  der  freien  Liebestätigkeit,  von  Stiftungen,  Pfarreien, 
größeren  Fabriken,  hie  und  da  auch  von  gemeinsamen  Siedelungen.  Nur 
in  wenigen  Fällen  haben  die  Gemeinden  selbst  auf  ihre  Kosten  Kinder- 
krippen eingerichtet,  zumeist  beschränkten  sie  sich  darauf,  privaten  Ein- 
richtungen Zuschüsse  zu  ihren  Betriebskosten  zu  gewähren.  Von  anderen 
Schwächen  privater  Fürsorge  abgesehen,  haben  die  Kinderkrippen  daher 
[neben  den  großen  Vorzügen  der  Einrichtungen  freier  Liebestätigkeit]  den 
Nachteil,  daß  ihre  Entstehung,  ihr  Umfang  und  ihre  Verteilung  dem  Zu- 
fall und  der  Willkür  unterliegen.  Es  kann  nicht  bestritten  werden,  daß 
gerade  auf  dem  Gebiete  der  Kinderkrippen  einige  Organisationen  muster- 
gültige Einrichtungen  geschaffen  haben,  es  ist  aber  auch  nicht  zu  wider- 
legen, daß  die  Verteilung  dieser  Einrichtungen  nicht  immer  nach  dem 
Bedürfnis  und  der  sozialen  Notwendigkeit  erfolgt  ist.  Sind  doch  die 
Kinderkrippen  zumeist  entstanden  aus  den  ursprünglichsten  und  einfachsten 
Gefühlen  caritativer  Nächstenliebe,  weniger  aus  sozialpolitischen  Erwä- 
gungen, geschweige  denn  aus  großzügigen  Plänen  zur  Befriedigung  des 
Bedürfnisses.  So  erhebt  sich  die  Frage,  wie  dieser  mehr  zufälligen  Ent- 
wicklung Richtung  und  Ziel  gegeben  werden  kann,  wie  tlas  soziale  Be- 
dürfnis nach  Kinderkrippen  systematisch  und  möglichst  zweckmäßig  be- 
friedigt wird. 

Die  erste  Frage  bei  der  Regelung  der  Kinderkrippen  einer  Stadt 
—  in  Landkreisen  liegen  die  Verhältnisse  erheblich  anders,  da  nur  größere 
Fabrikgemeinden  ein  Bedürfnis  nach  einer  Kinderkrippe  aufweisen  können  — 
ist  die  nach  der  Zahl  der  Krippenplätze,  die  vorhanden  sein  müssen, 
um  alle  krippenbedürftigen  Kinder  aufzunehmen.  Die  Zeit,  in  der  man 
ein  Auge  zudrücken  konnte,  wenn  eine  Mutter  ihr  Kind  in  die  Kinder- 
krippe brachte,  obwohl  es,  sei  es  von  einer  älteren  Schwester,  sei  es  von 
andern  Verwandten,  während  der  außerhäuslichen  Arbeit  der  Mutter  sehr 
wohl  gehütet  und  besorgt  werden  konnte,  ist  endgültig  vorüber:  Es  gilt 
nicht  nur  mit  Geld,  sondern  auch  mit  Menschenkräften  aufs  äußerste  zu 
sparen!  Daher  muß  Grundsatz  des  die  Säuglingsfürsorge  im  allgemeinen 
regelnden  Jugendamtes  sein:  „Kein  Kind  in  eine  Kinderkrippe,  das 
anderweit  gut  untergebracht  werden  kann!"  Es  muß  in  jedem  Fall,  in 
dem  eine  Mutter  ein  Kind  in  einer  Kinderkrippe  unterbringen  will,  zu- 
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erst,  es  sei  denn,  daß  die  Unterbringung  sofort  notwendig  ist,  eine  Nach- 
prüfung durch  das  Jugendamt  vorgenommen  werden,  ob  die  Mutter  das 
Kind  nicht  im  eigenen  Hause  oder  bei  Verwandten  pflegen  lassen  kann. 
Ebenso  muß  zunächst  versucht  werden,  ob  nicht  eine  geeignete  Pflegefrau 
vorhanden  ist,  der,  etwa  neben  andern  Kindern,  der  Säugling  gegen  Ent- 
gelt anvertraut  werden  könnte,  ein  Hütegeld,  das  entweder  ganz  oder 
teilweise  von  der  verdienenden  Mutter  zu  bezahlen  oder  durch  das 
Jugendamt  zu  gewähren  wäre.  Nur  dann,  wenn  diese  Feststellung  auf 
Grund  der  persönlichen  und  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  elterlichen 
Eamilie,  vorgenommen  durch  sozialpolitisch  geschultes  Erkundigungs- 
personal mit  Besuch  in  der  Wohnung,  ^negativ  ausfällt,  nur  dann  soll  die 
Aufnahme  in  einer  Krippe  gutgeheißen  werden.  Es  ist  durch  Versagen 
oder  Gewähren  einer  Unterstützung  leicht  möglich,  die  Mutter  zu  dem 
Ergebnis  der  Untersuchung  entsprechender  Unterbringung  des  Kindes 
zu  veranlassen.  Dem  Jugendamt  werden  zumeist  über  die  Familie  des 
Kindes  bereits  Akten  zur  Verfügung  stehen,  laufen  bei  ihm  doch  die 
Meldungen  über  die  Entbindungen  bei  allen  unehelichen  Müttern  und  die 
der  Fürsorge  für  die  ehelichen  Säuglinge  des  Mittelstandes  und  der 
Arbeiterschichten  zusammen.  Es  verfügt  über  geschultes  Personal,  die 
Waisenpfleger  und  Waisenpflegerinnen  in  den  einzelnen  Stadtbezirken, 
über  die  Säuglingsschwestern,  ganz  abgesehen  von  dem  Urteil  des 
Säuglingsarztes,  der  stets  vor  der  Unterbringung  des  Kindes  in  Pflege- 
stelle oder  Krippe  gefragt  werden  muß.  Es  bedeutet  daher  für  die  Ab- 
teilung „Mutter-  und  Säuglingsfürsorge"  keine  erhebliche  Mehrarbeit,  wenn 
diese  Feststellungen  von  ihr  gemacht  werden,  und  andererseits  kann  keine 
Kinderkrippe  mit  der  Sicherheit  und  in  so  umfassender  Weise  diese 
Nachprüfungen  vornehmen.  Daher  ist  der  Anschluß  der  Kinderkrippen 
in  irgend  einer  Form  an  das  Jugendamt  schon  wegen  der  Grund- 
frage der  Existenzberechtigung  der  Kinderkrippen,  der  sozialen  Frage 
nach  der  Krippenbedürftigkeit,  unbedingt  notwendig*). 

Dieser  Frage  des  Einzelfalls  steht  gegenüber  die  Gesamtfrage  nach 
der  Zahl  der  Krippen,  die  für  die  Bevölkerung  notwendig  sind.  Ganz 
verschieden  nach  der  Zusammensetzung  der  Bevölkerung  der  einzelnen 
Stadtteile  ist  das  Bedürfnis  auf  das  Stadtgebiet  verteilt,  richtet  sich  nach 
der  örtlichen  Lage  (Sonnenseite),  nach  der  Schichtung  der  Bevölkerung, 
nach  der  Wohnart  usw.  Aufgabe  des  Jugendamtes  ist  ,es,  überall  da, 
wo  dem  Bedürfnis  nach  Kinderkrippen  durch  die  private  Wohltätigkeit, 
Stiftungen  usw.  nicht  genügt  wird,  ihre  Einrichtungen  anzuregen  oder  selbst  in 

*)  Die  Ausführungen  des  Verfassers  beruhen  auf  seinen  praktischen  Erfahrungen 
als  sozialpolitischer  Dezernent  der  Stadtverwaltung  Straßburg,  in  der  er  die  hier 
geschilderten  Einrichtungen  geschaffen  hat. 
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die  Hand  zu  nehmen.  Ja,  ich  möchte  nicht  davor  zurückschrecken,  dem 
Jugendamt  auch  die  Pflicht  zu  übertragen,  dort,  wo  eine  Kinderkrippe  sich 
als  überflüssig  erweist,  —  es  gibt  auch  solche  Fälle!  —  gegen  ihr  Weiter- 
bestehen wegen  unnötiger  Verschwendung  von  Fürsorgemitteln  vorzugehen. 

Für  solche  Entscheidungen  aber  und  solche  allgemeinen  Anordnungen 
bedarf  das  Jugendamt  eines  Organes,  dem  die  besonderen  Aufgaben  der 
Säuglings-,  zum  wenigsten  der  Krjppenfrage  obliegen.  Es  empfiehlt  sich 
unter  dem  Hauptausschuß  für  Jugendfürsorge  einen  „Krippenausschuß" 
einzusetzen.  In  diesem  Krippenausschuß  sollen  unter  dem  Vorsitze  des 
Leiters  des  Jugendamtes  vereinigt  werden  je  ein  Vertreter  der  Vor- 
stände der  einzelnen  Krippen,  der  Arzt  und  die  Leiterin  jeder 
Krippe.  Hinzuzuziehen  ist  ferner  der  städtische  Säuglingsarzt,  gegebenen- 
falls der  Stadtarzt  als  Vertreter  des  städtischen  Gesundheitswesens.  An  den 
Sitzungen  müssen  selbstverständlich  die  Säuglingsfürsorgerinnen  des 
Jugendamtes  mit  beratender  Stimme  teilnehmen.  Der  Krippenausschuß 
soll  sich  je  nach  Bedarf,  zum  mindesten  aber  vierteljährlich  zusammen- 
finden und  die  gemeinsamen  Fragen  der  Kinderkrippen  besprechen.  Sie 
werden  sich  nicht  nur  erstrecken  auf  die  Grundsätze,  die  hinsichtlich  der 
Krippenbedürftigkeit  zu  verfolgen  sind,  und  die  Errichtung  neuer  Krippen, 
sondern  auch  auf  die  Organisation  und  die  Leistungen  der  Krippen  selbst. 
Eine  ganz  besondere  Stellung  werden  die  hygienischen  Fragen  einnehmen, 
weshalb  die  starke  Vertretung  der  interessierten  Ärzteschaft  im  Krippen- 
ausschuß notwendig  ist. 

Gerade  die  Prüfung  der  Krippennotwendigkeit  gibt  die  Möglichkeit, 
über  die  in  den  Kinderkrippen  .untergebrachten  Kinder  eine  ständige 
Kartothek  zu  führen,  in  der  die  Zu-  und  Abgänge  genau  vermerkt  sind 
und  gleichzeitig  die  Meldungen  über  das  Ausbrechen  ansteckender 
Krankheiten  eingetragen  werden.  Nimmt  man  für  die  Unterbringung 
der  Kinder  verschiedene  Kartenfarben,  oder  verwendet  man  zur  Kenntlich- 
machung verschiedenfarbige  Klebemarken  auf  den  Karten,  so  kann  bei 
der  Meldung  einer  ansteckenden  Krankheit,  die  in  einer  der  Krippen 
ausgebrochen  ist,  rasch  festgestellt  werden,  welche  andern  Kinder  der 
Gefahr  der  Ansteckung  unterliegen.  Es  ist  dann  möglich,  nicht  nur  durch 
sofortige  Hausbesuche  seitens  der  Säuglingsfürsorgerinnen,  diese  Kinder 
unter  eine  sorgfältigere  gesundheitliche  Kontrolle  zu  bringen,  sondern  es 
kann  auch  verhindert  werden,  daß  ein  bisher  in  der  infizierten  Krippe 
aufgenommenes  Kind,  wie  es  häufig  geschieht,  von  der  Mutter  oder 
Pflegefrau  in  einer  andern  Krippe  untergebracht  wird.  Da  gerade  die 
Kinderkrippen  unter  der  Verschleppung  von  Kinderkrankheiten  leiden, 
deren  Inkubationszeit  eine  längere  ist,  ist  die  Ansteckungsmöglichkeit  bei 
diesen  Anstalten  besonders  groß. 
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Die  Organisation  der  einzelnen  Krippen  ist  zunächst  Sache  der  ein- 
zelnen Krippenvorstände  und  daher  dem  Jugendamt  im  allgemeinen  nicht 
unterworfen.  Es  liegt  aber  im  Interesse  nicht  nur  der  in  Frage  kommenden 
Bevölkerungsschichten,  sondern  auch  der  Krippen  selbst,  daß,  soweit  not- 
wendig, eine  gewisse  Einheitlichkeit  der  Leistungen  herbeigeführt  werde. 
Man  muß  verhindern,  daß  zwischen  den  einzelnen  Krippen  aus  dem  Ge- 
sichtspunkte der  Mehrleistung  der  einen  oder  andern  oder  des  billigern 
Krippengeldes  eine  Konkurrenz  entsteht,  die  die  Verteilung  der  Krippen- 
plätze auf  das  gesamte  Stadtgebiet  nachteilig  beeinflußt.  Es  ist  daher 
zweckmäßig,  das  Krippengeld  auf  eine  gleichmäßige  Höhe  festzusetzen, 
wobei  jedoch  für  einzelne  gesondert  liegende  Stadtteile  Ausnahmen  gemacht 
werden  können,  und  die  Verabfolgung  von  Milch  und  anderen  Mahl- 
zeiten einheitlich  zu  bestimmen.  Auch  muß  der  Krippenausschuß  unter 
Berücksichtigung  der  örtlichen  Verhältnisse  der  einzelnen  Stadtteile  z.  B. 
der  Lage  von  Industrien,  die  mit  Nachtschichten  arbeiten  usw.,  die 
Offnungs-  und  Schlußzeiten  der  Krippen  am  Morgen  und  Abend 
regeln.  Das  gleiche  gilt  für  die  Verteilung  der  Krippenkinder  in  den 
für  die  Reinigung  der  Krippen  notwendigen  alljährlichen  Ferien.  Zur- 
zeit empfiehlt  sich  auch,  die  Abgabe  von  Lebensmittelkarten  für 
die  Gewährung  von  Milch,  Brot,  Zucker,  Eiern  usw.  gleichmäßig  festzu- 
setzen. 

Eine  besondere  Aufgabe  des  Krippenausschusses  ist  nächstdem  die 
Vertretung  der  Interessen  der  Krippen  gegenüber  andern  Behörden 
usw.  Gerade  die  Ernährungs-  und  Bedarfsmittelregelungen  machen  es  not- 
wendig, daß  die  Interessen  der  Krippen  gegenüber  den  Gemeinden  und 
ihren  Lebensmittelämtern  usw.  gemeinsam  vertreten  werden,  wenn  möglich 
durch  ein  Organ,  das  selbst  einen  Teil  einer  öffentlichen  Behörde  bildet. 
Des  Verfassers  Erfahrungen  in  dieser  Hinsicht  lassen  ihn  die  Vertretung 
der  Interessen  der  Krippen  in  einem  städtischen  Krippenausschuß  gegen- 
über gemeinnützigen  Betrieben  und  öffentlichen  Behörden  wärmstens 
empfehlen.  Die  einzelne,  in  den  Händen  eines  privaten  Vereins  befindliche 
Krippe,  ist  stets  wirkungsloser  in  ihren  Anträgen,  als  die  Organisation 
sämtlicher  gleicher  Einrichtungen. 

Das  Arbeiten  in  einem  solchen  Krippenausschuß  zeigt  nach  wenigen 
Sitzungen  bereits  ein  starkes  Erwachen  des  gegenseitigen  Vertrauens 
auf  Grund  der  gleichen  Arbeit  aller  im  Interesse  der  Kleinkinder.  Wenn 
es  dem  Vorsitzenden  gelingt,  durch  Vorträge  z.  B.  eines  der  Krippen- 
ärzte die  Erfahrungen  der  einzelnen  Krippen  zu  gegenseitigem  Austausch 
zu  bringen,  so  wird  ein  starkes  Bedürfnis  sich  sehr  bald  zeigen,  im 
Interesse  der  gemeinsamen  Arbeit  nicht  nebeneinander  oder,  wie  häufig, 
gegeneinander,  sondern  miteinander  unter  gegenseitiger  Fühlung- 
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nähme  und  Rücksichtnahme  zu  arbeiten.  Es  löst  sich  dann  die  jetzt 
oft  falsch  gerichtete  Konkurrenz  in  einen  erfreulichen  Wetteifer  auf: 
für  die  Kinder  das  Beste  zu  schaffen. 


Die  Einwirkung  des  Krieges  auf  die  Waisenhäuser  und  Erziehungs- 
anstalten in  Preußen. 

Von  Else  Li  ermann,  Frankfurt  a.  M. 

Auch  in  die  Waisenhäuser  und  Erziehungsanstalten  sind  die  Wogen 
des  Krieges  auf  mancherlei  Weise  hineingedrungen.  Zunächst  war  man 
wohl  im  Zweifel  darüber,  ob  die  Fürsorgeerziehung  im  Kriege  überhaupt 
fortzusetzen  sei,  und  immer  wieder  tauchte  in  den  ersten  Wochen  die 
Frage  auf,  ob  vor  den  wichtigeren  Aufgaben  der  Kriegshilfe  die  Jugend- 
fürsorge nicht  zurücktreten  müsse.  Bald  aber  sagte  man  sich,  daß  gerade 
durch  den  Krieg  neue  Jugendnöte  entstehen  würden,  die  dringend  der 
Abhilfe  erheischten.  Und  je  größer  dann  die  Verluste  an  Menschenleben 
wurden,  die  dieser  Krieg  auf  den  Schlachtfeldern  forderte,  um  so  dring- 
licher wurde  das  Gebot,  ein  jedes  Glied  des  Volkes  zu  erhalten,  seine 
sittliche  Kraft  zu  heben  und  zu  stärken.  So  hat  dann  auch  die  Fürsorge 
für  die  in  Erziehungsanstalten  und  Waisenhäusern  untergebrachte  Jugend 
ihren  Fortgang  genommen,  freilich  nicht  unberührt  von  der  Not  der  Zeit. 

Wie  aus  den  von  den  Leitern  der  Anstalten  erstatteten  Berichten 
hervorgeht,  hat  der  Krieg  bei  den  Zöglingen  der  verschiedenartigsten 
Anstalten  eine  günstige  Wirkung  gezeitigt,  und  es  hat  sich  überall  gezeigt, 
daß  auch  in  den  Kindern  dieser  Anstalten  ein  guter  Kern  steckt.  Eine 
ehrliche,  starke  Begeisterung  ergriff  bei  Kriegsausbruch  die  ganze  Schar, 
eine  Begeisterung,  die  sich  nicht  nur  in  Worten  und  Gefühlen  äußerte, 
sondern  bestrebt  war,  dem  Vaterland  praktische  Arbeit  zu  leisten  und 
Opfer  zu  bringen.  Alle  Anstalten  berichten,  daß  der  Geist  unter  den 
Kindern  im  allgemeinen  gut  war,  ihr  Betragen  bis  auf  ganz  vereinzelte 
Fälle  zu  Klagen  keinen  Anlaß  bot.  Sie  hielten  selbst  auf  Zucht  und 
Ordnung  und  waren  willig  zu  jeder  Arbeit.  Abgesehen  davon,  daß  sich 
die  Kinder  seit  Ausbruch  des  Krieges  gut  führten,  eine  Erscheinung/  die 
sich  auch  während  der  Dauer  des  Krieges  nur  wenig  abgeschwächt  hat, 
scheint  auch  der  Gemeiusinn  bei  den  Zöglingen,  den  man  früher  so  oft 
vermissen  mußte,  erwacht  zu  sein.  Die  Jugend  war  bereit  zu  Entbehrungen 
um  des  Vaterlandes  willen  und  gab  oft  und  gerne  Beweise  ihrer  Opfer- 
willigkeit und  Hilfsbereitschaft.  Die  daheimgebliebenen  Kinder  wetteiferten 
miteinander,  den  draußen  stehenden  Anstaltsgliedern  Liebesgaben  zukommen 
zu  lassen,  den  Verwundeten  Trost  und  Freude  zu  bereiten.  So  wollten  die 
Kinder  freiwillig  auf  ihre  Weihnachtsgaben  verzichten,  um  aus  ihren 
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bescheidenen  Mitteln  auch  ein  Scherflein  für  Kriegszwecke  spenden  zu 
können.  Auch  bei  der  Zeichnung  von  Kriegsanleihe  hat  sich  die  Anstalts- 
jugend, soweit  es  ihr  möglich  war,  lebhaft  beteiligt.  Es  gehörte  wohl 
mit  zu  den  erfreulichsten  Erlebnissen  der  Kriegszeit,  daß  es  Anstaltsleiter 
und  Erzieher  erfahren  durften,  mit  welch  warmer  Zuneigung  ihre  Zöglinge 
.an  ihnen  und  der  Anstalt  hingen.  Ein  unwiderlegbarer  Beweis  dafür  war 
der  rege  Briefwechsel,  den  die  im  Felde  stehenden  Zöglinge  mit  ihren 
ehemaligen  Erziehern  und  Kameraden  gepflegt  haben. 

Der  günstige  Einfluß  des  Krieges  beschränkte  sich  nicht  nur  auf  die 
Führung  und  Gesinnung  der  Zöglinge,  er  zeigte  sich  auch  in  noch  viel 
stärkerem  Maße  in  der  Art,  wie,  und  der  Tatsache,  daß  die  Zöglinge  sich  aktiv 
an  der  Kriegsarbeit  beteiligten.  Tätige  Mitarbeit  auch  für  ihre  Anstalts- 
zöglinge an  der  großen  Kriegsaufgabe  herbeizuführen,  war  darum  auch  das 
vornehmste  Ziel  aller  Anstaltsleiter.  Da  hören  wir  denn  aus  allen  Knaben- 
anstalten von  einem  gewaltigen  Zudrang  zu  dem  freiwilligen  Dienst;  alles 
brannte  vor  Begier,  mitziehen  zu  dürfen.  Daß  dieser  Ansturm  zum  Eintritt 
ins  Heer  bei  der  großen  Mehrheit  nicht  auf  abenteuerlicher  Gesinnung,  um 
auf  diese  Weise  aus  den  Fesseln  der  Anstalt  und  der  Fürsorgeerziehung 
überhaupt  loszukommen,  beruhte,  sondern  vaterländischer  Opferwilligkeit 
entsprungen  ist,  konnte  man  aus  dem  späteren  Verhalten  derjenigen  Zög- 
linge erkennen,  die  noch  nicht  gleich  zur  Einstellung  gelangten,  die  aber 
immer  mehr  danach  drängten,  je  mehr  sie  durch  Briefe  und  Erzählungen 
verwundeter  Kameraden  von  den  Erlebnissen,  Entbehrungen  und  Ver- 
letzungen im  Felde  hörten.  Die  Anstaltsleiter  gaben  sich  natürlich  auch 
Mühe,  den  größeren  Jungen  ihren  Willen  zu  erfüllen,  als  Freiwillige 
einzutreten.  Da  aber  gerade  die  größeren  Jungen  der  Erziehungsanstalten 
vielfach  mit  dem  Strafgesetzbuch  in  Konflikt  gekommen  waren,  war  es 
nicht  ganz  leicht,  sie  beim  Militär  unterzubringen.  Auf  Veranlassung  der 
Behörde  gelang  es  aber  doch,  die  Bestimmung  zu  beseitigen,  daß  in  jedem 
Einzelfall,  wie  das  in  Friedenszeiten  erforderlich  war,  eine  Entscheidung 
des  Generalkommandos  herbeigeführt  werden  mußte.  Die  Entscheidung 
wurde  vielmehr  der  vorgesetzten  Behörde  anheimgestellt,  und  so  gelang  es, 

I  diejenigen  Zöglinge,  die  man  für  geeignet  hielt,  in  das  Heer  zu  bekommen. 
Viele,  die  auf  diese  Weise  nicht  unterkommen  konnten,  verließen  heimlich 
die  Anstalt,  um  an  anderen  Orten,  wo  sie  als  Fürsorgezöglinge  nicht 

^bekannt  waren,  ihr  Glück  zu  versuchen.  Gelang  ihnen  auch  dann  die 
Einstellung  nicht,  so  kehrten  die  meisten  freiwillig  wieder  in  die  Anstalt 
zurück.  Die  Wenigen,  die  nicht  zurückkehrten,  wurden  bald  ausfindig 
gemacht  und  zurückgebracht.    Aus  194  Anstalten  sind  bei  Kriegsbeginn 

l*  1629  Jungen  ins  Heer  eingestellt  worden,  darunter  693  als  Kriegsfreiwillige. 

H  Nach  einer  Mitteilung  des  evangelischen  Erziehungsamtes  der  inneren 
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Mission  haben  86  ihrer  Anstalten  1252  Zöglinge  ins  Heer  gesandt.  Aus 
einer  Einzelanstalt  wird  berichtet,  daß  von  48  Zöglingen,  die  bei  Kriegs- 
beginn im  Alter  von  18  bis  21  Jahren  standen,  sich  24  kriegsfreiwillig 
gemeldet  haben;  16  sind  außerdem  eingezogen  worden,  so  daß  83  %  aller 
Zöglinge  bei  der  Fahne  waren. 

Die  zurückbleiben  mußten,  beklagten  ihr  Schicksal  und  beneideten 
die  Ausgehobenen.  Allmählich  aber  fanden  sie  sich  in  das  unvermeidliche 
Los  und  erfüllten  in  stiller  Arbeit  ihre  Pflicht,  bis  das  Vaterland  auch 
sie  zu  den  Waffen  gebrauchen  konnte.  Sie  bemühten  sich  nach  Kräften 
zu  helfen,  und  immer  wieder  traten  sie  an  die  Anstaltsleiter  mit  der  Frage 
heran:  was  können  wir  denn  tun?  wir  wollen  auch  gern  helfen,  wie  sollen 
wir  das  machen?  Auch  die  weiblichen  schulentlassenen  Zöglinge  wollten 
den  männlichen  nicht  nachstehen  und  meldeten  sich  freiwillig  als  Kranken- 
pflegerinnen beim  Roten  Kreuz.  Sie  konnten  jedoch  wegen  der  für  diesen 
Beruf  erforderlichen  Unbescholtenheit  in  den  meisten  Fällen  nicht  zugelassen 
werden.  So  arbeiteten  sie  dann  an  der  Herstellung  von  wollenen  Unter- 
kleidern, Strümpfen  und  Handschuhen,  wozu  die  Provinzialverbände  das 
Rohmaterial  in  die  Anstalten  geliefert  haben.  Die  Knaben  ihrerseits 
bemühten  sich  in  ihrem  Kreis  soldatische  Zucht  und  Ordnung  einzuführen. 
In  die  durch  Erziehermangel  entstandenen  Lücken  durften  vielfach  ältere 
Jungen  einspringen  und  als  Assistenten  der  wenigen  zurückgebliebenen 
Brüder  Funktionen  von  Gruppenführern  übernehmen.  Sie  haben  mit  wenig 
Ausnahmen  ihren  Posten  mit  Treue  und  Tapferkeit  versehen,  und  ihre 
Kameraden  haben  ihnen  im  allgemeinen  das  Geschäft  nicht  schwer  gemacht. 
Auch  sonst  haben  die  Anstaltszöglinge  sich  in  erfreulicher  Weise  dienst- 
bereit gezeigt,  wo  immer  es  galt,  helfend  .  einzugreifen.  So  wurden  die 
Kinder  dieser  Anstalten  in  den  ersten  Monaten  die  am  meisten  begehrten 
und  in  Anspruch  genommenen  Hilfen  für  Erntearbeiten  jeglicher  Art,  nicht 
nur  in  dem  landwirtschaftlichen  Betrieb  der  eigenen  Anstalten,  sondern 
auch  bei  Bauern  und  Gutsherren  der  Umgegend. 

Noch  unmittelbarer  war  die  Kriegsarbeit  der  Jungen,  die  in  Anstalten 
waren,  die  bei  Kriegsbeginn  ihre  Werkstätten  nach  Möglichkeit  auf  Kriegs- 
arbeit eingestellt  hatten.  Und  das  geschah  fast  überall,  wenn  es  nicht 
an  geeigneten  Kräften  zur  Leitung  dieser  Unternehmen  fehlte.  So  hören 
wir  u.  a.,  daß  in  einer  ehemaligen  Schraubenmutterfabrik  eine  Schar  Jungen 
an  einer  bestimmten  Schraube  für  Maschinengewehre  arbeitete.  Auch  in  der 
Korbwarenindustrie  gab  es  Aufträge  fürs  Heer,  nämlich  die  Anfertigung  aus 
Rohr  oder  geschälten  Weiden  hergestellter  Granatenkörbe.  Eine  Anstalt  be- 
richtet, daß  sie  auf  diese  Weise  30  bis  40  Zöglinge  ständig  beschäftigen  konnte. 

Der  allgemeine  Fürsorgeerziehungstag  hat  1917  eingehend  darüber 
beraten,  wie  die  Anstalten  mit  ihren  Zöglingen  dem  Vaterland  noch  besser 
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dienen  könnten  als  bisher.  Man  kam  zu  dem  Ergebnis,  daß  die  Zöglinge, 
soweit  nicht  Kriegsindustrie  in  den  Anstalten  selbst  getrieben  werden 
konnte,  möglichst  ausgiebig  in  der  Landwirtschaft  beschäftigt  werden  sollten. 
Es  hat  sich  nur  leider  gezeigt,  daß  die  in  den  letzten  Jahren  eingetretenen 
Zöglinge  nicht  nur  zum  Teil  körperlich  zu  schwach,  sondern  auch  sittlich 
oft  so  haltlos  waren,  daß  sie  dem  Landvolk  keine  große  Hilfe  brachten. 

Es  soll  nun  noch  von  einer  Einrichtung  die  Rede  sein,  die  den 
Zöglingen  der  Erziehungsanstalten  direkte  Arbeit  in  der  Kriegsindustrie 
ermöglichte.  Diese  verdankt  ihre  Entstehung  dem  Landeshauptmann  von 
"Westfalen.  Er  hat  den  Gedanken  verwirklicht,  für  solche  Zöglinge,  die  sich 
in  der  Anstalt  gut  geführt  hatten,  Einrichtungen  zu  treffen,  bei  denen  sie 
durch  direkte  Beteiligung  an  Arbeiten  in  der  Kriegsindustrie  sich  ihren 
Unterhalt  selbst  verdienen  konnten  und  größere  Freiheit  hatten  als  in 
den  eigentlichen  Fürsorgeanstalten.  Diese  Einrichtungen  bestanden  in  der 
Angliederung  eines  Unterkunftshauses  an  ein  kriegsindustrielles  Unter- 
nehmen. •  Die  Jungen  wohnten  in  diesem  zusammen  wie  in  einem  großen 
Familienhaus,  nach  einer  geregelten  Haus-  und  Lebensordnung.  Die  Leitung 
hatte  ein  Hausvater,  der  mit  Jugendarbeit  vertraut  war.  Vertrauenspersonen 
nahmen  sich  der  jungen  Schar  besonders  auch  Sonntags  nach  Möglichkeit 
an.  Es  wurde  allerdings  in  solche  Jungen,  die  sich  an  dieser  Art  Arbeit 
in  der  Kriegsindustrie  beteiligen  durften,  ein  gut  Stück  Vertrauen  gesetzt, 
daß  sie  die  größere  Freiheit  nicht  mißbrauchten.  Die  Durchführung  dieses 
Gedankens  war  mit  allerlei  Schwierigkeiten  verbunden;  viele  Anstalten 
haben  schlechte  Erfahrungen  bei  seiner  Verwirklichung  gemacht.  So  wird 
z.  B.  aus  der  Anstalt  Hardehausen  berichtet,  daß  von  9  Jungen,  die  sie 
in  die  Kriegsindustrie  abgaben,  6  versagten,  so  daß  sie  wieder  zurück- 
genommen werden  mußten.  So  mußten  denn  auch  bald  die  beiden  Stationen 
in  Bürden  und  in  Dortmund  wieder  aufgegeben  werden.  Es  bestand  im 
letzten  Kriegsjahr  noch  eine  für  etwa  150  katholische  Zöglinge  auf  einer 
Zeche  in  Rauxel,  und  auf  einer  Zeche  in  Veitmar  bei  Bochum  seit  April  1917 
eine  solche  für  evangelische  Zöglinge.  Nach  der  Statistik  des  Landes- 
hauptmanns von  Westfalen  sind  aus  8  verschiedenen  Anstalten  des  dortigen 
Bezirkes  785  Zöglinge  in  der  Kriegsindustrie  beschäftigt  gewesen. 

Infolge  des  allgemeinen  Hilfsdienstgesetzes  hatten  verschiedene  General- 
kommandos angefragt,  ob  nicht  auch  die  noch  in  den  Anstalten  befindlichen 
Zöglinge  für  Munitionsherstellung  herangezogen  werden  könnten.  Es  war 
daher  seitens  einiger  Landeshauptleute  die  Absicht  ausgesprochen  worden, 
eine  größere  Anzahl  von  Zöglingen  in  Munitionsfabriken  zu  entlassen. 
Uber  den  Erfolg  und  die  Ausführung  dieses  Planes  ließ  sich  in  dem 
vorhandenen  Material  noch  nichts  feststellen,  doch  läßt  es  sich  vermuten, 
daß  auch  hierbei  der  Erfolg  nicht  den  Erwartungen  entsprochen  hat,  da 
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doch  vielen  Zöglingen  die  rechte  Ausdauer  und  Arbeitslust  fehlte  und 
die  ihnen  gebotene  Freiheit  nicht  immer  richtig  verwandt  wurde. 

Es  ist  natürlich,  daß  der  Einfluß  des  Krieges  auf  die  Zöglinge  auch 
seine  Schattenseiten  hatte,  aber  es  muß  vorausgeschickt  werden,  daß  es 
sich  nach  allem,  was  sich  aus  den  vielen  Berichten  erkennen  läßt,  doch 
immer  nur  um  eine  relativ  geringe  Zahl  von  Zöglingen  handelte,  bei  denen 
man  die  ungünstige  Wirkung  des  Krieges  vermuten  konnte.  So  war  es 
denn  besonders  zu  Anfang  des  Krieges  an  manchen  Orten  nicht  leicht, 
die  Anstaltsordnung  aufrecht  zu  halten.  Denn  hin  und  wieder  zeigte  sich 
eine  gärende  Unruhe  unter  den  größeren  Jungen,  die  zum  Teil  meinten, 
in  der  Kriegszeit  könne  man  sich  allerlei  erlauben,  zum  Teil  auch  von 
einem  starken  Drang  getrieben  wurden,  auf  eigene  Faust  irgendwo  zu 
versuchen  als  Freiwillige  anzukommen.  An  vereinzelten  Entweichungen, 
deren  Zahl  auch  während  der  langen  Dauer  des  Krieges  sich  niedrig 
gehalten  hatte,  ließ  sich  die  Unruhe  des  Krieges  und  die  mangelnde  Aufsicht 
spüren.  Aber  all  denen,  die  meinten,  sich  in  der  Kriegszeit  verbergen  zu 
können,  ist  dies  nur  scblecht  gelungen,  und  ihrer  Abenteurerlust  ist  gar  bald 
ein  Ende  gemacht  worden.  Andere  glaubten  wohl  auch,  die  Polizei  sei 
im  Kriege  anderweit  zu  sehr  in  Anspruch  genommen,  und  ließen  sich  daher 
zu  Einbruchsdiebstählen  und  Entwendungen  verleiten.  Obwohl  sich  unter 
dem  Einfluß  und  der  Dauer  des  Krieges  die  Neigung  zu  Entweichungen 
und  Entwendungen  bei  schwachen  Charakteren  gesteigert  hat,  kommen  die 
Rettungshäuser  und  Erziehungsanstalten  doch  zu  dem  erfreulichen  Ergebnis, 
daß,  von  diesen  zahlenmäßig  geringen  Fällen  ungünstiger  Einwirkung  ab- 
gesehen, im  großen  und  ganzen  die  Haltung  ihrer  Zöglinge  würdig  und 
dem  Ernst  der  Zeit  entsprechend  war. 

Und  nun  noch  ein  Wort  zu  den  Wirkungen  des  Krieges  auf  die 
Anstaltsbetriebe.  Auch  hier  war  der  Krieg  in  mannigfacher  Hinsicht 
deutlich  spürbar.  Wir  wollen  da  zunächst  unsern  Blick  auf  die  Besetzung 
der  Anstalten  richten.  Es  ist  nicht  ganz  leicht,  zu  einem  einheitlichen 
Bild  zu  kommen,  da  die  vorhandenen  Angaben  nur  spärlich  und  noch 
dazu  meist  ungenügend  und  für  statistische  Zwecke  unvollständig  sind. 

Im  allgemeinen  läßt  sich  die  Wirkung  des  Krieges  auf  die  Besetzung 
der  Anstalten  dahin  deuten,  daß  in  den  ersten  Wochen  nach  Kriegsbeginn 
sich  in  allen  Anstalten,  ganz  besonders  aber  in  denen  für  schulentlassene 
Knaben,  eine  starke  Entleerung  durch  Einberufung  zur  Waffe,  durch 
freiwillige  Meldungen  geltend  machte.  Außerdem  wurde  noch  ein  großer 
Teil  der  Kinder  widerruflich  in  die  Heimat  entlassen;  von  mehreren 
Anstalten  ließ  sich  feststellen,  daß  sie  sofort  über  die  Hälfte  ihrer  Zöglings- 
schar auf  diese  Weise  verloren.  Ein  Teil  der  Anstalten  wurde  auch,  wie 
sich  später  herausstellte,  übereilt  und  ohne  daß  dazu  ein  dringendes 
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Bedürfnis  vorlag,  aber  getrieben  von  dem  allgemeinen  Taumel,  selbsttätige 
Kriegshilfe  zu  leisten,  in  Lazarette  umgewandelt.  Hier  war  nun  die  Frage, 
„wo  bleiben  die  Kinder?"  besonders  brennend.  Die  meisten  Anstalten 
konnten  ihre  Kinder  in  gute  Pflegestellen  bringen.  Sie  haben  dies  meist 
durch  Rundfragen  an  ihnen  befreundete  Gemeinden  erreicht,  und  wider 
aller  Erwarten  drängten  sich  die  Gemeinden  um  die  Kinder.  Eine  Gemeinde 
nahm  sofort  40  Kinder  ab.  Und  es  muß  hervorgehoben  werden,  daß  die 
Kinder  nicht  nur  untergebracht,  sondern  gut  untergebracht  waren,  denn 
auch  jetzt  war  man  nicht  von  dem  Grundsatz  abgewichen,  die  Zöglinge 
nur  in  gut  empfohlene  Häuser  abzugeben.  Überhaupt  hat  die  Übernahme 
von  Lazaretten  der  Aufnahme  der  Kinder  keinen  Abbruch  getan,  um  des 
Lazarettes  willen  ist  kein  Kind  abgewiesen  worden,  für  das  Aufnahme 
nachgesucht  wurde. 

Schon  nach  wenig  Wochen  kamen  fast  alle  Anstalten  wieder  in  den 
gewohnten  Gang,  und  bald  waren  auch  die  Lücken  in  der  Besetzung  wieder 
ausgefüllt,  die  vorhandenen  Plätze  wieder  vergeben.  Die  Besetzung  der 
einzelnen  Anstalten  war  nun  je  nach  ihrem  Charakter  verschieden. 

Die  Anstalten  für  Kinder  haben  sich  allmählich  während  der  Kriegszeit 
viel  stärker  gefüllt.  Besonders  schnell  waren  die  Anstalten  für  schul- 
pflichtige Zöglinge  wieder  besetzt,  da  sehr  viele  Knaben  im  Alter  von  12 
bis  14  Jahren  überwiesen  wurden.  In  manchen  Anstalten  ist  die  Zahl  der 
im  schulpflichtigen  Alter  stehenden  Zöglinge  von  30,3  %  im  Jahre  1914/15 
auf  43,5  %  im  Jahre  1915/16  gestiegen,  so  berichtet  u.  a.  der  Magistrat 
der  Stadt  Berlin  auf  Grund  seiner  Wahrnehmungen.  Auch  in  den  Anstalten 
für  schulpflichtige  Mädchen  machte  sich  ein  Überfluß  an  weiblichen  Zög- 
lingen bemerkbar.  In  den  Anstalten  für  schulentlassene  männliche  Zöglinge 
war  der  Bestand  zunächst  nicht  gerade  übermäßig  groß,  vielmehr  war  die 
Besetzung  hier  annähernd  normal,  da  durch  die  Neueinberufungen  immer 
wieder  Platz  für  Neuaufzunehmende  geschaffen  wurde,  andererseits  die 
Behörden  auch  mit  der  Überweisung  solcher  Zöglinge,  die  in  absehbarer 
Zeit  ins  Heer  eintreten  mußten,  zurückhaltender  waren.  Unangenehmer 
machte  sich  dagegen  der  Platzmangel  in  den  Anstalten  für  schulentlassene 
(Mädchen  geltend.  Eine  Verringerung  der  Zahl  durch  Überweisung  in 
Dienststellen  wurde  mit  der  Zeit,  wie  im  folgenden  noch  gezeigt  werden 
soll,  immer  schwieriger. 

Zu  erwähnen  ist  noch  die  Besetzung  der  Waisenhäuser,  die  sich 
^während  des  ganzen  Krieges  auf  normaler  Höhe  gehalten  hat,  obwohl  hier 
> die  Überweisungen  von  Kriegswaisen  hinzukamen.  Aus  einer  Rundfrage, 
;  die  der  Arbeitsausschuß  der  Kriegerwitwen-  und  Waisenfürsorge  veranstaltet 
hat,  um  die  Notwendigkeit  neuer  Waisenhäuser  für  die  Kriegswaisen  zu 
:  beraten,  ersieht  man,  daß  die  Waisenhäuser,  sofern  nur  die  Verteilung 
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der  Waisen  richtig  vorgenommen  wurde,  durchaus  der  Zahl  der  in  Anstalts- 
pflege unterzubringenden  Kinder  genügen  konnte. 

An  der  Hand  der  wenigen  für  dieses  Gebiet  vorhandenen  Statistiken 
läßt  sich  feststellen,  daß  mit  Ausbruch  des  Krieges  ein  ganz  erheblicher 
Rückgang  der  Zahl  der  Uberweisungen  zur  Fürsorgeerziehung  überhaupt 
eingetreten  ist.  Während  sich  am  1.  April  1914  56464  Kinder  in  Fürsorge- 
erziehung befanden,  waren  es  am  1.  April  1915,  also  nach  8  Kriegsmonaten, 
nur  noch  55229.  Dieser  auffällige  Rückgang  der  Zahlen  läßt  ohne  weiteres 
die  Wirkung  des  Krieges  erkennen.  Dies  hat  seinen  Grund  wohl  darin, 
daß  einmal  ein  Teil  der  in  Fürsorgeerziehung  befindlichen  Zöglinge  durch 
ihren  Eintritt  ins  Heer  ausscheidet,  andererseits  trat  auch  eine  große  Zahl 
von  Jugendlichen,  die  sonst  in  Fürsorgeerziehung  gekommen  wären,  frei- 
willig ins  Heer  ein.  Mit  ins  Gewicht  fällt  bei  Erklärung  dieser  Erscheinung 
auch  noch  die  Tatsache,  daß  die  Verfehlungen  der  Jugendlichen  in  den 
ersten  Monaten  in  selteneren  Fällen  zur  Kenntnis  der  Vormundschafts- 
gerichte gelangten  —  auch  eine  Folge  der  Einberufung  der  vielen  auf  dem 
Gebiete  der  Jugendfürsorge  tätigen  Männer  — ,  andererseits  auch  noch  der 
Umstand,  daß  man  bei  der  Uberweisung  derjenigen  Zöglinge,  deren  Vater 
im  Feld  war,  sehr  schonend  verfuhr.  Man  wollte  es  den  Leuten  nicht 
antun,  ihre  Kinder  in  Fürsorgeerziehung  zu  überweisen.  Die  Erfahrungen 
der  nächsten  Jahre  haben  aber  gezeigt,  daß  man  diesen  gewiß  berechtigten 
Gedanken  in  der  Praxis  auf  die  Dauer  nicht  verwirklichen  konnte.  Als  dann 
auf  dem  Gebiete  der  Jagendfürsorge  wieder  ruhigere  Verhältnisse  eingetreten 
waren,  zeigte  sich  eine  nicht  unerhebliche  Steigerung  der  Uberweisungen, 
wobei  allerdings  auch  die  vom  zweiten  Kriegsjahre  ab  zunehmende  Ver- 
wahrlosung der  Jugend,  röcht  unwesentlich  aber  auch  eine  Erscheinung, 
die  keine  Folge  des  Krieges  war,  nämlich  die  Abänderung  des  Fürsorge- 
erziehungsgesetzes durch  die  Novelle  vom  Juli  1915  sich  geltend  macht. 
Die  Zahl  der  im  Jahre  1915/16  erfolgten  Uberweisungen  ist  größer  als 
in  irgend  einem  Vorjahr.  In  der  Provinz  Westfalen  allein  hat  sich  in  dem 
Jahr  1915/16  die  Gesamtzahl  der  Zöglinge  nach  Abrechnung  der  aus  der 
Fürsorgeerziehung  ausgeschiedenen  um  225  erhöht.  Auch  aus  den  Jahres- 
berichten einzelner  Anstalten-  geht  hervor,  daß  sich  die  Not  des  Krieges 
an  den  Uberweisungen  mit  steigendem  Ernst  spürbar  machte.  So  berichtet 
die  Erziehungsvereinskolonie  Eickhoff,  -daß  noch  nie  seit  Bestehen  ihres 
Hauses  die  Zahl  der  Kinder,  für  die  die  Aufnahme  nachgesucht  wurde, 
so  groß  gewesen  wäre  wie  in  der  Zeit  vom  Oktober  1915  bis  Oktober  1916. 
Die  HöchstzifTer  der  vergangenen  Jahre  war  299  gewesen,  von  Oktober  19]  5 
bis  Oktober  1916  haben  sie  339  Kinder  aufgenommen.  Auch  in  den 
Rettungshäusern  war  die  Zahl  der  Zöglinge  auf  eine  Höhe  gestiegen  wie 
nie  zuvor.    So  berichtet  allein  ein  einziges  kleines  Rettungshaus  in  Hessen. 
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daß  ihm  im  Jahre  1915/16  64  Jungen  neu  zugeführt  wurden.  Auch  in 
allen  anderen  Häusern  steigerte  sich  die  Zahl  der  Zöglinge  so,  daß  alle 
vorhandenen  Räume  dicht  belegt  wurden;  so  hatte,  ein  Haus,  das  auf 
höchstens  70  Kinder  eingerichtet  war,  über  100  Kinder  unterzubringen. 
In  einem  anderen  Haus  war  die  Höchstbelegung  120,  im  Kriege  170.  Diese 
große  Anzahl  konnte  vielfach  nur  deshalb  untergebracht  werden,  weil  die 
Wohn-  und  Schlafräume  der  im  Felde  stehenden  Erzieher  zur  Verfügung 
standen.  Aus  der  Statistik  der  westfälischen  Fürsorgezöglinge  für  das 
Jahr  1916/17  geht  hervor,  daß  in  diesem  Jahre  die  höchste  Jahresziffer 
erreicht  worden  war,  die  freilich  nach  den  bisherigen  Angaben  der  Uber- 
weisungen im  Jahre  1917/18  voraussichtlich  noch  um  einige  Hundert 
übertroffen  worden  ist. 

Die  Gründe  für  die  starke  Besetzung  der  Erziehungsanstalten  im 
Laufe  des  Krieges  waren,  abgesehen  von  der  starken  Zunahme  der  der 
Fürsorgeerziehung  Überwiesenen  überhaupt,  verschieden. 

Zunächst  sind  die  Anstalten  deshalb  besonders  belastet,  weil  es  immer 
schwieriger  wurde,  die  für  die  Familienpflege  geeigneten  Zöglinge  unter- 
zubringen. Wenn  man  bereit  war,  zu  Anfang  des  Krieges  die  Zöglinge 
ihren  Familien  zur  Verfügung  zu  stellen,  damit  sie  als  Ersatz  für  die 
eingezogenen  Väter  und  Brüder  mit  verdienen  könnten,  stieß  man  schon 
meist  auf  Widerspruch,  da  sie  zumeist  keine  Arbeit  finden  konnten. 
Vielfach  wurden  früher  entlassene  Zöglinge  arbeitslos  oder  von  ihren 
Lehrmeistern  und  Dienstherren  um  ihrer  Kriegseinziehung  willen  entlassen 
und  mußten  in  die  Anstalt  zurückgenommen  werden. 

Besondere  Schwierigkeiten  machte  die  Unterbringung  der  Lehrlinge; 
viele  Meister  waren  eingezogen,  andere  lehnten  der  teuren  Lebensmittel- 
preise wegen  ab,  Kost  und  Logis  zu  geben.  Die  Not  der  Unterbringungs- 
möglichkeit steigerte  sich  von  Jahr  zu  Jahr.  Wenig  Familien  waren  noch 
bereit,  Kinder  aufzunehmen.  Die  meisten  Pflegeeltern  wollten  frische  und 
gesunde  Kinder,  während  sich  bei  den  in  den  letzten  Jahren  den  Anstalten 
übergebenen  Kindern  neben  der  starken  Verwahrlosung  eine  große  Ver- 
elendung zeigte.  Während  früher  viel  mehr  Bitten  um  schulentlassene 
Zöglinge  einliefen  als  befriedigt  werden  konnten,  hat  sich  dies  im  Laufe 
der  Zeit  leider  geändert.  Die  Knappheit  der  Lebensmittel  und  Verteuerung 
alles  dessen,  was  zur  Kleidung  gehörte,  machte  sich  allmählich  auch  auf 
dem  Lande  geltend  und  verschloß  so  manches  Haus,  das  zu  anderen 
Zeiten  vielleicht  gern  ein  Kind  abgenommen  hätte.  Dazu  kam,  daß  die 
Landleute  zumeist  mit  gefangenen  Knechten  arbeiteten  und  von  ihnen  mehr 
Hilfe  hatten  als  von  den  jungen,  sittlich  oft  noch  ungefestigten  Zöglingen. 

Es  ist  klar,  daß  durch  diese  Erscheinung  das  Gleichgewicht  zwischen 
Abgang  und  Aufnahme  in  allen  den  Häusern  empfindlich  gestört  wurde,  in 
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denen  der  normale  Betrieb  der  Anstalten  darauf  beruhte,  daß  der  Abgang 
in  die  Familienpflege  Schritt  hält  mit  dem  Zustrom  der  Neuaufzunehmenden. 
So  fällt  in  dem  Jahresbericht  für  1916/17  der  schon  einmal  erwähnten 
Erziehungsvereinskolonie  Eickhoff  die  starke  Abnahme  der  Neuaufnahmen 
besonders  auf.  Während  es  sonst  300  bis  400  Kinder  waren,  die  innerhalb 
eines  Jahres  dort  ankamen,  konnten  in  dem  Berichtsjahre  1916/17  nur 
wenig  mehr  als  die  Hälfte,  nämlich  183,  aufgenommen  werden. 

Als  die  Zahl  der  der  Fürsorgeerziehung  Überwiesenen  ständig  zunahm 
und  die  Landeshauptleute  nicht  mehr  wußten,  wo  sie  die  Kinder  unter- 
bringen sollten,  ging  man  in  manchen  Provinzen  im  Frühjahr  1917  dazu 
über,  ganze  Kolonnen  in  Bergwerksarbeit  einzustellen.  Die  ersten  Versuche 
in  dieser  Richtung  waren  aber  nicht  glücklich.  Es  gab  viel  Entweichungen 
und  allerhand  sonstige  Ungehörigkeiten.  Inzwischen  hatten  sich  die  Ver- 
hältnisse etwas  gebessert,  da  die  Zöglingskolonnen  mehr  anstaltsmäßig 
ausgestattet  worden  waren.  Man  war  sich  aber  klar  darüber,  daß  diese 
Einrichtung  vom  erziehlichen  Standpunkt  aus  nur  ein  Notbehelf  sein  konnte, 
andererseits  auch  darüber,  daß  man  die  Beschäftigung  in  den  Zechen  zur 
Zeit  nicht  entbehren  konnte,  weil  andere  Unterbringungsmöglichkeiten  in 
genügender  Menge  nicht  vorhanden  waren. 

Der  empfindlichste  Einschnitt,  den  der  Krieg  in  den  Lebens- 
verhältnissen der  Anstalten  hervorgerufen  hat,  war  wohl  der,  daß  soviele, 
gerade  die  leistungsfähigsten  Erzieher  ihnen  durch  die  Einberufung  entzogen 
wurden.  Da  kamen  dann  für  die  Anstaltsleitung  bald  Tage  schwerster 
Sorge,  als  die  Zahl  ihrer  Mitarbeiter  schon  in  wenig  Tagen  auf  die  Hälfte, 
oft  genug  auch  darüber  hinaus  bis  auf  ein  Drittel  gesunken  war.  Oft 
genug  kam  es  auch  vor,  daß  Brüder  und  Lehrer,  Meister  und  Gehilfen, 
Verwalter  und  Gärtner  zur  Fahne  eilen  und  den  Hausvater  mit  den  Jungen 
ganz  allein  zurücklassen  mußten.  Besonders  schlimm  lagen  die  Verhältnisse 
in  einer  schlesischen  Rettungsanstalt,  der  durch  den  Krieg  alle  Gehilfen 
auf  einmal  genommen  wurden,  so  daß  der  Hausvater  mit  120  Zöglingen 
allein  stand;  im  Rettungshaus  in  Wiesbaden  wurden  5  von  8  Erziehern, 
in  der  Aumühle  6  von  8,  in  Hof  Reith  gar  das  ganze  Erzieherpersonal 
eingezogen.  In  einer  westfälischen  Anstalt  war  es  einmal  so,  daß  der 
letzte  Bruder  zur  Fahne  mußte  und  der  nur  infolge  schwerer  Kriegs- 
verletzung freigewordene  Hausvater  noch  übrig  blieb,  der  als  einzigen 
Gehilfen  einen  auf  vierwöchentlichen  Urlaub  befindlichen  Soldaten  zur 
Seite  hatte. 

Es  läßt  sich  denken,  daß  das  Ausscheiden  so  vieler  Kräfte  nicht 
ohne  mancherlei  Schwierigkeit  vor  sich  gehen  konnte,  und  daß  das  Kommen 
und  Gehen  im  Personal  für  die  Erziehungsarbeit  nicht  gerade  förderlich 
war.    Daß  es  da  ohne  mancherlei  Disziplinschwierigkeiten  nicht  abging, 
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daß  dabei  die  Erziehungserfolge  leiden  mußten,  zumal  die  Anstalten,  wie 
wir  früher  gesehen  haben,  sich  in  den  letzten  Jahren  stark  füllten,  liegt 
auf  der  Hand.  Besonders  schwierig  gestalteten  sich  die  Verhältnisse  überall 
da,  wo  für  die  Burschen  weder  geeignete  Aufseher  noch  ausreichende 
Beschäftigung  vorhanden  war;  denn  viele  Fabriken  und  Werkstätten  waren 
ja,  weil  es  teils  an  den  geeigneten  Meistern,  teils  an  den  Rohmaterialien 
fehlte,  lahmgelegt  worden. 

Da  sich,  wie  wir  sahen,  die  anfangs  leerer  gewordenen  Anstalten 
rasch  wieder  füllten,  die  Hoffnung,  dem  Mangel  an  Erziehern  entspreche 
eine  geringere  Zöglingsschar,  zu  einer  schweren  Enttäuschung  wurde,  war 
es  dringend  notwendig,  rasch  wieder  Ersatz  an  Erziehern  zu  bekommen. 
Als  Ersatzkräfte  kamen  da  nun  in  Betracht:  1.  Zunächst  konnten  jüngere 
oder  landsturmpflichtige  oder  solche,  die  nur  als  garnisondienstfähig  oder 
dienstuntauglich  geschrieben  waren,,  als  Hilfe  eingestellt  werden.  Bald 
mußte  man  es  aber  erleben,  daß  auch  sie  wieder  eingezogen  wurden; 
Reklamationen  konnten  meist,  wenn  überhaupt,  so  nur  auf  kurze  Zeit 
genehmigt  werden.  Die  Zurückgebliebenen  litten  fast  alle  an  irgendwelchen 
organischen  oder  äußeren  Körperfehlern,  die  auch  auf  ihre  Erziehungs- 
fähigkeit hemmend  einwirkten.  Erwähnt  ist  bereits  an  anderer  Stelle,  daß 
in  manchen  Knabenanstalten  ältere  Zöglinge,  die  solchen  Vertrauens  würdig 
waren,  als  Führer  oder  Gruppenleiter  angestellt  wurden.  Dem  hessischen 
Brüderhaus  stellte  sich  auch  eine  Anzahl  Marburger  Studenten  als  Ersatz 
für  die  eingezogenen  Brüder  zu  Anfang  des  Krieges  zur  Verfügung. 
2.  Man  ging  dann  dazu  über,  ältere  Leute,  die  das  militärpflichtige  Alter 
überschritten  hatten,  einzustellen,  hat  aber  die  Erfahrung  gemacht,  daß  es 
solchen  Leuten  oft  sehr  schwer  fällt,  sich  in  die  neuartigen  Erzieheraufgaben 
hineinzufinden  und  sich  bei  einem  größeren  Kreis  von  Kindern  Autorität 
zu  verschaffen.  3.  Als  der  Lehrer-  und  Erziehermangel  immer  größer 
wurde,  entschloß  man  sich,  Kriegsinvaliden  die  vorhandenen  Lücken 
ausfüllen  zu  lassen.  Es  zeigte  sich  aber  bald,  daß  diese  Leute  wegen  der 
mangelnden  Vorbildung  für  den  Erzieherberuf  recht  ungeeignet  waren. 
Um  diese  nun  für  ihren  neuen  Beruf  heranzubilden,  ist  man  in  einigen 
Provinzen  dazu  übergegangen,  besondere  Erzieherschulen  zu  diesem  Zwecke 
einzurichten.  4.  In  weitem  Umfang  hat  der  Krieg  auch  zugunsten  des  schon 
vor  dem  Krieg  öfters  besprochenen  Problems  der  weiblichen  Erziehungskräfte 
an  männlichen  Anstalten  entschieden. 

Daß  es  trotz  des  Fehlens  der  so  nötigen  Erzieherkräfte  dennoch 
gelungen  ist,  den  Betrieb  all  dieser  Anstalten  überhaupt  aufrecht  zu  erhalten 
und  das  Erziehungswerk  an  der  durch  den  Krieg  doppelt  wertvoll  gewordenen 
deutschen  Jugend  fortzusetzen,  wird  in  erster  Linie  der  unermüdlichen 
Arbeit  aller  der  Leute  gedankt,  denen  es  vergönnt  war,  auf  ihrem  Posten 
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zu  bleiben,  und  die  gerne  die  durch  den  Mangel  an  geübten  Helfern 
gesteigerten  Anforderungen  in  der  Beaufsichtigung  und  Erziehung  der 
Kinder  auf  sich  nahmen. 

Nicht  unberührt  von  der  Not  der  Zeit  ist  auch. die  ganze  Wirtschafts- 
führung, die  sich  in  den  letzten  Jahren  durch  die  erhebliche  Steigerung  der 
Lebensmittel-  und  Bekleidungsstoffpreise  wesentlich  teurer  gestaltet  hat, 
als  in  den  Vorjahren.  Natürlich  hat  der  Krieg  auch  in  der  Ernährungs- 
frage  je  länger  je  mehr  seine  Schatten  auf  das  Anstaltsleben  geworfen. 
Sie  war  nicht  immer  leicht  zu  lösen;  wenn  auch  die  Ernährung  nicht 
reichlich  war,  so  war  sie  aber  doch  noch  immer  ausreichend;  denn  die 
Behörden  gedachten  der  Kinder  stets  und  ließen  den  Anstalten  aus  den 
ihnen  zur  Verfügung  stehenden  Vorräten  allerlei  zukommen.  Im  Interesse 
der  Kinder  wäre  allerdings  eine  kräftigere  Kost,  mehr  Milch-  und  Fett- 
zufuhr, sehr  zu  wünschen  gewesen,  denn  je  länger  je  mehr  zeigte  sich 
bei  der  Aufnahme  der  Kinder  vielfach  die  Unterernährung,  die  trotz 
sorgfältigster  Anstaltspflege  bei  den  zur  Verfügung  stehenden  Mitteln  nur 
schwerlich  zu  beheben  war.  Nach  ärztlichen  Beobachtungen  hat  die  durch 
den  Krieg  bedingte  Ernährungsweise  bei  den  Anstaltszöglingen  nicht 
ungünstig  gewirkt;  die  kleine  Gewichtsabnahme,  die  sich  feststellen  ließ, 
wurde  als  unbedenklich  angesehen. 

Auch  die  landwirtschaftlichen  Schwierigkeiten  sind  mit  der  Länge  des 
Krieges  gestiegen.  So  war  es  kaum  noch  möglich,  ausreichende  Dünge- 
mittel zu  beschaffen.  Schwierigkeit  machte  auch  die  Versorgung  des 
Viehes;  da  der  Hafer  zumeist  beschlagnahmt  und  die  Kraftfuttermittel 
nur  zu  sehr  hohen  Preisen  zu  haben  waren,  wurde,  was  sich  besonders 
unliebsam  bemerkbar  machte,  die  Milchproduktion  der  Anstalten  immer 
knapper. 

Mit  der  Ernährungsfrage  gingen  im  Winter  Hand  in  Hand  die  Heizungs- 
und Beleuchtungsschwierigkeiten;  viele  Anstalten  hatten  aus  Koksmangel 
mehrere  Wochen  ein  kaltes  Haus,  auch  wurde  bei  vielen  das  Licht  immer 
knapper,  da  die  Betriebsstoffe,  die  zur  Erzeugung  gebraucht  wurden,  wie 
Benzol  und  Naphthalin,  fehlten. 

Noch  viel  drückender  als  die  Nahrungsfürsorge  ist  in  den  Anstalten 
die* Bekleidungsfrage  geworden,  so  daß  es  im  Laufe  der  Jahre  nur  mit 
unsäglicher  Mühe  und  unter  großem  Kostenaufwand  noch  möglich  war, 
den  Zöglingen,  die  in  die  Lehre  gegeben  wurden,  die  notdürftigste  Aus- 
stattung mitzugeben. 
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Geschäft  und  Wohlfahrtspflege. 

Von  Paul  Frank,  Charlottenburg. 

Schon  in  Friedenszeiten,  aber  insbesondere  jetzt  während  der  Kriegs- 
zeit, ist  immer  und  immer  wieder  der  Plan  aufgetaucht  und  auch  zu 
verwirklichen  versucht  worden,  die  für  Wohlfahrtszwecke  erforderlichen 
Geldmittel  durch  rein  wirtschaftliche  Unternehmen  zu  beschaffen.  Dies  soll 
entweder  in  Gestalt  gemischt  wirtschaftlich-gemeinnütziger  Organisationen 
oder  gesonderter  rein  wirtschaftlicher  Geldbeschaffungsunternehmen  ge- 
schehen. Wenngleich  diese  Pläne  charakteristischerweise  fast  ausnahmslos 
von  Personen  ausgehen,  die  keinerlei  sonderliche  Erfahrung  über  Wesen 
und  Inhalt  der  Wohlfahrtspflege  besitzen,  so  sind  diese  Gedanken  doch 
immerhin  derart  bestechend  gewesen,  daß  ihre  Verfasser  es  leicht  gehabt 
haben,  Förderer  und  Anhänger  für  ihre  Ideen  zu  finden.  Um  so  mehr 
erscheint  es  erforderlich,  einmal  eingehender  Notwendigkeit,  Nützlichkeit 
und  Durchführbarkeit  dieser  Pläne  sowohl  vom  wirtschaftlichen  wie  vom 
sozialen  Standpunkte  aus  zu  untersuchen. 

Bevor  dies  aber  geschieht,  ist  es  notwendig,  einige  grundsätzliche 
Begriffe  festzulegen,  zumal  diese  Begriffe  in  den  Propagandaschriften  für 
die  eingangs  erwähnten  Pläne  nicht  genügend  scharf  voneinander  getrennt 
zu  werden  pflegen  und  somit  geeignet  sind,  die  größte  Unklarheit  herbei- 
zuführen. 

Unter  Wohlfahrtspflege  sei,  der  von  Erdberg -Stammler  sehen 
Definition  im  Handwörterbuche  der  Staatswissenschaften  folgend,  eine 
freie  Tätigkeit  zu  einer  sozialen  Besserung,  soweit  diese 
durch  besondere  Rechtseinwirkungen  gerade  nicht  erreicht 
werden  kann,  verstanden.  In  das  Gebiet  der  Wohlfahrtspflege  fallen 
somit  auch  die  Betätigungen,  die  man  als  Armenpflege  und  freie  Liebes- 
tätigkeit (auch  Wohltätigkeit)  zu  bezeichnen  pflegt.  Man  kann  im  allgemeinen 
sagen,  daß  die  Wohlfahrtspflege  sich  mit  der  Behebung  gruppenweis  auf- 
tretender Notstände  (Arbeitslosigkeit,  Säuglingssterblichkeit,  Alkoholismus, 
Wohnungselend  usw.)  zu .  befassen  hat,  während  Armenpflege  und  freie 
Liebestätigkeit  die  Notlage  des  einzelnen  Individuums  beheben  will.  Diese 
caritative  Fürsorge  von  Mensch  zu  Mensch  kann  allerdings  sowohl  Ausfluß 
sozial-ethischer  wie  auch  individual-ethischer  Gesinnung  sein.  In  der  Praxis 
läßt  sich  aber  die  Unterscheidung  zwischen  Armenpflege  und  Wohlfahrts- 
pflege ebensowenig  aufrechterhalten  wie  die  früher  oftmals  aufgestellte 
Definition,  daß  die  Wohlfahrtspflege  vorbeugender  und  die  Armenpflege 
heilender  Natur  sei. 

Der  Begriff  „Wohlfahrt",  der  jin  letzter  Zeit  sehr  viel  angewandt 
wird,  muß  im  weitesten  Sinne  des  Wortes  genommen  werden.    Pauls en 
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bezeichnet  als  Wohlfahrt  die  vollkommenste  Lebensgestaltung  der  Menschen; 
er  sagt  in  dieser  Hinsicht,  daß  das  Verhalten  des  Menschen  als  sittlich 
gut  zu  bezeichnen  sei,  sofern  es  objektiv  im  Sinne  der  Wohlfahrt  oder 
der  vollkommenen  Lebensgestaltung  des  Handelnden  und  seiner  Umgebung 
zu  wirken  die  Tendenz  hat  und  zugleich  subjektiv  von  dem  Bewußtsein 
der  Pflichtmäßigkeit  begleitet  ist  (vgl.  Paulsea,  Ethik  S.  135).  Folgt  man 
dieser  Definition,  so  ergibt  sich,  daß  der  Begriff  „Wohlfahrt"  ein  bedeutend 
größeres  Gebiet  umfaßt  als  den  Aufgabeukreis,  mit  der  sich  die  „Wohl- 
fahrtspflege" zu  beschäftigen  hat.  Wieweit  der  Begriff  „Wohlfahrt"  auszu- 
legen ist,  zeigt  auch  unsere  bisherige  Reichsverfassung,  laut  derer  seitens 
der  verbündeten  Regierungen  ein  Bund  zur  Pflege  der  „Wohlfahrt  des 
deutschen  Volkes"  geschlossen  wurde.  Auch  Malthus  erblickt  in  der 
„Wohlfahrt"  einen  viel  weiteren  Begriff,  wenn  er  die  Bedeutung  seines 
Bevölkerungsgesetzes  für  die  menschliche  Wohlfahrt  in  Vergangenheit  und 
Zukunft  untersucht. 

„Wohlfahrtspflege"  und  „Wohlfahrt"  haben  somit  nicht  viel  mehr  als 
das  Wort  gemein.  Es  ist  falsch,  die  beiden  Begriffe  zu  identifizieren, 
und  es  ist  erst  recht  irreführend,  Bestrebungen  zur  Hebung  der  Wohlfahrt 
etwa  im  Sinne  von  Aufgaben  der  Sozialpolitik  zu  charakterisieren,  wie 
dieses  in  letzter  Zeit  oftmals  geschehen  ist. 

Von  Sozialpolitik  kann  erst  geredet  werden,  wenn  eine  dauernde, 
planmäßig  geordnete  Fürsorge  für  das  geistige,  wirtschaftliche  oder  physische 
Wohl  der  Gesamtheit  oder  einer  bestimmten  Bevölkerungsgruppe  zur 
Beseitigung  der  sich  aus  der  jetzigen  Gesellschafts-  und  Wirtschaftsordnung 
ergebenden  Härten  in  rechtlich  gebundener  Form  erreicht  ist.  Dies  kaun 
entweder  auf  Grund  gesetzlicher  Bestimmungen  oder  vertraglicher  Verein- 
barungen erfolgen.  Geschieht  diese  Fürsorge  noch  nicht  in  rechtlich 
gebundener  Form,  sondern  als  freiwillige  Leistung  sozialpolitisch  gesinnter 
Personen  oder  .Körperschaften,  so  kann  diese  freie  Tätigkeit  zu  eiuer 
sozialen  Besserung  nur  als  ein  Akt  der  „Wohlfahrtspflege"  bezeichnet 
werden. 

Soviel  sei  in  grundsätzlicher  Beziehung  gesagt.  —  Um  nun  aber  die 
sowohl  vom  wirtschaftlichen  wie  wohlfahrtspflegerischen  Standpunkte  aus 
wichtige  Frage  über  Notwendigkeit,  Nützlichkeit  und  Durchführbarkeit  der 
Geldmittelbeschaffung  für  gemeinnützige  Zwecke  durch  wirtschaftliche  Unter- 
nehmen oder,  wie  es  meist  schlagwortartig  bezeichnet  wird,  Verbindung 
von  Geschäft  und  Wohlfahrt  zu  untersuchen  und  anschaulicher  zu  gestalten, 
seien  die  bisherigen  Bestrebungen,  insbesondere  soweit  diese  bisher  ver- 
wirklicht werden  konnten,  kurz  skizziert.  Von  einer  Erörterung  derjenigen, 
hauptsächlich  während  der  ersten  Kriegszeit  entstandenen  sogenannten 
gemeinnützigen  Unternehmen,  die  auf  eine  mehr  oder  weniger  betrügerische 
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Ausbeutung  des  Publikums  hinausliefen,  sei  jedoch  vorderhand  Abstand 
genommen,  wenngleich  später  noch  einmal  darauf  zurückgekommen  werden 
muß.  Diese  Auswüchse,  die  ja  in  letzter  Zeit  oft  genug  gegeißelt  worden 
sind,  interessieren  eigentlich  doch  nur  in  juristisch  krimineller  Hinsicht, 
während  in  nachfolgenden  Betrachtungen  grundsätzlich  ohne  Hinblick 
auf  Auswüchse  —  die  an  sich  nichts  beweisen  —  untersucht  werden  soll, 
ob  durchaus  einwandsfrei  erdachte  und  durchgeführte  wirtschaftliche  Unter- 
nehmen in  den  Dienst  der  Geldmittelbeschaffung  für  Wohlfahrtszwecke 
gestellt  werden  sollen. 

Diejenigen,  die  diesen  Standpunkt  vertreten,  weisen  immer  auf  das 
Beispiel  der  „Franck  eschen  Stiftungen"  in  Halle,  auf  den  „Verlag  des 
Rauhen  Hauses",  auf  die  Bibelgesellschaften,  auf  die  Leinenwebereien  der 
Gnadenfelder  Brüdergemeinschaft  usw.  hin.  Insofern  jedoch  mit  Unrecht, 
als  diese  kaufmännischen  und  gewerblichen  Bestrebungen  ebenso  wie  die 
Waschanstalten  der  Magdalenenhäuser,  die  Milchausschankstätten  der  Anti- 
alkoholvereine,  die  Bürstenbindereien,  Rohrflechtereien  und  Brocken- 
sammlungen der  Blinden-  und  Krüppelanstalten  und  a.  m.  doch  nur 
ein  Mittel  zu  dem  Zwecke  darstellen,  die  ideellen  Bestrebungen  der  sie 
unterhaltenden  Gemeinschaften  auch  praktisch  verwirklichen  zu  helfen. 
Wenn  dieses  heute  nicht  mehr  ^durchweg  überall  der  Fall  ist,  so  ist  dieses 
nur  historisch  zu  erklären.  —  Das  „Franckesche  Waisenhaus"  wollte 
durch  seine  Einrichtungen  ursprünglich  doch  nur  den  Waisenkindern  auch 
nach  ihrer  Entlassung  aus  dem  Waisenhause  seine  weitere  Fürsorge  durch 
Beschaffung  ständiger  Arbeit  sichern.  Die  Bibelgesellschaften  organisieren 
den  Bibeldruck  und  -Vertrieb  doch  nicht  in  erster  Reihe,  um  Geld  zu 
gewinnen,  sondern  um  die  Heilige  Schrift  in  weiten  Kreisen  verbreiten  zu 
können.  Alle  diese  Unternehmen  sind  organisch  aus  sich  heraus  erwachsen, 
ihre  Erträge,  die  nicht  Selbst-  und  Endzweck  sind,  fließen  ganz  bestimmten 
Zwecken  zu  und  dienen  der  praktischen  Durchführung  der  Fürsorge- 
aufgaben, die  sich  die  betreffenden  Anstalten  und  Einrichtungen  gestellt 
haben.  Das  ist  aber,  wie  später  gezeigt  werden  wird,  bei  den  neugegründeten 
oder  geplanten  Unternehmen  nicht  der  Fall. 

Von  anderer,  aber*  verwandter  Art  sind  die  gemeinnützigen  Aktien- 
gesellschaften, für  die  das  Handelsgesetzbuch  in  seinem  §  180  schon  er- 
leichternde Ausnahmebestimmungen  getroffen  hat,  sofern  die  hierfür  er- 
forderliche Genehmigung  des  Bundesrats  erteilt  wird.  Derartige  Unter- 
nehmen, so  z.  B.  das  Schillertheater  und  die  Urania  in  Berlin,  deren  Aktionäre 
und  Gesellschafter  nur  eine  mäßige  Verzinsung  ihrer  Einlagen  genießen,  sind 
ja  auch  nicht  um  des  Gewinnes  willen  —  der  ja  nach  Abzug  der  eben 
erwähnten  Verzinsung  dem  Unternehmen  wieder  zufließt  —  gegründet, 
sondern  zu  gemeinnützigem  Zwecke,  nämlich  zur  Verbreitung  der  Volks- 
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bildung.  Bei  einem  sehr  guten  Geschäftsgänge  und  bei  Erzielung  großer 
Überschüsse  würde  und  müßte,  um  bei  dem  erwähnten  Beispiele  zu  bleiben, 
an  eine  Aufbesserung  der  Gagen  oder  Gehälter,  wie  überhaupt  an  eine 
Verbesserung  der  sozialen  Lage  der  Künstler  und  Angestellten  oder  an 
eine  Herabsetzung  der  Eintrittspreise  gedacht  werden.  Die  gemeinnützige 
Baugenossenschaft  setzt  sich  bei  der  Kalkulation  der  Wohnungsmieten  nicht 
etwa  das  Ziel,  recht  viel  zu  verdienen,  sondern  nur  die  Unkosten  und 
die  Verzinsung  zu  sichern.  Überall  fließt  hier  der  in  mäßigen  Grenzen 
erzielte  Geldgewinn  einem  bestimmten  Zwecke  zu;  auch  hier  steht  die 
Art  der  Geldmittelbeschaffung  und  Geldmittelverwendung  im  engsten  inneren 
Zusammenhang. 

Ganz  anders  sind  aber  die  Bestrebungen,  die  den  Anlaß  zu  diesen 
Ausführungen  geben.  Man  argumentiert  nämlich,  daß  die  Wohlfahrtspflege 
jetzt  und  in  Zukunft  derart  große  Geldmittel  benötigen  muß,  daß  es 
schlechterdings  unmöglich  sein  wird,  sie  auf  dem  bisher  üblichen  Wege 
zu  erzielen,  als  deren  vornehmster  die  direkte  Werbetätigkeit  ohne  An- 
wendung all  der  bekannten  Hilfs-  und  Lockmittel,  wie  Vertrieb  von 
Postkarten,  Wohlfahrtskarten,  Veranstaltungen  von  Theateraufführungen,. 
Konzerten,  geschweige  denn  Tanzfestlichkeiten,  Blumentage  usw.  zu  be- 
zeichnen ist.  Der  Deutsche  Verein  für  Armenpflege  und  Wohltätigkeit 
hatte  sich  bereits  auf  seiner  Braunschweiger  Tagung  im  Jahre  1912  zu 
folgender  Anschauung  bekannt: 

„Die  jeglicher  Fürsorgetätigkeit  würdigste,  zuverlässigste  und  meist  auch  wirk- 
samste Art  der  Mittelbeschaffung  wird  stets  diejenige  sein,  welche  unter  nach- 
drücklicher sachlicher  Hervorhebung  des  Zweckes  durch  warmes,  aus 
innerer  B eziehung  zu  der  betreffenden  Wohlfahrtsarbeit  entspringendes 
Werben  auf  direktem,  keine  äußeren  Mittel  einschaltenden  Wege  die  nötigen  Gelder 
zusammenzubringen  sucht. 

Alle  Veranstaltungen,  die  solche  Mittel  anwenden,  welche  von  ethischen  oder 
sozialen  Gesichtspunkten  aus  nicht  gebilligt  werden  können,  sind  unter  allen  Um- 
ständen abzulehnen,  da  sie,  wenn  selbst  ein  materieller  Augenblickserf  olg- 
erzielt wird,  entweder  nicht  dazu  beitragen,  die  Fundamente  zu  festigen,  auf  denen 
allein  eine  gesunde  Weiterentwicklung  unserer  gesamten  sozialen  Arbeit  beruhen  kann, 
oder  gar  diese  Fundamente  ernstlich  erschüttern." 

Trotzdem  hatten  die  bereits  im  Frieden  auf  diesem  Gebiete  zutage 
getretenen  Auswüchse  bekanntlich  im  Kriege  einen  in  sozialer,  wirtschaft- 
licher und  ethischer  Beziehung  derart  bedenklichen  Umfang  angenommen^ 
daß  durch  Erlaß  besonderer  Bundesratsverordnungen  Abhilfe  zu  schaffen 
versucht  wurde. 

Zwecks  Gewinnung  der  durch  die  alten  Methoden  angeblich  nicht 
mehr  zu  beschaffenden  Geldmittel  sollen  nun  irgendwelche  geschäftlichen 
Unternehmen  gegründet  werden,  deren  Uberschüsse  später  nicht  etwa  für 
einen  bestimmten  mit  dem  betreffenden  Betriebe  in  einem  engeren 
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inneren  Zusammenhange  stehenden  Wohlfahrtszweck  verwendet  werden 
sollen,  sondern  deren  Verteilungsart  in  der  Regel  ziemlich  offen  gelassen 
wird,  und  deren  Verwendung  später  von  Fall  zu  Fall  bestimmt  werden  soll. 

Man  begrenzt  ferner  die  Verwendungsart  nicht  etwa,  wie  bereits 
angedeutet,  auf  Zwecke  der  Wohlfahrtspflege  in  dem  eingangs  um- 
schriebenen Sinne,  sondern  spricht  meist  ganz  allgemein  von  „Wohlfahrt". 
Sofern  hier  nicht,  was  in  der  Regel  der  Fall  sein  dürfte,  sprachliche  und 
logische  Unklarheiten  vorliegen,  sondern  wirklich  „Wohlfahrt-'  in  dem  in 
der  Reichsverfassung  gedachten  weit  umfassenden  Sinne  gemeint  ist,  so 
ist  zu  sagen,  daß  derartige  Unternehmen  ja  schon  in  Form  der  Monopole 
bestehen,  die  von  den  Regierungen  entweder  selbst  ausgeübt  oder  von 
diesen  bestimmten  Organisationen  übertragen  werden.  Auch  die  sonstigen 
staatlichen  Unternehmen  (Eisenbahn,  Bergwerke),  insbesondere  aber  die 
in  letzter  Zeit  errichteten  Monopole  (Spiritus-,  Alkoholmonopol)  stellen 
zweifellos  eine  derartige  Verquickung  von  Geschäft  und  Wohlfahrt  dar, 
denn  die  daraus  erzielten  Einnahmen  werden  im  Interesse  der  Wohlfahrt 
des  ganzen  Volkes  verwendet. 

Aber  an  derartige  Unternehmen  wird  ja  wohl  kaum  gedacht,  und 
wenn  dies  der  Fall  sein  sollte,  so  würde  dieses  lediglich  eine  Frage  der 
allgemeinen  Handels-  und  Wirtschaftspolitik  sein  und  das  heute  so  zeit- 
gemäße Problem  der  Sozialisierung  berühren,  das  in  diesem  Zusammen- 
hange natürlich  nicht  zu  erörtern  ist.  Wir  haben  uns  hier  nur  mit  der 
Organisationsform  von  Geschäften  zu  beschäftigen,  deren  Erträgnisse  zum 
Besten  der  Wohlfahrtspflege  Verwendung  finden  sollen.  Auch  hierfür 
seien  zunächst  einige  Beispiele  angeführt: 

Bald  nach  Beendigung  des  deutsch-französischen  Krieges  entstand 
ein  bekannter  Verein,  der  bis  heute  den  Zweck  verfolgt,  arbeitsfähigen 
würdigen  Militärinvaliden  und  den  als  untauglich  entlassenen  Mannschaften 
geeignete  Beschäftigung  zu  verschaffen.  Dieses  Ziel  wird  hauptsächlich 
durch  die  Unterhaltung  eigeoer  Geschäftsunternehmen  (Annoncenexpedition, 
Theaterbillettvertrieb,  Hypothekenvermittlung  und  sonstige  Immobilien- 
geschäfte) zu  erreichen  versucht.  Aus  diesen  geschäftlichen  Unternehmen 
bezieht  der  Verein  den  größten  Teil  seiner  Mittel. 

Zwei  andere  Vereine  verfolgen  ähnliche  Aufgaben,  beschränken  sich 
jedoch  auf  die  Fürsorge  für  die  Angehörigen  von  SpezialwafTen.  Einem 
dieser  Vereine  war  eine  wirtschaftliche  Abteilung  in  Form  einer  G.  m.  b.  H. 
angegliedert,  deren  Reinertrag  zum  überwiegenden  Teil  dem  Fürsorge- 
fonds des  Vereins  zufloß.  Die  Geschäfte,  die  diese  Abteilung  tätigte, 
glichen  im  allgemeinen  denen  der  vorstehend  geschilderten  Organisationen. 

Diese  wirtschaftliche  Abteilung  ist  Zeitungsnotizen  zufolge  kürzlich 
in  Konkurs  geraten.    Dieser  Konkurs   soll  eine  Folgeerscheinung  der 

3* 
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Revolution  sein,  jedoch  die  soziale  Abteilung  trotz  der  Personalunion  der 
Vorsitzenden,  bzw.  Gesellschafter  angeblich  nicht  berühren.  Die  G.  m.  b.  H. 
hatte  große  Vorräte  an  Postkarten  und  eingerahmten  Bildern  von  Hinden- 
burg,  Ludendorff  sowie  Abbildungen  und  Gegenstände,  die  sich  auf  den 
Krieg  beziehen.  Alle  diese  Bestände  sind  durch  die  Revolution  un- 
verkäuflich geworden.  Man  wird,  wie  die  Vossische  Zeitung  mit  Recht 
schrieb,  noch  genauere  Mitteilungen  über  dieses  Unternehmen,  über  dessen 
Zwecke  und  Ergebnisse  die  breitere  Öffentlichkeit  bisher  wenig  erfahren 
hat,  abwarten  müssen,  ehe  ein  abschließendes  Urteil  gefällt  werden  kann. 

Eine  eigenartige  Gründung  bedeutet  ein  vor  10  Jahren  gegründeter 
Verein,  der  sich  die  Aufgabe  gestellt  hat,  durch  Herstellung  und  Vertrieb 
von  Wohlfahrtsmarken  Mittel  zur  Bekämpfung  der  Säuglingssterblichkeit; 
der  Tuberkulose  und  anderer  Volkskrankheiten  aufzubringen.  In  den 
drei  ersten  Geschäftsjahren  wurde  ein  Uberschuß  von  60000  M.  erzielt; 
ein  an  sich  sehr  erfreulicher  Betrag,  der  aber  gegenüber  den  zu  einer 
auch  nur  teilweisen  Bekämpfung  dieser  Volksseuchen  erforderlichen  Geld- 
summen doch  kaum  von  nennenswerter  Bedeutung  ist.  Die  Zugkraft  der 
bei  der  Gründung  sehr  in  Mode  gewesenen  Wohlfahrtsmarken  überlebte 
sich  bald.  Im  Interesse  der  Wirtschaftlichkeit  der  Geschäftsführung 
wurde  mit  geringem  Erfolge  später  auch  der  Vertrieb  von  Postkarten 
aufgenommen.    Seit  Kriegsausbruch  ruht  die  Vereinstätigkeit. 

Lebhaftes  Aufsehen  und  Interesse  erregte  seinerzeit  ein  von  einem 
den  Verkauf  vegetarischer  und  alkoholfreier  Lebensmittel  sowie  von  ge- 
sundheitsgemäßer Kleidung  betreibenden  Geschäftsunternehmen  propagan- 
dierter  Weg  der  Geldmittelbeschaffung  für  gemeinnützige  Zwecke.  Die 
Geschäftsinhaber  wollten  sich  mit  einer  mäßigen  Verzinsung  ihrer  Ein- 
lagen begnügen.  Die  Kunden  erhielten  Rabattmarken,  die  jedoch  nicht 
den  Kunden  selbst,  sondern  solchen  Wohlfahrtseinrichtungen  zugute 
kommen  sollten,  für  deren  Bestrebungen  die  Kunden  Interesse  hatten. 
Die  Wohlfahrtsvereine  sollten  aus  diesem  Grunde  Propaganda  für  den 
Absatz  der  in  diesen  Geschäften  erhältlichen  Waren  machen,  um  auf 
diese  Weise  einen  recht  hohen  Anteil  an  dem  zur  Ausschüttung  gelangenden 
Reingewinne  zu  erzielen.  Dieser  sich  zunächst  durch  seine  Einfachheit 
auszeichnende  Plan  mißlang  jedoch  völlig;  "teils  weil  nicht  genügend 
Interesse  für  die  zum  Verkauf  gelangenden  Waren  vorhanden  war,  teils 
weil  man  —  ob  mit  Recht  oder  Unrecht  sei  dahingestellt  —  in  der  dar- 
gelegten Idee  nur  einen  Reklametrick  zum  Käuferfang,  ■  ähnlich  wie  in  dem 
zu  gleicher  Zeit  viel  erörterten  Verkaufssystem  „Selbstkosten  -f-  10%" 
befürchtete. 

Zwei  im  Kriege  entstandene  Organisationen,  die  das  „wirtschaftliche 
Prinzip"  in  die  gesamte  deutsche  Wohlfahrtsarbeit  einführen  wollen,  seien 
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zum  Schluß  noch  kurz  skizziert,  am  dann  zur  prinzipiellen  Erörterung 
der  Frage  überzugehen,  ob  eine  Verbindung  von  Wohlfahrtspflege  und 
Erwerbs  Wirtschaft  wünschenswert  sei. 

Wenn  eine  dieser  beiden  Gründungen  den  Zusammenhang  der  all- 
gemeinen Wohlfahrt  mit  dem  wirtschaftlichen  Leben  nachweisen  will,  so 
muß  diese  Erkenntnis  ebenso  als  eine  Binsenwahrheit  bezeichnet  werden 
wie  die  Behauptung,  daß  Glück  und  Wohlergehen  des  Einzelnen  durch 
dasjenige  des  Staates  und  der  Gesamtheit  bedingt  ist.  Wenn  dieser 
Verein  aber  ferner  die  scharfe  Unterscheidung  zwischen  Vereinen  wirt- 
schaftlicher und  reiner  Wohlfahrtsarbeit  zu  mindern  trachtet  und  als 
Zweck  des  Vereins  in  seinen  Satzungen  „.  .  .  die  Förderung  deutscher 
Wohlfahrt  durch  Unterstützung  bestehender  oder  zukünftiger  Wohlfahrts- 
und Wohltätigkeitsorganisationen,  insbesondere  durch  Aufbringung  von 
Mitteln  auf  dem  Wege  gemeinschaftlicher  oder  Sonderveranstaltungen 
aller  Art*)"  angibt,  und  wenn  der  Bund  eine  Lebensauffassung  durch- 
setzen will,  die  in  wirtschaftlicher  und  in  Wohlfahrtsarbeit  nicht  Gegen- 
sätze sieht,  so  muß  noch  einmal  auf  die  eingangs  erfolgten  Ausführungen 
über  die  unklare  Verwendung  des  Begriffes  „Wohlfahrt"  und  seine  Gegen- 
überstellung zur  „Wohlfahrtspflege"  hingewiesen  werden.  Dieser  Verein 
gründete  eine  Untergesellschaft,  die  von  der  Heeresbehörde'  große  Auf- 
träge für  Näharbeiten  erhielt. 

Die  neueste  und .  eigenartigste,  zugleich  aber  auch  die  ernsthafteste 
Beachtung  erfordernde  Gründung  erfolgte  in  Anlehnung  an  einen  Roman**). 
Es  erübrigt  sich,  an  dieser  Stelle  auf  den  Inhalt  dieses  Romans  einzu- 
gehen, wenngleich  die  in  dem  Buche  entwickelten  sozialen,  kulturellen 
und  ethischen  Reformvorschläge  bei  aller  Skepsis  an  der  Möglichkeit  einer 
in  absehbarer  Zeit  erfolgenden  Verwirklichung  doch  angelegentlichste 
Beachtung  verdienen.  Aus  dem  Inhalt  sei  nur  erwähnt,  daß  durch  eine 
den  Zufall  möglichst  ausschaltende  Auslese  und  Förderung  der  besten 
Geister  aller  Völker  und  Staaten  ein  zwischen-  und  überstaatliches 
Kulturreich  gegründet  wird,  in  dem  an  Stelle  der  Wohltätigkeit  die 
Wohlfahrt  treten  soll  —  Definitionen  dieser  Begriffe  fehlen  wieder  — , 
wobei  die  Geldmittel  zur  Ausübung  der  Wohlfahrt  durch  kauf- 
männische, gut  geleitete  und  gut  fundierte  Unternehmen  aufgebracht 
werden  sollen. 

Die  Hauptfigur  des  Romans  gründet  eine  gewaltige,  sich  über  ganz 
Europa  erstreckende  Vermittlungsgesellschaft,  die  im  wesentlichen  die  Ge- 

*)  Wozu  in  erster  Linie  geschäftliche  und  gewerbliche  Unternehmen  gerechnet 
zu  werden  scheinen.  v 

**)  „Fürsten  ohne  Krone"  von  «Heinrich  Nienkamp,  Vita,  Deutsches  Verlags- 
haus, Charlottenburg. 
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Schäfte  einer  Großbank  betreibt,  daneben  aber  auch  ein  Rechtsauskunfts- 
bureau und  eine  literarisch-künstlerische  Beratungsstelle,  ein  Archiv  und 
eine  Auskunftei  unterhält;  Hypotheken-  und  Immobilienabteilung,  technische 
Abteilungen  aller  Art  sind  ebenfalls  angegliedert.  Soweit  der  Roman, 
dessen  Handlung  in  diesem  Zusammenhange  nicht  weiter  interessiert. 
Der  Verfasser  ist  sich  jedenfalls  von  vornherein  darüber  klar  gewesen, 
daß  sein  Buch  eine  Utopie  darstellt.  Er  erhielt  jedoch  nach  der  Ver- 
öffentlichung seines  Werkes  zahlreiche  Zuschriften,  in  denen  die  Bitte 
nach  dem  Versuch  ausgesprochen  wurde,  wenigstens  einige  in  dem  Ro- 
man entwickelte  Pläne  zu  verwirklichen.  Zu  diesen  Plänen  gehörte  auch 
der  Gedanke  der  Errichtung  gemischt-wirtschaftlich-gemeinnütziger  Unter- 
nehmen zur  Aufbringung  der  Geldmittel  für  Wohlfahrtszwecke. 

Dieser  Plan  ist  inzwischen  auch  in  die  Tat  umgesetzt  worden.  Eine 
gemeinnützige  Vermittlungs-Gesellschaft  m.  b.  H.  will 

„daß  die  private  Wohlfahrtspflege  für  die  Gebenden  wie  für  die  Empfangenden 
auf  eine  wirtschaftliche  Grundlage  gestellt  wird,  daß  die  notwendigen  Mittel  dazu  auf 
wirtschaftliche  und  der  Allgemeinheit  nützliche  Weise  verdient  und  nicht  als  Spenden 
gesammelt  und  mehr  oder  minder  erbettelt  werden,  und  daß  diese  Gelder  auch  wirklich 
im  Dienste  der  allgemeinen  Wohlfahrt  und  Kultur  verwendet  werden.  . 

Gegenstand  des  Unternehmens  ist  der  Betrieb  des  Vermittlungsgeschäfts 
auf  allen  Gebieten  des  Wirtschaftslebens  mit  dem  Zwecke,  Mittel  für 
eine  planmäßige  Wohlfahrtspflege  zu  verdienen,  insbesondere  zur  Unter- 
stützung fördernswerter  Persönlichkeiten. 

Auch  hier  finden  wir  wieder  einen  unklaren  Gebrauch  der  Worte 
„Wohlfahrt"  und  „Wohlfahrtspflege".  Neben  der  eigentlichen  Geschäfts- 
führung besteht  ein  kaufmännischer  Aufsichtsrat  und  ein  sozialer  Beirat, 
die  die  Art  der  Verwendung  des  erzielten  Reingewinns,  von  dem  die 
Gesellschafter  nur  eine  mäßige  Verzinsung  ihrer  Einlagen  und  die  Auf- 
sichtsratsmitglieder nur  eine  bescheidene  Tantieme  erhalten,  vorschlagen 
und  überwachen.  Bisher  bestehen  Versicherungs-,  Grundstücks-,  Finan- 
zierungs-  und  Warenabteilungen;  eine  Verlagsabteilung  und  eine  technische 
Abteilung  (Erfindungsschutz  und -Verwertung)  befinden  sich  in  Vorbereitung. 

Nachdem  nunmehr  ein,  wenn  natürlich  auch  nur  skizzenhaftes  Bild 
von  den  bisher  verwirklichten  Plänen  der  Nutzbarmachung  wirtschaftlicher 
Unternehmen  zur  Geldmittelbeschaffung  für  Wohlfahrtszwecke  entworfen 
worden  ist*),  sei  jetzt  vom  Standpunkte  der  Wohlfahrtspflege  aus  unter- 


*)  Es  sei  ferner  auf  eine  Artikelreihe  von  Dr.  Heinz  Christian  Goebel  über 
Wohlfahrt  und  Wirtschaft  im  Industrie-Kurier  Berlin  1917/18  Nr.  48,  50  und  51  hin- 
gewiesen. 
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sucht,  ob  eine  derartige  Verquickung  von  Geschäft  und  Wohlfahrtspflege 
wünschenswert  sei. 

Die  Betätigung  auf  irgendeinem  Zweige  der  Wohlfahrtspflege  —  Wohl- 
fahrtspflege immer  in  dem  eingangs  umschriebenen  Sinne  verstanden  — 
entspringt  stets  einem  Verpflichtungsgefühl  und  -Bewußtsein  der  Gesell- 
schaft, das  je  nach  Weltanschauung  und  Lebensauffassung  des  ein- 
zelnen entweder  sozial-ethisch  oder  individuell-ethisch  orientiert  ist  und 
somit  als  Gemeinschaftsarbeit  oder  Persönlichkeitspflege  ausgeübt  wird. 
Die  Wohlfahrtspflege  besteht  in  der  tätigen  Förderung  fremden  Wohlseins 
oder  in  der  tätigen  Linderung  fremder  Not.  Es  ist  in  erster  und  letzter 
Hinsicht  die  Gesinnung,  die  dem  Wert  oder  Unwert  der  Handlungs- 
weise eines  Menschen  bei  der  Ausübung  der  Wohlfahrtspflege  den  Stempel 
aufdrückt.  Der  Ausfluß  dieser  Gesinnung  darf  nun  keineswegs  lediglich 
materiell  in  Gestalt  finanzieller  Opferwilligkeit  erfolgen,  sondern  muß 
auch  geistig-ethischer  Natur  sein.  Es  ist  ein  nur  zu  weit  verbreiteter 
Irrtum  zu  glauben,  daß  zur  Ausübung  der  Wohlfahrtspflege  nur  Geld  und 
eventuell  noch  einige  fachliche  Kenntnisse  genügen,  und  daß  mit  erfolgter 
Geldbeschaffung  alle  Vorbedingungen  erfüllt  sind.  Gewiß  bilden  bei 
unserer  kapitalistischen  Wirtschaftsordnung  die  materiellen  Mittel  die 
erforderliche  Grundlage  zur  Ausübung  der  Wohlfahrtspflege,  wenngleich 
die  Bedeutung  des  Geldes  speziell  für  die  Armenpflege  oft  auch  über- 
schätzt wird;  ohne  das  Vorhandensein  eines  gegenüber  dem  Individuum 
und  der  Gesellschaft  bestehenden  ethischen  Verpflichtungsbewußtseins  wird 
aber  bei  noch  so  reichlichen  Mitteln  eine  wahrhaft  zielbewußte  und  durch- 
greifende Wohlfahrtspflege  nie  und  nimmermehr  ausgeübt  werden  können. 
Dieses  Verpflichtungsgefühl  droht  aber  zweifellos  zu  ver- 
kümmern, wenn  die  Geldmittel  für  Wohlfahrtszwecke  auf  rein 
mechanische  Weise  durch  wirtschaftliche  Unternehmen  ohne  per- 
sönliche Opferwilligkeit  der  Gesellschaft  aufgebracht  werden. 
Bei  einer  ernsten  Auffassung  der  Ethik  der  Wohlfahrtspflege  wird  man 
wohl  ohne  weiteres  verstehen,  daß  der  auf  eine  soziale  Besserung  hin- 
zielende Wohlfahrtssinn  auf  der  einen  Seite  und  kaufmännischer  Geist, 
der  doch  —  das  soll  kein  Vorwurf  sein,  denn  die  philosophische  Streit- 
frage über  die  sittliche  Berechtigung  des  Handels  kann  wohl  als  zugunsten 
des  Handels  entschieden  betrachtet  werden  —  ein  mehr  oder  weniger 
gemindertes  rücksichtsloses  Ausnutzen  aller  Erwerbsmöglichkeiten  darstellt, 
sich  in  einem  Unternehmen,  wenn  überhaupt,  so  doch  nur  sehr  schlecht 
verbinden  lassen  wird.  Bei  einer  derartigen  Verquickung  wird  sich,  wie  die 
Erfahrung  gezeigt  hat,  der  eine  oder  der  andere  Teil  in  der  Ausnutzung 
der  in  ihm  vorhandenen  Kräfte  gehindert  sehen  und  somit  zu  leiden 
haben. 
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Die  Gefährdung  wahren  Wohlfahrtsgeistes  ist  bereits  erwähnt  worden. 
Aber  auch  vom  rein  wirtschaftlichen  Standpunkte  aus  lassen  sich  ernste 
Bedenken  nicht  unterdrücken.  Es  ist  bereits  ausgeführt  worden,  daß 
Kaufmannsgeist  und  Wohlfahrtssinn  in  gewissem  Gegensatze  zueinander 
stehen.  Das  will  natürlich  nicht  besagen,  daß  ein  großzügiger  Kaufmann 
nicht  zugleich  ein  warmes  Herz  und  eine  gemeinnützige  Gesinnung  be- 
sitzen kann.  Es  ist  aber  etwas  anderes,  wenn  er  diese  Regungen  in  ein 
und  demselben  Unternehmen  in  Einklang  bringen  soll.  Geschieht  dies, 
so  muß  er  Kompromisse  machen  und  entweder  sein  kaufmännisches 
Gewinnstreben  oder  die  Betätigung  seines  Wohlfahrtssinnes  einschränken. 
Wie  weit  der  private  Geschäftsmann  sich  hier  die  Grenzen  zieht,  ist 
allein  seine  eigene  persönliche  Angelegenheit,  vorausgesetzt  natürlich,  daß 
er  nicht  gegen  allgemeine  soziale  und  kaufmännische  Grundsätze  verstößt, 
durch  deren  Nichtbeachtung  er  volkswirtschaftlich  schädigend  wirken  würde. 
Verzichtet  aber  ein  gemischt-gemeinnützig-wirtschaftliches  Unternehmen 
aus  sozialen  Erwägungen  heraus  auf  die  volle  Ausnutzung  der  Konjunktur, 
so  würde  das  eine  unrationelle  Verwendung  der  in  ihm  ruhenden  wirt- 
schaftlichen Energien  bedeuten.  Eine  möglichst  umfassende  Ausnutzung 
aller  Kräfte  wird  aber  nach  Friedensschluß  eine  der  wichtigsten  volks- 
wirtschaftlichen Aufgaben  sein. 

Nun  wird  sicher  die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob  ein  rücksichts- 
loses Ausnutzen  aller  Konjunkturmöglichkeiten,  ein  ungehindertes  Gewinn- 
streben denn  nicht  die  größten  sozialpolitischen  Gefahren  in  sich  trägt, 
ob  denn  nicht,  wie  Potthoff  einstmals  sagte,  der  private  Gewinn  des 
Einzelnen  sehr  oft  auf  Kosten  der  Gesamtheit  gehe,  gewissermaßen  Dieb- 
stahl am  Volksvermögen  darstelle  und  somit  volkswirtschaftlich  schädlich 
sei.  Gewiß;  es  ist  aber  auch  vorhin  dem  möglichst  ungehinderten  kauf- 
männischen Gewinnstreben  nur  insoweit  das  Wort  geredet  worden,  als 
sich  dieser  Gewinndrang  innerhalb  der  Grenzen  kaufmännischer  Moral 
und  sozialer  Ethik  hält.  Wo  und  wer  soll  hier  die  Grenzen  ziehen  und 
in  Zweifelsfällen,  deren  es  sehr  viele  geben  wird,  entscheiden,  der  Sozial- 
ethiker  oder  der  Kaufmann?  Sie  werden  sich  nur  zu  oft  schlecht  einigen 
und  Kompromisse  schließen  müssen,  und  zwar  entweder  zum  Schaden 
der  Wohlfahrtspflege  oder  der  Wirtschaftlichkeit  des  Unternehmens. 
Wenn  Pott  hoff  in  seinen  Schriften  immer  und  immer  wieder  betont, 
daß  die  wichtigste  wirtschaftliche  und  soziale  Aufgabe  sein  müsse,  den 
Gegensatz  zwischen  kaufmännischem  Gewinnstreben  und  sozialem  Wohl- 
fahrtssinn zu  überwinden,  so  kann  dieser  Ansicht  ebenso  ohne  weiteres 
wie  der  Forderung  zugestimmt  werden,  daß  nur  der  Gewinn  geachtet 
werden  darf,  der  auf  sozial  anständige  Weise  erzielt  wird.  Das  sollte 
selbstverständlich  sein,  und  weil  es  selbstverständlich  werden  muß,  dürfen 
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derartige  Geschäftsleute,  selbst  wenn  sie  in  jeder  Hinsicht  die  Gebote 
sozialer  Gerechtigkeit  befolgen,  nicht  der  Meinung  sein,  zugleich  auch 
einen  Akt  der  Wohlfahrtspflege  zu  begehen.  Sie  verfolgen  nur  ihre 
privatwirtschaftlichen  Zwecke  auf  eine-  sozial-ethisch  einwandfreie  Weise. 

Das  Publikum  wird  zum  Teil  ferner  derartigen  gemeinnützig-wirt- 
schaftlichen Unternehmen  ein  nicht  zu  unterschätzendes  Mißtrauen  entgegen- 
bringen und  in  der  Verquickung  von  Geschäft  und  Gemeinnützigkeit  nur 
einen  Reklainetrick  vermuten.  Sollen  derartige  Unternehmen  wirtschaftlich 
reüssieren,  so  besteht  auch  noch  die  Gefahr  der  Festlegung  großer  Kapitalien. 
Beides  ist  sowohl  vom  allgemein  volkswirtschaftlichen  Standpunkte  wie  auch 
vom  wohlfahrtspflegerischen  Gesichtspunkte  aus  durchaus  abzulehnen. 

Die  Errichtung  reiner  Geldbeschaffungsorganisationen  für  gemeinnützige 
Zwecke  ohne  eigene  Wohlfahrtsarbeit  ist  insbesondere  deshalb  abzulehnen, 
weil  die  Erfahrung  gezeigt  hat,  daß  in  der  Regel  diejenigen  gemeinnützigen 
Einrichtungen  die  wertvollste  praktische  Arbeit  leisten,  die  nur  dank  der 
Uberzeugungskraft  ihrer  Ideen  und  Grundsätze,  dank  ihrer  bisherigen  Wirk- 
samkeit sich  ihre  Mittel  erkämpfen  müssen.  Diese  mehr  oder  weniger 
große  Mühseligkeit  der  Mittelbeschaffung  und  die  dadurch  entstehenden 
Schwierigkeiten  werden  die  Qualität  ihrer  Arbeit  kaum  beeinflussen,  indem 
sie  Veranlassung  zu  ständiger  Selbstkritik  und  Verbesserung  ihrer  Leistungen 
geben.  Allerdings  kann  die  Möglichkeit  zugegeben  werden,  daß  auch 
manchmal  die  Leistungen  der  Wohlfahrtspflege  quantitativ  infolge  nicht 
genügend  vorhandener  Mittel  beschränkt  werden  müssen. 

Andererseits  kann  im  allgemeinen  aber  wohl  gesagt  werden,  daß  der 
sachliche  Wert  der  Leistungen  derjenigen  Vereine  bedeutend  geringer 
anzuschlagen  ist,  die  gleich  mit  großen  Mitteln  ihr  Werk  beginnen,  die 
sich  nicht  erst  mühsam  das  Vertrauen  des  Publikums  durch  ihre  Wirk- 
samkeit erarbeiten  und  auch  nicht  zu  erhalten  suchen  müssen,  weil 
ihnen  ständig  Geldmittel  in  reichlichem  Umfange  zufließen.  Ausnahmen 
natürlich  für  beide  Kategorien  zugegeben !  Bei  der  Errichtung  derartiger 
Geldbeschalfungsunternehmen  besteht  somit  die  Gefahr,  daß  die  von  diesen 
Stellen  den  einzelnen  Wohlfahrtseinrichtungen  mühelos,  ja  fast  mechanisch 
zufließenden  Geldmittel  zu  einer  minder  gewissenhaftenVerwendung  verleiten. 

Wenngleich,  wie  eingangs  erwähnt,  auf  die  sogenannten  Wohlfahrts- 
einrichtungen, die  im  Grunde  genommen  nur  verkappte  Geschäftsunternehmen 
sind,  hier  nicht  näher  eingegangen  zu  werden  braucht,  weil  diese  nur 
juristisch -kriminelles  und  kein  wohlfahrtspflegerisches  Interesse  bean- 
spruchen, so  muß  doch  Folgendes  mit  voller  Deutlichkeit  gesagt  werden: 
Auf  Grund  der  Erfahrungen,  die  die  Bundesratsverordnungen  über  Wohl- 
fahrtspflege im  Kriege  zeitigten,  auf  Grund  des  dem  Verfasser  zugänglichen 
Materials  des  von  der  Berliner  „Zentrale  für  private  Fürsorge"  unter- 
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haltenen  „Archivs  der  Wohlfahrtseinrichtungen"  und  schließlich  unter 
Bezugnahme,  auf  die  von  dieser  Stelle  einberufenen  Sachverständigen- 
konferenzen, an  denen  berufene  Vertreter  aller  Gattungen  und  Richtungen 
der  Wohlfahrtspflege,  aber  auch  Kaufleute  teilgenommen  haben,  erscheint 
es  überaus  schwierig,  wenn  nicht  unmöglich,  das  Ein  dringen  ungewünschter 
oder  sogar  unlauterer  Elemente  in  derartige  gemischt -wirtschaftlich- 
gemeinnützige Wohlfahrtsunternehmen  zu  verhindern.  Die  Erfahrung 
hat  leider  gezeigt,  daß  es  selbst  den  von  den  edelsten  und  besten 
Motiven  beseelten  Begründern  derartiger  Unternehmen  fast  ausnahmslos 
nicht  gelungen  ist,  das  Eindringen  von  Persönlichkeiten  zu 
verhindern,  deren  Betätigung  nur  zur  Befriedigung  sachlich 
unberechtigten  Ehrgeizes,  sachlich  unberechtigter  egoistischer 
Motive  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  erfolgt.  Theoretisch  läßt 
sich  wohl  ein  Unternehmen  konstruieren,  dessen  wohlfahrtspflegerisch- 
soziale  Arbeit  und  dessen  wirtschaftlich-kaufmännische  Leistungen  als  gleich 
groß  und  gut  zu  bewerten  sind,  und  deren  leitende  Persönlichkeiten  auf 
beiden  Arbeitsgebieten  sowohl  moralisch  wie  fachlich  die  besten  Zeugnisse 
verdienen;  auf  Grund  der  bisherigen  praktischen  Erfahrungen  lassen 
sich  jedoch  ernsteste  Zweifel  und  Befürchtungen  für  die  tatsächliche  Ver- 
wirklichung dieser  Idee  nicht  unterdrücken.  Eine  Ausnahme  bilden  immer 
die  eingangs  erwähnten  Unternehmen,  deren  Geschäftsbetrieb  im  inneren 
Zusammenhang  mit  ihrer  Fürsorgearbeit  steht  und  nur  ein  Mittel  zur 
praktischen  Durchführung  der  Fürsorgearbeiten  darstellt. 

Wenn  also,  um  einige  Beispiele  zu  nennen,  neue  Betätigungsmöglich- 
keiten für  Schwerkriegsbeschädigte  und  sonstige  schwer  Erwerbsbeschränkte 
geschaffen  werden  sollen,  wenn  Arbeitsmöglichkeiten  für  junge  Mütter 
gegründet  werden  sollen  mit  nur  kurzer  Halbtagsarbeit,  wenn  irgendwelche 
Pläne  verwirklicht  werden  sollen,  deren  Durchführung  als  ein  Experiment 
zu  betrachten  ist,  und  gegen  deren  Verwirklichung  die  regulären  Geschäfts- 
und Wirtschaftsunternehmen  sich  sträuben,  weil  sie  an  deren  Rentabilität 
zweifeln,  so  können  natürlich  gegen  derartige  Pläne  Bedenken  selbst  dann 
nicht  geäußert  werden,  wenn  diese  Unternehmen  eine  unbequeme  Konkurrenz 
für  schon  bestehende  ähnliche  rein  wirtschaftliche  Einrichtungen  darstellen.- 
Unbedingt  aber  abzulehnen  wäre  es,  wenn  eine  große  Fürsorgeeinrichtung, 
wie  es  dem  Vernehmen  nach  hieß,  eine  Fabrik  erwerben  würde,  um  deren 
Fabrikate,  mit  dem  Namen  der  Wohlfahrtseinrichtung  als  Verkaufs-  und 
somit  Beklamemarke  versehen,  vertreiben  zu  lassen. 

Eine  weitere  Schwierigkeit  für  die  geplanten  gemischt-wohlfahrts- 
pflegerisch- wirtschaftlichen  Unternehmen  dürfte  die  Besoldungsfrage  sein. 
Nach  welchem  Grundsatze  sollen  die  Gehälter  der  Sozialbeamten  und  die 
der  Angestellten  der  wirtschaftlichen  Abteilungen  bemessen  werden?  Die 
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Besoldung  der  sozialen  Berufsarbeiter  ist  im  Vergleich  zu  den  Gehältern 
im  kaufmännischen  Berufe  sehr  niedrig;  insbesondere  jetzt  im  Kriege. 
Das  ist  zum  Teil  historisch  zu  erklären,  zum  Teil  durch  die  wirtschaftliche 
Lage  der  anstellenden  Organisationen  bedingt;  aber,  wenn  man  auch  diese 
niedrige  Bemessung  der  Gehälter  bedauern  muß,  und  wenn  auch  infolge 
der  in  den  letzten  Jahren  erfolgten  höheren  Bewertung  der  sozialen  Berufs- 
arbeit eine  aufsteigende  Tendenz  der  Gehaltsbemessung  deutlich  zu  erkennen 
ist,  so  muß  man  sich  doch  darüber  klar  sein,  daß  nicht  nur  aus  äußeren, 
sondern  auch  aus  inneren  Gründen  die  berufliche  Tätigkeit  in  der  Wohl- 
fahrtspflege ein  gewisses  Maß  finanzieller  Opferwilligkeit  und  Entsagungs-  . 
freudigkeit  seitens  der  sie  ausübenden  Personen  verlangt.  Der  Wert  der 
Arbeit  des  Sozialbeamten  wird  zwar  durch  eine  höhere  Entlohnung  selbst- 
verständlich keineswegs  geschmälert;  immerhin  ist  aber  zu  beachten,  daß 
sie  nicht  zu  einer  Erwerbsarbeit  im  landläufigen  Sinne  werden  darf,  denn 
sie  ist  in  erster  Linie  eine  Gesinnungsarbeit,  zu  deren  beglückender 
Erscheinung  es  gehört,  daß  die  diese  Tätigkeit  im  rechten  Geiste  ausübenden 
Personen  in  der  Arbeit  für  ihre  Mitmenschen  zugleich  eine  innere  Befriedigung 
erleben,  die  wohl  wenige  Berufe  in  gleichem  Umfange  gewähren  können. 

Es  wird  sich  somit  bei  derartigen  gemischten  Unternehmen  nicht 
vermeiden  lassen,  daß  die  kaufmännischen  Kräfte  höher  als  die  sozialen 
Arbeiter  besoldet  werden,  obgleich  deren  Arbeit  zum  mindesten  gleich- 
wertig ist.  Aus  dieser  unterschiedlichen  Behandlung  dürften  aber  sicherlich 
nicht  zu  unterschätzende  Schwierigkeiten  entstehen,  die  schon  jetzt  bei 
größeren  Wohlfahrtseinrichtungen  vorhanden  sind,  bei  denen  die  technischen 
Angestellten  —  und  von  ihrem  Standpunkte  aus  mit  Recht  —  höhere 
Gehälter  fordern  und  zum  Teil  auch  erhalten,  als  die  verantwortlichen 
Sozialbeamten  beziehen. 

In  Berücksichtigung  der  in. vorstehenden  Ausführungen  niedergelegten 
Gedanken  dürfte  man  wohl  zu  folgenden  Schlüssen  kommen: 

1.  reinwirtschaftliche  Geldbeschaffungsunternehmen  für 
Zwecke  der  Wohlfahrtspflege  ohne  eigene  Sozialtätigkeit 
sind  ohne  weiteres  abzulehnen,  weil  sie  eine  Gefährdung  des 
ethischen  Gehalts  der  Wohlfahrtspflege  bedeuten, 

2.  die  Errichtung  gemischt- wirtschaftlich-gemeinnütziger 
Unternehmen  bedeutet  eine  große  Gefahr 

a)  in  sozialer  Hinsicht  aus  dem  unter  1.  niedergelegten  Grunde, 

b)  in  wirtschaftlicher  Hinsicht,  weil  eine  volle  Ausnutzung  der  in 
ihnen  vorhandenen  wirtschaftlichen  Kräfte  behindert  ist. 

Vor  derartigen  überaus  unsicheren  Experimenten  ist  aber  dringend 
zu  warnen  in  einer  Zeit,  die  mehr  denn  je  die  größtmögliche  Ausnutzung 
aller  wirtschaftlichen  Kräfte  und  sittlichen  Energien  erfordert. 


Wenngleich  ohne  weiteres  die  Tatsache  zugestanden  werden  kann, 
daß  die  Träger  der  Wohlfahrtspflege  in  Zukunft  mit  den  allergrößten 
finanziellen  Schwierigkeiten  zu  kämpfen  haben  werden,  so  muß  doch  allen. 
Erwägungen  über  die  Aufbringung  der  geldlichen  Unterlagen  ein  Gedanke 
als  ausschlaggebend  vorangestellt  werden,  der  Gedanke  nämlich,  daß  selbst 
noch  so  reichliche  Geldmittel  allein  zur  Durchführung  einer  zeitgemäßen, 
zielbewußten,  ihrer  sittlichen  Verantwortung  sich  bewußten  Wohlfahrtspflege 
keineswegs  genügen.  Nicht  die  äußeren  Mittel,  sondern  die  sittliche 
Gesinnung  ist  es,  die  auf  dem  Gebiete  der  Wohlfahrtspflege  Höchst- 
leistungen erreichen  läßt.  Deshalb  ist  jegliche  Maßnahme,  die  geeignet 
sein  könnte,  den  ethischen  Gehalt  wahren  Wohlfahrtssinnes  zu  beein- 
trächtigen, auf  das  Entschiedenste  abzulehnen.  Wenn  dann  Lücken 
entstehen,  die  mittels  des  augenblicklichen  finanziellen  Standes  der  Wohl- 
fahrtspflege nicht  ausgefüllt  werden  können,  so  wird  das  somit  ungelindert 
bleibende  Leid  der  von  diesen  Härten  betroffenen  Mitmenschen  an  das 
sittliche  Yerantwortlichkeitsgefühl  der  Gesellschaft  mit  Erfolg  appellieren 
und  somit  die  notwendigen  Geldmittel  auf  einwandsfreie  Weise  herbei- 
zuschaffen wissen.  Es  kann  natürlich  eine  Zwischenzeit  entstehen,  während 
derer  für  einzelne  Klassen  oder  Gruppen  nicht  gesorgt  werden  kann; 
so  tief  bedauerlich  und  betrübenswert  das  ist,  so  wird  man  sich  damit 
abfinden  müssen,  daß  auf  allen  Gebieten  der  höhere  Zweck  und  die 
wichtigere  Aufgabe  vorangeht:  Diese  Aufgabe  heißt  in  unserem  Falle, 
die  Gefahr  einer  Verflachung  der  Wohlfahrtspflege,  über  die  teilweise 
schon  jetzt  seitens  berufener  Sachkenner  geklagt  wird,  verhindern  und 
einer  Trübung  wahrhaft  sozialer  Gesinnung  vorbeugen*). 

Nachweis  von  Material. 

Der  an  dieser  Stelle  gegebene  Nachweis  von  Material  stellt  sich  als  fortlaufende  Ergänzung  des 
von  der  Zentralstelle  für  Annenpflege  und  Wohltätigkeit  gesammelten  Materials  dar.  Das  Material 
ist  nach  dem  in  unserer  ersten  Nummer  mitgeteilten,  den  Sammlungen  der  Zentralstelle  zugrunde 
liegenden  Grundplan  geordnet ;  die  Ziffern  und  Buchstaben  entsprechen  daher  den  Ziffern-  und  Buch- 
stabenbezeichnungen in  unserem  Grundplan.  Des  systematischen  Zusammenhanges  halber  sind  auch 
Besprechungen  von  Büchern  und  Artikeln  aus  Zeitschriften,  da  sie  sich  überwiegend  auf  Einzelgebiete 
erstrecken,  hier  eingeordnet.  Die  kurze  bibliographische  Anzeige  literarischer  Neuerscheinungen, 
deren  Besprechung  wir  uns  vorbehalten,  findet  sich  am  Schlüsse  jedes  Abschnittes. 

I.  A.  Armen-  und  Wohlfahrtspflege  im  allgemeinen. 

Vom  Wesen  der  Wohlfahrtspflege.  Festgabe  für  Dr.  Albert  Levy  zum  25jährigen 
Bestehen  der  Zentrale  für  private  Fürsorge,  Berlin.  172  S.  Berlin,  Franz 
Vahlen,  1918. 

*\  Es  wird  beabsichtigt,  in  einer  umfassenden  exakten  Untersuchung  die  Arten 
und  Besonderheiten,  wie  auch  Umfang  und  Wirtschaftlichkeit  der  in  diesem  Aufsatz 
behandelten  gemeinnützigen  Wirtschaftsbetriebe  klarzulegen.  Der  Verfasser  wäre 
deshalb  für  nähere  Mitteilungen  über  bestehende  Einrichtungen  dieser  Art  dankbar. 
Zuschriften  werden  an  die  Schriftleitung  dieses  Blattes  erbeten. 
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Jahrbuch  des  Bundes  Deutscher  Frauenvereine,  Handbuch  der  kommunal-sozialen 
t  Frauenarbeit  1919.    Im  Auftrage  des  Bundes  Deutscher  Frauenvereine  heraus- 
gegeben von  Dr.  Elisabeth  Altmann -Gottheiner.    100  u.  157  S.  Leipzig, 
Teubner,  1919. 

L  E.  Schweiz. 

119.  Neujahrsblatt,  herausgegeben  von  der  Hülfsgesellschaft  in  Zürich  auf  das  Jahr 
1919.  Armenpflege  und  Wohltätigkeit  in  Zürich  zur  Zeit  Ulrich  Zwingiis. 
Von  Prof.  Dr.  Walther  Köhler.    56  S. 

IL  C.  Private  Wohltätigkeit. 

Falsche  Wohltätigkeit.  Schon  vor  einigen  Wochen  ging  durch  ausländische 
Blätter  die  Nachricht,  daß  englische  Frauen  für  die  armen  deutschen  Säuglinge  eine 
Million  Gummisauger  stiften  wollten.  Die  Nachricht  schien  unglaublich;  dennoch  ist 
dieses  Geschenk  Wirklichkeit  geworden  und  anscheinend  sogar  von  deutscher  Seite 
angenommen.  Man  mag  noch  so  sehr  einen  guten  Willen  bei  dieser  Mildtätigkeit 
anerkennen  wollen,  so  darf  man  doch  den  ernsten  Hinweis  nicht  unterdrücken,  daß 
während  diese  Gummisauger  gesammelt  und  geschenkt  wurden,  Tausende  deutscher 
Säuglinge  durch  die  Fortdauer  der  Blockade  umkamen.  Die  englischen  Frauen 
hätten  zu  ihrer  Hilfe  nähere  und  erfolgreichere  Wege  gehen  sollen  als  die  Sammlung 
von  einer  Million  Gummisauger.  Klumker. 

Dunant,  Jean-Henri,  Les  debuts  de  la  Croix  Rouge  en  France.    Extraits  des 
memoires.    Zürich,  Orell  Füßli,  1918.    171  S.    2,50  Fr. 
Ein  Neffe  des  Begründers  des  Koten  Kreuzes  stellt  hier  mit  ermüdender  Weit- 
schweifigkeit einige  Notizen  zusammen,  die  gegenüber  dem  bereits  Bekannten  kaum 
Neues  bieten  dürften.    Das  Heftchen  verlohnt  nicht  ein  längeres  Verweilen.    W.  F. 

II.  F.  Notstandstätigkeit 
Kriegsfürsorge. 

Kraus,  S. :  Kriegsbeschädigtenfürsorge.  Aus  Natur  und  Geisteswelt.  523.  Bändchen. 

Leipzig,  B.  G.  Teubner,  1917. 
von  Bissing,  Alice  Freifrau:  Die  Frau  in  der  Kriegsbeschädigtenfürsorge.  Deutsche 

Krüppelhilfe.   Ergänzungshefte  der  Zeitschrift  für  Krüppelfürsorge,  herausgegeben 

von  Prof.  Dr.  Konrad  Biesalski  und  Erziehungsdirektor  Hans  Würtz.    4.  Aufl. 

Leipzig,  Leopold  Voß,  1917. 
Die  Kriegsbeschädigtenfürsorge.   Vorträge  gehalten  auf  der  4.  Tagung  des  Vereins 

für  Kommunalwirtschaft  und  Kommunalpolitik  von  Landesrat  Dr.  Horion, 

Düsseldorf  und  Bürgermeister  Dr.  Luppe,  Frankfurt  a.  M.  Berlin-Friedenau, 

Deutscher  Kommunal-Verlag  G.  m.  b.  H.,  1916. 
Die  wachsende  Zahl  der  Publikationen  über  die  Kriegsbeschädigtenfürsorge  zeigt, 
wie  stark  das  Interesse  an  den  Problemen  dieser  modernsten  Art  der  Fürsorge  ist. 
Von  den  oben  genannten  Schriften  stellt  das  von  S.  Kraus  herausgegebene  Sammel- 
werk die  umfangreichste,  vielseitigste  und  systematischste  Leistung  dar.  Im  ersten 
Teil  gibt  der  Herausgeber  einen  guten  Überblick  über  den  Stand  der  Organisation 
der  Kriegsbeschädigtenfürsorge.  Vom  medizinischen  Standpunkt  aus  behandelt  Ober- 
stabsarzt Dr.  ßebentisch  das  Kapitel  der  Heilfürsorge.  Mit  dem  volkswirtschaftlich 
und  soziologisch  bedeutsamsten  Problem  der  Eingliederung  der  Kriegsinvaliden  in  das 
Wirtschaftsleben  befaßt  sich  der  Vorsteher  des  Frankfurter  Arbeitsamts  Dr.  Schlotter, 
dessen  Ausführungen  sich  auf  die  Fragen  der  Berufsberatung,  der  Arbeits-  und  Erwerbs- 
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fürsorge  erstrecken.  Mit  Recht  wird  darauf  hingewiesen,  wie  wertvoll  die  Mitwirkung 
der  Gewerkschaften  bei  der  Überführung  der  Kriegsbeschädigten  in  die  Volkswirtschaft 
ist,  denn  die  Arbeiterhaben  naturgemäß  das  größte  Interesse,  daß  die  Bezahlung  der 
nicht  voll  erwerbsfähigen  Kräfte  zu  keinem  Lohndruck  für  die  normale  Arbeitskraft 
führt.  Hier  liegt  auch  ein  allgemeines  nationales  Lebensinteresse  vor,  das  verdiente, 
besonders  hervorgehoben  zu  werden:  wie  unser  Wirtschaftsleben,  das  zu  seiner  Er- 
haltung und  Entwicklung  aller  Arbeitskräfte  bedarf,  auch  auf  die  Kriegsbeschädigten 
nicht  verzichten  kann;  nicht  nur  in  Rücksicht  auf  sie  (es  wäre  immerhin  denkbar,  daß 
ihre  Existenz  durch  Renten  sichergestellt  würde),  sondern  im  Hinblick  auf  die  Er- 
zielung der  höchsten  Produktivität. 

In  einem  vierten  und  letzten  Abschnitt  schildert  Gewerbeschuldirektor  Back  den 
erzieherischen  Wert  der  Lazarettbeschäftigung,  die  Arten  des  Unterrichts  und  der 
Berufsschulung  der  Kriegsverletzten. 

Aus  der  Praxis  heraus  und  für  die  Praxis  entstanden  sind  die  Ausführungen  der 
Freifrau  von  Bissing  über  die  Frauentätigkeit  in  der  Kriegsbeschädigtenfürsorge ; 
sie  ist  im  Zentralkomitee  der  Frauenmitarbeit  an  der  Fürsorge  für  unsere  Kriegs- 
beschädigten und  ihre  Angehörigen  zusammengefaßt,  um  dadurch  einer  weiteren  Zer- 
splitterung vorzubeugen.  — 

Die  auf  der  4.  Tagung  des  Vereins  für  Kommunalwirtschaft  und  Kommunal- 
politik gehaltenen  Vorträge  von  Dr.  Horion  und  Dr.  Luppe  befassen  sich  vor- 
wiegend mit  der  Mitwirkung  der  Gemeinden  in  der  Kriegsbeschädigtenfürsorge  und 
vertreten  mit  Nachdruck  den  Standpunkt,  daß  die  Gemeinden  die  geeigneten  Organe 
zur  Durchführung  der  Fürsorge  sind. 

Zusammenfassend  läßt  sich  sagen:  für  die  Kriegsbeschädigten  sind  viele  Kräfte 
am  Werk;  daß  im  allgemeinen  der  Wunsch  vorhanden  ist,  sie  zu  sammeln,  läßt  sich 
nicht  verkennen,  aber  nach  wie  vor  besteht  die  Notwendigkeit,  in  höherem  Maße,  als 
es  bisher  geschehen  ist,  die  Zentralisation  der  vorhandenen  Organisationen  durch- 
zuführen. Die  Kriegsbeschädigtenfürsorge  muß  sich,  will  sie  ihre  höchsten  Ziele  er- 
reichen, von  jeder  Bevormundung  frei  machen;  sie  darf  keine  Bewegung  von  oben 
sein,  in  der  die  Kriegsbeschädigten  nur  Objekte  ohne  Selbstbestimmungsrecht  und  ohne 
Initiative  sind,  sondern  sie  muß  Ziele  und  Wege  von  denen  angewiesen  erhalten,  die 
aus  Selbsterhaltungstrieb  ein  vitales  Interesse  an  ihr  nehmen. 

Dr.  Margarete  Jacobsohn. 

Wölz,  Wirtschaftliche  Kriegsfürsorge  insbesondere  für  den  Mittelstand.   61  S. 

Stuttgart,  W.  Kohlhammer,  1918. 
Soziale  Forderungen  für  die  Übergangswirtschaft.    Eine  Kundgebung  heraus- 
gegeben von  der  Kriegswirtschaftlichen  Vereinigung  Berlin.     67  S.  Leipzig, 
Teubner,  1918. 

T.  Fürsorge  für  Gebrechliche. 

Die  Schlesische  Blindenunterrichtsanstalt  und  das  Blindenwesen  der  Provinz 
Schlesien  im  Verlaufe  eines  Jahrhunderts  1818—1918.     Festschrift  zur 
Jubelfeier  der  Anstalt  am  14.  November  1918.    Verfaßt  von  Dr.  Franz  Wiede- 
mann,  Direktor  des  Verwaltungsrats.    116  S. 
Die  Schlesische  Blindenunterrichtsanstalt  verdankt  ihre  Entstehung  dem  selbst 
erblindeten  Studenten  Johann  Georg  Knie,  der  nach  Beendigung  der  Freiheitskriege 
zur  Fürsorge  für  die  durch  den  Krieg  Erblindeten  aufrief.    Sein  Aufruf  führte  ihn 
mit  Persönlichkeiten  zusammen,  deren  vereinten  Bemühungen  es  gelang,  am  14.  No- 
vember 1817  einen  Verein  zur  Blindenfürsorge  ins  Leben  zu  rufen;  ein  Jahr  später 


—    47  — 


konnte  die  eigentliche  Gründung  der  Anstalt  ausgesprochen  und  der  Unterricht  Anfang 
1819  eröffnet  werden.  Die  Schrift  schildert  in  anschaulicher  Weise  die  Lage  der 
Blinden  in  Schlesien,  ihren  Unterricht,  die  ihnen  innerhalb  und  außerhalb  der  Anstalt 
gewidmete  Fürsorge.  In  den  hundert  Jahren  sind  2120  Zöglinge  durch  die  Anstalt 
gegangen,  von  denen  1441  als  ausgebildet,  259  als  nicht  bildungsfähig  entlassen  wurden. 
In  den  fünfziger  Jahren  setzten  Bestrebungen  ein,  den  Blinden  nach  der  Entlassung 
aus  der  Anstalt  weiter  behilflich  zu  sein,  sie  durch  Verschaffung  von  Arbeit  vor 
Müßiggang  und  Bettelei  zu  bewahren.  In  der  Folge  drängte  sich  je  länger  je  mehr 
die  Notwendigkeit  auf,  den  Blinden  nicht  nur  Rohstoffe  zur  Arbeit  zu  liefern,  sondern 
auch  für  den  Vertrieb  der  von  ihnen  gefertigten  Waren  zu  sorgen,  was  1883  zur  Ein- 
richtung einer  kaufmännisch  verwalteten  Verkaufsstelle  führte.  Der  im  Jahre  1852 
erstmalig  angesammelte  Unterstützungsfonds  in  Höhe  von  1927  Talern  war  im  Jahre 
1912  auf  72  400  M.  angewachsen,  infolge  der  Kriegsverhältnisse  1916  auf  65000  M. 
vermindert.  Eine  feste  Grundlage  fand  die  Fürsorgetätigkeit  erst  durch  die  im  Jahre 
1903  erfolgte  Gründung  des  Blindenfürsorgevereins  für  die  Provinz  Schlesien,  der  in 

*  engster  Fühlung  mit  der  Blindenanstalt  arbeitet.  1908  folgte  die  Eröffnung  eines 
Blindenheims  mit  34  Insassen,  deren  Zahl  im  Jahre  1917  63  betrug.  —  Die  Kriegs- 

'  Verhältnisse  brachten  es  mit  sich,  daß  die  Blindenanstalt  sich  im  Jahre  1915  mit  ihren 
Einrichtungen  in  den  Dienst  der  .Kriegsblindenfürsorge  stellte.  —  In  den  Schluß- 

'kapiteln  der  wertvollen  Schrift  ist  den  Leitern  der  Anstalt,  insbesondere  der  Persön- 
lichkeit des  Begründers  Knie,  sowie  dem  Lehrkörper  und  dem  Verwaltungsrat  eine 
kurze  Darstellung  gewidmet. 

VI.  Fürsorge  für  Kinder  und  Jugendliche. 

Zur  reichsgesetzlichen  Regelung-  der  öffentlichen  Jugendfürsorge.  In  Aus- 
führung der  vom  Deutschen  Jugendfürsorgetag  angenommenen  Entschließung,  auf  eine 
reichsgesetzliche  Regelung  der  öffentlichen  Jugendfürsorge  hinzuwirken,  hat  der  ge- 
schäftsführende Ausschuß  des  Deutschen  Jugendfürsorgetages  der  Deutschen  National- 
versammlung in  Weimar  folgende  Eingabe  überreicht: 

„Im  September  1918  fand  in  Berlin  eine  aus  allen  Teilen  des  Reiches  und  Deutsch- 
Österreichs  außergewöhnlich  stark  besuchte  Tagung  zum  Zwecke  der  Beratung  des 
Ausbaues  der  öffentlichen  Jugendfürsorge  im  Deutschen  Reiche  statt.  Dieser  erste 
„Deutsche  Jugendfürsorgetag"  gab  in  einmütiger  Entschließung  seine  Auffassung  dahin 
bind,  daß  eine  einheitliche  Ordnung  der  öffentlichen  Jugendfürsorge  im  Wege  eines 
!  Reichsgesetzes  eine  unbedingte  Notwendigkeit  darstelle.  Anknüpfend  an  diese  Ent- 
jchließung  beantragt  der  unterfertigte  Ausschuß: 

„Eine  Hohe  Deutsche  Nationalversammlung  wolle  die  Regelung  der  öffentlichen 
Jugendfürsorge  bei  der  Aufstellung  der  Deutschen  Reichs- Verfassung  in  die 
f  Gesetzgebungs-Kompetenz  des  Reiches  aufnehmen." 

Bs  erübrigt  sich,  für  die  Notwendigkeit  des  Ausbaues  der  öffentlichen  Jugendfürsorge 
'sine  nähere  Begründung  zu  geben:  Die  körperliche,  geistige,  sittliche  Verwahrlosung 
i  großer  Teile  der  Jugend  war  schon  vor  dem  Kriege  weit  vorgeschritten  und  erregte 
graste  Besorgnis;  die  Wirkungen  des  Krieges  auf  die  Kinder  und  Jugendlichen  in 
gesundheitlicher,  wie  seelischer  Hinsicht  sind  erschütternd;  bevölkerungspolitische  und 
virtschaftliche  Beobachtungen  verlangen  gebieterisch  die  qualitative  Steigerung  und 
lie  Hebung  der  Zahl  der  dem  deutschen  Volke  heranwachsenden  Arbeitskräfte.  Dem- 
gegenüber steht  heute  in  der  Jugendfürsorge,  der  öffentlichen  durch  Reichsgesetz 
geregelten,  wie  in  der  der  Bundesstaaten  eine  völlige  Zersplitterung,  ein  vielfaches 
i  hersagen!    Nicht  nur  daß  jeder  Bundesstaat  eigene  rechtliche  Vorschriften  auf  jedem 
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gesetzlich  geregelten  Gebiete  der  Jugendfürsorge  aufweist,  daß  auch  größere  Provinzen, 
Stadt-  und  Landkreise  voneinander  weitgehend  abweichende  Bestimmungen  in  den 
einzelnen  Gebieten  erlassen  haben;  auch  der  Umstand,  daß  die  Leistungen  der  öffent- 
lichen Träger  der  Fürsorge  von  einem  verschwindend  geringen  Maß  in  vielen  Gegenden 
des  Reiches,  besonders  auf  dem  Lande,  bis  zu  wenigen  umfangreichen  und  wohlaus- 
gearbeiteten Fürsorgeeinrichtungen  großer  Städte  starke  Verschiedenheiten  zeigen, 
ergibt  eine  für  die  tatsächliche  Durchführung  der  Fürsorge  unerträgliche  Zersplitterung. 
Es  darf  sogar  widerspruchslos  behauptet  werden,  daß  viele  Bestimmungen  der  Reichs- 
gesetzgebung für  Kinder  und  Jugendliche  in  großen  Gebieten  des  Reiches  niemals  zu 
einer  praktischen  Durchführung  unter  dem  bisherigen  Zustande  kommen  können. 

Die  Aufgabe  der  öflentlichen  Jugendfürsorge,  als  eines  Sondergebietes  der  Sozialen 
Fürsorge,  ist  aber  die  Bewahrung  jedes  erzeugten  Menschenlebens  bis  zur  Volljährigkeit 
vor  sozialer  Not  und,  an  ihrem  Teil,  die  Heranziehung  eines  leistungsfähigeren  Nach- 
wuchses des  deutschen  Volkes.  Um  sie  zu  erfüllen,  muß  die  vollständigste  Gewähr 
gegeben  sein,  daß  allen  schütz-  und  aufsichtbedürftigen  Kindern  und  Jugendlichen 
ausreichende  Fürsorge  allerorten  und  jederzeit,  rasch  und  sicher  zuteil  werde. 

Der  einzige  Weg,  diese  Gewähr  zu  schaffen,  liegt  in  dem  Erlaß  eines  Reichs - 
gesetzes.  Ein  solches  kann  nur  dann  erlassen  werden,  wenn,  im  Gegensatz  zu  der 
früheren  Reichsverfassung,  die  Kompetenz  des  Reiches  —  in  gleicher  Weise,  wie  es 
in  dem  seitens  des  Staatssekretärs  Dr.  Preuß  abgefaßten  Entwurf  hinsichtlich  des 
Armenwesens  geschehen  —  auch  auf  die  Gesetzgebung  über  die  öffentliche  Jugend- 
fürsorge ausgedehnt  wird.  Es  wird  hierbei  die  Aufgabe  des  Entwurfs  eines  Reichs- 
Jugendfürsorge-Gesetzes  sein,  die  Grenzen  zu  ziehen  zwischen  der  einheitlichen  Regelung 
durch  allgemeine  Bestimmungen  für  das  gesamte  Reich  und  den  den  Ausführungs- 
gesetzen oder  -Verordnungen  der  einzelnen  Freistaaten  bzw.  Provinzen  zu  überlassen- 
den Gebieten.  Die  Verwaltung  der  öffentlichen  Jugendfürsorge  dürfte  als  eine  in 
weitem  Maße  dem  Gebiet  der  Kulturpflege  angehörige  Frage  der  Regelung  durch  die 
einzelnen  Freistaaten  bzw.  Provinzen  zu  überlassen  sein. 

Der  Umfang  der  dem  Reiche  zu  übertragenden  Kompetenz  der  Gesetzgebung 
für  die  Kinder-  und  Jugendfürsorge  hätte  sich  gemäß  den  Verhandlungen  des  Deutschen 
Jugendfürsorgetages  zu  erstrecken  auf  die  gesamten  Gebiete  von  Mutterschutz,  Säug- 
lings- und  Kleinkinderfürsorge,  die  Schulkinder-,  Unehelichen-,  Gefährdeten-  und  An- 
staltsfürsorge, bis  zur  Fürsorgeerziehung,  der  Jugendgerichtshilfe  und  der  Berufsvor- 
mundschaft. Durch  Jugendämter  in  den  Stadt-  und  Landkreisen  als  Organe  und  durch 
Übernahme  der  Kosten  der  gesamten  Fürsorge  auf  leistungsfähige  öffentliche  Verbände 
nach  dem  Aufenthaltsortsprinzip  wäre  die  Durchführung  des  Willens  von  Reichstag 
und  Reichsregierung  im  gesamten  Reich  gesichert.  — 

Wir  bitten  daher  eine  Hohe  Deutsche  Nationalversammlung,  die  Einheit  des 
Reiches  auch  auf  dem  Gebiete  der  Jugendfürsorge  herzustellen  und  damit  eine  sichere 
Grundlage  zu  schaffen  für  eine  großzügige  Fürsorge  für  Deutschlands  Jugend,  den 
künftigen  Träger  des  Deutschtums." 

Auch  das  Archiv  deutscher  Berufsvormünder  hat  der  Nationalversammlung  eine 
Eingabe  unterbreitet,  die  von  dem  engeren  Gebiet  des  Fürsorgewesens  aus  Folgerungen 
für  die  Gestaltung  der  Reichsverfassung  zieht  und  eine  einheitliche  Gestaltung  des 
neuen  Reiches  fordert.    Sie  lautet: 

„Zu  den  schwersten  Hemmnissen  einer  gedeihlichen  Entwicklung  des  Fürsorge- 
wesens allgemein,  besonders  aber  der  Kinderfürsorge,  gehörte  der  bundesstaatliche 
Charakter  des  Reiches  und  der  vielfältige  Gegensatz  von  Reichs-  und  Landesgesetzen. 
Unter  dem  alten  Regime  war  an  eine  Besserung  dieser  Mißstände  nur  in  der  Form 
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eines  einheitlichen  Reichsgesetzes  zu  denken.  Diese  ist  eben  auch  wie  für  das  Armen- 
wesen durch  verschiedene  Tagungen  des  Deutschen  Vereins  für  Armenpflege  so  für 
die  Kinderfürsorge  von  dem  Deutschen  Jugendfürsorgetage  gefordert  worden,  der  im 
vorigen  Herbst  etwa  1500  Teilnehmer  nach  Berlin  führte.  Unsere  Vereinigung  hat 
stets  in  der  ersten  Reihe  derer  gestanden,  die  eine  solche  Regelung  forderten. 

Mit  der  Neuordnung  der  Reichsverfassung  war  die  Möglichkeit  gegeben,  solche 
Schwierigkeiten  ein  für  allemal  zu  überwinden.  Wenn  die  Einzelstaaten  in  der  Einheit 
des  Reiches  aufgehen,  würden  selbstverständlich  auch  unsere  Arbeiten,  soweit  sie  ge- 
setzlicher Regelung  bedürfen,  von  einer  Stelle  aqs  geordnet  werden.  Welchen  Segen 
dies  für  die  schutzbedürftige  Jugend  bedeuten  würde,  ja  wie  dringend  nötig  eine  der- 
artige Ordnung  gerade  jetzt  für  den  Fortschritt  der  Jugendfürsorge  ist,  dafür  verweisen 
wir  auf  die  oben  erwähnten  Verhandlungen,  wie  auf  die  Schriften,  die  zu  ihrer  Vor- 
bereitung erschienen  sind,  besonders  die  Flugschriften  des  Dürerbundes 

176.  Klumker,  Die  öffentliche  Kinder fürsorge  eine  Kulturaufgabe  unseres  Volkes 
und 

178.  Klumker-Blaum,  Jugendämter  im  Deutschen  Reich.  , 

Wir  bitten  Sie  daher  im  Namen  von  fast  2  Millionen  schutzbedürftiger  Kinder 
„auf  eine  einheitliche  Gestaltung  des  neuen  Reiches  hinzuwirken"  oder  mindestens, 
wenn  sich  die  Einzelstaaten  zur  Zeit  nicht  beseitigen  lassen,  unter  die  Gegenstände, 
die  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  des  Reiches  unterliegen,  den  gesamten  Kinder- 
schutz und  die  Jugendfürsorge  aufzunehmen." 

Denselben  Gegenstand  behandelt  Professor  Klumker  im  Frankfurter  General- 
anzeiger vom  13.  Februar  1919.  Er  bespricht  dort  den  Entwurf  der  Reichsverfassung 
unter  dem  Untertitel:  Eine  Enttäuschung  für  die  Fürsorgekreise  und  führt  darin 
folgendes  aus:  * 

„Seit  vielen  Jahren  hat  die  Fürsorge  im  Deutschen  Reiche  mit  Schwierigkeiten 
zu  kämpfen,  die  aus  der  deutschen  Kleinstaaterei  hervorgehen.  Der  Umschwung  unserer 
inneren  Verhältnisse  schien  für  die  Fürsorge  eine  Beseitigung  dieser  Mißstände  zu  ver- 
sprechen. Wenn  je,  so  war  jetzt  zu  erwarten,  daß  ein  einheitliches  Reich  geschaffen 
und  die  Selbständigkeit  der  Bundesstaaten  beseitigt  würde.  Solchen  Erwartungen 
gegenüber  ist  der  Entwurf  einer  Reichsverfassung,  wie  ihn  die  Regierung  jetzt  ver- 
öffentlicht, eine  arge  Enttäuschung.  Alle  Einzelstaaten,  selbst  die  kleinsten,  dürfen 
bestehen  bleiben;  ja  es  dürfen  noch  neue  geschaffen  werden,  wenn  sie  nur  mindestens 
2  Millionen  Einwohner  haben. 

Man  glaubt  offenbar,  nur  so  der  Eigenart  deutscher  Stämme  und  Landschaften 
gerecht  werden  zu  können.  Zu  diesem  Zwecke  aber  war  eine  solche  Nachgiebigkeit 
gegen  unberechtigte  partikularistische  Strömungen  gar  nicht  notwendig.  Der  berech- 
tigten Eigenart  kann  eine  starke  Selbstverwaltung  großer  gemeindlicher  Verbände 
vollkommen  gerecht  werden,  eine  staatliche  Selbständigkeit  ist  dazu  ganz  überflüssig. 
Gerade  in  der  Kinderfürsorge  schätze  ich  die  freie  Entwicklung  landschaftlicher  Be- 
sonderheiten sehr;  ihr  habe  ich  seit  Jahren  meine  besondere  Aufmerksamkeit  zugewandt. 
Ich  habe  aber  nicht  finden  können,  daß  sie  sich  bei  der  staatlichen  Selbständigkeit  in 
Süddeutschland  irgend  besser  entwickelt  hätte,  wie  sie  sich  im  Norden  zwischen  den 
preußischen  Provinzen  und  ihren  Unterteilungen  nur  auf  Grund  der  Selbstverwaltung 
hat  durchsetzen  können. 

Wohl  aber  hat  die  Selbständigkeit  der  Einzelstaaten  das  Fürsorgewesen  im  Reiche 
sehr  geschädigt.  Auf  einem  Teilgebiet,  beim  Armenwesen,  war  dieser  Schaden  so  groß, 
daß  die  neue  Verfassung  nicht  umhin  kann,  es  auf  das  Reich  zu  übernehmen. 
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Dagegen  läßt  die  Verfassung  die  alten  Übel  auf  den  anderen  Gebieten  bestehen, 
wo  sie  mindestens  ebenso  schlimm  sind.  In  der  Kinderfürsorge  z.  B.  wurde  in  den 
letzten  Jahren  für  verschiedene  Gebiete  ein  mühseliger  Kampf  gegen  die  Kleinstaatereien 
geführt. 

Gewiß,  formell  würde  auch  der  Erlaß  von  lauter  gleichen  einzelstaatlichen  Ge- 
setzen zum  Ziele  führen,  allerdings  erst  dann,  wenn  die  erreichten  einheitlichen  Be- 
stimmungen den  größten  Teil  ihres  "Wertes  bereits  eingebüßt  haben.  In  jahrelangen 
Verhandlungen  ist  darüber  gestritten  worden,  ob  und  wie  man  so  wesentliche  Stücke 
öffentlicher  Kinderfürsorge,  deren  Regelung  dringend  nötig  ist,  neugestalten  könne. 
Der  Jugendfürsorgetag,  der  im  letzten  September  stattfand,  kam  zu  dem  Ergebnis, 
daß  dieser  Weg,  auch  von  seiner  Langwierigkeit  abgesehen,  nicht  genügt,  weil  die 
Landesgesetze  vielfach  mit  reichsgesetzlichen  Anordnungen  zusammenstießen,  to  daß 
nach  den  26  bundesstaatlichen  Gesetzen,  richtiger  vor  ihnen,  noch  ein  Reichsgesetz 
nötig  wäre.  Außerdem  muß  man  auch  in  den  Einzelstaaten  der  Selbstverwaltung 
Spielraum  lassen,  ihre  Arbeit  selbständig  zu  gestalten.  So  sah  man  schließlich  ak 
einzigen  Ausweg,  daß  das  Reich  einen  allgemeinen  Rahmen  der  Neuordnung  aufstellt«, 
daß  innerhalb  dieses  Rahmens  die  Landesgesetze  wieder  einen  neuen  Rahmen  schufen 
und  erst  in  ihm  endgültig  die  Selbstverwaltung  die  letzte  rechtliche  Festlegung  vor- 
nähme. 

Im  Bau  des  alten  Deutschen  Reiches  war  an  eine  gründliche  Besserung  dieser 
Übel  nicht  zu  denken.  Man  konnte  nur  durch  Übernahme  des  einen  oder  anderen 
Rechtsgebietes  auf  das  Reich  einen  neuen  Flicken  auf  das  alte  mürbe  Kleid  setzen, 
aber  mußte  sich  im  übrigen  damit  so  gut  es  ging  abzufinden  suchen.  Viel  Scharfsinn, 
viel  Mühe  ist  darauf  verwandt  worden,  trotz  jener  Mängel  der  Reichsverfassung,  die 
Fürsorge  voranzubringen.  Welche  mühseligen  juristischen  Spitzfindigkeiten  sind  nicht 
ersonnen  worden,  um  z.  B.  in  der  Frage  der  Arbeitsscheuen  schließlich  doch  landes- 
gesetzlich zu  ermöglichen,  was  reichsgesetzlich  im  Grunde  verboten  war.  Jetzt,  wo 
ein  neuer  Staatsbau  errichtet  werden  soll,  ist  es  an  der  Zeit,  solche  Übel  gründlich 
zu  beseitigen. 

Der  Entwurf  der  Verfassung  ist  noch  nicht  Gesetz.  Doch  es  ist  höchste  Zeit, 
daß  alle  Kreise  der  Fürsorge  ihre  Erfahrungen  entschieden  in  die  Wagschale  werfen. 
Sie  wünschen  einen  einheitlichen  Staat,  keine  Erhaltung  oder  gar  Vermehrung  der 
Einzelstaaten.  Nur  dann  kann  unser  Fürsorgewesen  sich  gedeihlich  entwickeln  und 
die  großen  Aufgaben  lösen,  die  auch  ihm  die  neue  Zeit  stellt." 
Toorenburg,  P.  A.  van,  Kinderrecht  en  Kinderzorg  in  de  laatste  honderd  jaren. 
Leiden,  A.  W.  Sythoff,  1918. 

Die  Arbeit  gibt  eine  eingehende  Darstellung  der  Entwicklung  der  Jugendfürsorge 
in  den  Niederlanden,  während  die  Nachbarländer  in  den  einzelnen  Abschnitten  kurz 
zum  Vergleich  herangezogen  werden.  Von  dem  Inhalt  gibt  der  Schluß  ein  gutes 
Bild,  dessen  Ubersetzung  wir  hier  im  Auszug  geben. 

„Die  Entwicklung  der  Kinderfürsorge  in  den  Niederlanden  entspricht  dem 
Charakter  des  niederländischen  Volkes.  Was  wir  heute  besitzen,  ist  aus  dem  Volke 
geboren;  wir  verdanken  es  nicht  einem  starken  Staatsmann,  nicht  einzelnen  warmen 
Menschenfreunden,  sondern  einer  großen,  vielgestaltigen  Schar  von  Männern  und 
Frauen,  teils  aus  höchsten  Kreisen,  teils  aus  den  einfachsten  im  Lande,  meist  aus  dem 
lebendigen  Bürgertum.  Manches,  was  heute  besteht,  stammt  aus  der  Neuzeit;  aber 
es  würde  nicht  sein,  mindestens  nicht  so  sein,  wie  es  jetzt  ist,  wenn  nicht  viele,  die 
längst  tot  und  begraben  sind,  die  Grundlagen  geschaffen  und  den  Samen  ausgestreut 
hätten.    Einige  von  ihnen  wirkten  im  Großen,  die  meisten  aber  im  Kleinen,  in  der 
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Stille,  hie  und  da  zerstreut  an  vielerlei  Plätzen  unseres  Landes.  All  die  Arbeit  hat 
ihre  Früchte  getragen  in  dem  Segen,  der  für  viele  Kinder  daraus  entsprossen  ist. 
Doch  auch  für  die  Entwicklung  von  Kinderrecht  und  Kinderfürsorge  in  den  Nieder- 
landen war  manches  davon  von  entscheidender  Bedeutung:  die  großen  Fortschritte 
der  letzten  15  Jahre  waren  unmöglich  ohne  jenen  Schatz  von  Erfahrungen  und  eine 
Schar  geübter  Mitarbeiter.  An  der  Sache  der  verwahrlosten  und  straffälligen  Jugend 
nimmt  unser  Volk  in  vielerlei  Weise  teil;  ohne  diese  Vorarbeit  im  Volke  hätte  kein 
Gesetzgeber  sie  zur  Sache  des  Volkes  machen  können. 

Die  Zusammenarbeit  von  Behörden  und  einzelnen  Personen,  von  Staat,  Wissen- 
schaft und  Liebestätigkeit  ist  eine  der  wichtigsten  Voraussetzungen  für  den  Schutz 
der  gefährdeten  Jugend.  Die  Verhältnisse  in  den  Niederlanden  im  Anfang  unseres 
Jahrhunderts  mußten  den  Gesetzgeber  dazu  führen,  bei  der  großen  Neuschöpfung  der 
Wirksamkeit  von  Einzelpersonen,  Vereinen  und  Anstalten  einen  wichtigen  Platz  ein- 
zuräumen; das  hat  er  denn  auch  getan.  Es  war  nicht  bloß  die* Erwägung,  daß  ein 
solcher  Rückgriff  auf  die  Liebestätigkeit  unseres  Volkes  dem  Staate  große  Ausgaben 
ersparen  würde;  man  erkannte  zugleich  die  Vorzüge  privater  Veranstaltungen  neben 
und  vor  den  Reichsanstalten  und  die  Vorteile  der  Arbeit  von  Bürgern,  die  mit  dö'n 
Beamten  zusammenwirken.  Von  dieser  Überzeugung  ging  der  Gesetzgeber  aus.  Daß 
er  es  vertrauensvoll  tun  konnte  und  daß  sein  Vertrauen  nicht  enttäuscht  wurde,  das 
ist  eine  Frucht  der  Beharrlichkeit,  mit  der  im  verflossenen  Jahrzehnt  viele  Menschen 
trotz  Verkennung  und  Mühe  Liebeswerke  getan  haben,  zu  denen  sie  sich  innerlich 
berufen  fühlten.  Diese  Kraft  sich  durchzusetzen  zeugt  von  der  Sicherheit  ihrer  Über- 
zeugung, von  der  segensreichen  Macht,  die  ihre  Liebe  beseelt.  Sie  war  ein  Beweis 
von  dem  Werte  des  Charakters,  wenn  es  gilt  Neues  zu  schaffen. 

In  der  Entwicklung  von  Kinderrecht  und  Kinderfürsorge  spiegelt  sich  das 
Leben  unseres  Volkes  in  den  letzten  100  Jahren.  Man  sieht,  wie  es  langsam  wieder 
erwacht,  sich  wieder  seiner  Eigenart  bewußt  wird,  wie  neue  Kräfte  wirksam  werden 
und  sich  offenbaren.  Vergleicht  man  die  Geschichte  unserer  Einrichtungen  und  Ver- 
suche mit  denen  des  Auslands,  so  erkennt  man  unser  Volk  mit  seinen  guten  und 
seinen  schlechten  Eigenschaften:  Menschenliebe  und  Sinn  für  Ordnung  bei  vielen, 
aber  auch  schlaffe,  gleichgültige  und  zähe  Trägheit,  ein  Ubermaß  an  Ängstlichkeit 
und  Behutsamkeit;  Einfachheit  des  Beginnens,  aber  vielfach  allzu  bescheidene  Er- 
wartungen für  die  Zukunft;  im  übrigen  rüstiges  Zutrauen,  unerschöpflicher  Eifer  und 
verständige  Ruhe  bei  den  Besten. 

Werfen  wir  noch  einen  kurzen  Blick  auf  die  Erfahrungen  dieser  hundert  Jahre. 

Man  begann  mit  Familienpflege  auf  dem  Lande,  und  man  hielt  daran  fest.  Je 
mehr  freie  Natur,  um  so  besser;  das  war  und  blieb  die  Losung.  Daß  die  frische  Luft 
draußen  vieles,  wenn  auch  nicht  alles  wirkt,  wurde  durch  mancherlei  Erfahrungen  bestätigt. 

Die  Nachteile  der  großen  Stadt  haben  sich  oft  genug  bemerkbar  gemacht;  viele 
Versuche  sind  daran  gescheitert,  und  mehrfach  sahen  wir  Erziehungsanstalten  aus  dem 
Lärm  der  Straßen  hinausziehen  in  die  Ruhe  von  Busch  und  Heide.  Aber  öfter  fühlte 
man  auch  den  Nutzen,  die  große  Wichtigkeit,  ja  die  Unentbehrlichkeit  von  Schule, 
Werkstätten,  Heimen  in  der  Stadt,  und  oftmals  ist  es  Männern  und  Frauen  geglückt, 
alle  Mühe  zu  überwinden  und  die  Nachteile  in  Vorteile  zu  verwandeln. 

Der  heilsame  Einfluß  der  See,  das  Leben  an  Bord  sind  vielen  verwegenen 
wilden  Burschen  zugute  gekommen;  dennoch  hat  man  davon  noch  viel  zu  wenig 
Gebrauch  gemacht.    Die  Versuche,  solchen  schwierigen  Jungen,  die  gerne  zur  See 
I    wollen,  den  Weg  zu  bahnen,  sind  hierzulande  nur  zum  Teil  geglückt,  meistens  sind 
sie  auf  Bedenken  und  Widerstände  gestoßen. 

4* 
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Die  einfachste  Form  der  Hilfe,  die  Schutzaufsicht  (das  Patronat),  mit  der  man 
ganz  früh  anfing,  wurde  erst  in  der  letzten  Zeit  als  das  beste  Mittel  anerkannt,  durch 
das  man  viele  unter  vielerlei  Umständen  aufrichten  und  aufrecht  erhalten  kann.  Doch 
setzt  sich  jetzt  die  Überzeugung  durch,  daß  man  mit  der  größten  Gewissenhaftigkeit 
und  Sorgfalt  vorgehen  muß,  um  die  Schutzaufsicht  ihren  Aufgaben  anzupassen, 
daß  man  sehr  planmäßig  zu  Werke  gehen  muß,  wenn  man  sie  einigermaßen  im  Großen 
anwenden  will. 

Tages-  und  Abendschulen,  Heime,  die  zu  den  verschiedensten  Zeiten  Aufnahme 
und  Schutz  gewähren,  haben  sich  alle  bewährt.  Sie  entwickeln,  wie  es  scheint,  in 
mancher  Hinsicht  Yorzüge  vor  den  Anstalten,  die  die  ganze  Erziehung  und  Ver- 
sorgung von  Kindern  übernehmen.  Doch  wird  man  die  Erziehungsanstalten  nicht  ganz 
entbehren  können;  sie  werden  stets  für  einen  Teil  der  verwahrlosten  und  straffälligen 
Jugend  unentbehrlich  sein.  Die  Vorzüge  kleinerer  Häuser  vor  den  großen  werden 
allgemein  anerkannt.  Die  Gefahren,  die  bei  einer  zu  großen  Ausdehnung  der  Anstalt 
drohen,  sind  mehrmals  recht  peinlich  hervorgetreten.  Dennoch  dehnen  sich  die  be- 
stehenden Einrichtungen  ständig  aus.  Das  liegt  nicht  nur  an  dem  lebendigen  Drange 
zu  helfen;  die  Erfahrung  hat  gezeigt,  daß  man  in  den  großen  Anstalten  besser  für  Aus- 
bildung sorgen  und  leichter  tätige  Hilfskräfte  gewinnen  kann.  Trotzdem  aber  geht 
nichts  über  die  kleinen  Häuser,  wie  sie  immer  wieder  aus  der  Liebe  zu  den  Verlassenen, 
aus  dem  persönlichen  Wirken  und  der  völligen  Hingabe  einzelner  Männer  und  Frauen 
entstehen;  mögen  hier  die  äußeren  Hilfsmittel  in  mancher  Hinsicht  hinter  den  großen 
Anstalten  zurückbleiben,  so  kommt  es  in  der  Erziehung  doch  zumeist  auf  die  Fürsorge 
und  Liebe,  auf  die  persönlichen  Beziehungen  an. 

Einrichtungen,  die  eine  einzelne  Art  von  Ausbildung  geben  wollen,  erscheinen 
zu  jeder  Zeit  in  den  mannigfaltigsten  Formen.  Die  aber,  die  ihrer  Hilfsbereitschaft 
keine  Grenzen  setzen  wollten,  sind  zugrunde  gegangen,  sei  es,  daß  sie  beim  Fehlen 
eines  klaren  *Planes  zu  Zufluchtstätten  ohne  erziehende  Kraft  wurden,  sei  es,  daß  sie 
so  groß  wurden,  daß  die  einzelnen  sich  in  der  Menge  verloren  und  untergingen,  ihre 
Bedürfnisse  vernachlässigt  wurden  und  man  den  eigentlichen  Zweck  aus  dem  Auge  verlor. 

Familienerziehung  bleibt  stets  das  natürlichste;  stets  hat  man  anerkannt,  daß  sie 
die  Kinder  am  besten  für  den  Kampf  des  Lebens  ausrüstet.  Daraus  entspringt  das 
Bestreben,  die  Kinder  in  ihrem  elterlichen  Hause  zu  lassen,  sie  dort  zu  stärken  und 
die  Umgebung  zu  bessern;  aber  daraus  entspringen  auch  die  lebhaften  Bemühungen, 
Familien  zu  finden,  bereit  und  geschickt,  fremde  Kinder  aufzunehmen.  Die  Gefahren 
und  Nachteile  der  Unterbringung  in  Familien  haben  oft  dem  Anstaltsbau  Vorkämpfer 
geweckt.  Doch  stets  haben  Idealisten  neue  Versuche  gemacht;  es  ist  ihnen  auch 
geglückt,  nicht  nur  gute  Pflegeeltern  für  einzelne  Kinder  zu  finden,  sondern  die 
Familienpflege  im  großen  durchzuführen,  so  daß  sie  für  einen  erheblichen  Teil  der 
schutzlosen  Jugend  treffliche  Versorgung  gewährt.  Hierbei  hat  sich  dann  die  Not- 
wendigkeit von  Durchgangsheimen  gezeigt. 

Die  Geschichte  beweist,  daß  jede  Form  der  Fürsorge  für  bestimmte  Teile  der 
verwahrlosten  und  straffälligen  Jugend  unentbehrlich  ist;  sie  haben  jede  ihre  eigenen 
Vorzüge,  ihre  Nachteile  und  ihre  großen  Gefahren.  Man  wendet  sich  von  der  einen 
ab  wegen  der  Mißstände,  die  eben  zu  Tage  getreten  sind,  bald  rühmt  man  die  andere, 
weil  eine  vortreffliche  Durchführung  sie  in  besonders  günstige  Beleuchtung  rückt.  In 
der  Kinderfürsorge  zeigt  sich  deutlich,  wieviel  die  Persönlichkeit  der  Mitarbeiter  be- 
deutet, wieviel  der  Mut,  der  Glaube,  die  Hingabe  des  Einzelnen  vermag. 

Doch  alle  menschliche  Kraft  hat  ihre  Grenzen;  selbst  der  Tüchtigste  vermag 
nicht  alles,   und  was  er  vermag,  nur  für  bestimmte  Zeit.    Für  jeden  kommt  der 
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Augenblick,  wo  er  sein  Werk  in  andere  Hände  legen  muß.  Nicht  stets  glückt  es 
einen  Nachfolger  zu  finden,,  der  der  Arbeit  voll  gewachsen  ist.  Und  die  Arbeit  selbst 
muß  sich  im  Laufe  der  Zeit  umgestalten,  sie  muß  sich  den  veränderten  Verhältnissen 
anpassen. 

So  sehen  wir  auch  in  der  Kinderfürsorge  dauernd  Wechsel  und  Veränderungen, 
Untergang  des  Alten,  Entstehen  des  Neuen.  Rastlose  Erneuerung  und  zugleich 
ständige  Rückkehr  von  vielem  alten.  Wohl  hört  man  stets  neue  Namen,  neue  Mode- 
worte; aber  sehen  wir  auf  das  Wesen  der  Dinge,  so  können  wir  ohne  viel  Mühe  die 
modernsten  Methoden  in  der  Geschichte  wiederfinden.  Das  ist  ja  kein  Wunder:  Was 
auch  sich  in  dieser  vergänglichen  Welt  ändern  mag,  der  Mensch  selbst  ändert  sich 
nicht.  Das  Böse,  das  bekämpft  werden  muß,  bleibt  sich  stets  gleich,  aber  auch  das 
Gute  im  Menschen,  das  zum  Kampfe  drängt,  dauert  ewig. 

Ist  es  also  ein  Kampf  ohne  Sieg,  ein  Streit  sonder  Ende?  Spürt  man  keinen 
Fortschritt?  Manche  glauben  ihn  deutlich  zu  erkennen.  Sie  halten  alle  Arbeit  der 
früheren  Geschichte  für  Stückwerk:  was  die  freie  Liebestätigkeit  vermag,  ist  stets  zu 
wenig,  sie  kann  die  Nöte  "der  Gesellschaft  nur  zum  Teil,  zum  kleinsten  Teil  über- 
winden. Aber  in  unserer  Zeit  fordert  man  soziale  Gerechtigkeit,  und  der  Staat  rüstet 
sich  gerade  für  die  verwahrloste  und  straffällige  Jugend  diese  Forderungen  zu  erfüllen. 
Die  Behörde  erst  vermag  allgemein  auszugestalten,  was  nur  Stückwerk  war. 

Die  so  reden,  haben  recht  und  kö'nnen  getrost  die  erwähnten  Änderungen  „Fort- 
schritte" nennen.  Wer  aber  glauben  sollte,  daß  diese  Verallgemeinerung  auch  Voll- 
kommenheit heißen  könne,  irrt  sich.  Niemand  kann  glauben,  daß  die  Niederlande 
in  Kinderrecht  und  Kinderfürsorge  jene  Höhe  erreicht  haben,  jvon  der  aus  sich  das 
ganze  Gebiet  übersehen  und  beherrschen  läßt.  Allerlei  neue  Wünsche  sind  inzwischen 
in  unseren  Gesichtskreis  getreten;  soviele  aber  auch  waren,  vieles  ist  noch  unvoll- 
ständig und  ungenügend.  Auch  kommen  durch  die  Verbesserungen  stets  neue  Miß- 
stände zutage.  Die  Schwierigkeiten  verschieben  sich,  aber  Schwierigkeiten  bleiben, 
und  plötzlich  entdeckt  man  dann,  daß  sie  viel  ernstlicher  geworden  sind,  und  daß 
allerlei  neue  hinzugekommen  sind. 

So  ist  es  im  Augenblick  ringsum  im  Auslande.  Auch  dort,  sehen  wir,  sind 
überall  die  Fragen  des  Kinderrechts  an  der  Tagesordnung.  Eine  rege  Geschäftigkeit 
herrscht  überall  in  diesen  Dingen:  Gesetzentwürfe,  Versuche  in  Rechtsprechung, 
Strafvollzug  und  Fürsorge.  Der  Krieg  hat  diese  Arbeit  gewaltsam  unterbrochen. 
Viele  Männer  zogen  ins  Feld;  viele  wurden  zu  anderen  Arbeiten  gebraucht;  die  auf 
ihrem  Posten  in  der  Fürsorge  blieben,  hatten  unter  vielerlei  Strömungen  zu  leiden; 
Gebäude  mußten  für  Kriegszwecke  geräumt  werdeo ;  der  Mangel  an  tüchtigen  Hilfs- 
kräften nahm  von  Jahr  zu  Jahr  zu;  die  Knappheit  der  Nahrungsmittel  und  der 
Kleiderstoffe  mußte  sich  am  schlimmsten  in  den  Anstalten  bemerkbar  machen,  deren 
Insassen  beinahe  ausschließlich  junge  Menschen  im  vollen  Wachsen  waren.  So  leidet 
überall  das  große  Werk  der  Kinderfürsorge.  Nicht  nur  unterblieben  Erweiterungen 
und  Verbesserungen,  die  man  sonst  in  Angriff  genommen  hätte,  sondern  auch  der 
gewöhnliche  Gang  der  Arbeit  litt  unter  den  Zeitverhältnissen.  Wie  rasch  auch  die 
besten  Einrichtungen  für  verwahrloste  Kinder  unter  schwacher  Leitung  zurückgehen 
können,  hat  die  Erfahrung  oft  genug  gezeigt.  Und  eins  von  besonderem  Gewicht  kommt 
noch  hinzu.  Die  Straffälligkeit  und  Verwahrlosung  der  Jugend  hat  in  allen  krieg- 
führenden Ländern  in  beunruhigender  Weise  zugenommen;  überall  berichtet  man  von 
einer  allgemeinen  Verwilderung  des  jungen  Geschlechts. 

Auch  die  Niederlande  tragen  ihren  Teil  an  dem  Kriegselend  mit,  und  die  Ein- 
richtungen der  Kinderfürsorge  werden  reichlich  davon  betroffen.    Aber  im  Vergleich 
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mit  den  kriegführenden  Ländern  sind  die  neutralen  doch  sehr  im  Vorteil.  Jeder 
solche  Vorzug  ,  aber  legt  eine  Verpflichtung  auf:  wir  sind  verantwortlich  für  den 
Gebrauch,  den  wir  von  unserem  Vorteil  machen.  Die  Entwicklung  von  Kinderrecht 
und  Kinderfürsorge,  woran  die  Engländer,  die  Deutschen  und  die  Amerikaner,  um 
nur  diese  zu  nennen,  so  bedeutenden  Anteil  nehmen,  steht  in  diesen  Ländern  still, 
weil  das  große  Ringen  alle  Aufmerksamkeit  und  alle  Kräfte  beansprucht.  So  gewinnt 
all  das  eine  besondere  Bedeutung,  was  bei  uns  zu  Lande  geschieht,  um  die  Kinder- 
fürsorge in  gutem  Zustande  zu  halten  und  die  vielen  rechtlichen  und  praktischen 
Schwierigkeiten  zu  lösen:  auf  den  Niederlanden  ruht  zur  Zeit  sehr  wesentlich  die 
Aufgabe,  für  Fragen  des  gesellschaftlichen  Lebens  eine  Lösung  zu  finden. 

Ist  es  eine  vergebliche  Arbeit?  Ist  es  ein  Hingen,  wo  kein  Sieg  möglich  ist? 
Es  scheint  so:  Keine  abschließende  Behandlung  kann  gefunden  werden,  kein  Zauber- 
spruch und  kein  System  wird  je  die  Welt  vollkommen  machen  oder  nur  eine  gesell- 
schaftliche Erkrankung  vollkommen  zu  heilen  vermögen.  Die  Verderbnis  läßt  sich 
nie  ganz  ausrotten;  doch  damit  wird  es  keineswegs  überflüssig,  mit  aller  Macht  da- 
gegen zu  kämpfen.  DeDn  geschieht  dies  nicht,  so  wird  das  Verderben  ärger  denn 
zuvor.  Das  Leben  steht  nicht  still;  die  Aufgabe  des  Gesetzgebers  besteht  darin,  zu 
verhindern,  daß  eine  Unordnung  einreiße,  in  der  Willkür  und  Unrecht  die  Oberhand 
haben.  Er  muß  mitwirken,  die  Entwicklung  der  Gesellschaft  in  ruhige  Bahnen  zu 
leiten.    Dann  ist  jedes  Gesetz  ein  Sieg  über  Unordnung  und  Unrecht. 

So  ist  es  mit  allem  menschlichen  Tun.  Es  bleibt  stets  unvollkommenes  Stück- 
werk; der  Mensch  kann  nie  das  Böse  endgültig  überwinden.  Doch  deshalb  ist  der 
Kampf  nicht  vergeblich.  Der  Sinn  des  Lebens  liegt  eben  in  dem  guten  Kampfe, 
der  sich  Tag  für  Tag  erneuert. 

Daß  in  diesem  Kampfe  —  er  werde  im  Großen  oder  im  Kleinen  geführt  —  oft 
Siege  erstritten  werden,  die  über  das  Leben  einzelner  und  vieler  entscheiden  —  davon 
kann  auch  die  Geschichte  von  Kinderrecht  und  Kinderfursorge  während  des  letzten 
Jahrhunderts  in  den  Niederlanden  Zeugnis  ablegen."  Klumker. 

Zeitschrift  für  vaterländische  Waisenfürsorge.  Herausgegeben  vom  Verbände 
Mark  Brandenburg  der  Deutschen  Reichsfechtschule.  Schriftleitung:  Kom- 
missionsrat Otto  Tippel,  Berlin-Wilmersdorf,  Holsteinische  Str.  15.  Geschäfts- 
stelle: Berlin  W  57,  Zietenstr.  11.  1.  Jahrgang  1919,  Heft  1. 
Die  neue  Zeitschrift,  die  vom  Verbände  Mark  Brandenburg  der  Deutschen  Reichs- 
fechtschule  herausgegeben  wird,  will  „auf  breiter  Grundlage  die  Aufgaben  der  Anstalts- 
und Familienpflege,  der  Erziehung,  Schul-  und  Berufsausbildung,  der  Berufsberatung 
und  Versorgung,  der  Rechtsgestaltung  für  die  Hinterbliebenen,  der  Heranbildung  be- 
rufsmäßiger Waisenpfleger  und  -pflegerinnen,  der  Fortentwicklung  des  Vormundschafts- 
wesens, der  baulichen  Anlage  und  wohnlichen  Einrichtung  von  Waisenhäusern,  der 
reichsrechtlichen  Regelung  der  Witwen-  und  Waisenversorgung,  der  gemeindlichen 
Tätigkeit  usw.  behandeln  und  darüber  hinaus  auch  den  Bestrebungen  zur  sittlichen 
und  körperlichen  Ertüchtigung  der  Jugend,  der  Wohlfahrtspflege  und  Jugenderziehung, 
Krüppelpflege  usw.  tatkräftige  Förderung  zuteil  werden  lassen."  Man  sollte  annehmen, 
daß  namentlich  bei  der  heute  bestehenden  Papierknappheit  Herausgeber  und  Verfasser 
einer  neuen  Zeitschrift  sich  vor  der  Herausgabe  über  das  vorhandene  Bedürfnis  unter- 
richten, da  jetzt  mehr  als  je  überflüssige  Neugründungen  vermieden  werden  müssen. 
Hätte  der  Verband  Mark  Brandenburg  dies  getan,  so  hätte  ihm  bekannt  werden  müssen, 
daß  sowohl  für  die  allgemeinen  Aufgaben  der  Jugendfürsorge  als  auch  für  die  be- 
sonderen Aufgaben  der  Waisen-  und  Kriegswaisenfürsorge  gute  Zeitschriften  bestehen 
die  den  Bedürfnissen  der  in  der  Fürsorgearbeit  stehenden  Persönlichkeiten  völlig 
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genügen.  Bs  sei  nur  an  „Die  Jugendfürsorge",  an  das  Zentralblatt  für  Vormund- 
schaftswesen, Jugendgerichte  und  Fürsorgeerziehung,  an  das  Rheinische  Fürsorge- 
erziehungsblatt, an  die  Soziale  Kriegshinterbliebenenfürsorge  erinnert.  Auch  gibt  die 
Deutsche  Reichsfechtschule  selbst  eine  eigene  Zeitschrift  heraus.  Umsoweniger  läßt 
es  sich  rechtfertigen,  daß  nun  daneben  noch  ein  einzelner  Provinzialverband  mit  einem 
besonderen  Organ  an  die  Öffentlichkeit  tritt,  das  nicht  etwa  bloß  den  Charakter  eines 
an  die  Mitglieder  zu  versendenden  Mitteilungsblattes  trägt,  sondern  darüber  hinaus  das 
Gesamtgebiet  der  Jugendfürsorge  behandelt.  In  unserer  Zeit,  in  der  Zusammenfassung 
und  sparsamste  Verwendung  von  Mitteln  und  Kräften  dringendstes  Erfordernis  ist, 
in  der  die  Papierknappheit  sich  wichtigeren  Veröffentlichungen  hindernd  in  den  Weg 
stellt,  muß  gegen  eine  solche  überflüssige  Neugründung  energisch  Widerspruch  erhoben 
werden. 

Henriques,  Skjerbaek,  Oellgaard,  Boerneloven.  Koebenhavn,  1918.   V.  Pio. 

Das  Werk  gibt  zunächst  die  Entstehungsgeschichte  des  dänischen  Kindergesetzes, 
das  1905  in  den  Pflegschaftsräten  (Vaergeraad)  eine  unserer  Fürsorgeerziehung  ver- 
wandte Einrichtung  schuf,  und  dann  einen  Kommentar  zu  dem  Gesetz  selbst,  die 
wesentlichsten  Verordnungen  für  das  Anstaltswesen  und  ein  Verzeichnis  der  viel- 
gestaltigen Anstalten  Dänemarks.  Die  Arbeit  gibt  einen  lehrreichen  Einblick  in  die 
dänischen  Einrichtungen  und  manchen  Anlaß  zu  Vergleichen  mit  dem  Deutschen  Reich, 
selbst  in  solchen  Einzelheiten  wie  dem  Verhältnis  der  Pflegschaftsfürsorge  zur  Armen- 
pflege. Für  den,  der  diese  Dinge  noch  nicht  kennt,  empfiehlt  es  sich,  zur  Einführung 
Aufsätze  über  dänischen  Kinderschutz,  wie  die  von  Toft  und  mir  im  Jahrbuch  der 
Fürsorge  (Bd.  4,  S.  41  ff.,  Bd.  6,  S.  1  IT.)  zu  lesen.  Kl. 

Breunlich,  Franz,  Geschichte  der  österreichischen  Jugendfürsorge.    Wien  1918. 

120  s.  ;  ■  •; ' 

Stil  und  Stoffbehandlung  verrät  den  Dilettanten.  Der  offenbar  wohlmeinende 
und  wohl  auch  fleißige  Verfasser  ist  Bürgerschullehrer  in  Wien.  Im  Vorwort  behält 
er  es  späteren  Auflagen  vor,  die  bestehenden  Lücken  immer  mehr  auszufüllen  (!). 
Einstweilen  beschränkt  sich  das  Büchlein  fast  ganz  darauf,  für  die  in  Wien  bestehen- 
den Fürsorgevereine  und  -anstalten  einen  unkritischen  Auszug  aus  den  Jahresberichten 
zu  geben,  ohne  sich  über  den  Stoff  zu  erheben  oder  gar  ihn  systematisch  zusammen- 
zufassen, Entwicklungslinien  herauszuarbeiten  und  dergleichen.  Der  Inhalt  bleibt  weit 
hinter  dem  viel  versprechenden  Titel  zurück.  t)r.  W.  Feld. 

Schweizerisches  Jahrbuch  für  Jugendfürsorge  über  das  Jahr  1917.  7.  Jahrgang. 
Zürich,  Kommissionsverlag  von  Beer  &  Co.,  1918.  56  S. 
Dieses  von  dem  tätigen  und  sachkundigen  Pfarrer  A.  Wild  geleitete  wertvolle 
Unternehmen  der  Schweizerischen  Vereinigung  für  Kinder-  und  Frauenschutz  enthält 
wie  üblich  zunächst  einen  kurzen  Bericht  über  die  staatliche  und  kommunale  Jugend- 
fürsorge des  Berichtsjahres.  Besonders  berücksichtigt  sind  die  Kranken-,  Unfall-  und 
Kinderversicherung,  die  Kinder-  und  Jugendschutzbestimmungen  im  Vorentwurf  zum 
schweizerischen  Strafgesetzbuch,  die  auf  Grund  der  Einführungsgesetze  zum  Zivilgesetz- 
buch zu  schaffenden  oder  geschaffenen  Veranstaltungen  (Kostkinderwesen,  Kinderschutz- 
kommissionen,  Amtsvormundschaften),  die  gesetzlichen  Bestrebungen  auf  dem  Gebiete 
der  Jugendgerichtsbarkeit,  die  Bekämpfung  des  Kinematographenwesens  und  der  Schund- 
literatur. Über  die  private  Jugendfürsorge  während  des  Jahres  1917  geben  die  Tätig- 
keitsberichte der  Kinder-  und  Frauenschutzvereine  Auskunft.  Die  Darstellung  konnte 
sehr  gekürzt  werden,  weil  das  neue  Handbuch  der  „Sozialen  Fürsorge  in  der  Schweiz" 
ausführlich  über  alle  Jugendfürsorgebestrebungen  in  den  Kantonen,  sowohl  die  neuen 
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und  neuesten  als  die  älteren,  berichtet.  Schließlich  sind  neben  einer  Liste  der  Kinder- 
und  Frauenschutzvereine  in  der  Schweiz  und  einer  Übersicht  über  die  schweizerische 
Literatur  zur  Jugendfürsorge  des  Jahres  1917  auch  .noch  eine  Reihe  bezeichnender 
Fälle  von  Kinderhandel  mitgeteilt.  Dr.  W.  Feld. 

Lietz,  Hermann,  Ein  erstes  deutsches  Kriegswaisenheim  auf  dem  Lande.  Das 

Land- Waisenheim  a.  d.  Ilse  bei  Veckenstedt  am  Harz.  Verlag  des  Land- 
Waisenheims  Veckenstedt,  1918.  48  S. 
Das  Heft  gibt  ein  lebendiges  Bild  vom  Leben  und  Treiben  dieses  Heims,  das 
Lietz,  der  Gründer  der  ersten  Landerziehungsheime  in  Deutschland,  schuf,  um  seine 
Gedanken  auch  für  arme  Kinder  nutzbar  werden  zu  lassen.  Wer  die  Geschichte  der 
Kinderfürsorge  kennt,  wird  hier  mit  Freuden  die  alten  großen  Mittel  aller  Erziehung, 
Arbeit  und  Spiel,  in  planvoller  Anwendung  wiederfinden.  Sind  sie  es  doch,  an  denen 
man  den  inneren  Wert  aller  Erziehungsarbeit  wie  aller  Kinderfürsorge  prüfen  kann; 
ihre  freie  Verwertung  im  Landwaisenheim  —  bewußter  wie  an  vielen  anderen  Stellen  — 
gibt  einem  wieder  Mut,  wenn  man  so  vielfach  den  schädlichen  Einfluß  krankhafter 
Ijrziehungsgedanken  wie  der  Friedrich  Wilhelm  Försters  sehen  muß.  Ebenso 
wertvoll  ist  es,  daß  die  Arbeit,  die  ausschließlich  als  Erziehungsmittel  gewertet  wird? 
doch  auch  im  Geiste  eines  Pestalozzi,  Fellenberg,  Salzmann,  Wichern  wesent- 
lich zum  Unterhalt  des  Hauses  beitragen  muß.  Ebenso  spricht  es  an,  daß  die  Kinder 
am  Unterricht  des  benachbarten  Landerziehungsheims  teilnehmen  und  so  auch  die 
Bahnen  zu  höheren  Berufen  offen  finden.  Was  dann  über  die  Notwendigkeit  gesagt 
wird,  daß  Erziehungsanstalten  auf  dem  Lande  liegen  müssen,  kann  man  Wort  für 
Wort  unterschreiben.  Es  ist  kaum  zu  glauben,  daß  Erziehungsanstalten  für  Kinder 
in  den  Städten  bestehen  bleiben,  ja  sogar  neu  errichtet  werden  dürfen.  Gegenüber 
soviel  Hocherfreulichem  fällt  es  nicht  leicht,  a^ich  ein  Wort  entschiedener  Ablehnung 
gegen  einen  Punkt  zu  sprechen,  der  Lietz  offenbar  sehr  am  Herzen  liegt.  Wie  einst 
Salzmann  1800  ganz  Deutschland  mit  einem  dichten  Netz  von  Waisenhäusern  be- 
decken wollte,  so  hegt  Lietz  den  arg  verwandten  Plan,  daß  in  jeder  größeren  Stadt 
und  in  jedem  Regierungsbezirk  ein  Landwaisenheim  entstehen  solle.  Mit  vollem  Recht 
beklagt  er,  wie  so  vielen  Gemeindeverwaltungen  das  Verantwortlichkeitsgefühl  für  Waisen- 
pflege mangele,  allein  ihm  selber  fehlt  der  tiefere  Einblick  in  die  allgemeinen  Zusammen- 
hänge solcher  Mißstände,  in  die  großen"  Linien  einer  künftigen  Besserung,  wie  sie  in 
den  letzten  Jahren  herausgearbeitet  wurden.  Die  Deutsche  Zentrale  für  Jugendfürsorge, 
die  in  der  Schrift  mehrfach  erwähnt  wird,  hat  ihm  offenbar  in  dieser  Richtung  nicht 
geholfen.  Ein  Blick  schon  auf  den  kleinen  Beitrag  „Kriegswaisenhaus"  in  der  Zeit- 
schrift für  Vormundschaftswesen,  Jahrgang  VIII,  Nr.  24  hätte  ihm  Anstoß  zu  weiterer 
Prüfung  geben  können.  Von  da  aus  würde  er  den  Platz  finden,  wo  seine  Gedanken 
der  weiteren  Gestaltung  unserer  Kinderfürsorge  wesentliche,  unentbehrliche  Dienste 
leisten  können.  Klumker. 

Kinder-Rettungsverein,  Berlin.    Bericht  für  die  Zeit  vom  1.  April  1917  bis 

31.  März  1918,  erstattet  von  Direktor  Eisenträger.  Im  Berichtsjahre  standen  6018 
Mündel  unter  der  Vormundschaft  oder  Pflegschaft  des  Vereins.  An  Alimenten  und 
Pflegegeldern  wurden  für  die  Mündel  eingezogen  161988  M.,  an  Kriegsunterstützungen 
und  Renten  55295  M.,  an  Zinsen  aus  Mündelvermögen  17000  M.,  an  Abfindungen 
59450  M.,  insgesamt  293  733  M.  Ausgezahlt  wurden  für  die  Mündel  an  Alimenten, 
Pflegegeldern  und  Kriegsunterstützungen  233954  M.  Die  Kasse  verwaltete  522886  M. 
Mündelvermögeu.  —  In  der  Mündelpflege  wurden  3317  Kinder  in  Berlin  versorgt,  dazu 
kamen  weitere  1397  außerhalb  Berlins  wohnende  Mündel.    An  dem  Landaufenthalt  für 
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Stadtkinder  konnten  durch  Vermittlung  der  Berliner  Schulen  etwa  350  Mündel  teil- 
nehmen; 50  vorschulpflichtige  Kinder  wurden  auf  Gütern  und  in  ländlichen  Privat- 
häusern untergebracht.  Durch  die  im  Mai  1917  eröffnete  Durchgangs-  und  Sammel- 
stelle „Offene  Tür"  sind  bis  zum  31.  März  1918  271  Kinder  hindurchgegangen,  die  in 
Waisenhäuser,  Kinderheime,  Pflegestellen,  Erziehungsanstalten,  Dienst-  und  Arbeits- 
stellen oder  zu  Verwandten  kamen.  Im  Lehrlingsheim  in  Vetschau  waren  36  Knaben, 
im  Marthaheim  ebenfalls  in  .  Vetschau  48  Mädchen  untergebracht.  —  Der  Verein  ver- 
anstaltete zum  ersten  Male  im  April  1917  einen  Lehrgang  über  Vormundschaft  und 
Waisenpflege,  um  Kräfte  für  die  Fürsorgetätigkeit  heranzubilden. 

Staatliche  Mitwirkung  in  der  Kleinkinderfursorge.  Angesichts  der  in  Fach- 
kreisen erwogenen  Frage,  gesetzgeberische  Maßnahmen  zugunsten  der  aufsichtslosen 
Kleinkinder  zu  erwirken,  weist  die  Mainummer  1918  des  Nachrichtendienstes  über 
Kleinkinderfürsorge  im  Kriege  darauf  hin,  daß  in  Anhalt  bereits  unter  dem  19.  März 
1881  ein  derartiges  „Gesetz  betreffend  den  Schutz  kleinerer  Kinder  vor  den  aus 
mangelnder  Beaufsichtigung  entstehenden  Gefahren"  erlassen  worden  sei.  In  dem  im 
Wortlaut  mitgeteilten  Gesetz  heißt  es: 

Wer  ihm  angehörige  oder  unter  seiner  Obhut  stehende  Kinder,  welche  das  schul- 
pflichtige Alter  noch  nicht  erreicht  haben,  in  pflichtwidriger  Weise  auf  längere  Zeit 
verläßt,  ohne  für  eine  ausreichende  Beaufsichtigung  derselben  Sorge  zu  tragen,  wird 
mit  Geldstrafe  bis  zu  30  M.  oder  mit  Haft  bis  zu  14  Tagen  bestraft. 

Sind  Umstände  vorhanden,  durch  welche  die  aus  mangelnder  Beaufsichtigung 
solcher  kleineren  Kinder  für  dieselben  entstehende  Gefahr  erhöht  wird,  so  tritt  Geld- 
strafe bis  zu  150  M.  oder  Haft  bis  zu  8  Wochen  ein,  falls  nicht  etwa  nach  den  be- 
stehenden Gesetzen  eine  höhere  Strafe  verwirkt  ist. 

Alle  Gemeinden  und  selbständigen  Gutsbezirke,  wo  ein  Bedürfnis  dazu  vorliegt, 
unbemittelten  Eltern,  welche  auf  Arbeit  gehen  müssen,  Gelegenheit  zur  angemessenen 
Unterbringung  ihrer  kleineren  Kinder  für  die  Zeit  ihrer  Abwesenheit  zu  verschaffen, 
sind  verpflichtet,  für  ausreichende  Veranstaltungen  zur  Aufnahme  und  Beaufsichtigung 
kleinerer  Kinder  Sorge  zu  tragen. 

Zur  Erfüllung  obiger  Verpflichtung  können  die  Gemeinden  und  Besitzer  selb- 
ständiger Gutsbezirke  von  der  Staatsaufsichtsbehörde  angehalten  werden. 

In  Zweifelsfragen  entscheidet  der  Kreisausschuß.  Gegen  die  Entscheidung  des 
v  Kreisausschusses  kann  binnen  14  Tagen  Beschwerde  eingelegt  werden. 

Festschrift  zum  40  jährigen  Bestehen  des  Berliner  Krippen  Vereins  1877/78 
bis  1917/18.  Den  Anstoß  zur  Gründung  des  Berliner  Krippenvereins  gab  die  von 
dem  Fabrikbesitzer  Fonrobert  in  der  Anklamer  Straße  errichtete  Krippe,  deren  Fort- 
bestehen mit  dem  Tode  ihres  Schöpfers  gefährdet  war  und  durch  den  am  27.  Oktober 
1877  ins  Leben  getretenen  Berliner  Krippenverein  gesichert  werden  sollte.  Ein  von 
dem  Verein  eingesetzter  Ausschuß  von  neun  Frauen  war  von  Anfang  an  um  die  Ent- 
wicklung der  Anstalt  bemüht.  Der  Unterstützung  zahlreicher  Gönner  verdankte  der 
Verein  seine  sich  mehr  und  mehr  ausdehnende  Wirksamkeit.  Heute  unterhält  er  neun 
Krippen  in  den  verschiedensten  Gegenden  von  Groß-Berlin,  in  denen  rund  750  Kinder 
täglich  versorgt  werden.  —  Neben  den  Mitteilungen  aus  den  einzelnen  Anstalten  ent- 
hält die  Schrift  Beiträge  über  die  Bedeutung  der  Krippen  für  die  Versorgung  der 
Kinder  der  arbeitenden  Frauen  (Rott),  über  Krieg  und  Krippen  (Lamp recht),  über 
Erfahrungen  im  Krippenbetrieb  (Oberschwester  Susemihl),  über  die  Berliner  Krippen 
und  ihre  Tätigkeit  (Bittlinger).  Endlich  gibt  Rott  Richtlinien  für  die  Errichtung  • 
und  den  Betrieb  einer  Krippe. 
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Denkschrift  über  den  Landaufenthalt  für  Stadtkinder  im  Jahre  1917.  Die 

im  Verlaufe  des  Krieges  immer  schwieriger  gewordenen  Verpflegungsverhältnisse,  die 
insbesondere  die  Ernährung  der  Großstadtjugend  ernstlich  gefährdeten,  führten  zu  dem 
Plan,  Stadtkinder  für  die  Sommermonate  in  ländliche  Pflegestellen  zu  geben.  Der 
aus  diesen  Erwägungen  heraus  gegründete  Verein  Landaufenthalt  für  Stadtkinder  in 
Berlin  legt  mit  der  vorliegenden  Denkschrift  den  ersten  Bericht  über  seine  Wirksam- 
keit vor.  Die  Denkschrift  schildert  in  ausführlicher  Darstellung  die  Gründung  des 
Unternehmens,  die  Durchführung  der  für  die  Unterbringung  erforderlichen  Maßnahmen 
in  Preußen  und  den  übrigen  Teilen  des  Reiches,  die  Organisation  in  den  einzelnen 
Kreisen,  die  Auswahl  der  Kinder,  die  Verteilung  auf  die  Pflegestellen,  die  Dauer  des 
Aufenthalts,  die  Gesundheits-,  Ernährungs-  und  Beschulungsverhältnisse  usw.  Nach 
den  vorliegenden  Angaben  sind  in  Preußen  441 10},  im  übrigen  Reich  133461,  zu- 
sammen 574562  Kinder  in  Pflegestellen  untergebracht  worden.  —  Die  Gesamterfah- 
rungen werden  als  durchaus  günstig  bezeichnet,  wenn  auch  naturgemäß  bei  dem  Um- 
fang der  ganzen  Organisation  und  der  Sühneiligkeit,  mit  der  alle  Maßnahmen  zu  treffen 
waren,  ungünstige  Erfahrungen  nicht  ausgeblieben  sind.  Eine  wertvolle  Ergänzung 
dieser  Fürsorge  bildete  die  Unterbringung  deutscher  Kinder  im  verbündeten  und 
neutralen  Auslande.  Es  kamen  nach  Holland  20532,  nach  der  Schweiz  10  000,  nach 
Dänemark  936,  nach  Ungarn  1538,  nach  Norwegen  17  Kinder,  insgesamt  33014  Kinder. 

Bericht  über  die  Tätigkeit  der  Berliner  Schulärzte  und  die  schulhygienischen 
Maßnahmen  der  städtischen  Schuldeputation  im  Jahre  1916/17.  Die  städtische 
Schuldeputation,  die  zum  letzten  Male  für  das  Jahr  1912/13  einen  Bericht  heraus- 
gegeben hatte  und  während  der  folgenden  Jahre  mit  Rücksicht  auf  die  Kriegsverhält- 
nisse von  der  Berichterstattung  absehen  mußte,  hat  die  regelmäßige  Berichterstattung 
mit  dem  vorliegenden  Bericht  wieder  aufgenommen.  Der  Bericht  zeigt,  daß  die 
Kriegsjahre  zwar  nicht  spurlos  an  den  Schulkindern  vorübergegangen  sind,  daß  aber 
ernstere  gesundheitliche  Schädigungen  erfreulicherweise  in  keinem  Schulbezirk  fest- 
gestellt werden  konnten.  Obwohl  der  dritte  Teil  aller  Schulärzte  zum  Heere  einge- 
zogen war,  ist  es  gelungen,  die  schulärztliche  Tätigkeit  in  vollem  Umfange  aufrecht- 
zuerhalten. 

Die  Zahl  der  Schulkinder  betrug  im  Stadtbezirk  Berlin  am  Ende  des  Berichts- 
jahres 106681  Knaben  und  108852  Mädchen,  zusammen  215  533  Kinder.  Von  den 
40  berichtenden  Schulärzten  wurden  12  759  Knaben  und  12987  Mädchen  untersucht. 
Wegen  körperlicher  oder  geistiger  Schulunfähigkeit  wurden  8  %  zurückgestellt.  Die 
Zahl  der  Untersuchungen  betrug  nach  den  vorliegenden  Aufzeichnungen  38290,  die 
teils  in  der  Schule,  teils  in  der  Sprechstunde,  in  einigen  Fällen  in  der  Wohnung  der 
Kinder  stattfanden.  Für  die  Hilfsschulen  und  Nebenklassen  wurden  1302  Kinder 
untersucht.  Ferner  fanden  Untersuchungen  statt  für  die  Schwerhörigenschulen,  für 
die  Stotterkurse,  für  die  Schwimmkurse  und  für  die  Ferienwanderungen. 

Die  wichtigste  Fürsorge  im  Berichtsjahre  bildete  die  am  1.  Oktober  1916  erfolgte 
Übernahme  der  Mittagsspeisung  bedürftiger  Schulkinder  in  die  städtische  Verwaltung. 
Die  Kosten,  die  der  Stadt  hierfür  erwuchsen,  betrugen  für  eine  Portion  35  Pf.  Am 
Höhepunkte  der  Inanspruchnahme,  der  im  Winter  zur  Zeit  der  Kartofielknappheit  er- 
reicht wurde,  sind  23 — 24000  Portionen  täglich  ausgegeben  worden. 

Der  Übernahme  ging  eine  versuchsweise  Speisung  von  100  Kindern  voraus,  aus 
der  ein  Anhalt  für  die  Zusammensetzung  der  Speisen,  die  zur  Sättigung  notwendigen 
Speisemengen  und  die  erforderlichen  Kosten  gewonnen  werden  sollte.  Ein  von 
Fendler  erstatteter  Bericht  über  diesen  Versuch  ist  dem  allgemeinen  Bericht  angefügt. 
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Pflüger,  Paul,  Krieg  und  Jugendverwahrlosung.    Schweiz.  Zeitschrift  für  Gemein- 
nützigkeit.   1919.    1.  Heft. 
Sorgsame  Zusammenstellung  aus  den  Berichten  von  Schweizer  Anstalten,  Ver- 
einen, Gerichten,  Berufsvormundschaften  und  Vormundschaftsbehörden,  darunter  vieles 
Ungedruckte.  Kl. 
Deutsche  Zentrale  für  Jugendfürsorge.  Schriften  des  Ausschusses  für  Jugend- 
gerichte und  Jugendgerichtshilfen. 

Heft  1.    Geleitwort:  Professor  Dr.  Franz  von  Liszt.  —  Die  Tätigkeit  des 
Ausschusses  für  Jugendgerichte  und  Jugendgerichtshilfen  vom  April  1917  bis 
März  1918.  —  Ausbau  der  Berliner  Arbeit.  —  Statistik  der  deutschen  Jugend- 
gerichtsarbeit. —  Hertz,  Vorschläge  zum  künftigen  Jugendstrafrecht.  39  S.  1918. 
Heft  2.     Ruscheweyh,    Herbert,    Die    Entwicklung    des  deutschen 
Jugendgerichts.    190  S.  1918. 
Der  im  April  1917  eingesetzte  Ausschuß  für  Jugendgerichte  und  Jugendgerichts- 
hilfen läßt  in  zwangloser  Folge  eine  Schriftenreihe  erscheinen,  deren  ersten  beiden 
Hefte  jetzt  vorliegen.    Das  erste  Heft  enthält  außer  einem  Tätigkeitsbericht  des  Aus- 
schusses für  1917/18  Vorschläge  zu  einem  künftigen  Jugendstrafrecht,  die  von  dem 
um  die  Jugendgerichtsarbeit  sehr  verdienten  Oberamtsrichter  Hertz  in  Hamburg  vor- 
gelegt werden.   In  dem  zweiten  Heft  gibt  Herbert  Ruscheweyh  zum  ersten  Mal  eine 
zusammenfassende  Darstellung  der  Entwicklung  des  Deutschen  Jugendgerichts,  in  der 
er  an  Hand  umfassender  Literatur  die  Anfänge  der  Jugendgerichtsbewegung,  ihre  bis- 
herigen praktischen  Leistungen  und  die  aus  der  Praxis  herausgewachsenen  Reform- 
forderungen bespricht.  Mit  einem  reichhaltigen  Schriftenverzeichnis  schließt  das  Heft  ab. 
Siemering,  Hertha,  Die  deutschen  Jugendpflege  verbände.   Ihre  Ziele,  Geschichte 
und  Organisation.    Ein  Handbuch  im  Auftrage  der  Zentralstelle  für  Volkswohl- 
fährt  herausgegeben.    480  S.    Berlin,  Carl  Heymanns  Verlag,  1918. 
Dem  Handbuch  liegt  eine  Konferenz  zu  Grunde,  zu  der  sich  die  Leiter  der 
Deutschen  Jugendpflegeverbände  aller  Richtungen  auf  Einladung  der  Zentralstelle  für 
Volkswohlfahrt  im  April  1917  zusammengefunden  hatten.    Die  dort  gehaltenen  Vor- 
träge, die  über  Ziele  und  Arbeitsmethoden  wie  über  die  Geschichte  der  einzelnen 
Organisationen  unterrichteten,  werden  in  etwas  veränderter  Form  und  durch  einige 
weitere  Aufsätze  ergänzt  hier  veröffentlicht.   Damit  ist  zum  ersten  Mal  eine  umfassende 
und  zuverlässige  Darstellung  der  Jugendpflege  und  Jugendbewegung  gegeben,  die  ein 
Bild  von  dem  Umfang  und  der  Vielseitigkeit  der  hier  geleisteten  Arbeit  und  der 
Mannigfaltigkeit  der  Formen  vermittelt.   Je  nach  dem  Ausgangspunkt  und  dem  Träger 
der  Arbeit  sind  gleichartige  und  verwandte  Organisationen  zusammengefaßt,  so  daß 
acht  Hauptabschnitte  gebildet  sind,  in  denen  die  Jugendpflege  der  Deutschen  Turner- 
schaft  und  verwandter  Verbände,  die  evangelische  Jugendpflege,  die  katholische  Jugend- 
pflege, die  Jugendpflege  in  den  Arbeiterorganisationen,  in  den,  kaufmännischen  Organi- 
sationen, in  der  Lehrerschaft,  in  den  Frauenvereinen  und  die  Jugendbewegung  im 
allgemeinen  zur  Darstellung  kommt.  Ein  Schlußabschnitt  behandelt  die  organisierende 
und  zusammenfassende  Arbeit  der  Zentralstelle  für  Volkswohlfahrt  auf  dem  Gebiet  der 
Jugendpflege.    Ein  Literaturverzeichnis,  das  die  wichtigsten  Veröffentlichungen  der 
dargestellten  Verbände  zusammenstellt,  schließt  das  Werk  ab. 

Jagendämter  als  Träger  der  öffentlichen  Jugendfürsorge  im  Reich.  Bericht  über 
die  Verhandlungen  des  Deutschen  Jugendfürsorgetages  am  20.  und  21.  Sep- 
tember 1918  in  Berlin.  Herausgegeben  im  Auftrage  der  veranstaltenden  Ver- 
bände vom  Deutschen  Verein  für  Armenpflege  und  Wohltätigkeit.  XXIII  und 
195  S.    Berlin,  Carl  Heymanna  Verlag,  1919. 
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t.  Wider,  Die  Jugendfürsorge  in  Württemberg.  Mit  besonderer  Berücksichtigung 
der  bedingten  Begnadigung.  Sammlung  der  seit  1.  Januar  1900  bis  in  die 
neueste  Zeit  über  Fürsorgeerziehung,  bedingte  Begnadigung,  Kost-  und  Pflege- 
kinder, das  Strafverfahren  gegen  Jugendliche,  Berufsvormundschaft,  öffentliche 
Lichtspiele,  Schundliteratur,  Fürsorge  für  Kriegerwaisen  usw.  in  Württemberg 
erlassenen  Gesetze  und  Verfügungen  nebst  einem  Verzeichnis  der  Fürsorgeerzie- 
hungsanstalten.   247  S.    Verlag  des  Stuttgarter  Jugendsekretariats,  1918. 

Bekanntmachung  Jugendfürsorge  betr.:  Zusammenstellung  der  für  „Jugendfür- 
sorge" in  Betracht  kommenden  geltenden  Bestimmungen.  Vom  Evangeli- 
schen Oberkirchenrat,  Karlsrthe.  den  10.  April  1918.  (Gesetzes-  und  Verord- 
nungsblatt für  die  Vereinigte  Evang.-prot.  Kirche  des  Großherzogtums  Baden, 
Nr.  3,  11.  April  1918).    85  S. 

Die  Fürsorge-Einrichtungen  der  niederösterreichischen  Landesverwaltung  zum 
Schutze  des  Kindes.  Herausgegeben  vom  Landesausschuß  des  Erzherzogtumes 
Österreich  unter  der  Enns.    239  S.  1917. 

Wüterich,  Die  Fürsorgeerziehung  in  Württemberg  und  die  Bedürfnisse  der 
Gegenwart.  Gutachten  für  die  Hausväterkonferenz  der  evang.  Erziehungs- 
anstalten Württembergs.    23  S.  Verlag  des  Stuttgarter  Jugendsekretariats.  1918. 

VIII.  Vorbeugung. 

„Wohnungsgesetz  und  Bürgschaftssicherungsgesetz"  mit  Einführung  und  Anmer- 
kungen von  Hochschulprofessor  Dr.  B.  Schmittmann  -  Cöln,  Landesrat  a.  D. 
Berlin,  J.  Guttentagsche  Sammlung  Preußischer  Gesetze  Nr.  55,  1918.  270  S. 
Preis  6  M. 

Der  Verfasser  ist  auf  dem  Gebiete  der  Wohnungsfürsorge  bekannt  geworden 
durch  seine  vor  einigen  Jahren  erschienene  Schrift  „Reichs-Wohnversicherung",  worin 
er  einen  Ausbau  der  Sozialversicherung  zur  Lösung  der  Wohnungsfrage,  besonders 
für  kinderreiche  Familien,  in  Vorschlag  bringt.  Die  vorliegende  Schrift  bringt  außer 
dem  Kommentar  zum  Gesetz  eine  einleitende  Übersicht  über  die  praktische  Bedeutung 
der  einzelnen  gesetzlichen  Bestimmungen  und  die  darin  liegenden  Fortschritte  gegen- 
über dem  bisherigen  Zustande.  Der  Kommentar  zum  Gesetz  ist  so  gegeben,  daß  das 
ganze  Baufluchtliniengesetz,  zu  dem  das  Wohnungsgesetz  in  seinem  wesentlichen  Teile 
eine  Änderung  darstellt,  neu  wiedergegeben  und  erläutert  ist.  Beigefügt  ist  die  um- 
fangreiche Ausführungsanweisung  des  Finanzministers  und  die  bekannte  Lex  Adickes 
betreffend  die  Umlegung  von  Grundstücken  in  Frankfurt  a.  M.,  deren  Ausdehnung  auf 
die  anderen  Bezirke  im  Gesetz  vorgesehen  ist. 

Bei  der  Erläuterung  des  Gesetzes  ist  weniger  Wert  auf  juristische  Einzelheiten 
als  auf  die  praktische  Handhabung  durch  die  in  der  Wohnungsfürsorge  tätigen  Stellen 
gelegt.  Vor  allem  die  ausführliche  Einleitung  bietet  auch  eine  gute  Übersicht  über 
den  heutigen  Stand  der  Wohriungsgesetzgebung.  Wenn  auch  das  Wohnungsgesetz  bei 
einer  nochmaligen  Beratung  in  den  neuen  gesetzgebenden  Körperschaften  wohl  ein 
wesentlich  anderes  Gepräge  erhalten  würde,  so  wird  aber  doch  mit  dem  bisherigen 
Gesetz  noch  auf  lange  Zeit  gearbeitet  werden  müssen;  denn  an  eine  praktische  Klein- 
arbeit, wie  es  ein  solches  Wohnungsgesetz  erfordert,  werden  unsere  gesetzgebenden 
Körperschaften  wohl  vorläufig  noch  nicht  herankommen.  Infolgedessen  behält  die 
vorliegende  Schrift  ihren  Wert  noch  auf  lange  Zeit  auch  unter  den  heutigen,  völlig 
veränderten  Verhältnissen.  Dr.  Horion. 


Für  die  Redaktion  verantwortlich:  Prof.  Klumker,  Wilhelmsbad  bei  Hanau.  — 
Carl  Heymanns  Verlag,  Berlin  W.  —  Gedruckt  bei  Julius  Sittenfeld,  Hofbuchdrucker.,  Berlin  W. 
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XX.  Jahrgang 


Alle  für  die  Schriftleitung  bestimmten  Sendungen  werden  an  die  Zentralstelle  für  Armenpflege  und 
Wohltätigkeit,  Berlin  SW,  Bernburger  Str.  24/25,  die  für  die  Expedition  bestimmten  Sendungen 
nach  Berlin  W,  Mauerstraße  43/44,  erbeten. 


Jugendamt  (insbesondere  Berufsvormundschaft)  und  Vormundschafts- 
I  gericht. 

\  Von  Stadtrat  a.  D.  Dr.  Koehler,  Leipzig. 

Zur  Deutsch-Osterreichischen  Berufsvormiindertagung  in  Wien  im 
Juni  1912  habe  ich  im  Zentralblatt  für  Vormundschaftswesen,  Jugend- 
gerichte und  Fürsorgeerziehung  (hier  künftig  ZBIVorm.  genannt)  IV.  Jahr- 
gang, Nr. .5,  vom  16.  Juni  1912  über  Berufsvormundschaft  und  Reform 
des  Vormundschaftsrecbts  geschrieben  und  eine  Anzahl  bestimmter  und 
ins  einzelne  gehender  Vorschläge  für  den  Ausbau  der  Berufsvormund- 
schaft gemacht,  die  in  folgenden  Leitsätzen  gipfelten: 

Es  seien  amtliche,  von  einem  höheren  Kommunalbeamten  (oder 
ausnahmsweise  staatlichen  Verwaitungsbeamten)  mit  juristischer  Vor- 
bildung geleitete,  Berufsvormundschaften  kraft  Gesetzes  über  die 
unehelichen  und  die  auf  öffentliche  Kosten  unterhaltenen  ehelichen 
Minderjährigen  in  allen  Gemeinden  von  mehr  als  15  000  Einwohnern 
einzurichten. 

,  Fijr  diese  Berufsvormundschaften  sei  unter  Berücksichtigung 

ihrer  Führung  durch  öffentliche  Beamte  ein  besonderes  Vormund- 
schaftsrecht zu  schaffen,  wobei  die  Berufsvormundschaft  möglichst 
die  Pflichten  und  Rechte  des  Vormundschaftsgerichts  mit  über- 

1        nehmen  solle. 

.  Diese  Vorschläge  fanden  zwar  viel  Beachtung,  im  allgemeinen  aber 
selbst  bei  den  Freunden  der  Berufsvormundschaft  zunächst  wenig  Anklang. 
Man  scheute  sich,  solchen,  der  üblichen  Auffassung  zuwiderlaufenden  Ge- 
danken zuzustimmen,  bezweifelte  wohl  auch  zum  Teil  die  Durchführbarkeit. 
Höchstens  gab  man   zu,   daß  vielleicht  in  Jahrzehnten  bei  besonders 
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günstiger  Weiterentwicklung  der  Berufsvormundschaft  der  eine  oder 
andere  Äieser  Sätze  verwirklicht  werden  könnte.  Nun  sind  seit  der  Ver- 
öffentlichung meiner  Vorschläge  noch  nicht  sieben  Jahre  vergangen,  und 
doch  habe  ich  bereits  die  Freude  gehabt,  in  Nr.  21/22  des  10.  Jahrgangs 
des  ZBIVorm.  vom  15.  Februar  1919  in  einem  Artikel  des  Geheimen 
Ober-Bcgierungsrats  Schlosser,  des  Verfassers  des  Entwurfs  des  Preußi- 
schen Jugendfürsorgegesetzes,  also  einer  für  die  Entwicklung  unseres 
Jugendfürsorgerechts  im  höchsten  Maße  sachverständigen  und  maßgeben- 
den Persönlichkeit,  die  Sätze  zu  finden: 

Grangbar  zur  Erreichung  des  gleichen  Zieles  ist  der  ferner  vorgeschlagene  Weg. 
das  Jugendamt  zum  Vormundschaftsgericht  für  Vormundschaften  über  Minderjährige 
überhaupt  zu  machen.  Ich  bekenne  ganz  offen,  daß  ich  eine  solche  Entwicklung  der 
ganzen  Frage  durchaus  begrüßen  würde,  und  daß  ich  die  Hoffnung  hege,  daß  schließlich 
aus  der  ganzen  praktischen  Arbeit  der  Jugendämter  dieses  Ergebnis  herauskommt.  In 
der  Kommission  des  Abgeordnetenhauses  sind  ähnliche  Ansichten  geäußert  worden; 
man  wollte  aber  der  Entwicklung  nicht  vorgreifen.  Es  sind  indessen  bereits  zwei 
Anträge  angenommen  worden,  die  in  der  erwähnten  Richtung  liegen  usw. 

Ich  bin  heute  nicht  in  der  Lage,  auf  irgend  welche  Besprechungen 
meiner  Vorschläge  von  1912  näher  einzugehen;  aber  ich  glaube  nicht 
verschweigen  zu  dürfen,  daß  die  schon  der  Form  nach  unerfreulichste 
Kritik  von  einem  Vörmundschaftsrichter  herrührt.  Es  hat  mir  das  leid 
getan,  weil  ich  daraus  entnehmen  zu  müssen  glaubte,  daß  die  Vormund- 
schaftsrichter, oder  doch  manche  von  ihnen,  in  mir  den  Feind  sehen 
könnten,  der  es  versucht,  in  ihr  Besitztum  einzudringen  und  sie  'eines 
wertvollen  Gutes  zu  berauben.  Ich  möchte  deshalb  hier  an  der*  Spitze 
meiner  jetzigen  Ausführungen  erklären,  daß  ich,  der  ich  in  meiner  amt- 
lichen Tätigkeit  recht  viel  mit  yormundschaftsrichtern  zu  tun  gehabt  habe,, 
mit  ihnen  nicht  nur  gut  ausgekommen  bin,  sondern  auch  aufrichtige 
Hochachtung  von  ihrer  Amtsführung  gewonnen  habe,  daß  mir  also  jeder 
Grund,  gegen  sie  vorzugehen,  fehlt.  Ich  bin  aber  überzeugt,  daß  die- 
Mitwirkung  des  Vormundschaftsgerichts  bei  der  Berufsvormundschaft,  wio 
sie  jetzt  zu  Recht  besteht,  zum  größten  Teile  unzweckmäßig  und  nutzlos 
und  deshalb  auch  für  die  Vormundschaftsgerichte  selbst  eine  unerfreuliche 
Last  ist,  und  andererseits,  daß  die  mit  der  Haltekinderaufsicht,  Waisen- 
pflege usw.,  überhaupt  mit  der  Jugendfürsorge  verbundene  Berufsvormund- 
schaft ein  Teil  der  öffentlichen  Verwaltung  ist  und  deshalb  in  die  Hände 
der  Verwaltungsbehörden  und  Verwaltungsbeamten,  die  allein  über  sie 
verfügen  müssen,  gehört. 

Ich  gehe  davon  aus,  daß  das  Jugendamt  alle  unehelichen  Kinder 
in  seinem  Bezirk  zu  beaufsichtigen  hat  und  unter  den  sonstigen  gesetz- 
lichen Voraussetzungen  damit  Träger  der  über  sie  zu  führenden  amtlichen 
Berufsvormundschaft  werden  kann. 
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Soweit  es  sich  damit  um  die  große  Zahl  der  nicht  auf  öffentliche 
Kosten  in  fremder  Pflege  untergebrachten  unehelichen  Kinder 
handelt,  deren  Unterbringung  vom  Jugendamt  lediglich  genehmigt  wird, 
soll  durch  diese  Genehmigung  die  Voraussetzung  der  Auswahl  im  Sinne 
von  Artikel  136,  Ziffer  1  EG.  zum  BGB.  als  erfüllt  gelten.  So  sagen 
z.  B.  die  Bestimmungen  über  die  gesetzliche  Vormundschaft  in  der  Stadt 
Leipzig  vom  30.  Dezember  1914:  „Als  Auswahl  der  Familie  oder  Anstalt 
ist  es  auch  anzusehen,  wenn  der  gesetzliche  Vormund  zur  Unterbringung 
eines  Minderjährigen  in  einer  Familie  oder  Anstalt  seine  Genehmigung 
erteilt".  Daß  diese  Auffassung  und  Regelung  allerdings  nicht  bedenken- 
frei ist,  habe  ich  bereits  auf  der  10.  Tagung  der  Deutschen  Berufsvor- 
münder in  Leipzig  im  September  1916  dargelegt  —  zu  vergl.  Seite  40 
des  hierüber  erstatteten  Berichts  in  Heft  10  der  Berichte  des  ständigen 
Ausschusses  deutscher  Berufsvormünder  vom  Jahre  1917  — ;  und  wenn 
man  sich  hier  so  hilft,  daß  bei  sehr  wichtigen  Rechtsgeschäften,  um  jede 
Möglichkeit  späterer  Anfechtung  auszuschließen,  der  gesetzliche  Vormund 
sich  besonders  verpflichten  läßt,  so  ergibt  sich  gerade  aus  dieser  Hand- 
habung das  Eingeständnis  der  gegenwärtigen  Rechtsunsicherheit.  Es 
muß  deshalb,  wie  neuerdings  auch  von  Magistratrat  Dr.  Schönberner  im 
ZBIVorm.,  X.  Jahrgang,  Nr.  11/12  vom  15.  September  1918  zutreffend 
dargelegt  worden  ist,  eine  baldige  entsprechende  Änderung  der  Fassung 
des  Artikels  136  Ziffer  1  EG.  zum  BGB.  gefordert  werden.  Dabei  wäre 
das  Beste,  nur  die  Aufsicht,  nicht  auch  die  Auswahl  der  Familie  als 
Voraussetzung  zu  fordern.  Immerhin  kann  man  meines  Erachtens  bis 
zu  einer  solchen  Änderung  mit  Schlosser  aaO.  und  im  Anschluß  an 
Planck  sich  wohl  damit  einverstanden  erklären,  daß  durch  landesgesetz- 
liche Vorschrift  und  Ausfuhrungsbestimmung  einstweilen  in  der  vor- 
bezeichneten Weise  verfahren  wird,  wie  denn  auch  meines  Wissens  sich 
bisher  aus  der  sächsischen  und  Leipziger  Handhabung  besondere  Nach- 
teile für  die  Mündel  nicht  ergeben  haben. 

Soweit  es  sich  aber -um  die  Beaufsichtigung  der  in  der  mütter- 
lichen Familie  verpflegten  und  erzogenen  unehelichen  Kinder 
handelt,  mag  hier  nur  ganz  kurz  darauf  hingewiesen  werden,  daß  die 
Verwaltungsbehörden  kraft  der  ihnen  nach  öffentlichem  Rechte  obliegen- 
den Pflicht,  die  allgemeinen  Interessen  der  Gesundheits-  und  Wohlfahrts- 
polizei wahrzunehmen,  an  solcher  Aufsichtsführung  durch  die  privatrecht- 
liche Bestimmung  in  §  1707  BGB.  über  das  Sorgerecht  der  unehelichen 
Mütter  nicht  behindert  sind,  und  daß  daher  die  Aufsicht  über  diesen  Teil 
der  unehelichen  Kinder  dem  Jugendamte  ebenfalls  zugewiesen  werden  kann*). 

*)  Allerdings  würde  auch  hierfür  eine  jeden  Zweifel  ausschließende  gesetzliche 
Regelung  sehr  erwünscht  sein.    Zu  vgl.  des  Näheren  mein  .Referat  über  „Die  Hechts- 
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Daß  er  ihm  aber  zugewiesen  werden  muß,  wenn  zahlreiche,  in  der  mütter- 
lichen Familie  erzogene  uneheliche  Kinder  vor  körperlicher  und  seelischer 
Verwahrlosung  bewahrt  werden  sollen,  bedarf  wohl  keiner  näheren  Dar- 
legung. Diese  Aufsicht  aber  ist  die  Unterlage  für  die  Berufsvormund- 
schaft des  Jugendamtes  nach  §.  136  Ziffer  2  EG.  zum  BGB. 

Weiter  nehme  ich  an,  daß  das  Jugendamt  die  amtliche  Berufsvor- 
mundschaft führen  wird  über  alle  eines  Vormunds  bedürfenden  ehelichen 
Minderjährigen,  die  unter  seiner  Aufsicht  in  einer  von  ihm  (nach  Befinden 
im  Einvernehmen  mit  der  Armenverwaltung  oder  Vollzugsbehörde  der 
Fürsorge-Erziehung)  ausgewählten  Familie  oder  Anstalt  verpflegt  und  er- 
zogen werden.  Das  würden  die  zu  bevormundenden  ehelichen  Armen- 
Pfleg-  (sogenannten  Waisen-)  Kinder  sowie  die  zu  bevormundenden  ehe- 
lichen Fürsorgezöglinge  sein.  Die  unehelichen  Armenpfleglinge  und  Für- 
sorgezöglinge würden  natürlich  erst  recht  in  den  Kreis  der  Mündel  der 
Berufsvormundschaft  des  Jugendamtes  fallen.  —  Mit  Schönberner  aaO. 
stimme  ich  übrigens  dahin  überein,  daß  auch  eine  amtliche  Pflegschaft 
über  eheliche  Minderjährige,  deren  Eltern  das  Sorgerecht  entzogen  ist, 
hier  in  Frage  kommen  wird.  — 

Bei  alledem  setze  ich  voraus,  daß  dem  Jugendamt,  wie  in  Hamburg, 
Leipzig,  Dresden,  Mainz,  Frankfurt  a.  M.  und  in  zahlreichen  anderen 
Orten,  die  gesamte  Jugendfürsorgearbeit,  insbesondere  aber  die  Be- 
rufsvormundschaft, die  Unehelichenfürsorge,  die  Säuglingsfürsorge,  das 
Haltekinderwesen,  die  Waisenpflege  und,  soweit  dies  landesrechtlich  durch- 
führbar, die  Fürsorgeerziehung  überwiesen  wird.  Ich  spreche  übrigens 
absichtlich  von  der  Berufsvormundschaft  des  Jugendamtes,  weil  m.  E. 
die  amtliche  Organisation  als  solche  Träger  der  Berufsvormundschaft  ist. 
Das  Jugendamt  soll  mit  der  gesamten  Jugendfürsorge  auch  die  Berufs- 
vormundschaft als  einen  Teil  der  kommunalen  Verwaltung  übernehmen 
und  verwalten.  Es  soll  damit  zur  Berufsvormundschaftsbehörde 
werden.  Vorstand  der  Berufsvormundschaft  (Berufsvormund)  soll 
der  Vorstand  oder  Amtsleiter  des  Jugendamtes  sein,  der  aber 
befugt  sein  muß,  andere  Personen  zu  seinen  Stellvertretern  in  der 
Berufs  Vormundschaft  zu  bestellen;  zu  vgl.  meine  Vorschläge  1912  und 
Klumker  „Jugendamt  und  Berufsvormundschaft"  in  dieser  Zeitschrift 
Jahuar/März-Heft  1919. 

Der  Vorstand  des  Jugendamtes  soll  Jurist  sein  und  womöglich  die 
Richterprüfung  bestanden  haben.    Ich  zweifle  an  sich  nicht  daran,  daß 

Stellung  des  unehelichen  Kindes  nach  deutschem  Recht"  im  Bericht  über  den  4.  Deutschen 
Kongreß  für  Säuglingsschutz  in  Breslau  1913,  sowie  mein  Artikel  „Die  Bedeutung  von 
Pflegkinderaufsicht  und  Berufsvormundschaft  für  den  Säuglingsschutz"  in  der  Zeitschrift 
für  Säuglingsfürsorge  1914,  Bd.  8,  Heft  6. 
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auch  mancher  Schulmann,  Arzt  oder  Geistlicher  sich  für  dieses  Amt 
eignet;  einer  der  besten  wenn  nicht  der  beste  deutsche  Jügendamts- 
vorstand  war  der  verstorbene  Direktor  der  öffentlichen  Jugendfürsorge 
Dr.  Petersen  in  Hamburg,  der  früher  wohl  Lehrer  an  einem  Real- 
gymnasium gewesen  war.  Derartige  glänzende  Einzelerscheinungen  be- 
weisen aber  nicht  viel  für  den  Regelfall.  Der  Jugendamtsvorstand  muß 
als  Leiter  der  Berufsvormundschaft,  des  Gemeindewaisenrats  und,  wie 
ich  z.  B.  soeben  mit  dem  zu  Artikel  136  Ziffer  1  und  2  des  EG.  zum 
BGB.  Gesagten  gezeigt  habe,  für  mancherlei  Fragen  gründliche  Rechts- 
kenntnisse besitzen,  wenn  er  seinem  Amte  gewachsen  sein  will;  man 
denke  ferner  an  die  Jugendgefichtshilfe,  die  Fürsorgeerziehung  und  über- 
haupt an  die  gesamte  Rechts-  und  Verwaltungs-Organisation  des  Jugend- 
amtes. Deshalb  soll  der  Vorstand  allerdings  auch  etwas  von  der  Ver- 
waltung verstehen  und  in  dieser  erfahren  sein.  Natürlich  werden  die 
an  den  Jugendamtsvorstand  zu  stellenden  Anforderungen  verschieden  sein 
je  nachdem,  ob  es  sich  um  das  Jugendamt  einer  Großstadt,  einer  Mittel- 
stadt oder  eines  ländlichen  Kreises  handelt.  Eine  MitwirkuDg  des  Arztes, 
eines  städtischen  Kinderarztes,  wird  jedenfalls  für  unerläßlich  erachtet, 
und  wenigstens  für  die  großen  Jugendämter  wird  auch  ein  Erziehungs- 
direktor oder  Erziehungsinspektor  gefordert  werden  müssen. 

Auf  die  organisatorische  Gliederung  des  Jugendamtes  einzugehen, 
ist  hier  nicht  der  Platz.  Ich  will  deshalb  nur  noch  bemerken,  daß  zur 
Herbeiführung  einer  einheitlichen  Handhabung  der  berufsvormundschaft- 
lichen  Arbeit  in  der  Großstadt  es  mir  sehr  wünschenswert  erscheint,  daß 
der  Jugendamtsvorstand  seine  Stellvertreter  in  der- Berufs  Vormundschaft 
(siehe  oben)  zu  regelmäßigen  Besprechungen,  monatlich  wenigstens  einmal, 
um  sich  versammelt,  damit  grundsätzliche  Fragen  festgelegt  und  schwierige 
Fälle  gemeinsam  behandelt  werden  können.  Diese  Besprechungen  sind 
etwas  ganz  anderes  als  die  Sitzungen  des  Ausschusses  für  das  Jugend- 
amt, an  denen  die  stellvertretenden  Berufsvormünder  in  der  Regel  wohl 
nicht  teilzunehmen  haben  werden.  Diesem  Ausschusse,  dessen  Vorsitzender 
der  Vorstand  des  Jugendamtes  sein  wird,  soll  aber  der  Vormundschaftsrichter 
angehören  und  in  der  Großstadt  bei  einer  Mehrzahl  von  Vormundschafts- 
richtern wenigstens  einer  von  ihnen,  entweder  der  Vorstand  der  Vormund- 
schaftsabteilung oder  der  Jugendrichter  oder  ein  sonst  besonders  in  Frage 
kommender  (vielleicht  ein  vom' Vormundschaftsgericht  selbst  hierzu  vorge- 
schlagener) Richter.  Andererseits  würde  ich  es  für  sehr  zweckmäßig  halten, 
wenn  zu  etwaigen  gemeinsamen  Besprechungen  der  Vormundschaftsrichter 
über  die  grundsätzliche  Behandlung  von  Fragen,  welche  für  die  Berufsvor- 
mundschaft von  Bedeutung  sind  —  so  lange  es  nach  dem  Stande  der  Gesetz- 
gebung solche  gibt!  — ,  auch  der  Vorstand  des  Jugendamtes  eingeladen  würde. 
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Damit  sind  wir  nun  wiederum  bei  derjenigen  Frage  angelangt,  um 
welche  es  sich  bei  dieser  Ausführung  hauptsächlich  handelt,  um  die 
Frage  nach  der  Stellung  des  Jugendamtes  zum  Vormundschafts- 
gericht und  deren  beste  Lösung.  Dabei  kann  man  auf  zweierlei  Weise 
verfahren.  Entweder  zunächst  auf  dasjenige  hinweisen,  was  am 
dringendsten  der  Abänderung  bedarf  und  sodann  die  endgültige  Aus- 
einandersetzung mit  dem  gegenwärtigen  Rechtszustand  andeuten. 

Oder  zuerst  die  grundsätzliche  Regelung  aufbauen  und  im  An- 
schluß daran  diejenigen  Forderungen  nennen,  welche  baldigst  der  Er- 
füllung bedürfen. 

Ich  halte  das  an  zweiter  Stelle  bezeichnete  Verfahren  für  zweck- 
mäßiger und  richtiger,  wenigstens  insoweit,  als  es  sich  um  das  bei  dieser 
Auseinandersetzung  hauptsächlich  in  Frage  kommende  Arbeitsgebiet  des 
Jugendamts,  die  Berufsvormundschaft,  handelt. 

Grundsätzlich  fordere  ich  zwar  nicht,  daß  das  Jugendamt  zum 
Vormundschaftsgericht  für  Vormundschaften  über  Minderjährige  über- 
haupt gemacht  werde,  wie  von  Schlosser  aaO.  angedeutet  wird, 
aber  doch,  daß  dem  Jugendamt  die  Rechte  und  Pflichten  des 
Vormundschaftsgerichts  über  alle  von  ihm  beaufsichtigten 
Minderjährigen  übertragen  werden. 

Demgemäß  halte  ich  eine  völlige  Neubearbeitung  der  Bestimmungen 
über  „Vormundschaft  über  Minderjährige"  im  IV.  Buch,  III.  Abschnitt, 
I.  Titel  des  BGB.  für  erforderlich.  Wie  ich  bereits  in  meinen  Vor- 
schlägen von  1912  ausgeführt  habe,  werden  hiervon  für  die  Berufs- 
vormundschaft nur  etwa  in  Geltung  bleiben  können  die  Paragraphen  1773, 
17Ö3  bis  1795,  1800,  1804  bis  1808,  1833  Satz  1,  1834,  1835  Satz  1, 
1882  u.  1893  Abs.  1.  M.  E.  wird  aber  der  Aufbau  und  die  gesamte 
Darstellung  des  Vormundschaftsrechts  von  Grund  aus  zu  ändern  sein. 
Es  werden  künftig  zwei  verschiedene  Vormundschaftsbehörden  als 
gleichwertige  Größen  im  Vormundschaftsrecht  zu  erscheinen  haben: 

a)  .das  Jugendamt  als  Vormundschaftsbehörde  der  Amts- 
vormundschaft für  die  von  ihm  beaufsichtigten  Minder- 
jährigen, 

b)  das  Vormundschaftsgericht  als  Vormundschaftsbehörde 
der  Einzelvormundschaft  für  die  nicht  unter  a)  fallenden 
Minderjährigen  und  für  die  zu  bevormundenden  Voll- 
jährigen. 

An  Stelle  des  §  1774  BGB.  aber,  wonach  das  Vormundschaftsgericht 
die  Vormundschaft  von  Amtswegen  anzuordnen  hat,  oder  wenigstens  vor 
diese  nur  für  die  Einzelvormundschaft  Geltung  behaltende  Bestimmung 
wird  eine  Vorschrift  zu  treten  haben,  wonach  die  beiden  vorgenannten 
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Vormundschaftsbehörden  sich  gegenseitig  mitzuteilen  und  darüber  zu 
-einigen  haben,  ob  und  wann  ein  Fall  der  Amtsvormundschaft  vorliegt. 
Bei  Meinungsverschiedenheiten  zwischen  ihnen  würde  das  Justizministerium 
oder  eine  von  diesem  zu  bestimmende  Stelle  zu  entscheiden  haben. 

Andererseits  aber  halte  ich  es  für  dringend  erwünscht,  daß  die 
beiden  Vormundschaftsbehörden  sich  auch  dahin  einigen  können,  daß 
gegebenenfalls  an  Stelle  der  an  sich  Platz  greifenden  Amts- 
vormundschaft die  Einzelvormundschaft  tritt,  zu  vergleichen  hierzu 
die  Bestimmungen  in  §  18  Abs.,  2  u.  3  des  Entwurfs  des  Preußischen 
Jugendfürsorgegesetzes.  Ja  ich  möchte  sogar  empfehlen,  vorzuschreiben, 
daß  die  beiden  Vormundschaftsbehörden  einen  solchen  Beschluß  fassen 
sollen,  wenn  nach  ihrem  übereinstimmenden  Befinden  durch  eine  gute 
Einzelvormundschaft  für  das  Mündel  ausreichend  und  sicher  gesorgt  wird. 
Ich  denke  dabei  zunächst  an  die  der  Jugendfürsorge  dienenden  und  in 
der  \ormundschaft  erfolgreich  arbeitenden  Vereine,  deren  Arbeit  ich 
durch  die  Neuregelung  des  Vormundschaftsrechts  nicht  behindert  wissen 
möchte,  also  an  die  organisierte  *)  Einzelvormundschaft,  um  die  Bezeichnung 
des  Preußischen  Entwurfs  beizubehalten;  aber  ich  verkenne  auch  nicht, 
daß,  zumal  in  kleineren  Orten,  für  manche  Minderjährige,  welche  der 
Aufsicht  des  Jugendamts  unterstehen,  sich  geeignete  Einzelvormünder 
finden  werden,  die  mit  den  Verhältnissen  des  Mündels  vertraut  sind  und 
ein  wohlmeinendes  Interesse  an  ihm  nehmen.  Eine  solche  wirklich  gute 
Einzelvormundschaft  durch  die  Amtsvormundschaft  auszuschalten,  würde 
ich  für  durchaus  verkehrt  halten. 

Ebenso,  wie  die  Vorschriften  des  BGB.  über  die  Vormundschaft 
über  Minderjährige,  bedürfen  auch  die  Bestimmungen  in  dem  von  den 
Vormundschaftssachen  handelnden  II.  Abschnitt  des  Gesetzes  über  die 
Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  durchgreifender 
Änderung.  Dabei  darf  nicht  unterlassen  werden,  den  in  §  46  daselbst  aus- 
gesprochenen Satz,  daß  ein  an  sich  unzuständiges  Vormundschaftsgericht 
durch  Vereinbarung  mit  dem  zuständigen  Gerichte  aus  wichtigen  Gründen 
die  Vormundschaft  übernehmen  kann,  auf  die  Amtsvormundschaft  der 
Jugendämter  zu  übertragen.   Man  denke  an  die  Fälle  des  öfteren  Verzugs 

*)  Nicht  einverstanden  erklären  kann  ich  mich  allerdings  (obwohl  das  Archiv 
Deutscher  Berufsvormünder  an  erster  Stelle  unterzeichnet  ist)  mit  einer  Eingabe  an 
das  Preußische  Abgeordnetenhaus  vom  August  1918,  in  der  auch  für  Vereine  eine 
gesetzliche  Berufsvormundschaft  erbeten  wird.  Ich  halte  das  trotz  der  Vorsichts- 
maßregel der  Prüfung  des  Vereins  durch  das  Landesjugendamt  —  von  dessen  Not- 
wendigkeit ich  mich  übrigens  auch  nicht  recht  überzeugen  kann  —  für  nicht  un- 
bedenklich und  erblicke  darin  eine  unerwünschte  Durchbrechung  der  Einheitlichkeit 
der  Amtsvormundschaft. 
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des  Mündels.  Es  würde  für  das  Mündel  in  vielen  solchen  Fällen  sehr  nach- 
teilig sein,  wenn  dann  sofort  die  bisherige  Amtsvormundschaft  aufhören 
würde,  von  den  Fällen  der  schwebenden  Unterhaltsklage  gar  nicht  erst 
zu  reden.  Jedenfalls  muß  in  solchen  Fällen  eine  VereinbaruDg  zwischen 
den  beiden  in  Betracht  kommenden  Amtsvormundschaften  des  bisherigen 
und  des  neuen  "Wohnsitzes  getroffen  werden  können  und  getroffen  werden, 
um  zu  erreichen,  daß  für  den  Übergang  der  Amtsvormundschaft  die  im 
Interesse  des  Mündels  beste  Zeit  gewählt  wird. 

Das  Gesetz  über  die  Angelegenheit  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit 
enthält  in  seinem  allgemeinen  I.  Abschnitt  u.  a.  den  Satz  (§  19),  daß 
gegen  die  Verfügungen  des  Gerichts  I.  Instanz  das  Rechtsmittel  der 
Beschwerde  stattfindet  und  daß  über  die  Beschwerde  das  Landgericht 
entscheidet.  Wie  soll  das  wohl  bei  der  Amtsvormundschaft,  wie  ich  sie 
vorschlage,  gehalten  werden?  Soll  auch  gegen  die  Verfügungen  des 
Jugendamts  als  Vormundschaftsbehörde  die  Beschwerde  an  das  Land- 
gericht gegeben  werden?  Oder  will  man  hier  etwa  das  Vormundschafts- 
gericht einschieben?  Ich  möchte  von  einer  bestimmten  Beantwortung 
absehen,  aber  doch  bemerken,  daß  ich  gegen  das  Vormundschaftsgericht 
als  Beschwerde-Instanz  insoweit  keine  grundsätzlichen  Bedenken  habe. 
Durch  die  Geschäftsordnung  der  Justizbehörden  müßte  dann  allerdings 
festgelegt  werden,  daß  an  jedem  Vormundschaftsgericht  nur  ein,  und 
zwar  ein  besonders  tüchtiger  und  erfahrener,  Vormundschaftsrichter  als 
Beschwerderichter  zu  entscheiden  hätte,  damit  die  Einheitlichkeit  und 
Richtigkeit  dieser  Entscheidungen  nach  Möglichkeit  gewährleistet  würde. 

Viel  wichtiger  als  diese  Frage  erscheint  mir  aber  die  ausdrückliche 
Festlegung  und  deutliche  Hervorhebung  des  Satzes,  daß  die  amtliche 
Berufsvormundschaft  und  der  amtliche  Berufsvormund  dem  Mündel  und 
dessen  Angehörigen  gegenüber,  insbesondere  also  auch  gegenüber  der 
unehelichen  Mutter,  eine  grundsätzlich  andere  Stellung  einzunehmen  hatr 
als  der  Einzelvormund.  Der  amtliche  Berufsvormund  soll  nach  meinen 
Vorschlägen  die  Rechte  und  Pflichten  des  Vormundes  und  des  Vormund- 
schaftsrichters tunlichst  in  sich  vereinigen.  Hieraus  ergibt  sich,  daß 
z.  B.  §  1707  Satz  3  BGB.,  wonach  der  Vormund,  soweit  der  unehelichen 
Mutter  die  Sorge  für  ihr  Kind  zusteht,  die  rechtliche  Stellung  eines  Bei- 
standes hat,  für  die  Amtsvormundschaft  der  Abänderung  bedarf.  Zum 
mindesten  müßte  gefordert  werden,  daß  der  Amtsvormund,  wenn  die 
uneheliche  Mutter  das  Wohl  des  Kindes  gefährdet,  ohne  weiteres  be- 
rechtigt und  verpflichtet  ist,  alle  im  Interesse  des  Kindes  nötigen  Maß- 
nahmen anzuordnen  und  —  vorbehaltlich  des  der  Mutter  gegen  seine 
Verfügungen  zustehenden,  aber  nicht  aufschiebenden  Beschwerderechts  — 
durchzusetzen. 
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Man  darf  vor  einer  solchen  grundsätzlichen  Änderung  familienrecht- 
licher Bestimmungen  nicht  zurückschrecken,  wenn  man  die  unehelichen 
Kinder  vor  mancher  ernsten  Gefährdung  bewahren  will.  Und  man  muß 
sich  vergegenwärtigen,  daß  es  sich  dabei  schließlich  darum  handelt,  das 
private  Recht  des  BGB.  mit  den  Bedürfnissen  der  öffentlichen  Wohlfahrt 
in  Einklang  zu  bringen ;  zu  vgl.  das  im  Eingange  bei  Besprechung  der 
Aufsicht  über  die  in  der  mütterlichen  Familie  verpflegten  unehelichen 
Kinder  Gesagte. 

Kaum  irgend  ein  Satz  in  meinen  mehrerwähnten  Ausführungen  von 
1912  ist  so  heftig  bekämpft  worden,  als  die  Andeutung,  daß  der  amtliche 
Berufsvormund  unter  Umständen  das  Recht  und  die  Pflicht  erhalten 
müsse,  an  Stelle  des  sonstigen  Erziehungsberechtigten,  insbesondere  an  Stelle 
der  unehelichen  Mutter,  für  die  Person  des  Mündels  zu  sorgen,  seinen 
Aufenthalt,  seine  Erziehung  usw.  zu  bestimmen.  Man  sah  darin  wohl 
eine  sozialistische  Uberspannung  des  Staatsgedankens  auf  Kosten  des 
Rechts  der  Einzelpersönlichkeit.  Will  man  heute  wirklich  noch  mit  solchen 
Bedenken  kommen  oder  nicht  doch  anerkennen,  daß  das  Erziehuugsrecht, 
wie  jedes  Privatrecht  des  Individuums,  insoweit  sich  beschränken  muß, 
als  die  Interessen  der  Gesamtheit,  die  Gesichtspunkte  der  allgemeinen 
Wohlfahrt  dies  nötig  machen?! 

Und  zum  andern  darf  man  nicht  vergessen,  daß  die  Amtsvormund- 
schaft Jugendfürsorge  ist,  d.  h.  ein  Teil  der  öffentlichen  Verwal- 
tung zum  Schutze  der  gefährdeten  Jugend  nach  den  soeben  bezeichneten 
Gesichtspunkten  der  allgemeinen  Wohlfahrt  zur  Erzielung  eines  leiblich, 
seelisch  und  geistig  gesunden  Nachwuchses  unseres  Volkes! 

Aus  diesen  Darlegungen  und  im  engsten  Zusammenhange  mit  den 
hierfür  maßgebenden  Erwägungen  ergibt  sich  der  grundsätzliche  Stand- 
punkt für  das  Verhältnis  zwischen  dem  Jugendamt  als  Vormundschafts- 
behörde  der  Amtsvormundschaft  und  dem  Vormundschaftsgericht.  Jede 
Aufsicht  des  Vormundschaftsgerichts  über  die  Amtsvormundschaft  —  wie 
sie  jetzt  für  alle  Arten  der  Vormundschaft,  also  auch  für  die  Berufs- 
vormundschaft, gesetzlich  festgelegt  ist  —  muß  fallen.  Sie  ist  auch  wirklich 
überflüssig.  Oder  meint  man,  daß  diese  Aufsicht,  die  der  Einzelvormund- 
schaft gegenüber  natürlich  nötig  und  wichtig  ist,  der  öffentlichen  Behörde 
des  Jugendamts  gegenüber  irgend  welche  innere  Berechtigung  besitzt? 
Der  zum  Vorstand  der  Amtsvormundschaft  zu  berufende  Leiter  des 
Jugendamts  wird  regelmäßig  in  anderen  Teilen  seiner  amtlichen  Tätigkeit 
eine  Menge  von  Fragen  selbständig  zu  entscheiden  haben,  die  mindestens 
ebenso  schwierig  und  wichtig,  gelegentlich  wohl  sogar  schwieriger  und 
wichtiger  sind,  als  diejenigen,  welche  jetzt  bei  der  Führung  der  Berufs- 
vormundschaft der  Genehmigung  des  Vormundschaftsgerichts  bedürfen. 


—    70  — 


Und  wieviel  Zeitverlust,  der  jetzt  durch  das  Hin-  und  Herschicken 
der  Akten  entsteht,  wieviel  überflüssig  aufgewendete  Arbeitskraft,  wieviel 
unnütz  beschriebenes  Papier  kann  so  erspart  werden! 

Falls  man  aber  einwenden  sollte,  daß  es  nötig  sein  werde,  zumal 
für  die  vielen  Tausend  Mündel  der  Amtsvormundschaft  inxlen  Großstädten, 
Nicht-Juristen  mit  der  Bearbeitung  zu  beauftragen  und  sie  unter  Umständen 
auch  zu  Stellvertretern  des  Amtsvormundes  zu  bestellen  und  daß  es  be- 
denklich falle,  diesen  das  Recht  zu  selbständiger  Entscheidung  über 
wichtige  Angelegenheiten  der  Mündel  zuzubilligen,  so  ist  darauf  folgendes 
zu  erwidern: 

Abgesehen  davon,  daß  in  den  größten  Städten  neben  dem  Amtsvorstand 
juristische  Gehilfen  —  Magistratsassessoren  —  nötig  und  vorhanden  sein 
werden,  kann  der  Amtsvorstand  es  sehr  gut  einrichten,  daß  bei  allen 
besonders  wichtigen  Rechtsgeschäften,  und  zwar- gerade  bei  solchen,  die 
nach  dem  gegenwärtigen  Stande  der  Gesetzgebung  der  Genehmigung  des 
Vormundschaftsgerichts  bedürfen,  seine  Entschließung  eingeholt  wird.  So 
habe  ich  es  als  Vorstand  des  Leipziger  Jugendamtes  und  alleiniger  gesetz- 
licher Vormund  gehalten,  bis  die  Mündelzahl  auf  etwa  Zehntausend  gestiegen 
war  und  dann  erst  einen  Teil  dieser  Geschäfte  an  meinen  Stellvertreter 
in  der  Berufsvormundschaft,  den  Magistratsassessor  beim  Jugendamt, 
abgetreten.  In  minder  wichtigen  Fragen  aber  haben  die  mir  unterstellten 
Beamten  „im  Auftrage"  selbständig  verfügt.  Gegen  diese  Geschäfts- 
behandlung haben  sich  im  allgemeinen  Bedenken  nicht  ergeben. 

Will  man  nun  aber,  was  viel  für  sich  haben  würde,  für  etwa  je 
Tausend  Mündel  einen  stellvertretenden  Amtsvormund  bestellen  und  zu 
diesen  Ämtern  Sekretäre  berufen,  so  wird  man  diesen  in  der  Jugend- 
fürsorge-Arbeit bewährten  Beamten  (denn  nur  um  solche  darf  es  sich 
handeln)  ein  gewisses  Maß  selbständiger  Entschließung  sehr  wohl  übertragen 
können  und  nur  verlangen  müssen,  daß  sie  bei  besonders  wichtigen 
Fragen  die  Entschließung  des  Vorständes  oder  wenigstens  des  Assessors 
einholen.  Eine  Mitwirkung  des  Vormundschaftsgerichts  bei  der  Amts- 
vormundschaft aber  wird  deshalb  nicht  nötig  werden. 

Muß  ich  mich  heute  wohl  mit  den  vorstehenden  Richtlinien  für  eine 
allgemeine  grundsätzliche  Auseinandersetzung  zwischen  Jugendamt 
und  Vormundschaftsgericht  in  Sachen  der  Amtsvormundschaft  begnügeu, 
so  ist  es  doch  erforderlich,  nunmehr  dasjenige  einzeln  hervorzuheben, 
was  am  dringendsten  der  Regelung  bedarf  (zu  vgl.  auch  Schlosser, 
ZBIVorm.  vom  15.  2.  19,  Seite  222). 

1.  Es  ist  zu  fordern,  daß  der  —  juristisch  vorgebildete  —  Amts- 
vormund für  befugt  erklärt  wird,  öffentliche  Urkunden  aufzunehmen 
und  die  Unterschriften  zu  beglaubigen  bei 


a)  Anerkennung  der  Vaterschaft  nach  den  §§  1718  und  1720  Abs.  2 
BGB., 

b)  Erklärungen  des  Stiefvaters  nach  §  1706  Abs.  2, 

c)  Zahlungsversprechen  nach  §  794  Ziffer  5  ZPO.,  soweit  es  sich 
um  Verpflichtungserklärungen  von  Vätern  unehelicher  Kinder 
handelt. 

Durch  die  Regelung  zu  a)  und  c)  wird  eine  sehr  erwünschte  Verein- 
achung  der  Sicherstellung  des  Unterhalts  der  unehelichen  Kinder  erzielt 
ind  mancher  Unterhaltsprozeß  erspart  werden.  Es  wär^e  vielleicht  nicht 
janz  überflüssig,  durch  eine  Soll- Vorschrift  den  Amtsvormund  zu  ver- 
anlassen, diese  Urkunden;  wenn  irgend  möglich,  alsbald  nach  der  Geburt 
les  unehelichen  Kindes  aufzunehmen. 

Im  Zusammenhange  damit  könnte  wohl  die  Bestimmung  des  §1714BGB., 
;laß  Abfindungsverträge  über  den  künftigen  Unterhalt  der  unehelichen 
Kinder  der  Genehmigung  des  Vormundschaftsgerichts  bedürfen,  auch 
<jchon  bei  solcher  vorläufigen  Regelung  aufgehoben  werden. 

2.  Es  ist  zu  fordern,  daß  die  in  §  1822  Ziffer  6  und  7  BGB.  vor- 
geschriebene Genehmigung  des  Vormundschaftsgerichts  zum  Abschluß  von 
'Lehr-,  Dienst-  und  Arbeitsverträgen  mit  mehr  als  einjähriger  Dauer  bei 
ler  Amtsvormundschaft  in  Wegfall  kommt.  Die  Vorlegung  der  unzähligen 
vom  Jugendamt  in  wirtschaftlicher  und  rechtlicher  Beziehung  genau  ger 
prüften  Lehrverträge  —  denn  um  diese  handelt  es  sich  ja  hauptsächlich  — 
it  zeitraubend  und  nutzlos,  tatsächlich  auch  zur  leeren  Form  geworden. 
Ein  jedes  gut  verwaltete  Jugendamt  hat  entweder  eigene  Einrichtungen 
für  die  Beratung  seiner  Mündel  bei  der  Berufswahl  und  für  Vermittlung, 
geeigneter  Lehrstellen  oder  es  steht  wenigstens  mit  den  Einrichtungen  für 
Berufsberatung  und  Stellenvermittlung  in  ständiger  Verbindung.  Das 
Vormundschaftsgericht  steht  diesen  Einrichtungen  naturgemäß  weniger 
nahe.    Was  soll  also  seine  Mitwirkung  hierbei  nützen? 

Eine  ganz  andere,  hier  nur  anzudeutende,  Frage  ist  die,  ob  nicht 
das  Vormundschaftsgericht  mit  den  Einzelvormündern  usw.  versuchen  sollte, 
von  diesen  Einrichtungen  des  Jugendamtes  putzen  zu  ziehen;  wie  ich 
denn  auf  die  Frage  heute  nicht  näher  eingehen  will,  inwieweit  das  Jugend- 
amt als  Amts  Vormundschaft  die  Unterstützung  der  Einzelvormünder  über- 
nehmen soll. 

3.  Endlich  ist  der  Wegfall  der  in  §  1840 f.  BGB.  vorgeschriebenen 
(Rechnungslegung  zu  fordern.  Höchstens  die  Ablegung  einer  Schluß- 
rechnung nach  Beendigung  der  Amtsvormundschaft  könnte  nach  Befinden 
noch  in  Frage  kommen.  An  sich  ist  es  ja  ein  Unding,  anzunehmen,  daß 
^der  Rechnungsbeamte  des  Jugendamtes  weniger  zuverlässig  sei,  als  der 
des  Vormundschaftsgerichts,  denn  um  die  Tätigkeit  dieser  beiderseitigen 
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Rechnungs-  oder  Kassenbeamten  handelt  es  sich  ja  dabei  in  der  Haupt- 
sache. 

Nun  könnte  vielleicht  ein  besonders  Vorsichtiger  meinen,  daß  das 
Jugendamt  als  Teil  der  öffentlichen  Verwaltungsbehörde  ein  Interesse  habe, 
aus  dem  Vermögen  des  Mündels  möglichst  viel  zur  Deckung  etwaiger  An- 
sprüche der  Gemeinde,  insbesondere  des  Armenverbandes,  in  Anspruch 
zu  nehmen.  Tatsächlich  ist  ja  der  Sachverhalt  in  der  Regel  gerade  der 
entgegengesetzte.  Wenn  das  Vermögen  des  Mündels  durch  Inanspruch- 
nahme für  den  Ersatz  großer  Aufwendungen  der  Armen  Verwaltung  auf- 
gezehrt zu  werden  droht,  so  wird  mit  dieser  zumeist  ein  teilweiser  Erlaß 
vereinbart,  damit  der  Jugendliche  einen  kleinen  Notpfennig  behält.  So 
wenig  also  ein  Mißtrauen  gegen  die  Verwaltungsbehörden  an  sich  berechtigt? 
ist,  so  würde  ich  doch  nichts  dagegen  haben,  daß  man,  um  ihm  auch  den 
letzten  Halt  zu  entziehen,  die  Abgabe  einer  Schlußrechnung  seitens  des 
Jugendamts  an  das  Vormundschaftsgericht  vorschriebe.  Soviel  über  dasj 
Jugendamt  als  Träger  der  Amtsvormundschaft  und  seine  Stellung 
zum  Vormundschaftsgericht  hierbei.  — 

Nicht  ganz  einfach,  ist  die  Frage  nach  der  Stellung  des  Jugendamts 
gegenüber  dem  Erziehungsberechtigten  und  gegebenenfalls  gegenüber  dem 
Vormundschaftsgericht  in  der  Waisenpflege,  soweit  es  sich  um  Waisen- 
kinder (d.  h.  auf  Kosten  der  Gemeinde  bzw.  des  Armenverbandes  verpflegte, 
nicht  notwendigerweise  wirklich  verwaiste  Minderjährige)  handelt,  welche, 
entweder  überhaupt  nicht  unter  Vormundschaft  stehen  oder  eiaen  Einzel- 
vormund haben.  Es  handelt  sich  dabei  wiederum  (siehe  oben)  um  eine 
Abgrenzung  zwischen  dem  öffentlichen  und  dem  Privatrecht.  Die  Rechte 
des  Vaters,  der  Mutter,  des  Einzelvormundes  und  des  Vormundschafts- 
gerichts nach  dem  BGB.  bleiben  an  sich  bestehen,  aber  das  Jugend- I 
amt  hat  als  öffentliche  Verwaltungs-  und  Waisenversorgungsbehörde  nach 
seinem  pflichtgemäßen  Ermessen  zu  entscheiden,  wie  und  wo  die  Waisen- 
kinder untergebracht,  von  wem  sie  verpflegt,  auf  welche  Weise  sie  erzogen 
werden  sollen  usw. 

Soweit  es  sich  um  Zöglinge  der  Fürsorgeerziehung  handelt,  ist« 
für  die  Sachbehandlung  durch  die  landesgesetzlichen  Regelungen  der  Weg' 
vorgeschrieben.  Wenn  die  im  Entwurf  des  Preußischen  Jugendfürsorge- 
Gesetzes  vorgesehenen  Änderungen  der  §§  4 — 5  des  Preußischen  Fürsorge- 
erziehungsgesetzes Gültigkeit  erlangen,  wird  das  Jugendamt  in .  Preußen 
nicht  nur  die  einzige  Antragsbehörde  der  Fürsorge-Erziehung,  sondern  es 
erhält  auch  wenigstens  die  Durchführung  der  vorläufigen  Unterbringung 
der  Zöglinge  in  dringlichen  Fällen  übertragen. 

Ich  lasse  dahingestellt,  ob  es  nicht  zweckmäßiger  wäre,  wenn  nach 
dem  Vorgange  des  Sächsischen  Fürsorgeerziehungsgesetzes  der  gesamte 
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ollzag  der  Fürsorgeerziehung,  soweit  es  sich  dabei  um  die 
ehandlung  der  Einzelfälle  handelt,  den  Jugendämtern  übertragen 
urde  und  den  Provinzial-  usw.  Verbänden  nur  die  Durchführung  der 
ürsorgeerziehung  im  allgemeinen  verbliebe. 

Was  aber  die  Stellung  des  Jugendamts  zum  Vormundschaftsgericht 
erbei  anlangt,  so  wird  man  wohl  kaum  soweit  gehen  wollen  und  können, 
iß  mau  die  Anordnung  der  Fürsorge-Erziehung  diesem  abnimmt  und 

Jnem  überträgt.    Dagegen  erscheint  mir  die  Frage  erwägenswert,  ob  man 

j  cht  für  diejenigen  Fälle,  bei  welchen  Gefahr  im  Verzuge  und  sofortiges 
inschreiten  dringend  geboten  ist  (§  5  des  Preußischen  und  §  6  des 
ächsischen  Fürsorgeerziehungsgesetzes),  die  Jugendämter  zur  Vornahme 

|r  vorläufigen  Unterbringung  ohne  Gerichtsbeschluß  berechtigen 

pd  verpflichten  sqII.  Es  würde  dadurch  oft  eine  wesentliche  Zeitersparnis 
reicht,  durch  eine  solche  Zeitersparnis  aber  in  manchen  Fällen  erst  das 

'  chtzeitige  Eingreifen  gewährleistet  und  damit  der  Wert  der  vorläufigen 

"nterbringung  überhaupt  bedeutend  erhöht  werden. 

Zum  Schluß  will  ich  noch  mit  einem  kurzen  Wort  auf  den  Gemeinde- 
aisenrat  eingehen  und  hierbei  einem  besonderen  sächsischen  Wunsche 

}  us druck  geben. 

Wenn  der  Gemeindewaisenrat  in  Sachsen  im  allgemeinen  eher  weniger 
»leistet  haben  dürfte  als  in  Preußen,  so  liegt  dies  wohl  hauptsächlich 
iran,  daß  er  in  Sachsen  erst  mit  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch  neu 
^geführt  worden  ist,  während  er  in  Preußen  ein  Vierteljahrhundert  länger 
^standen  hat.  Jedenfalls  aber  ist  es  für  die  Stellung  des  Gemeinde- 
aisenrates  selbst  und  für  sein  Verhältnis  zum  Jugendamt  (oder  wie  die 
it  Wahrnehmung  der  allgemeinen  Waisenratsgeschäfte  betraute  Stelle 
?r  Gemeindeverwaltung  sonst  geheißen  haben  mag)  einerseits  und  zum 
^ormundschaftsgericht  andererseits  nicht  günstig  gewesen,  daß  nach  §  46 
ir  Sächsischen  Ausführungsverordnung  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  das 
ormundschaftsgericht  über  die  Tätigkeit  der  Gemeindewaisenräte  die 
ufsicht  zu  führen  hat  und  gegen  sie  Ordnungsstrafen  festsetzen  kann, 
er  Gemeindewaisenrat  ist  sonach  in  Sachsen  zwar  Gemeindeehrenbeamter, 
'itersteht  aber  nicht  der  Gemeindebehörde,  sondern  der  Gerichtsbehörde. 
;ine  derartige  Regelung  kann  meines  Erachtens  nicht  gebilligt  werden. 

Wenn  jetzt  nach  dem  Preußischen  Jugendfürsorgegesetzentwurfe  die 
jemeindewaisenratstätigkeit  dem  Jugendamt  übertragen  werden  soll,  so 
iß  die  Arbeit  der  ehrenamtlichen  Gemeindewaisenräte  aufhört  oder 
j  indestens  sehr  zurücktritt,  so  ist  dazu  zu  bemerken,  daß  die  großstädtischen 
igendämter  oder  entsprechenden  Stellen  zumeist  wohl  schon  bisher  den 
irenamtlichen  Gemeindewaisenräten  nach  Möglichkeit  Arbeit  abgenommen 
fiben.    Jedenfalls  aber  darf  man  sich  von  der  für  Preußen  vorgesehenen 


Regelung  eine  Erhöhung  des  Wertes  der  Gemeindewaisenratstätigkei 
versprechen,  zumal  wenn  es  gelingt,  auch  dabei  ein  gutes  Zusammen 
arbeiten  von  Jugendamt  und  Vormundschaftsgericht,  das  von  gegenseitigen 
Vertrauen  getragen  wird,  zu  sichern. 

Möge  ein  solches,  von  gegenseitigem  Vertrauen  und  freundlichen 
Zusammenarbeiten  getragenes  Verhältnis  zwischen  Jugendamt  und  Vor 
mundscbaftsgericht  bei  der  neuen  Entwicklung  der  Jugendfürsorgearber 
immer  und  überall  Platz  greifen! 


Wohlfahrt  und  Geschäft. 

Von  Dr.  Wilhelm  Feld. 

In  dem  vorigen  Hefte  der  Zeitschrift  für  das  Armenwesen  wende 
sich  ein  Mitarbeiter  des  viel  verdienten  Dr.  Albert  Levy  gegen  die  Ver 
quickung  von  Geschäft  und  Wohltätigkeit.  Er  meint  mit  Recht,  di( 
Wohlfahrtspflege  bestehe  in  der  tätigen  Förderung  fremden  Wohlseins 
Den  Wert  der  Wohlfahrtspflege  bestimme  die  Gesinnung,  in  der  m 
ausgeübt  werde.  Ohne  ethisches  Pflichtbewußtsein  gegenüber  dem  einzelnei 
Menschen  oder  gegenüber  der  Gesellschaft  könne  sich  keine  wahrhaf 
zielbewußte  und  durchgreifende  Wohlfahrtspflege  betätigen.  Dieses  Pflicht' 
gefühl  drohe  aber  zu  verkümmern,  wenn  die  Geldmittel  für  Wohlfahrts- 
zwecke  auf  rein  mechanische  Weise  durch  wirtschaftliche  Unternehmunger 
ohne  persönliche  Opferwilligkeit  der  Gesellschaft  aufgebracht  würden 
Deshalb  seien  rein  wirtschaftliche  Geldbeschaffungsunternehmen  fü 
Zwecke  der  Wohlfahrtspflege,  ohne  eigene  Sozialtätigkeit  energisch  ab 
zulehnen,  weil  sie  eine  Gefährdung  des  ethischen  Gehaltes  der  Wohlfahrts 
pflege  bedeuten.  Und  aus  dem  gleichen  Grunde  seien  gemischt  wirtschaftlich 
gemeinnützige  Unternehmen  eine  große  Gefahr,  um  so  mehr  als  sie  außer 
dem  in  der  vollen  Ausnützung  ihrer  wirtschaftlichen  Kräfte  behindert  seien 

Diese  Warnung  hat  sicherlich  einen  sehr  beherzigenswerten  Ken 
und  einen  bedeutsamen  praktischen  Hintergrund,  wie  das  bei  Bestrebungen, 
die  aus  der  Nähe  Albert  Levys  kommen,  nicht  anders  zu  erwarten  ist 
Sie  geht  offenbar  aus  der  lebendigen  Erfahrung  der  Fürsorgepraxis  hervor] 
aus  dem  Widerstande  gegen  einzelne,  tatsächlich  vorgekommene  Fälle 
höchst  unwürdiger  Verquickung  von  Geschäft  und  Wohltätigkeit.  Dei 
Kampf  gegen  solche  Entgleisungen  ist  gewiß  sehr  nötig.  Es  ist  deshalb 
sehr  zu  bedauern,  daß  Verfasser  das  Problem  nicht  scharf  genug  gestellt 
hat.  In  der  jetzigen  weit  ausladenden  grundsätzlichen  Fassung  muß  es 
notwendig  zum  Widerspruch  reizen  und  an  der  eigentlichen  Gefahr  vor- 
bei gehen.  Worauf  es  in  der  Wohlfahrtspflege  zunächst  ankommt,  das 
sind  jedenfalls  die  praktischen  Leistungen  der  Fürsorge,  und  die  hängen 
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m.  E.  nur  von  dem  sozialen  Sinn  der  Fürsorger,  der  sozialen  Praktiker 
ab.  Ist  es  aber  richtig,  daß  das  soziale  Pflichtgefühl,  welches  für  die 
Ausübung  der  Wohlfahrtspflege  natürlich  unerläßlich  ist,  notwendig 
persönliche  Opferwilligkeit  der  Gesellschaft  voraussetzt?  Diese  Frage  ist, 
scheint  mir,  zu  verneinen.  Ich  erinnere  nur  daran,  daß  doch  auch  der- 
jenigen freien  Liebestätigkeit,  die  ganz  ohne  Einkünfte  aus  eigenen  wirt- 
schaftlichen Unternehmungen  arbeitet,  viele  und  nicht  die  kleinsten 
Summen  weniger  aus  sozialem  Pflichtgefühl  als  mehr  aus  Repräsentations- 
rücksichten  oder  wegen  gesellschaftlicher  Vorteile,  Orden,  Titel,  Ehren- 
ämter usw.  gegeben  werden.  Das  dürfen  die  Kritiker  der  wirtschaftlichen 
Betriebe  wahrlich  nicht  vergessen. 

Dagegen  stimme  ich  ohne  Einschränkung  zu,  daß  vom  allgemein 
sittlichen  Standpunkte  aus  jene  persönliche  Opferwilligkeit  der  Gesell- 
schaft nicht  dringend  genug  gefordert  werden  kann.  Aber  das  ist 
eine  sozialethische  Erwägung  und  keine  besondere  Angelegenheit  der 
Wohlfahrtspflege!  Womit  ich  nicht  meine,  daß  die  letztere  sich  in 
banauser  > Beschränktheit  unterstehen  dürfe,  die  allgemein  sittlichen 
Forderungen  zu  vernachlässigen. 

Vom  streng  fürsorgetechnischen  Standpunkte  hat  die  Frage  der 
Opferwilligkeit  der  Gesellschaft  ganz  auszuscheiden.  Hier  handelt 
es  sich  lediglich  darum:  Unter  welchen  Umständen  leidet  der  Geist 
sozialen  Pflichtgefühls  und  werktätiger  Nächstenliebe  bei  der  Ausübung 
der  Wohlfahrtspflege  durch  die  Art,  wie  die  Gelder  zusammengebracht 
worden  sind?  Diese  Frage,  die  wohl  nicht  so  leicht  und  eindeutig,  zu 
beantworten  ist,  wird  in  jenem  Aufsatze  leider  nur  nebenher  berührt. 
Sie  muß  aber  im  Mittelpunkt  der  ganzen  Erörterungen  stehen,  oder 
wenigstens  ein  Teil  dieser  Frage:  Ob  das  soziale  Pflichtgefühl  der 
Für  sorge -Praktiker  durch  wirtschaftliche  Erwerbstätigkeit  ihrer 
Organisation  geschädigt  wird?  Das  läßt  sich  weder  allgemein  bejahen 
noch  verneinen.  Warum  sollte  das  Verpflichtungsgefühl  der  Fürsorgenden 
leiden,  wenn  ihnen  die  Mittel  aus  geschäftlichen  Unternehmungen  zukommen? 
Dann  dürften  sie  auch  keine  geschenkten  Aktien,  Hypotheken,  ja  schließlich 
auch  keine  Staatspapiere  annehmen,  und  erst  recht  nicht  ihr  Vermögen 
darin  anlegen.  Denn  die  Zinserträgnisse,  die  hieraus  fließen,  sind  durch- 
aus Einnahmen  aus  geschäftlichen  Unternehmen.  Und  hierauf  kommt  es 
an;  nicht  darauf,  daß  jene  Wertpapiere  und  Geschäftsanteile  geschenkt 
wurden  —  was  uns  sonst  wieder  auf  den  Abweg  der  „Opferwilligkeit  der 
Gesellschaft"  führte,  der  völlig  außer  Betracht  bleiben  muß.  Das  wird 
deutlicher  in  dem  Falle,  wo  ein  Gewerbetreibender  sein  ganzes  Unter- 
nehmen einer  Wohlfahrtsanstalt  schenkt,  welche  nun  den  Betrieb  auf 
eigene  Rechnung  weiterführt.     Ahnlich  steht  es  mit  den  zahlreichen 


Stiftungen  von  ländlichem  Grundbesitz  und  von  städtischen  Zinshäusern, 
die  von  den  sie  besitzenden  Fürsorgeanstalten  irn  freien  Wirtschaftsleben 
verpachtet  oder  vermietet  werden. 

Schon  diese  Beispiele  zeigen,  daß  die  Formen  sehr  verschieden  sind, 
in  denen  die  private  Fürsorge  '  an  geschäftlichen  Unternehmen  beteiligt 
sein  kann.  Ohne  solche  Beteiligung  ist  fast  kein  einziger  Fürsorgebetrieb, 
der  überhaupt  mit  Geldmitteln  arbeitet.  Jede  Verwendung  von  Geld 
ist  eine  wirtschaftliche  Betätigung,  die  nicht  selten  sehr  erhebliche 
Geschäftsgewandtheit  erfordert.  Ja,  schon  die  Bettelmönche  betätigen 
sich  wirtschaftlich,  wenn  sie  über  die  Verwendung  der  von  ihnen 
eingesammelten  Naturalien  bestimmen.  Und  ein  Fürsorgeverein,  der  die 
erbettelten  Gelder  nicht  alle  sofort  verbraucht  oder  im  Strumpfe  versteckt, 
sondern  einen  Teil  in  irgend  einer  Weise  kapitalisiert,  auf  die  Sparkasse 
trägt  oder  in  Wertpapieren  oder  Grundstücken  anlegt,  der  ist  zweifellos 
an  geschäftlichen  Unternehmen  beteiligt,  wenn  er  auch  an  der  Geschäfts- 
führung in  der  Regel  gar  keinen  Anteil  nehmen  wird.  Der  Entschluß 
über  die  Anlage  der  Kapitalien  mag  aber  nicht  selten  eine  ernsthafte 
Geschäftshandlung  sein,  wenn  größere  Summen  dabei  in  Frage  stehen. 
Das  Vermieten  von  Zinshäusern  und  Verpachten  von  Gütern  ist  zweifel- 
los schon  eine  erheblich  energischere  Geschäftsbetätigung  als  das  Hantieren 
mit  der  Couponschere. 

Aber  d»s  Problem  von  Geschäft  und  Wohlfahrt  taucht  doch  erst 
bei  dem  Eigenbetrieb  wirtschaftlicher  Unternehmen  durch  die  Wohlfahrts- 
pflege auf.  Und  da  ist  zu  unterscheiden,  ob  die  Unternehmen  zu  Erwerbs- 
zwecken, zur  Mittelbeschaffung  betrieben  werden  oder  aber  unmittelbar 
der  Erfüllung  der  praktischen  Fürsorgeaufgaben  dienen,  wie  etwa  eine 
Landwirtschaft  zur  erziehlichen  Beschäftigung  jugendlicher  Zöglinge,  wie 
alkoholfreie  Wirtschaften  zur  Bekämpfung  der  Trunksucht,  oder  wie  der 
Druck  von  Bibeln  durch  die  Bibelgesellschaften.  Freilich  ist  eine  rein- 
liche Scheidung  der  beiden  Gruppen  nur  selten  möglich. 

Bei  vielen  Anstaltsbetrieben,  namentlich  solchen,  welche  der  Beschäfti- 
gung von  Pfleglingen  dienen,  sind  Geschäft  und  Fürsorge  miteinander 
verbunden.  Manche  Betriebe  wird  man  z.  T.  nur  aus  Rücksicht  auf  ihre 
leichtere  Rentabilität  ausgewählt  haben,  oder  mitunter  vergißt  man  sogar  ihre 
anfängliche  Aufgabe  der  erziehlichen  Beschäftigung,  vernachlässigt  die 
pädagogischen  Einrichtungen  und  läßt  z.  B.  in  Fürsorge-Erziehungs- 
anstalten die  Arbeit  in  der  Landwirtschaft  oder  in  der  Wäscherei  zum 
Selbstzweck  werden,  weil  man  aus  finanziellen  Nöten  gezwungen  ist,  einen 
Verdienst  aus  dem  Betriebe  heraus  zu  wirtschaften.  Andrerseits  sind 
Betriebe,   die   anfänglich  lediglich  aus  Erwerbsrücksichten  angegliedert 
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wurden  wie  z.  B.  manche  Unternehmen  der  Francke'schen  Waisenhäuser 
und  der  Gustav -Werner- Stiftung  nachträglich  auch  den  unmittelbaren 
Fürsorgeaufgaben  dienstbar  gemacht  worden,  indem  man  etwa  die  Zög- 
linge darin  zum  Zwecke  der  Versorgung,  der  Berufsausbildung  oder  der 
Erziehung  durch  Arbeit  beschäftigte.  Ohne  daß  dadurch  der  Betrieb 
aufgehört  hätte,  weitaus  überwiegend  als  Geldquelle  Bedeutung  zu  haben. 
(Die  Unterbringung  der  Kinder  als  Lehrlinge  z.  B.  würde  bei  Fehlen 
jener  eigenen  Erwerbsbetriebe  fast  ebenso  gut  in  fremden  Betrieben  er- 
folgen und  geschieht  ja  auch  nebenher  so  wie  so.)  Oft  dürfte  es  sehr 
schwer  sein  festzustellen,  ob  ein  Geschäftsbetrieb  mehr  dem  Erwerbe  oder 
der  Fürsorge  zu  dienen  bestimmt  ist.  Ein  gründlicher  Kenner  der  Ver- 
hältnisse schreibt  darüber:  „Beine  Erwerbsbetriebe,  um  Mittel  für  das 
Waisenhaus  zu>  gewinnen,  sind  bei  Francke  der  Verlag,  die  Druckerei, 
die  Apotheke,  der  Vertrieb  der  Arcana.  Andere  dienen  der  billigeren 
oder  sicheren  Beschaffung  wirtschaftlichen  Bedarfs:  Garten,  Bäckerei, 
Steinbruch.  Bei  beiden  Arten  werden  z.  T.  die  Kräfte  der  Kinder  verwertet, 
z.  T.  vorhandene  Betriebe  zu  ihrer  Ausbildung  verwandt  (Lehrlinge). 
Die  Bibelgesellschaften  drucken  der  Ersparnis  halber,  um  billiger  zu 
den  Bibeln  zu  kommen.  Das  Bauhe  Haus  druckt  und  verlegt  um  des 
Erwerbs  willen  (z.  T.  wohl  auch  daneben  zur  Verbreitung  seiner  Ideen); 
es  hat  aber  auch  große  Arbeitsbetriebe,  weil  es  die  Arbeit  der  Kinder 
als  Erziehungsmittel  braucht  und  als  solches  eine  Arbeit  will,  die  wirt- 
schaftlich für  das  Leben  der  Kinder  und  des  Hauses  nötig  ist.  Die 
Brüdergemeinde  wieder  ist  neben  anderem  Wirtschafts-  und  Lebens- 
reform".—  Wohl  die  meisten  geschäftlichen  Unternehmen  der  freien  Liebes- 
tätigkeit dürften  Fürsorge  und  Erwerbsrücksichten  verbinden.  Was 
übrigens  auch  in  den  Staatsbetrieben  durchaus  üblich  ist  (z.  B.  Gefängnis- 
arbeit). Die  Beschränktheit  der  Mittel  zwingt  fast  notwendig  dazu; 
leider  mitunter,  wie  angedeutet,  zum  Schaden  der  eigentlichen  Fürsorge- 
und  Erziehungsarbeit. 

Insofern  können  solche  gemischtzieligen  Betriebe  bisweilen  entschieden 
bedenklicher  sein  als  die  reinen  Erwerbsunternehmen  der  Fürsorge, 
die  weiter  nichts  wollen  als  —  selbstverständlich  mit  geschäftlich  einwand- 
freien Mitteln  —  Geld  verdienen.  Diese  kommen  für  die  praktische 
Fürsorgearbeit  grundsätzlich  ebenso  in  Betracht  wie  die  Anlage  ihrer 
Kapitalien  in  Wertpapieren:  nämlich  lediglich  im  Haushaltsbudget  durch 
die  Höhe  der  erzielten  Einnahmen.  Zu  gemeinnützigen  Zwecken  ist 
wirtschaftlicher  Erwerb  (also  Geschäft)  unbedingt  einem  Verein  erlaubt, 
soweit  es  sich  überhaupt  um  ein  anständiges,  reelles  Geschäft  handelt. 
Irgend  welche  moralischen  Bedenken  gegen  ihn  bestehen  nicht.  Die 
Wohlfahrtspflege  darf  vom  moralischen  Standpunkte  über  all  die  gleichen 
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Mittel  zur  Geldbeschaffung  verfügen,  wie  jeder  anständige  private  Geschäfts- 
mann; ja  sogar  noch  über  mehrere.  Sie  darf  selbst  betteln,  an  die  Mild- 
tätigkeit der  Leute  appellieren.  Sie  soll  sogar  nach  der  Ansicht  nam- 
hafter Fachleute  den  wesentlichen  Teil  ihres  materiellen  Bedarfes  aus 
der  Opferwilligkeit  der  Gesellschaft  bestreiten.  Deshalb  würde  ich  durch- 
aus billigen,  „wenn  eine  Fürsorgeeinrichtung  eine  Fabrik  erwirbt,  um 
deren  Fabrikate,  mit  dem  Namen  der  Wohlfahrtseinrichtung  als  Verkaufs- 
und somit  Reklamemarke  versehen,  vertreiben  zu  lassen".  Die  Fabrik- 
marke will  ja  weiter  nichts  als  dem  Käufer  sagen:  Wenn  du  diese  Ware 
nimmst,  hast  du  nicht  nur  die  Sicherheit,  ein  reelles  Fabrikat  zu  erhalten, 
sondern  zugleich  unterstützest  du  eine  gemeinnützige  Sache.  Und  das 
wird  das  Publikum  oft  eben  so  gerne  tun  wie  die  nationale  Industrie 
fördern  durch  Bevorzugung  heimischer  vor  ausländischen  Erzeugnissen. 
Oder  hat  es  schon  jemand  als  anstößige  Reklame  empfunden,  daß  ein 
Gasthof,  der  von  einem  Christlichen  Verein  junger  Männer  zu  dem  aus- 
gesprochenen Zwecke  des  Erwerbs  betrieben  wird,  seinen  Besitzer  in  der 
Firma  nennt? 

Aber  auf  diese  Reklame  kommt  es  Herrn  Frank  ja  nicht  in  erster 
Linie  an.  Er  würde  die  Angliederung  derartiger  reinwirtschaftlicher 
Erwerbsunternehmen  an  die  Wohlfahrtspflege  auch  ohne  die  Reklame 
„unbedingt  ablehnen".  Er  läßt  nur  Geschäftsbetriebe  zu,  die  „in  innerem 
Zusammenhange  mit  der  Fürsorgearbeit  stehen,  nur  ein  Mittel  zur  prak- 
tischen Durchführung  der  Fürsorgearbeit  darstellen"  (wahrscheinlich  würde 
er  ihnen  auch  die  Verwendung  einer  Verkaufsmarke  gestatten,  welche  die- 
Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  ersehen  läßt  und  mit  oder  ohne  Ab- 
sicht damit  „Reklame"  macht).  Welche  Gründe  bestehen  aber,  zugunsten 
dieser  letzteren  Betriebe  eine  Ausnahme  zu  machen  gegenüber  den  reinen 
Erwerbsbetrieben  ? 

Frank  führt  u.  a.  die  Schwierigkeiten  der  Besoldung  an.  Es  werde 
sich  nicht  vermeiden  lassen,  die  kaufmännischen  Kräfte  höher  zu  besolden 
als  die  sozialen  Arbeiter.  Ganz  abgesehen  davon,  daß  Franks  Dar- 
stellung an  Widersprüchen  krankt  (z.  B.  wenn  wahre  Fürsorgearbeit 
innerlich  so  befriedigt,  daß  sie  auf  hohes  Gehalt  gerne  verzichten  läßt, 
macht  doch  die  tatsächlich  geringere  Bezahlung  keine  Schwierigkeit  mehr. 
Und  soweit  die  niedrigen  Gehälter  der  Sozialbeamten  auf  der  schlechten 
Finanzlage  der  Institute  beruhen,  werden  ja  die  vermehrten  Einnahmen 
durch  den  Betrieb  von  Erwerbsunternehmen  eine  Aufbesserung  der  Ge- 
hälter ermöglichen),  ist  überhaupt  die  Gehaltsfrage  nur  nebensächlich. 
Vor  allem  aber  muß  eingewendet  werden,  daß  das  gleiche  Bedenken 
in  gleicher  Stärke  doch  auch  auf  die  von  Frank  rückhaltlos  gebilligten 
wirtschaftlichen  Unternehmen  zutrifft,  die  in  innerem  Zusammenhange  mit 
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der  Fürsorgearbeit  stehen:  auch  in  diesen  Betrieben  sind  eine  ganze 
Anzahl,  oft  sogar  ausschließlich  rein  wirtschaftlich  kaufmännische, Arbeits- 
kräfte tätig.  Man  denke  nur  an  das  Druck-  und  Yerlagsgeschäft  von 
Bibelgesellschaften,  an  die  Möbelfabrik  der  Gustav  Wem  er- Stiftung, 
an  die  Apotheke  des  Halleschen  Waisenhauses. 

Dasselbe  möchte  ich  von  dem  anderen  Bedenken  sagen,  auf  das 
Frank  das  meiste  Gewicht  zu  legen  scheint.  Er  meint:  es  sei  überaus 
schwierig,  wenn  nicht  unmöglich,  das  Eindringen  ungewünschter  oder  gar 
unlauterer  Elemente  in  derartige  gemischt  wirtschaftlich-gemeinnützige 
Wohlfahrtsunternehmen  zu  verhindern.  Die  Erfahrung  habe  leider  gezeigt, 
daß  es  selbst  den  von  den  edelsten  und  besten  Motiven  beseelten  Be- 
gründern derartiger  Unternehmen  fast  ausnahmslos  nicht  gelungen  sei, 
das  Eindringen  von  Persönlichkeiten  zu  verhindern,  deren  Betätigung 
nur  zur  Befriedigung  sachlich  unberechtigten  Ehrgeizes,  sachlich  un- 
berechtigter egoistischer  Motive  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  erfolgt. 
Theoretisch  lasse  sich  wohl  ein  Unternehmen  konstruieren,  dessen 
wohlfahrtspflegerisch-soziale  Arbeit  und  dessen  wirtschaftlich-kaufmännische 
Leistungen  als  gleich  groß  und  gut  zu  bewerten  seien,  und  dessen  leitende 
Persönlichkeiten  auf  beiden  Arbeitsgebieten  sowohl  moralisch  wie  fachlich 
die  besten  Zeugnisse  verdienten.  Auf  Grund  der  bisherigen  praktischen 
Erfahrungen  ließen  sich  jedoch  ernstere  Zweifel  und  Befürchtungen  für 
die  tatsächliche  Verwirklichung  dieser  Idee  nicht  unterdrücken.  Aber 
Frank  läßt  es  bei  dieser  Behauptung,  ohne  nähere  Nachweise. 

Eher  bringt  er  ein  Argument  gegen  sich  selbst,  wenn  er  im  nächsten 
Satz  meint,  die  Unternehmen,  deren  Geschäftsbetrieb  in  innerem  Zusammen- 
hang mit  ihrer  Fürsorgearbeit  steht,  bildeten  immer  eine  Ausnahme;  auf 
sie  träfen  jene  Befürchtungen  nicht  zu.  Da  er  uns  nicht  sagt,  weshalb 
in  dieser  Beziehung  ein  Unterschied  zwischen  den  beiden  Betriebsarten 
besteht,  so  überzeugt  er  nicht  davon,  daß  die  guten  Erfahrungen  bei  der 
zweiten  Gruppe  auf  einer  spezifischen  Besonderheit  beruhen,  die  der 
ersteren  Gruppe  abgeht.  Und  ich  möchte  deshalb  lieber  seine  Beweis- 
führung umkehren:  weil  mit  den  Unternehmungen  der  zweiten  Art  durch- 
weg so  gute  Erfahrungen  gemacht  wurden,  so  sind  ähnliche  Wirkungen 
auch  von  den  reinen  Erwerbsbetrieben  zu  erwarten. 

Einstweilen  glaube  ich  mithin,  sagen  zu  dürfen:  wenn  die  der  Für- 
sorgearbeit unmittelbar  dienenden  geschäftlichen  Betriebe  den  Wohlfahrts- 
anstalten keinen  Schaden  gebracht  haben,  so  ist  auch  von  den  reinen 
Erwerbsbetrieben  keine  „Gefährdung  des  ethischen  Gehaltes  der  Wohlfahrts- 
pflege" zu  befürchten,  da  beide  Gruppen  von  Betrieben  ihrer  betriebs- 
organisatorischen, wirtschaftlich-kaufmännischen  Natur  nach  sich  durch- 
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aus  nicht  zu  unterscheiden  brauchen.  Insbesondere  ist  gar  kein  Anlaß 
vorhanden,  den  kaufmännischen  und  technischen  Leitern  der  reinen 
Erwerbsbetriebe  einen  stärkeren  Einfluß  auf  die  "Wohlfahrtsanstalt  einzu- 
räumen als  den  entsprechenden  Beamten  der  im  unmittelbaren  Fürsorge- 
dienst stehenden  Unternehmen.  Eher  dürfte  das  Gegenteil  zu- 
treffen. 

Mit  alledem  will  ich  durchaus  nicht  leugnen,  daß  die  Angliederung 
gewerblicher  Betriebe  den  Geist  der  Hilfsbereitschaft  und  Opferwilligkeit 
in  der  Fürsorgearbeit  gefährden  kann  und  auch  tatsächlich  oft  gefährdet 
hat.  Aber  ich  bezweifle,  daß  diese  Gefahr  eine  Besonderheit  nur  der 
reinen  Erwerbsbetriebe  sei,  und  ferner  daß  sie  notwendig  mit  ihnen  verknüpft 
sein  müsse.  Es  ist  lediglich  eine  Frage  zweckgemäßer  Organisation  im 
Einzelfalle,  die  gewerblichen  Betriebe  so  in  die  Wohlfahrtsanstalten  ein- 
zugliedern, daß  nicht  kaufmännische  Erwägungen  wirtschaftlicher  Renta- 
bilität die  Fürsorgearbeit  von  ihren  eigentlichen  Aufgaben  abdrängen, 
nicht  den  „wahren  Wohlfahrtsgeist"  schädigen.  Daß  das  nicht  unmöglich 
ist,  gibt  Frank  für  die  der  Fürsorge  dienenden  Betriebe  uneingeschränkt 
zu.  Für  die  reinen  Erwerbsbetriebe  liegen  die  Verhältnisse  genau  gleich; 
und  ordnet  man  sie  in  der  rechten  Weise  ein,  so  werden  sie  die 
eigentliche  Fürsorgearbeit  in  der  Art  ihrer  Ausübung  ebensowenig  be- 
einflussen, wie  es  die  Anlage  der  Kapitalien  in  Aktien  tut. 

Sie  werden  dann  aber  auch  ebenso  frei  wie  die  Aktiengesellschaften 
sich  ihren  geschäftlichen  Aufgaben  widmen  und  die  in  ihnen  vorhandenen 
wirtschaftlichen  Kräfte  ausnutzen  können,  soweit  sie  überhaupt  reelle 
Geschäfte  in  anständiger  Weise  betreiben.  Den  Erwerbsbetrieben  im 
Besitze  einer  Wohlfahrtsanstalt  (oder  des  Staates)  sind  durchaus  keine 
engeren  ethischen  Schranken  gezogen  als  sie  die  richtig  verstandene 
Geschäftsmoral  jedem  ehrenwerten  Kaufmanne  setzt.  Freilich,  die  übliche, 
kaufmännische  „Ethik"  rücksichtsloser  Ausnutzung  aller  Erwerbsmöglich- 
keiten verträgt  sich  nicht  mit  Fürsorge.  Aber  ebensowenig  mit  anständigem 
Handel  überhaupt.  Jene  kaufmännische  Ethik  ist  eben  falsch,  so  sehr 
sie  auch  der  Handel  für  sieb  beansprucht.  Die  Ausführungen  Franks 
über  einen  Gegensatz  von  Kaufmannsgeist  und  Wohlfahrtssinn  gehen 
entschieden  an  dem  Kerne  der  Frage  vorbei. 

Wenn  Frank  ausdrücklich  —  und  mit  Recht  —  fordert,  daß  nur 
der  Gewinn  geachtet  werden  darf,  der  auf  sozial  anständige  Weise  erzielt 
wird,  und  also  der  Gegensatz  zwischen  kaufmännischem  Gewinnstreben 
und  sozialem  Wohlfahrtssinn  überwunden  wird,  so  verbietet  er  damit  auch 
dem  privaten  Geschäftsmanne  die  „vollo  Ausnutzung  der  Konjunktur" 
und  er  setzt  sich  mit  sich  selbst  in  schroffsten  Widerspruch,  wenn  er 
gleichzeitig  diese  möglichst  umfassende  Ausnutzung  aller  Kräfte  als  eine 
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der  wichtigsten  volkswirtschaftlichen  Aufgaben  nach  Friedensschluß  auf- 
stellt; und  wenn  er  ernste  Bedenken  dagegen  vorbringt,  daß  ein  gemischt 
gemeinnützig-wirtschaftliches  Unternehmen  aus  sozialen  Erwägungen  heraus 
auf  die  volle  Ausnutzung  der  Konjunktur  verzichtet  und  so  die  in  ihm 
ruhenden  wirtschaftlichen  Energien  unrationell  verwendet  (S.  40). 

Immerhin  hat  auch  dieser  Einwand  des  wohl  erfahrenen  Praktikers 
Frank,  wie  so  manche  andere  seiner  Bedenken  einen,  berechtigten  Kern. 
Selbst  innerhalb  der  Grenzen  des  sozial-ethisch  Zulässigen  werden  die 
gewerblichen  Unternehmen  der  Fürsorgeanstalten  oft  nicht  genügend  ihre 
wirtschaftlichen  Kräfte  ausnutzen.  Aber  auch  das  ist  wiederum  weder 
eine  notwendige  noch  eine  spezifische  Eigenschaft  der  Anstaltsbetriebe. 
Sie  teilen  sie  mit  zahlreichen  Privatgeschäften  (z.  B.  des  Kleinhandels) 
wie  mit  vielen  Staats-  und  Gemeindebetrieben,  und  werden  sie  oft  besser 
als  diese  durch  geschickte  Organisation  vermeiden  können.  Es  ist  durch- 
aus richtig,  was  neulich  ein  Fachgenosse  darüber  sagte:  „Eine  volle  Aus- 
nutzung der  wirtschaftlichen  Kräfte  ist  selbstverständlich  möglich,  da  man 
alle  Betriebsformen  und  Antriebsformen  (Lohnformen)  des  freien  Wirt- 
schaftslebens anwenden  kann,  vorausgesetzt,  daß  es  nicht  ein  Esel  ist, 
der  auf  diesem  Eise  tanzen  will". 

Kurz,  es  bestehen  in  der  Tat  wichtige  Bedenken  gegen  Erwerbs- 
betriebe bei  Wohlfahrtsanstalten.  Aber  sie  können  uns  doch  nicht  ver- 
anlassen, solche  Betriebe  grundsätzlich  abzulehnen.  Am  allerwenigsten 
dürfen  für  eine  Ablehnung  moralische,  .sozial-ethische  Erwägungen  geltend 
gemacht  werden.  Letzten  Endes  sehen  wir  also  auf  der  ganzen  Linie, 
daß  die  Beteiligung  der  Fürsorge  an  geschäftlichen  Unternehmen  grund- 
sätzlich nicht  verurteilt  werden  kann.  Vom  Zinsenbezug  aus  Wertpapieren 
bis  zum  Errichten  reiner  Erwerbsbetriebe  stehen  ihr  alle  Möglichkeiten 
offen.  Wohltun  und  Wirtschaften  sind  keine  Gegensätze.  Auch  der 
opferbereiteste  Sozialarbeiter  darf  ein  guter  Haushalter  sein,  ja  muß  es 
sogar.  Ohne  materielle  Mittel  keine  Fürsorge.  Deren  unmittelbarer  Segen 
hängt  ab  von  der  opferwilligen  Gesinnung,  in  der  die  Gelder  verwandt 
werden;  nicht  wie  sie  beschafft  wurden.  Trotzdem  verurteilen  auch 
wir  aufs  schärfste  das  Non  olet.  Aber  nicht  im  Sonderinteresse  der 
Fürsorge,  sondern  als  allgemeine  Forderung  sittlichen  Gemeinschaftslebens 
überhaupt. 

Das  ethische  Gebot  steht  stets  über  aller  „Zweckmäßigkeit".  Daß 
ich  mich  rückhaltslos  zu  diesem  Grundsatz  bekenne,  das  muß  ich,  um 
keine  Mißverständnisse  zu  erwecken,  ganz  besonders  scharf  betonen,  wo 
ich  jetzt  zu  den  viel  angefeindeten  Fällen  übergehe,  in  denen  der  Betrieb, 
der  der  Wohlfahrtspflege  Gelder  verschaffen  will,  nicht  mit  einer  be- 
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stimmten  Fürsorgeanstalt  verbunden  ist,  sondern  völlig  selbständig  als 
ein  rein  wirtschaftliches  Geldbeschaffungsunternehmen  für  Zwecke  der 
Wohlfahrtspflege  dasteht,  wie  es  Frank  bezeichnet.  Seine  Besonderheit 
vergegenwärtigen  wir  uns  wohl  am  besten  durch  eine  Überschau  über 
sämtliche  Einnahmequellen  gemeinnütziger  Veranstaltungen: 

A)  Gaben,  Geschenke,  Mitgliederbeiträge  aus  „Opferwilligkeit"  oder 
vielleicht  besser  aus  „sachlicher  Teilnahme"  (Klumker),  die  aber  oft 
mehr  nur  angeblich  als  wirklich  vorhanden  ist  (Gaben  aus  Repräsentations- 
rücksichten, zur  Erlangung  gesellschaftlicher  Ehren  und  Auszeichnungen  usw.) 

B)  Einnahmen  aus  Yermögen  und  Naturalbezüge  aus  den  eignen 
Anstaltsbetrieben,  besonders  aus  verpachteter  Landwirtschaft  (soweit  sie 
nicht  wie  Bezüge  aus  Aktien,  Hypotheken  u.  dgl.  zur  letzten  Gruppe 
—  C  5  —  gehören) 

C)  Einnahmen  aus  gewerblichen  Unternehmen 

1.  aus  eignen  Betrieben  der  Fürsorgeanstalt: 

1.  die  unmittelbar  zur  Ausübung  der  Fürsorgearbeit  dienen 

2.  die  zugleich  zum  Erwerbe  dienen 

3.  die  nur  zum  Erwerbe  dienen 

II.  aus  fremden  Betrieben  und  Handelsgeschäften: 

4.  rein  wirtschaftliche  Geldbeschaffungsunternehmen  für  Zwecke 
der  Wohlfahrtspflege  ohne  eigene  Sozialtätigkeit 

5.  rein  geschäftsmäßige  Unternehmen  des  freien  Wirtschafts- 
lebens ohne  sachliche  Teilnahme  an  der  Wohlfahrtspflege 
(wie  Aktiendividende,  Zinsen  aus  Darlehen,  Pacht-  und 
Mietverträgen). 

Man  könnte  die  vorletzte  Gruppe  unter  A  fassen,  da  ja  tatsächlich 
auch  hier  die  Gelder  dem  Fürsorgeverein  unmittelbar  aus  sachlicher 
Teilnahme  (nämlich  des  Erwerbsunternehmens)  zufließen;  und  so  sollte 
man  m.  E.  überhaupt  die  Sache  betrachten.  Damit  fielen  von  vornherein 
alle  sozial- ethischen  Bedenken  fort,  die  nur  aus  unrichtiger  Fragestellung 
hervorgehen.  Aber  auch  wenn  wir  an  dem  obigen  Schema  nichts  ändern, 
dürfte,  wer  uns  bis  hierher  gefolgt  ist,  die  selbständigen  wirtschaftlichen 
Geldbeschaffungsunternehmen  ohne  eigene  Sozialtätigkeit  anerkennen 
müssen.  Wodurch  unterscheiden  sie  sich  schließlich  von  den  reinen 
Erwerbsunternehmen  der  Fürsorgeanstalten  (C  3)  anders  als  durch  ihren 
Besitzer?  Sozialethisch  stehen  sie  der  Wohlfahrtspflege  ebenso  nahe: 
wie  jene  widmen  sie  sich  satzungsgemäß  durchaus  dem  Dienste  der  Für- 
sorge, indem  sie  ihren  Erwerb  an  gemeinnützige  Einrichtungen  abgeben. 
Und  wirtschaftlich  stehen  sie  eher  günstiger,  sofern  sie  leichter  als  die 
oft  kleineren  Anstaltsbetriebe  besonders  befähigte  kaufmännische  und 
technische  Leiter  gewinnen  können. 
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Was  will  es  dem  gegenüber  bedeuten,  wenn  Frank  ihnen  vorhält, 
die  Geschäftsbetriebe  im  Besitz  der  Fürsorgeanstalten  seien  „organisch 
aus  sich  heraus  gewachsen?"  Ist  das  wirklich  immer  der  Fall?  Und 
können  nicht  die  reinen  Geldbeschaffungsunternehmen  ebenso  oder  erst 
recht  organisch  entstehen,  was  doch  nichts  anderes  bedeuten  kann,  als 
daß  sie  ein  gesundes  Bedürfnis  der  Volkswirtschaft  befriedigen.  Und  das 
ist  sogar,  auch  nach  Frank,  eine  wesentliche  Voraussetzung  dieser  Be- 
triebe, die  „durchaus  einwandfrei  erdachte  und  durchgeführte  wirtschaft- 
liche Unternehmen"  (S.  33)  sind. 

Frank  legt  ferner  besonderen  Nachdruck  darauf,  daß  die  von  den 
Fürsorgevereinen  selbst  betriebenen  Unternehmen  ebenso  wie  die  gemein- 
nützigen Aktiengesellschaften  nicht  um  des  Gewinnes  willen  arbeiten, 
sondern  zu  gemeinnützigen  Zwecken;  daß  ihre  Erträge  nicht  Selbst-  und 
Endzweck  sind.  Aber  dasselbe  ist  auch  bei  den  von  ihm  angefeindeten 
selbständigen  Unternehmen  der  Fall,  deren  Erträgnisse  nach  Franks  eigener 
Definition  „zum  Besten  der  Wohlfahrtspflege  Verwendung  finden  sollen". 

Bleibt  nur  der  dritte  von  Frank  erwähnte  Unterschied  bestehen 
daß  die  Erträgnisse  der  Fürsorgebetriebe  ganz  bestimmten  Zwecken  zu- 
fließen und  der  praktischen  Durchführung  der  Fürsorgeaufgaben  dienen, 
die  sich  die  betreffenden  Anstalten  und  Einrichtungen  gestellt  haben; 
daß  die  Uberschüsse  der  selbständigen  Unternehmen  nicht  für  einen  be- 
stimmten mit  dem  betreffenden  Betriebe  in  einem  engeren  inneren  Zu- 
sammenhange stehenden  Wohlfahrtszweck  verwendet  werden  sollen,  sondern 
deren  Verteilungsart  in  der  Regel  ziemlich  offen  gelassen  wird,  und  deren 
Verwendung  später  von  Fall  zu  Fall  bestimmt  werden  soll.  —  Seltsamer- 

.  weise  sind  aber  die  Beispiele,  die  Frank  selbst  dafür  bringt,  zum  Teil 
direkte  Gegenbeispiele;  die  ersten  von  ihm  erwähnten  Fälle  gehören 
überhaupt  nicht  in  die  Kategorie  der  unabhängigen  reinen  Geldbeschaffungs- 
unternehmen, sondern  sind  ganz  ausdrücklich  gemischt  gemeinnützig-wirt- 
schaftliche Organisationen.  Der  Invalidendank  betreibt  seine  Annoncen- 
expedition usw.  als  eigenes  Unternehmen,  und  von  einem  anderen  Verein 

I  zur  Fürsorge  von  Angehörigen  von  Spezialwaffen  sagt  Frank  selbst,  ihm  sei 
„eine  wirtschaftliche  Abteilung  angegliedert";  der  Geschäftsbetrieb  wäre 
also  auch  hier  kein  unabhängiges  Unternehmen,  er  wird  es  auch  nicht 
durch  die  Form  einer  selbständigen  G.  m.  b.  H.  Und  die  Reinerträge  fließen 
selbstverständlich  dem  sehr  eindeutig  bestimmten  Fürsorgeverein  zu,  in 
dessen  Besitz  er  steht.  —  Von  der  weiter  erwähnten  Gründung  eines 
Vereins,  der;  durch  Herstellung  und  Verkauf  von  Wohlfahrtsmarken  Mittel 
zur  Bekämpfung  der  Säuglingssterblichkeit,  der  Tuberkulose  und  anderer 
Volkskrankheiten  aufbringen  wollte,  wird  man  zum  mindesten  nicht 
bestreiten  dürfen,   daß  seine  Erträge  für  bestimmte  Wohlfahrtszwecke 
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verwendet  wurden.  Dagegen  fehlt  hier  allerdings  der  Zusammenhang  mit 
einem  bestimmten  Fürsorgeverein.  Und  wenigstens  bei  der  einen  der  zu- 
letzt erwähnten,  im  Kriege  entstandenen  Organisationen,  die  „das  wirtschaft- 
liche Prinzip  in  die  gesamte  deutsche  Wohlfahrts arbeit  einführen  wollen", 
sind  nach  Franks  Schilderung  —  auf  sie  muß  ich  mich  verlassen,  da  mir 
weitere  Einzelheiten  nicht  bekannt  sind  —  auch  die  einzelnen  Wohlfahrts- 
zwecke nicht  bestimmt,  denen  die  Erträge  zufließen  sollen.  Hier  besteht 
ein  kaufmännischer  Aufsichtsrat  und  ein  sozialer  Beirat,  die  die  Art  der 
Verwendung  des   erzielten  Reingewinnes  vorschlagen  und  überwachen. 

Grundsätzlich  wäre  aber  sehr  wohl  möglich,  daß  die  Verwendungs- 
zwecke, ja  sogar  die  einzelnen  zu  berücksichtigenden  Fürsorgevereine  eben 
doch  vorher  bestimmt  würden;  die  nachträgliche  Bestimmung  ist  durch 
das  "Wesen  solcher  Geldbeschaffungsunternehmen  in  keiner  Weise  bedingt. 
Es  ließe  sich  ferner  sehr  gut  denken,  daß  mehrere  Fürsorgevereine  ge- 
meinsam einen  unabhängigen  Erwerbsbetrieb  errichteten,  den  sie  nur 
ideell  unterstützten,  und  der  dann  satzungsgemäß  seinen  Reingewinn  unter 
jene  bestimmten  Vereine  verteilte.  Soweit  die  Vereine  aber  auch  das 
Betriebskapital  lieferten,  entstünde  eine  Zwischenstufe  zwischen  den  Typen 
C  3  und  C  4  des  früher  mitgeteilten  Schemas. 

Weshalb  aber  sollte  es  überhaupt  notwendig  sein,  von  vornherein 
festzulegen,  welche  Fürsorgebestrebungen  an  dem  Ertrage  teil  haben 
werden?  Frank  selbst  müßte  aufs  entschiedenste  dagegen  sein.  Er 
lehnt  die  Errichtung  reiner  Geldbeschaffungsorganisationen  für  gemein- 
nützige Zwecke  ohne  eigene  Wohlfahrtsarbeit  insbesondere  deshalb  abr 
weil  die  Erfahrung  gezeigt  habe,  daß  in  der  Regel  nur  diejenigen  gemein- 
nützigen Einrichtungen  die  wertvollste  Arbeit  leisten,  die  nur  Dank  der 
Uberzeugungskraft  ihrer  Ideen  und  Grundsätze,  Dank  ihrer  bisherigen 
Wirksamkeit  sich  ihre  Mittel  erkämpfen  müssen.  Diese  mehr  oder  weniger 
große  Mühseligkeit  der  Mittelbeschaffung  und  die  dadurch  entstehenden 
Schwierigkeiten  würden  Veranlassung  zu  ständiger  Selbstkritik  und  Ver- 
besserung ihrer  Leistungen  geben  und  also  die  Qualität  der  Arbeit 
günstig  beeinflussen  (Frank  schreibt  „kaum"  statt  „günstig",  aber  wohl 
aus  Versehen).  Der  sachliche  Wert  der  Leistungen  derjenigen  Vereine 
sei  bedeutend  geringer  anzuschlagen,  die  gleich  mit  großen  Mitteln  ihr 
Werk  beginnen,  die  sich  nicht  erst  mühsam  das  Vertrauen  des  Publikums 
durch  ihre  Wirksamkeit  erarbeiten  und  auch  nicht  zu  erhalten  suchen 
müssen,  weil  ihnen  ständig  Geldmittel  in  reichlichem  Umfange  zufließen. 
„Somit"  (!)  brächten  die  reinen  Geldbeschaffungsunternehmen  ohne  eigene 
Fürsorgearbeit  die  Gefahr,  daß  die  von  ihnen  den  einzelnen  Wohlfahrts- 
einrichtungen mühelos,  ja  fast  mechanisch  zufließenden  Geldmittel  zu 
einer  minder  gewissenhaften  Verwendung  verleiten.    Aber  ist  es  denn  so 
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sicher,  daß  die  Mittel  so  reichlich  eingehen  werden?  Und  vor  allem: 
darf  man  wirklich  von  mühelosem,  fast  mechanischem  Zufließen  der  Gelder 
reden,  wenn  die  Verteilung  der  Erträgnisse  jener  Erwerbsbetriebe  nicht 
von  vornherein  festgelegt  wird?  Ich  meine,  wenn  von  Jahr  zu  Jahr  neu 
bestimmt  wird,  wie  die  erzielten  Gewinne  zu  verteilen  sind,  dann  hat 
jeder  Fürsorge  verein  das  größte  Interesse  daran,  seine  Leistungen  auf 
der  Höhe  zu  halten  und  seinen  Fortbestand  als  notwendig  zu  erweisen, 
um  bei  der  Verteilung  bedacht  zu  werden;  dann  steht  er  ja  doch  in 
einem  weitaus  stärkeren  Wettbewerb  mit  allen  anderen  Fürsorge- Ver- 
anstaltungen, als  bei  jeder  anderen  Art  der  Mittelbeschaffung*). 

Freilich,  eine  wichtige  Voraussetzung  ist  zu  machen:  Die  Verteilung 
des  Reingewinnes  darf  sich  nur  von  sachlichen  Erwägungen  leiten  lassen 
und  ist  von  Leuten  vorzunehmen,  die  unparteiisches  und  fachkundiges 
Urteil  über  die  Fürsorgearbeit  und  über  die  allgemeinen  Bedürfnisse  der 
Wohlfahrtspflege  überhaupt  besitzen.  Und  hier  besteht  allerdings  eine 
Gefahr.  Wenn  die  Geldbeschaffung  rein  für  sich  betrieben  wird,  ist  von 
dieser  Stelle  aus  —  die  aufs  Geldbeschaffen  eingestellt  ist,  nichts  von 
Fürsorge  versteht  —  ein  schädlicher  Einfluß  auf  die  Fürsorge  eben  kraft 
des  beschafften  Geldes  zu  befürchten.  Aus  diesem  Einwand  kann  man 
aber  nicht  ein  grundsätzliches  Verbot  der  selbständigen  Geldbeschaffungs- 
unternehmen ohne  eigene  Sozialarbeit  herleiten,  sondern  nur  eine  organi- 
satorische Forderung:  den  Aufbau  in  jedem  Einzelfalle  so  zu  gestalten, 
daß  jene  Gefahr  tunlichst  vermieden  wird. 

Ist  diese  Forderung  erfüllt,  dürften  auch  die  aufs  stärkste  ethisch  und 
sozial  gesinnten  Fürsorgefachleute  —  und  ich  bilde  mir  ein,  zu  dieser 
Gruppe  zu  gehören  —  kein  grundsätzliches  Bedenken  gegen  jene  Geld- 
beschaffungsunternehmen mehr  haben.  Namentlich  angesichts  der  immer 
bedrohlicher  anwachsenden  Schwierigkeit,  die  notwendigsten  Mittel  für 
die  Fürsorgearbeit  weiterhin  aufzubringen.  Aber  selbst  wenn  wir  nicht 
durch  unsere  trostlose  Verarmung  gezwungen  wären,  keinen  sozial-ethisch 
zulässigen  Weg  unversucht  zu  lassen,  müßte  ich  jene  Bestrebungen 
auf  wirtschaftliche  Fundierung  der  Fürsorgearbeit  freudigst  begrüßen. 
Gerade' aus  grundsätzlichen  Erwägungen  heraus.    Mir  scheint  allerdings, 

*)  Vielleicht  verdiente  es  auch  nähere  Prüfung,  ob  wirklich  im  allgemeinen  gesagt 
werden  kann,  daß  der  sachliche  Wert  der  Leistungen  der  Vereine  bedeutend  geringer 
anzuschlagen  ist,  die  gleich  mit  großen  Mitteln  ihr  Werk  begingen  ?  Hier  wäre  vor 
allem  zu  untersuchen,  ob  die  tatsächlich  vielleicht  festzustellenden  geringen  Leistungen 
jener  gut  fundierten  Vereine  nun  auch  wirklich  auf  der  guten  Fundierung  beruhen, 
oder  ob  nicht  etwa  dieser  Reichtum  ebenso  wie  die  geringen  Leistungen  eine  dritte 
gemeinsame  Quelle  haben,  die  aber  an  sich  durchaus  nicht  notwendig  mit  jedem  reichen 
Greldzunusse  verknüpft  zu  sein  braucht.  Wir  sehen  auch  hier,  wie  es  immer  wieder  darauf 
ankommt,  zunächst  einmal  das  Problem  richtig  und  scharf  zu  formulieren! 


daß  zwischen  wirtschaftlicher  und  Wohlfahrtsarbeit  kein  Gegensatz  zu  be- 
stehen braucht.  Frank  bestreitet  das;  und  doch  stimmt  er  selbst  ohne 
weiteres  zu,  daß  die  wichtigste  wirtschaftliche  und  soziale  Aufgabe  sein 
müsse,  den  Gegensatz  zwischen  kaufmännischem  Gewinnstreben  und  sozialem 
Wohlfahrtssinn  zu  überwinden.  Das  sollte  selbstverständlich  sein  und 
muß  selbstverständlich  werden  (S.  40).  Gewiß.  Hierin  bin  ich  mit 
Frank  durchaus  einer  Meinung.  Nur  folgere  ich  daraus  etwas  ganz 
anderes  als  er.  Ich  meine,  es  könnte  der  Gegensatz  zwischen  privat- 
wirtschaftlicher und  caritativer  Gesinnung  nicht  besser  behoben  werden, 
als  wenn  sich  die  private  Erwerbstätigkeit  in  den  Dienst  der  allgemeinen 
Wohlfahrt  stellt,  indem  sie  sich  ähnlich  wie  die  von  Frank  anerkannten 
gemeinnützigen  Aktiengesellschaften  mit  einer  mäßigen  Verzinsung  ihres 
Kapitals  begnügt  und  den  Reingewinn  Ihrer  Unternehmen  zu  gemein- 
nützigen Zwecken  hergibt.  Der  Gedanke  sollte  doch  gerade  in  unserer 
Zeit  der  Sozialisierungsbestrebuugen  freudigen  Widerhall  finden. 

Frank  selbst  weist  mit  Recht  darauf  hin,  daß  die  gewerblichen 
Unternehmen  des  Staats  (Eisenbahn,  Bergwerke)  und  die  neuerdings  er- 
richteten Monopole  (Spiritus,  Alkohol)  eine  derartige  Verquickung  von 
Geschäft  und  Wohlfahrt  darstellen,  und  er  deutet  -  auch  an,  daß  diese 
Dinge  mit  dem  Sozialisierungsproblem  zusammenhängen.  Leider  ist  es 
ihm  aber  nicht  gelungen,  die  von  ihm  bekämpften  Geldbe Schaffungs- 
unternehmen  für  die  Zwecke  der  privaten  Fürsorge  unter  dem  gleichen 
Gesichtswinkel  zu  betrachten.  Und  doch  wäre  das  die  einzig  richtige 
Auffassung.  Erst  dann  werden  wir  diesen  Bestrebungen  gerecht,  wenn 
wir  sie  erkennen  als  den  Anfang  einer  allgemeinen  Entwicklung  auf 
Ethisierung  der  Volkswirtschaft.  Mögen  sie  im  einzelnen  zunächst 
auch  aus  ganz  anderen  Erwägungen  hervorgehen,  und  weniger  die  Volks- 
wirtschaft als  die  Fürsorgebedürfnrsse  im  Auge  haben;  auf  die  Dauer  werden 
sie  —  falls  sie  sich  allgemeiner  durchsetzen  —  dazu  helfen,  das  wirt- 
schaftliche Gewinnstreben  seines  Selbstzweckes  zu  entkleiden 
und  höheren,  menschheitlichen  Zielen  dienstbar  zu  machen. 

Freilich  steht  auch  ein  anderer  Weg  offen:  die  allgemeine  Soziali- 
sierung des  Wirtschaftslebens  und  damit  die  Speisung  der  gesamten 
Wohlfahrtspflege  aus  Staatsmitteln.  Das  wäre  natürlich  das  Ende  der 
eigentlich  privaten  Liebestätigkeit.  Ob  aber  gerade  ein  schlechtes  Ende, 
dürfte  man  sehr  ernsthaft  bezweifeln.  Denn  es  bedeutete  ja  nicht  das 
Ende  des  Wohltuns  und  der  opferwilligen  Gesinnung,  sondern  nur  eine 
Verschiebung  der  Quellen,  aus  denen  der  Liebesarbeit  die  materiellen 
Mittel  zufließen.    Davon  aber  ein  anderes  Mal*). 

*)  Vgl.  einstweilen  den  Beitrag  „Sozialisierung  der  Wohlfahrtspflege"  in  diesem 
Hefte. 
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Das  Jugendamt  im  deutschösterreichischen  Staatsamt  für  soziale 

Verwaltung  in  Wien. 

Von  Ministerialrat  Professor  Dr.  Robert  Bartsch. 

Die  Angelegenheiten  der  Jugendfürsorge  waren  in  Österreich  bis  zum 
Ende  des  Jahres  1917  auf  verschiedene  Ministerien  verteilt,  ohne  daß 
eines  dieser  Ämter  Jugendfürsorge  und  Jugendpflege  als  solche  auch  nur 
vorzugsweise  in  Anspruch  genommen  hätte. 

Am  meisten  war  auf  dem  Gebiete  der  Jugendfürsorge  im  Bereiche 
des  Justizministeriums  geschehen,  weil,  dank  der  unermüdlichen  Tätigkeit 
einiger  hervorragender  Männer  namentlich  durch  die  Vormundschafts- 
gerichte, in  der  praktischen  Jugendfürsorge  außerordentlich  viel  geleistet 
wurde.  Richter  waren  es  auch  zumeist  gewesen,  die  auf  Wunsch  des 
Justizministeriums  in  allen  Teilen  des  Reiches  Waisenrats  vereine  nach 
dem  Muster  der  preußischen  Gemeindewaisenräte  gegründet  hatten,  und 
die  vielfach  als  Leiter  oder  Geschäftsführer  dieser  Vereine  den  Jugend- 
fürsorgegedanken in  weitere  Kreise  zu  verbreiten  gewußt  hatten. 

Auch  das  Ministeiium  für  Kultus  und  Unterricht,  dem  das  gesamte 
Unterrichts-  und  Erziehungswesen  untersteht,  hatte  in  den  letzten  Jahren 
wiederholt  die  Schulen  für  die  Fragen  der  Jugendfürsorge  zu  interessieren 
versucht,  Kurse  für  Lehrpersonen  veranstaltet  und  in  der  Schul-  und 
Unterrichtsordnung  vom  Jahre  1905  den  Lehrern  eingehende  Weisungen 
für  das  Zusammenarbeiten  mit  den  Vormundschaftsgerichten  gegeben. 

Außerdem  kam  noch  das  Ministerium  des  Innern  in  Betracht,  das, 
vermöge  seiner  Stellung  als  Vereins-  und  Stiftungsbehörde,  auf  die  Organi- 
sationen der  freiwilligen  Jugendfürsorge  einen  gewissen  Einfluß  geübt  hatte, 
und  dem  auch  die  Angelegenheiten  des  Gesundheitswesens  und  der  Besserungs- 
anstalten zu  besorgen  oblag. 

An  Geldmitteln  stellte  der  Staat  verhältnismäßig  wenig  zur  Verfügung. 
Das  vom  Justizministerium  wiederholt  eingebrachte  Fürsorgeerziehungs- 
gesetz ist  stets  nur  Entwurf  geblieben.  Es  sah  eine  namhafte  Beteiligung  des 
Staates  an  den  Kosten  der  Fürsorgeerziehung  vor,  es  ist  aber  weder  vom 
Reichsrat  verabschiedet,  noch  auch  in  der  Kriegszeit  von  der  Regierung  in 
Wirksamkeit  gesetzt  worden»  Gewissermaßen  als  Ersatz  für  die  mangelnde 
Fürsorgeerziehung  sah  sich  die  Regierung  veranlaßt,  im  dritten  Kriegsjahr 
dem  Justizministerium  einen  Jugendfürsorgekredit  zur  Verfügung  zu  stellen, 
aus  dem  die  Vormundschaftsrichter  die  Kosten  unmittelbar  zu  vollziehender 
.Fürsorgemaßnahmen  bestreiten  sollten,  die  zur  Verhütung  der  Verwahrlosung 
notwendig  waren.  Auch  das  Ministerium  des  Innern  erhielt  einen  allerdings 
höchst  bescheiden  (mit.  150000  Kronen)  bemessenen  Kredit  zur  Ge- 
währung von  Staatsbeiträgen  an  Jugendfürsorgevereine. 
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Im  Kriege  war  der  Gedanke  aufgetaucht,  ein  Ministerium  für  soziale 
Fürsorge  und  Volksgesundheit  zu  schaffen.  Der  um  die  Jugendfürsorge 
in  Osterreich  »außerordentlich  verdiente  Dr.  Baernreither,  der  dem 
Kabinett  des  Grafen  Clam-Martinic  (Dezember  1916  bis  Juni  1917) 
als  Minister  ohne  Portefeuille  angehörte,  erwirkte  eine  Entschließung  des 
Kaisers,  wonach  ein  Ministerium  gegründet  werden  sollte,  das  die  Ange- 
legenheiten der  Jugendfürsorge,  der  Kriegsbeschädigtenfürsorge,  der 
Wohnungsfürsorge  und  der  Volksgesundheit  sowie  der  Sozialversicherung 
umfassen  sollte.  Bevor  es  zur  Ausführung  dieses  Planes  kam,  fiel  das 
Ministerium  Clam-Martinic.  Aber  der  Gedanke  war  auf  fruchtbaren 
Boden  gefallen,  und  er  kam  unter  der  folgenden  Regierung  Seidler  zur 
Verwirklichung. 

Allerdings  brachten  die  persönlichen  Verhältnisse  im  neuen  Kabinett 
eine  Änderung  des  ursprünglichen  Planes  und  die  Schaffung  zweier 
Ministerien  statt  eines  einzigen.  Das  Ministerium  für  soziale  Fürsorge 
trat  unter  der  Leitung  des  langjährigen  Vorstandes  der  sozialpolitischen 
Sektion  des  Handelsministeriums  Dr.  Mataja  am  1.  Januar  1918  ins 
Leben.  Der  Wirkungskreis  dieses  Amtes  war  anf  das  Gebiet  der  Sozial- 
politik (Arbeiterschutz.  Arbeitsvermittlung  usw.)  ausgedehnt  worden.  Da- 
gegen waren  die  gesundheitlichen  Angelegenheiten  einem  eigenen  Ministerium 
vorbehalten,  das  einige  Monate  später  als  Ministerium  für  Volksgesundheit 
ins  Leben  trat,  und  dessen  erster  Leiter  ein  Arzt,  Prof.  Dr.  Horbaczews  ki 
war. 

Das  Ministerium  für  soziale  Fürsorge  gliederte  sich  in  fünf  Sektionen, 
auf  die  die  Geschäfte  der  Jugendfürsorge,  der  Invalidenfürsorge,  der 
Sozialversicherung,  der  Sozialpolitik  und  der  Wohnungsfürsorge  verteilt 
wurden. 

Als  Osterreich  zerfiel  und  sich  aus  seinem  Bestände  neue  National- 
staaten ablösten,  errichtete  das  junge  Deutschösterreich  zunächst  so 
viele  Staatsämter,  als  es  früher  Ministerien  gegeben  hatte,  mit  dem 
Wirkungskreis  der  früheren  Ministerien.  Staatssekretär  für  soziale 
Fürsorge  wurde  der  Sozialdemokrat  Ferdinand  Hanusch.  Zugleich 
wurden  die  Beamten  der  früheren  Ministerien,  soweit  sie  Deutsch- 
österreicher waren,  größtenteils  in  die  neuen  Staatsämter  übernommen. 
So  besteht  auch  gegenwärtig  im  deutschösterreichischen  Staatsamt  für 
soziale  Fürsorge  eine  Sektion  für  Jugendfürsorge  unter  dem  Namen 
„Jugendamt".  Das  Jugendamt,  dessen  Leitung  dem  Verfasser  übertragen 
wurde,  gliedert  sich  in  drei  Abteilungen  (Departements).  Eine  Abteilung 
befaßt  sich  vorwiegend  mit  den  gesetzgeberischen  Arbeiten,  der  Verfassung 
allgemeiner  Vorschriften  und  Erlasse  und  mit  allen  Angelegenheiten,  die 
sich  aus  der  Beziehung  zur  Gerichtsbarkeit  ergeben.    Außerdem  werden 


in  dieser  Abteilung  die  Verwaltungsangelegenheiten  von  Deutschböhmen 
und  Sudetenland  bearbeitet.  Die  zweite  Abteilung  befaßt  sich  ausschließlich 
mit  Verwaltungsangelegenheiten.  Sie  bearbeitet  alle  Angelegenheiten  dieser 
Art,  die  sich  auf  das  ganze  Staatsgebiet  beziehen,  sowie  die  besonderen 
Angelegenheiten  von  Niederösterreich,  Oberösterreich  und  Salzburg.  Die 
dritte  Abteilung  unter  Leitung  eines  Landesschulinspektors  befaßt  sich  vor- 
wiegend mit  den  pädagogischen  Angelegenheiten  und  den  Beziehungen 
zur  Schulverwaltung,  ferner  mit  allen  allgemeinen  Angelegenheiten  der 
Jugendpflege  und  mit  den  Verwaltungsangelegenheiten  von  Steiermark, 
Kärnten,  Tirol  und  Vorarlberg.  Im  März  1919  wurde  das  Volksgesundheits- 
amt mit  dem  Staatsamt  für  Soziale  Fürsorge  zum  Staatsamt  für  Soziale 
Verwaltung  vereinigt.  Doch  ist  die  Eingliederung  der  gesundheitlichen 
Jugendfürsorge  in  das  Jugendamt  vorläufig  nicht  durchgeführt. 

Zur  Herstellung  des  Einvernehmens  mit  den  anderen  beteiligten 
Staatsämtern  besteht  beim  Jugendamt  eine  zwischenamtliche  Kommission, 
in  die  die  übrigen  Staatsämter  ständige  Vertreter  entsenden.  Auf  diese 
Weise  wird  die  ständige  Berührung  mit  den  Beferenten  in  den  zunächst 
beteiligten  Staatsämtern  für  Justiz,  für  Inneres  und  Unterricht,  mit  dem 
Staatsamt  der  Finanzen  und  den  übrigen  an  einzelnen  Angelegenheiten 
beteiligten  Staatsämtern  aufrechterhalten. 

Außerdem  besteht  im  Staatsamt  eine  Fachkommission  für  Jugend- 
fürsorge, zu  der  Vertreter  der  Landes-  und  Gemeindeverwaltungen,  der 
Krankenkassen  und  der  freiwilligen  Jugendfürsorge  aller  Parteirichtungen 
(Sozialdemokraten,  Katholische  und  Bürgerlichfreiheitliche)  zugezogen 
werden.  In  dieser  Fachkommission  werden  Angelegenheiten  allgemeiner 
Natur  besprochen,  Entwürfe  begutachtet,  Anregungen  entgegengenommen 
und  die  Verbindung  mit  den  staatlichen  Jugendfürsorgebestrebungen  ge- 
pflegt. Zur  Besprechung  wichtiger  Angelegenheiten,  von  Gesetzentwürfen, 
allgemeinen  Verordnungen  und  zur  Aufstellung  allgemeiner  Bichtlinien, 
die  für  die  Tätigkeit  des  Amtes  maßgebend  sein  sollen,  wird  von  Zeit  zu 
Zeit  die  Fachkommission,  deren  ordentliche  Mitglieder  sämtlich  in  Wien 
wohnen,  durch  Vertreter  der  Landesregierungen  und  der  Organisationen 
der  freiwilligen  Jugendfürsorge  aus  allen  Ländern  des  Staatsgebietes,  sowie 
der  drei  außer  Wien  bestehenden  städtischen  Jugendämter  (Graz,  Innsbruck. 
'  Linz)  verstärkt. 

Die  erwähnte  Art  der  Zusammenarbeit  sowohl  unter  den  Staatsämtern, 
wie  mit  den  Organen  der  autonomen  und  freiwilligen  Jugendfürsorge  hat 
sich  bisher  bestens  bewährt. 

Das  Staatsamt  ist  auf  die  erwähnten  Faktoren  schon  darum  ange- 
wiesen, weil  ihm  eigene  Unterorgane  derzeit  noch  fehlen.  Die  Errichtung 
staatlicher  Wohlfahrtsämter  für  sämtliche  Zweige  der  sozialen  Fürsorge 


oder  besonderer  Jugendämter  war  bereits  der  Gegenstand  eingehender 
Studien;  die  augenblickliche  Unsicherheit  über  die  künftigen  Verwaltungs- 
zustände  hat  allerdings  die  Verwirklichung  solcher  Pläne  vorläufig  hinaus- 
geschoben. 

Auf  dem  Gebiete  der  Gesetzgebung  hat  schon  das  Ministerium  für 
soziale  Fürsorge  den  Entwurf  eines- Jugendschutzgesetzes  ausgearbeitet,  der 
die  Pflicht  des  Staates  aussprach,  allen  Kindern  und  Jugendlichen  Schutz 
und  Hilfe  zu'  sichern,  soweit  ihnen  die  erforderliche  elterliche  oder  ander- 
weitige Fürsorge  gänzlich  fehlt,  oder  die  vorhandene  Fürsorge  derart  unzu- 
zulänglich  ist,  daß  den  Kindern  oder  der  Allgemeinheit  ein  Schaden  zu 
erwachsen  droht.  Dieser  Gesetzentwurf  bestimmte  ferner  die  Errichtung 
von  staatlichen  Jugendämtern  unter  Heranziehung  von  Sachverständigen 
aller  Zweige  und  von  Vertretern  der  Selbstverwaltung  und  der  freiwilligen 
Jugendfürsorge,  regelte  ferner  die  Pflichten  der  Eltern  und  sonstigen  Er- 
zieher und  Dienstgeber  gegenüber  Organen  der  staatlichen  Jugendfürsorge 
und  die  Staatsaufsicht  über  Anstalten  und  Einrichtungen  zum  Schutze  von 
Kindern  und  Jugendlichen. 

Das  Staatsamt  für  soziale  Verwaltung  hat  eine  Regelung  der  Aufsicht 
über  Ziehkinder  und  uneheliche  Kinder  samt  den  nötigen  Vollzugsan- 
anweisungen vorbereitet.  Das  Ziebkindergesetz  wurde  am  4.  Februar,  die 
Ziehkinderordnung  1.  April  1919  erlassen.  Diese  Schutzvorschriften 
werden  mit  1.  September  d.  J.  in  "Wirksamkeit  treten.  In  Vorbereitung 
ist  ferner  eine  allgemeine  Regelung  der  Einrichtungen  für  die  vorschul- 
pflichtige Jugend,  die  an  Stelle  der  gänzlich  überholten  und  unzuläng- 
lichen Verordnung  über  das  Kindergartenwesen  vom  Jahre  1872  treten  soll. 

Die  Verwaltungstätigkeit  des  Jugendamtes  erstreckt  sich,  da,  wie 
erwähnt,  eigene  Unterorgane  fehlen,  auf  die  Förderung  der  autonomen 
und  freiwilligen  Jugendfürsorge.  Diese  Förderung  geschieht  in  doppelter 
Form.  Einmal  durch  Propaganda.  Das  Staatsamt  veranstaltet  Kurse 
über  Jugendfürsorge  in  verschiedenen  Städten  des  Staatsgebietes.  Der 
erste  dieser  Kurse  wurde  zu  Ostern  in  Graz  abgehalten,  weitere  Kurse 
werden  zu  Pfingsten  in  Leoben  und  Salzburg  stattfinden.  Außerdem  wird 
durch  Herausgabe  von  Behelfen,  Merkblättern  u.  dgl.  für  die  Verbreitung 
von  Kenntnissen  gesorgt.  Die  Abhaltung  von  praktischen  Kursen  für  Helfer 
der  Jugendgerichtshilfe  aus  verschiedenen  Teilen  des  Staatsgebietes  durch 
Teilnahme  an  den  Arbeiten  der  Wiener  Jugendgerichtshilfe  ist  für  den 
nächsten  Sommer  in  Aussicht  genommen. 

Eine  zweite,  womöglich  noch  wichtigere  Art  der  Förderung  der 
autonomen  und  freiwilligen  Jugendfürsorge  liegt  in  der  Gewährung  von 
Staatsbeiträgen.  Das  Subventionswesen,  das  in  den  ersten  Monaten  des  Be- 
standes des  Ministeriums  begreiflicherweise  etwas  unregelmäßig  gehandhabt 


wurde,  wird  durch  allgemeine  Vorschriften  in  geregelte  Bahnen  gelenkt 
und  zur  Auferlegung  von  Bedingungen  benutzt,  die  die  Jugendfürsorge- 
bestrebungen in  die  richtigen  Bahnen  leiten  sollen.  Die  Mittel,  die  dem 
Staatsamt  für  diesen  Zweck  zur  Verfügung  stehen,  sind  zwar  gänzlich 
unzureichend,  doch  kann  auch  mit  diesen  manches  Gute  geschaffen  werden. 

Eine  wichtige  Aufgabe  obliegt  dem  Jugendamte  in  der  Vorbereitung 
der  Fürsorgeerziehung.  Zwar  läßt  sich  für  die  nächste  Zeit  nicht  daran 
denken,  die  Fürsorgeerziehung  gesetzlich  zu  regeln,  weil  das  Verhältnis 
des  Staates  zu  den  Ländern  noch  nicht  genügend  klargestellt  ist,  namentlich 
über  die  finanzielle  Beteiligung  der  Selbstverwaltung  noch  nicht  die  genügende 
Klarheit  besteht.  Wohl  aber  trachtet  das  Staatsamt  die  Sachabrüstung  zu 
benutzen,  um  eine  ehemalige  Militärbildungsanstalt  als  Fürsorgeerziehungs- 
anstalt einzurichten,  wie  auch  einzelne  Länder  und  Stadtgemeinden  diese 
Gelegenheit  zur  Erwerbung  von  Erziehungsanstalten  benutzen.  Wenn 
auch  eine  Fürsorgeerziehung  in  nächster  Zeit  nur  auf  Grund  vormund- 
schaftsbehördlicher Anordnung  nach  §  178  ABGB.  (der  dem  deutschen 
§  1666  BGB.  ziemlich  entspricht)  möglich  ist,  so  besteht  doch  die 
Hoffnung,  daß  durch  die  Bereitstellung  von  Erziehungsanstalten,  die  nach 
dem  Muster  reichsdeutscher  Anstalten  eingerichtet  werden  sollen,  der 
praktischen  Durchführung  der  Fürsorgeerziehung  wesentlich  vorgearbeitet 
werden  kann. 

Auf  dem  Gebiete  der  Jugendpflege  ist  es  vor  allem  die  Frage  der 
Berufsberatung  und  der  Lehrlingsfürsorge,  über  die  eingehende  Studien 
angestellt  werden,  und  über  die  das  Staatsamt  in  nächster  Zeit  mit  Ent- 
würfen an  die  Öffentlichkeit  zu  treten  gedenkt. 

Der  Mangel  einer  geregelten  Fürsorgeerziehung  hat  bisher  auch  eine 
Reform  des  Jugendstrafrechtes  gehindert.  Gleichwohl  haben  sich  im 
Wege  der  Praxis  einzelne  moderne  Grundsätze  im  Strafverfahren  Geltung 
verschafft,  und  ebenso  ist  die  Tätigkeit  der  Jugendgerichtshilfe  immer 
mehr  von  den  Richtern  gewürdigt  worden. 

Ein  kurzes  Gesetz  vom  25.  Januar  1919  ermächtigt  den  Staats- 
sekretär für  Justiz  zur  Errichtung  von  Jugendgerichten  mit  Vereinigung 
der  pflegschaftsbehördlichen  und  strafgerichtlichen  Tätigkeit.  Es  gibt 
auch  der  Jugendgerichtshilfe  eine  gesetzliche  Grundlage.  Das  Staatsamt 
für  soziale  Fürsorge,  das  bei  diesen  Bestrebungen  das  Staatsamt  für 
Justiz  kräftigst  unterstützt,  gedenkt  der  Förderung  der  Jugendgerichts- 
hilfe besonderes  Augenmerk  zuzuwenden. 

Auf  organisatorischem  Gebiet  ist  das  Staatsamt  bestrebt,  die  vielfach 
planlos  durcheinander  laufenden  Bestrebungen  der  freiwilligen  Fürsorge 
in  größere  Verbände  zusammenzufassen.  Fast  in  allen  Ländern  bestehen 
Landesorganisationen  der  freiwilligen  Jugendfürsorge.   In  Wien,  wo  eine 
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solche  Organisation  nicht  bestand,  ist  es  dem  Staatsamt  gelungen,  die 
Bildung  eines  Verbandes  der  freiwilligen  Jugendfürsorge  zu  unterstützen 
und  die  Gründung  einer  gemeinsamen  Geschäftsstelle  durchzusetzen,  die 
für  Wien  ungefähr  denselben  Zweck  erfüllen  soll,  den  in  Berlin  die  Ab- 
teilung Groß-Berlin  der  deutschen  Zentrale  für  Jugendfürsorge  verfolgt. 

Das  Personal  des  Amtes  bilden  gegenwärtig  außer  dem  nötigen 
Kanzlei-  und  Hilfspersonal  11  Konzeptsbeamte,  darunter  3, Frauen.  Von 
den  männlichen  Beamten  entstammen  4  dem  richterlichen  Dienst,  3  dem 
Verwaltungsdienst,  1  dem  Schuldienst.  Von  den  Frauen  entstammen  2 
dem  praktischen  Fürsorgedienst  (darunter  eine  akademisch  gebildete 
Pädagogin),  eine  hat  philosophische  und  juridische  Hochschulstudien. 
Leider  fehlt  unter  den  Mitgliedern  des  Jugendamtes  das  ärztliche  Element. 
Nach  den  bestehenden  Vorschriften  werden  die  gesundheitlichen  Fragen 
der  Jugendfürsorge  ausschließlich  im  Volksgesundheitsamt  bearbeitet, 
worüber  noch  unten  zu  reden  sein  wird. 

Die  Zusammensetzung  des  Amtes  aus  Personen  verschiedener 
theoretischer  und  praktischer  Vorbildung  erweist  sich  als  äußerst  förderlich, 
allerdings  nur  unter  der  Voraussetzung,  daß  ein  gedeihliches  Zusammen- 
arbeiten aller  einzelnen  stattfindet.  Um  die  naturgemäß  ungleichmäßige 
Ausbildung  in  den  einzelnen  Zweigen-  der  Jugendfürsorge  auszugleichen 
und  eine  lebendige  Berührung  aller  Mitglieder  des  Amtes  herbeizuführen, 
habe  ich  die  Einführung  getroffen,  daß  allwöchentlich  ein  Nachmittag 
zu  einer  gemeinsamen  Besprechung  der  Mitglieder  des  Amtes  verwendet 
wird,  auf  dessen  Programm  außer  der  Besprechung  allgemein  inter- 
essierender amtlicher  Fragen  jedesmal  der  Vortrag  eines  Mitgliedes  über 
eine  wissenschaftliche  Frage  seines  engeren  Arbeitsgebietes  steht.  Die 
Vorträge  haben  bisher  entweder  Besprechungen  neuer  Bücher  oder  die 
Erörterung  von  Beformfragen  betroffen.  An  diese  Vorträge  schließen 
sich  gewöhnlich  lebhafte  Besprechungen.  Auf  diese  Weise  haben  sich 
die  wöchentlichen  Zusammenkünfte  zu  einer  Art  Seminar  herausgebildet, 
und  sie  gewährleisten  nicht  nur  den  Austausch  von  Berufskenntnissen, 
sondern  sie  dienen  auch  der  wissenschaftlichen  Fortbildung  der  Mitglieder 
des  Amtes.  Bereits  im  vorigen  Jahre  habe  ich  Besichtigungen  einiger 
Jugendfürsorgeanstalten  und  Einrichtungen  veranstaltet.  Sie  waren  diesen 
Winter  durch  die  ungünstigen  Straßenbahn-,  Beheizungs-  und  Beleuchtungs- 
verhältnisse sehr  erschwert.  Sie  wurden  aber  vor  kurzem  wieder  auf- 
genommen und  verfolgen  den  Zweck,  die  Mitglieder  des  Amtes 
in  innige  Beziehungen  zur  Praxis  zu  bringen.  Mehrere  Mitglieder  des 
Amtes  betätigen  sich  übrigens  in  ihrer  freien  Zeit  in  der  praktischen 
Jugendfürsorge  und  erhalten  auf  diese  Weise  die  Berührung  mit  dem 
Leben  aufrecht. 
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Das  Staatsamt  hat  überdies  in  einigen  größeren  Organisationen 
ständige  Vertreter,  die  an  den  Sitzungen  dieser  Organisationen  teil- 
nehmen. Es  beteiligt  sich  auch  an  allen  einigermaßen  bedeutenderen 
Tagungen  seines  Wirkungsbereiches  in  Wien. 

Die  schwierigen  Verkehrsverhältnisse  haben  es  bisher  nicht  ermöglicht, 
•die  lebendige  Berührung  mit  den  Fürsorgeorganisationen  und  Einrichtungen 
außer  Wien  in  ähnlich  eingehender  Weise  zu  pflegen.  Ich  selbst  habe 
gleichwohl  im  vorigen  Jahre  mehrere  Orte  Niederösterreichs  besucht 
und  eine  Reise  durch  Oberösterreich  unternommen  und  an  dem  Kurse 
in  Graz  teilgenommen.  Ein  vorwiegend  zu  Inspektionszwecken  bestimmtes 
Mitglied  des  Amtes  hat  im  Vorjahre  eine  längere  Reise  zur  Besichtigung 
Ton  Einrichtungen  in  Steiermark  und  Kärnten  unternommen.  Ein  Beamter 
des  Amtes  organisierte  die  Einrichtung  der  Jugendfürsorge  in  Troppau. 
Es  ist  geplant,  mit  Eintritt  besserer  Verkehrsverhältnisse  und  günstigerer 
Jahreszeit  diese  Reisen  wieder  aufzunehmen,  wozu  sich  bei  den  Propaganda- 
kursen Gelegenheit  geben  wird. 

Das  Amt  beabsichtigt  auch,  die  Kenntnis  auswärtiger  Einrichtungen 
nicht  bloß  literarisch  zu  verfolgen,  sondern  sie  aus  eigener  Anschauung 
kennen  zu  lernen  und  mit  den  führenden  Kreisen  der  Jugendfürsorge  in 
persönliche  Beziehungen  zu  treten.  Zu  diesem  Zwecke  habe  ich  im 
vorigen  Jahre  Budapest  und  Berlin  besucht  und  an  dem  deutschen 
Jugendfürsorgetag  in  Berlin  teilgenommen. 

Wenn  so  das  Amt  trotz  der  kurzen  Zeit  seines  Bestandes  eine  reiche 
Tätigkeit  entfaltet  und  seine  bisherige  Wirksamkeit  schöne  Hoffnungen 
für  die  Zukunft  erweckt,  so  darf  doch  nicht  übersehen  werden,  daß  sich 
dem  Wirken  des  Amtes  Hindernisse  und  Hemmungen  aller  Art  entgegen- 
stellen, die  mitunter  nicht  unbeträchtlicher  Kraftanstrengung  zu  ihrer 
Uberwindung  bedürfen,  einer  Kraftanstrengung,  die  natürlich  auf  Kosten 
•der  positiven  Arbeitsleistung  erbracht  werden  muß. 

Ich  will  hierbei  von  all  den  Erschwerungen  und  Hemmungen  vorüber- 
gehender Natur  absehen,  die  in  den  augenblicklichen  Verhältnissen  liegen, 
wie  in  der  Unsicherheit  der  künftigen  Verfassungsverhältnisse,  den  Ver- 
kehrs-, Beleuchtungs-  und  Ernährungsschwierigkeiten,  den  Schwierigkeiten 
des  Materialmangels,  der  z.  B.  Drucklegungen  erschwert  und  verzögert, 
den  Postverkehr  hemmt,  ja  auch  nur  die  äußere  Einrichtung  des  Amtes 
und  die  zu  seinem  Betriebe  notwendigen  Installationen  oft  lange  hinaus- 
schiebt. Ich  will  hier  nur  drei  Punkte  erwähnen,  die  über  die  augenblick- 
liche Lage  hinaus  die  Gefahr  einer  Beeinträchtigung  des  Amtes  bedeuten. 

Vor  allem  ist  dies  der  Mangel  an  den  nötigen  Mitteln.  Die  traurige 
Lage  der  Staatsfinanzen  gebietet  äußerste  Sparsamkeit.  Immerhin  könnte 
für  Zwecke  der  Jugendfürsorge  mehr  getan  werden,  wenn  das  Verständnis 

7 


—    94  — 

für  den  produktiven  Charakter  der  Fürsorgeauslagen  stärker  verbreitet 
wäre,  als  dies  gegenwärtig  noch  in  den  Kreisen  der  Finanzverwaltung 
nicht  nur  des  Staates,  sondern  auch  der  Länder  und  Städte  der  Fall, 
ist.  Dazu  kommt  die  Finanznot  der  freiwilligen  Fürsorge,  weil  die 
während  des  Krieges  verhältnismäßig  reichlichen  Spenden  von  privater 
Seite,  namentlich  von  Kriegsgewinnern,  seit  einiger  Zeit  nahezu  versiegt 
sind.  Wer  überflüssiges  Geld  hatte,  opferte  es  lieber  den  Wahlfonds 
der  verschiedenen  Parteien,  als  der  Fürsorge.  Wer  in  Erhoffung  einer 
staatlichen  Auszeichnung  Freigebigkeit  geübt  hatte,  sieht  sich  zu  Aus- 
gaben solcher  Art  bei  der  grundsätzlichen  Ablehnung  der  neuen  Staats- 
gewalt gegenüber  dem  Orden-  und  Titelwesen  nicht  mehr  veranlaßt. 
Endlich  hat  die  Furcht  vor  sozialen  Umwälzungen  oder  doch  wenigstens- 
vor  einer  empfindlichen  Besteuerung  die  vermögenden  Kreise  zu  starker 
Zurückhaltung  veranlaßt. 

Ein  zweites  schweres  Hindernis  für  die  Tätigkeit  des- Amtes  ist  die- 
in  Österreich  seit  jeher  bestehende  Eifersucht  zwischen  Staats-  und 
Selbstverwaltung.  Wie  eingangs  erwähnt,  hat  sich  der  Staat  bisher  um 
die  Jugendfürsorge  recht  wenig  gekümmert  und  die  Sorge  hierfür  der 
Selbstverwaltung  überlassen.  Statt  nun  froh  zu  sein,  daß  der  Staat  der 
Selbstverwaltung  helfend  an  die  Seite  tritt  und  auch  das  Seinige  zur 
sozialen  Fürsorge  beitragen  will,  hat  sich  der  Kreise  der  Selbstverwaltung,, 
namentlich  aber  der  Landes-  und  Gemeindebureaukratie,  eine  Angst  vor 
Erweiterung  der  Staatsmacht,  vor  strafferer  Zentralisierung  und  vor 
größerer  Abhängigkeit  der  Provinz  von  Wien  bemächtigt.  Man  nimmt 
zwar  gerne  vom  Staat  Geldbeiträge,  möchte  sich  aber  vor  jedem  Einflasse 
von  Wien  aus  womöglich  gänzlich  absperren.  Der  Entwurf  eines  Jugend- 
schutzgesetzes hat  im  vorigen  Sommer  zu  einer  Bewegung  in  Kreisen  der 
Landesbeamtenschaft  der  einzelnen  Länder  gegen  den  Staat  geführt,  die 
unter  dem  Schlagwort  „Gefährdung  der  Autonomie"  auch  einen  Teil  der 
Abgeordneten  auf  ihre  Seite  zu  bringen  suchten.  Es  ist  zu  erwarten,  daß 
die  gegenwärtige  Umbildung  des  Staatswesens  in  dieser  Hinsicht  Wandel 
schaffen  wird  und  daß  insbesondere  der  Gegensatz  von  Staats-  und  Landes- 
bureaukratie  verschwinden  wird. 

Endlich  darf  nicht  übersehen  werden,  daß  der  Wirkungskreis  des 
Jugendamtes  unzweckmäßig  abgegrenzt  und  vielfach  unzureichend  bemessen 
ist.  Immer  noch  sind  die  Angelegenheiten  der  Besserungsanstalten  im 
Staatsamt  des  Innern,  das  nach  Abgabe  der  meisten  Fürsorgezweige 
(Sozialversicherung  und  Gesundheitsverwaltung)  naturgemäß  immer  mehr 
polizeiliche  Gesichtspunkte  in  den  Vordergrund  drängt,  ein  Standpunkt, 
der  hinsichtlich  der  Besserungsanstalten  wohl  als  ein  arger  Anachronismus 
bezeichnet  werden  muß.    Doch  ist  die  Übertragung  der  Angelegenheiten 
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der  Besserungsanstalten,  sowie  ein  entsprechender  Einfluß  auf  Stiftungen 
zu  Fürsorgezwecken  an  das  Jugendamt  im  Zuge.  Auch  das  Armenwesen 
gehört  gegenwärtig  noch  dem  Staatsamt  des  Innern  an,  während  seine  Ver- 
bindung mit  den  einzelnen  Zweigen  sozialer  Fürsorge  unbedingt  geboten 
ist.  Nur  nebenbei  sei  erwähnt,  daß  das  österreichische  Armenrecht,  das 
noch  auf  den  Grundsätzen  des  Heimatsrechts  und  der  Gemeindearmenlast 
besteht,  dringend  einer  Reform  bedarf. 

Noch  unheilvoller  als  die  Abgrenzung  gegenüber  dem  Staatsamt  des 
Innern  wirkt  die  gegenüber  dem  Volksgesundheitsamte.  Nicht  nur,  daß 
dieses  die  gesamte  gesundheitliche  Jugendfürsorge  von  der  übrigen 
Fürsorge  gänzlich  abtrennt,  es  gibt  auch  dem  Begriff  „Gesundheitsfür- 
sorge" eine  ungemessene  Ausdehnung,  indem  es  die  gesamte  Säuglings- 
und Kleinkinderfürsorge,  die  Fürsorge  für  nicht  vollsinnige  und  psycho- 
pathische Kinder  und  schließlich  den  größten  Teil  der  Jugendpflege  unter 
dem  Gesichtspunkt  der  Hygiene  in  seinen  Wirkungskreis  einbezieht.  Die 
Sonderbestrebungen  des  Staatsamtes  für  Volksgesundheit  gehen  so  weit, 
daß  es  die  Zusammenfassung  der  gesundheitlichen  Angelegenheiten  mit 
den  übrigen  Angelegenheiten  der  Jugendfürsorge  in  den  unteren  Amtern 
ablehnt,  daß  es  eine  besondere  Organisation  der  Säuglingsfürsorge  anstrebt 
und  den  Wirkungskreis  des  Jugendamtes  lediglich  auf  die  Fürsorge  für 
die  verwahrloste  und  von  Verwahrlosung  bedrohte  Jugend  zu  beschränken 
sucht. 

Dieser  Standpunkt  ist  in  der  Öffentlichkeit  bereits  vielfach  getadelt 
worden,  und  es  ist  in  der  Tat  für  einen  Laien  schwer  begreiflich,  wieso 
die  Förderung  des  Turnens  einem  anderen  Staatsamte  zustehen  soll,  als 
die  des  Gesanges,  und  warum  die  Ferienfürsorge  lediglich  als  Zweig  der 
Gesundheitsfürsorge  unter  Vernachlässigung  des  ethischen  und  ästhetischen 
Wertes  des  Landaufenthaltes  betrachtet  werden  soll.  Es  ist  zu  erwarten, 
daß  die  eingeleitete  Neuordnung  der  österreichischen  Staatsämter  manche 
dieser  Schwierigkeiten  beseitigen  wird. 

Das  Jugendamt  im  Staatsamt  für  soziale  Fürsorge  hat  in  der  kurzen 
und  wechselvollen  Zeit  seines  Bestandes  bereits  manche  Probe  seiner 
Tätigkeit  gegeben.  Die  Verhältnisse  waren  seiner  Wirksamkeit  nicht 
günstig.  Auf  ein  großes  Reich  von  fast  30  Millionen  Einwohnern  ver- 
schiedener Volksstämme  berechnet,  ist  es  zu  einem  Amte  für  einen 
kleinen  Staat  von  etwa  6 -Millionen  Einwohnern  geworden.  Um  so  not- 
wendiger stellt  sich  die  bereits  bisher  geübte  Pflege  des  Zusammen- 
hanges mit  den  Einrichtungen  der  deutschen  Bundesstaaten  heraus.  Der 
von  uns  sicher  erwartete  Anschluß  Deutschösterreichs  an  das  große 
deutsche  Vaterland  ist  zunächst  wohl  vereitelt.    Aber  gewiß  ist,  daß  die 

Bestrebungen  zur  Hebung  der  Volkskraft  hüben  wie  drüben  die  gleichen 
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sein  werden,  und  daß  in  der  Vereinigung  unserer  Bestrebungen  die  Gewähr 
des  Erfolges  liegen  wird.  Wenn  die  große  deutsche  Republik  darangehen 
sollte,  ein  Zentralamt  für  Jugendfürsorge  und  Jugendpflege  zu  schaffen, 
wird  ihm  das  deutschösterreichische  Jugendamt  ein  Vorbild  liefern  können. 


Die  Aufstellung  von  Ausschlußsätzen  für  die  Frankfurter  Armenpflege. 

Von  Assessor  Dr.  Hans  Maier,  Prankfurt  a.  M. 

Mit  dem  1.  April  1919  hat  die  Frankfurter  Kriegsfürsorge  ihre  Tätig- 
keit beendet.  Im  Zusammenwirken  von  Wohlfahrtsamt  und  Gesamthilfs- 
ausschuß für  die  Opfer  des  Krieges,  einem  eingetragenen  Verein,  dem 
alle  Organisationen  der  Kriegsfolgenhilfe  angeschlossen  sind,  werden  die 
für  die  Kriegsfürsorge  noch  weiterhin  zuständigen  Familien  von  Kriegs- 
gefangenen, Kriegsbeschädigten  und  Kriegshinterbliebenen  unterstützt 
werden.  Mit  der  Neuordnung  erwies  sich  eine  Neuregelung  der  Ausschluß- 
sätze erforderlich.  Die  Feststellung  von  Ausschlußsätzen  wird  eine  in  allen 
Orten  bei  Beendigung  der  Kriegsfürsorge  auftauchende  Frage  bilden.  Für 
die  Leser  der  Zeitschrift  „Für  das  Armenwesen"  wird  es  vielleicht  von 
Nutzen  sein,  etwas  von  den  Grundsätzen  zu  hören,  von  denen  die  neuen 
Frankfurter  Festsetzungen  ausgehen. 

Die  Aufstellung  von  Ausschlußsätzen  bereitet  in  der  gegenwärtigen 
Zeit  besondere  Schwierigkeiten,  weil  die  wirtschaftlichen  und  sozialen  Ver- 
hältnisse sich  noch  gänzlich  im  Fluß  befinden.  Solange  die  Preise  für 
den  notwendigen  Lebensbedarf  keine  Stetigkeit  erlangt  haben,  ja  deren 
Ansteigen  weiter  zu  befürchten  ist,  solange  die  steuerliche  Maßnahme  und 
und  die  sich  daraus  ergebenden  wirtschaftlichen  Verhältnisse  noch  unge- 
klärt sind  und  die  gesamte  politische  Lage  sich  in  einem  Schwebezustande 
befindet,  erscheint  die  Feststellung  von  Maßstäben  für  das  öffentliche 
Unterstützungswesen  recht  problematisch.  Trotzdem  erachtete  man  es  in 
Frankfurt  a.  M.  als  notwendig,  Unterstützungssätze  festzulegen,  weil  mit 
dem  Abbau  der  Kriegsfürsorge  deren  Maßstäbe  nicht  mehr  die  ausschlag- 
gebende Bedeutung  der  Kriegszeit  besitzen,  und  das  Wohlfahrtsamt,  dem 
das  Armenwesen  untersteht,  zum  Mittelpunkt  der  gesamten  städtischen  und 
privaten  Fürsorge  geworden  ist. 

Bei  der  Berechnung  der  Aus  Schlußsätze  erscheinen  3  Wege  möglich: 

Einmal  die  Aufstellung  von  Haushaltbudgets  und  die  Errechnung  des 
notwendigen  Lebensbedarf. 

Zweitens  ein  Ausgehen  von  den  bisherigen  Sätzen  der  Kriegsfürsorge 
und  der  Armenpflege  vor  dem  Krieg. 

Drittens  die  Vergleichung  des  ortsüblichen  Tagelohnes  mit  den  Unter- 
stützungen. 
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Alle  drei  Wege  führten  zu  ähnlichen  Ergebnissen.  Während  uns 
aus  der  Zeit  vor  dem  Krieg  vielerorts  aufgestellte  Haushaltbudgets  zur 
Verfügung  standen  und  wir  aus  dem  Verbrauch  einer  Arbeiterfamilie  auf 
den  notwendigen  Lebensbedarf  unserer  Armenpfleglinge  Schlüsse  ziehen 
konnten,  fehlen  die  gleichartigen  Berechnungen  aus  den  veränderten  Ver- 
hältnissen des  Krieges.  Die  vom  statistischen  Amt  zur  Kenntnis  der 
Lebenshaltung  im  3.  Kriegsjahr  herausgegebenen  Budgets  kommen  für 
unsere  Zwecke  wenig  in  Frage,  da  sie  von  dem  Einkommen  der  Verbraucher 
ausgehen  und  nicht  berücksichtigen,  welche  der  Ausgaben  im  einzelnen 
notwendig  waren  und  ob  das  Einkommen  für  die  Beschaffung  des  not- 
wendigen Lebensunterhalts  ausreichte.  Einen  gewissen  Anhalt  gaben  die 
behördlich  ausgeteilten  Waren.  Im  Dezember  1918  betrug  die  Wochen- 
ration für  Person  in  Frankfurt  a.  M. 

Brot   2000  gr.        Butter   60  gr. 

Kartoffeln    3500   „         Fleisch   350  „ 

Zucker   180   „         \  Ei. 

Dies  entspricht  einem  Wochenaufwand  von  4,83  M.  oder  20,70  M. 
im  Monat.  Hinzuzurechnen  war  1  Pfund  Gemüse  täglich  zum  Preise  von 
30  Pfg.  Auch  in  anderen  Städten  dürfte  man  zunächst  bei  der  zugeteilten 
Warenmenge  von  deren  Preise  ausgehend  unter  Hinzurechnung  von  Gemüse, 
Salz,  Kaffee  und  anderen  nicht  rationierten  Waren,  einen  Mindestsatz  für 
die  Beköstigung  suchen.  Bei  der  zweiten  Rechnungsart  gingen  wir  von 
den  Armensätzen  der  Vorkriegszeit  aus,  nahmen  eine  dauernd  Geldent- 
wertung von  30  %  an  und  verteilten  den  hier  gewonnenen  Betrag  von  1,48  M. 
täglich  auf  Nahrung  und  Kleidung.  Auf  65  Pfg.  für  Kleidung  und  Nahrung 
wurde  ein  Teuerungszuschlag  von  100  %  in  Ansatz  gebracht  und  so  ein 
Tagessatz  von  2,13  M.  für  die  alleinstehenden  unterstützungsbedürftigen 
Personen  gewonnen. 

Bei  der  dritten  Methode  schließlich  setzte  man  den  ortsüblichen 
Tageslohn  mit  den  zu  gewährenden  Tagessätzen  in  Beziehung.  Erfahrungs- 
gemäß schneiden  sich  ortsübliche  Tageslöhne  und  die  notwendige  Unter- 
stützung bei  dem  2.  bis  3.  Kind.  Der  ortsübliche  Tageslohn  war  in 
Frankfurt  a.  M.  zuletzt  mit  5  M.  für  den  männlichen  Arbeiter  angesetzt 
Daß  dieser  Betrag,  der  im  Juli  1918  festgestellt  wurde,  den  heutigen 
Zeitverhältnissen  nicht  mehr  entspricht,  ergibt  sich  aus  der  auf  etwas  über 
6  M.  bestimmten  Höhe  der  Erwerbslosenunterstützung  für  den  alleinstehenden 
Mann.  Der  ortsübliche  Tageslohn  war  daher  mit  mindestens  6,50  M.  in 
Ansatz  zu  bringen.  Auf  Grund  dieser  3  Berechnungsweisen  wurden  für 
Frankfurt  a.  M.  folgende  Sätze  bestimmt: 

alleinstehende  Frau  monatlich     .   .   .  .   .    53  M. 
alleinstehender  Mann  monatlich  58  „ 
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für  das  kinderlose  Ehepaar   76  M. 

Kinder  unter  14  Jahren 

1  Kind                          .  .   20  „ 

2  Kinder   19  „ 

3  „  -v'.-.  .      ........  i8  „ 

4  i    17  „ 

5  „         .  ,   ....  16  „ 

6  und  weitere  Kinder   12  „ 

Kinder  von  14 — 17  Jahren   30  „ 


Haushaltungsangehörige  über  17  Jahre  .   .    40  „ 
Diese  Sätze  verstehen  sich  ausschließlich  der  Miete  und  in  vielen 
Fällen  auch  der  Kleidung.   Letztere  wird,  solange  die  außergewöhnlichen 
Verhältnisse  anhalten,  zweckmäßig  meist  in  Sachgegenständen  abgegeben. 
Zu  den  genannten  Ausschlußsätzen  kommen  als  Mietzuschüsse  hinzu: 


Für  die  einzelne  Person  .   .-   12  M. 

„    2 — 3  Personen   24  „ 

4-5        „   30  „ 

n     6— 7         n    35  „ 

„    8  und  mehr  Personen   40  „ 


Bei  der  Berechnung  der  Frankfurter  Ausschlußsätze  ging  man  von 
der  alleinstehenden  Frau  aus,  weil  diese  bei  einzelnen  Personen  den  Regel- 
fall bildet.  Ob  es  nicht  zweckmäßiger  ist,  die  Familie  als  Ausgangspunkt 
zu  nehmen,  bleibe  dahin  gestellt.  Jedenfalls  mußten  dem  alleinstehenden 
Mann  ein  höherer  Satz  als  der  Frau  zugebilligt  werden,  da  die  Frau  leichter 
in  einer  Familie  Aufnahme  findet  und  für  Nahrung  und  Kleidung  im 
allgemeinen  wirtschaftlicher  zu  sorgen  versteht.  Weit  höher  als  früher 
und  in  anderen  Städten  sind  die  Ausschlußsätze  für  Kinder  gestaffelt. 

Die  Erfahrungen  in  Frankfurt  a.  M.  und  in  anderen  Städten  haben 
ergeben,  daß  die  Ausschlußsätze  für  die  einzelne  Person  meist  durchaus 
angemessen  aufgestellt  waren,  während  bei  Kindern  eine  ganz  niedrige 
Staffelung  erfolgte  und  deshalb  bei  kinderreichen  Familien  die  Uber- 
schreitung  der  Sätze  die  Regel  bildet. 

Bei  einzelnen  Personen  spielen  nicht  zu  ermittelnde  Verdienste  eine 
nicht  geringe  Rolle,  x  sonst  wäre  die  Fristung  des  Lebens  mit  den  ange- 
gebenen Verdiensten  und  den  Zuschußunterstützungen  bei  einer  großen 
Zahl  der  Unterstützten  unmöglich.  Bei  Kindern  fällt  aber  die  Verdienst- 
möglichkeit fort,  so  daß  die  gewährten  Unterstützungen  die  Einnahmequelle 
darstellen.  Hinzu  kommt  noch,  daß  bei  wachsender  Kinderzahl  die  un- 
vorhergesehenen Zufälle  des  Lebens,  Krankheiten  u.  a.,  besondere  Auf- 
wendungen nötig  machen,  die  eine  erhöhte  Unterstützung  bedingen.  Da 
heute  der  Aufwand  für  Ernährung  und  Kleidung  die  stärkste  Verteuerung 
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aufweist,  so  ist  eine  ganz  erhebliche  Heraufsetzung  der  Kindersätze 
notwendig,  allerdings  nicht  in  voller  Höhe  der  Ernährung  für  Erwachsene, 
da  die  in  Frankfurt  a.  M.  allgemein  ermöglichten  kostenlosen  Kinder-  und 
Schulspeisungen  eine  Entlastung  des  elterlichen  Haushalts  darstellen.  Die 
gestaffelten  Kindersätze  Frankfurts  zeigen  gegen  die  in  Frankfurt  a.  M. 
und  anderorts  üblichen  Preise  der  Vorkriegszeit  die  stärkste  Abweichung. 
Aus  gesundheitlichen  Gründen  wird  man  dieser  Neuregelung  freudig  zu- 
stimmen dürfen.  Für  Kinder  von  14 — 17  Jahren  sind  erhöhte  Sätze  be- 
stimmt, bei  Haushaltungsangehörigen  über  17  Jahren  übersteigen  die  Sätze 
etwas  die  Hälfte  der  Ausschlußsätze  beider  Ehegatten. 

In'  den  Ausschlußsätzen  sind  die  Teuerungszuschläge  eingerechnet. 
Ob  und  wann  ein  Abbau  erfolgen  kann,  steht  heute  noch  dahin.  Jeden- 
falls ist  beschlossen  worden,  diesen  Abbau  entsprechend  einer  etwaigen 
Herabsetzung  des  ortsüblichen  Tagelohnes  vorzunehmen,  damit  zwischen 
ortsüblichem  Tagelohn  und  Unterstützungen  kein  klaffender  Gegensatz 
entsteht.  Denn  in  beiden  Fällen  handelt  es  sich, um  die  Typisierung  des 
Einkommens  der  unteren  Schichten,  ohne  daß  die  festgestellten  Maßstäbe 
tatsächlich  den  Durchschnitt  oder  gar  eine  Schranke  des  Einkommens 
aus  Armenpflege  oder  ungelernter  Arbeit  darstellen. 

Zwei  grundsätzliche  Fragen  spielen  bei  der  Feststellung  von  Ausschluß- 
sätzen eine  ganz  erhebliche  Rolle,  die  Anrechnung  des  Einkommens  und  der 
Renten.  In  der  Kriegsfürsorge  hat  man  der  erwerbstätigen  Frau  nicht  die  ge- 
samten Einnahmen  in  Ansatz  gebracht.  Vorwiegend  politische  Gründe  waren 
bier  maßgebend,  weil  man  die  Frauen  immer  stärker  in  das  Erwerbsleben, 
insbesondere  in  die  Munitionsindustrie,  hineinziehen  wollte.  Mitgesprochen 
mag  auch  die  Volksanschauung  über  die  Kriegs  Unterstützung  haben,  die 
zwar  nicht  rechtlich  begründet,  aber  sachlich  und  sozial  nicht  ganz  verkehrt 
in  der  Kriegsunterstützung  eine  Entschädigung  des  Staates  für  den  Militär- 
dienst des  Mannes  erblickte,  die  dem  Gehalt  des  Offiziers  gleichzuachten 
sei.  In  einer  Zeit  aber,  in  der  die  Arbeitspflicht  jedes  Staatsbürgers 
gesetzlich  festgelegt  ist,  erscheint  die  Nichtvollanrechnung  des  Arbeits- 
verdienstes unzulässig.  Niemand  hat  einen  Anspruch  auf  Unterstützung, 
solange  er  seinen  Lebensunterhalt  selbst  zu  erwerben  in  der  Lage  ist. 
Grundsätzlich  soll  deshalb  das  Einkommen  auf  den  Ausschlußsatz  des 
Erwerbenden  selbst  sowie  das  des  Familienhauptes  für  die  gesamte 
Familie  in  Ansatz  gebracht  werden.  Andere  Wege  schlug  man  bei  Kindern 
ein;  auf  deren  eigene  Ausschlußsätze  ist  natürlich  ihr  Verdienst  voll  anzu- 
rechnen, dagegen  sollten  4  M.  wöchentlich  auf  das  Familieneinkommen  frei 
bleiben,  weil  die  Zubilligung  eines  Taschengeldes  angemessen  erschien  und 
andernfalls  die  Flucht  verdienender  Kinder  aus  der  elterlichen  Gemein- 
schaft gefördert  wird. 


Eine  Sonderregelung  erfolgte  auch  für  die  Renten.  Eine  allgemeine 
Anrechnung  der  Renten  und  Gewährung  von  Zulagen  im  einzelnen  Fall, 
abgestuft  nach  Krankheiten,  Familienzahl,  kleinen  Kindern,  stellt  zweifellos 
das  Ideal  dar.  Ausschlußsätze  müssen  aber  möglichst  allgemein  gefaßt 
sein,  deshalb  einigte  man  sich  auf  eine  Besserstellung  der  Rentner,  weil 
es  sich  bei  den  Renten  um  das  Ernten  aus  früher  dauernd  geleisteter 
Arbeit  handelt.  Es  galt  auch,  die  häufig  unserer  sozialen  Gesetzgebung 
gemachten  Vorwürfe  zu  meiden,  daß  der  Arbeiter  durch  die  Abzüge  von 
seinem  Arbeitsverdienst  für  Versicherungszwecke  nur  der  öffentlichen 
Armenpflege  künftige  Kosten  erspare.  Schließlich  war  bei  den  Renten  zu 
berücksichtigen,  daß  hier  eine  Verschleierung  des  Verdienstes  nicht 
möglich  ist  und  daß  hier  nicht  Nebeneinnahmen  aus  der  Rente  der  Ver- 
waltung unbekannt  bleiben  können.  Es  sollen  deshalb  10  M.  in  jedem 
Rentenfall  außer  Ansatz  bleiben.  Bei  den  Kriegsrenten  wurde  dieser 
Betrag  auf  20  M.  erhöht,  um  der  allgemeinen  Volksstimmung,  einer 
Besserstellung  der  Kriegsbeschädigten,  Rechnung  zu  tragen.  Ausdrücklich 
wurde  aber  betont,  daß  eine  solche  Regelung  als  vorläufig  zu  betrachten 
ist,  weil  die  nicht  erwerbsfähigen  Kriegsbeschädigten  und  Kriegshinter- 
bliebenen auf  die  Dauer  vor  öffentlicher  Armenpflege  durch  ihre  Renten 
zu  schützen  sind,  und  es  Aufgabe  des  Reiches  ist,  die  Kriegsfolgen  zu. 
beseitigen.  Zuwendungen  der  privaten  oder  kirchlichen  Armen-  und 
Wohlfahrtspflege  sollen  bis  20  M.  bei  Bemessung  der  Ausschlußsätze 
unberücksichtigt  bleiben,  weil  andernfalls  die  Gemeinschaftsarbeit  der 
öffentlichen  und  privaten  Fürsorge  gefährdet  ist.  Rechnet  die  öffentliche 
Fürsorge  kleine  Unterstützungen  der  privaten  Fürsorge  voll  an,  so  wird 
diese  nicht  gern  mit  der  öffentlichen  Armenpflege  gemeinschaftlich  wirken, 
weil  sie  sonst  in  ihrer  Tätigkeit  nur  eine  Entlastung  der  öffentlichen  Armen- 
pflege erblickt.  Sollten  im  einzelnen  Fall  Unwürdigen  Mittel  aus  privater 
Unterstützung  zufließen,  so  wird  es  möglich  sein,  durch  Auseinandersetzung 
mit  dem  Spender  dieser  Gaben  eine  Neuregelung  herbeizuführen,  jedenfalls 
darf  der  formelle  Weg  der  Anrechnung  auf  die  eigene  Hilfe  durch  die 
öffentliche  Armenpflege  nicht  beschritten  werden.  Ausschlußsätze  sind 
keine  festgelegten  Grenzen,  die  von  den  Pflegern  nicht  über-  oder  unter- 
schritten werden  dürfen.  Sie  sollen  nur  als  Richtungsmaßstab  wirken 
und  dem  Pfleger  eine  Hilfe  bei  unberechtigten  Anforderungen  unwürdiger 
Antragsteller  bieten,  andererseits  müssen  sie  in  allen  Fällen  dringender 
Notlage,  besonders  in  Familien  mit  vielen  kleinen  Kindern,  zur  völligen 
Heilung  von  Krankheiten,  zu  Zwecken  vorbeugender  Hilfe  auch  über- 
stiegen werden  können.  Nach  dem  Statut  des  Frankfurter  Wohlfahrts- 
amts sind  die  Kreise  befugt,  ohne  Zustimmung  des  Amtes  die  Ausschluß- 
sätze bis  zu  50  %  zu  überschreiten.    Durch  diese  Möglichkeit  ist  die 


s 
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Einsetzung  einer  für  den  einzelnen  Fall  gerechtfertigten  höheren  Unter- 
stützung ermöglicht  und  die  individuelle  Fürsorge  gewährleistet.  So  ist 
auch  in  der  Begründung  der  Frankfurter  Ausschlußsätze  *)  für  die  Pfleger 
und  Wohlfahrtsbeamten  ausdrücklich  festgestellt,  daß  „sie  die  Ausschluß- 
sätze  nur  als  Maßstab  zu  betrachten  haben,  die  keine  festen  Schranken 
sein  dürfen,  sondern  nur  eine  Richtschnur  und  ein  Hilfsmittel  des  Armen- 
pflegers, der  im  übrigen  den  Bedürfnissen  jeden  einzelnen  Falles  die 
Unterstützung  anzupassen  hat". 


Zur  Verminderung  der  Armenlasten. 

Von  Direktor  Martin  Ulbrich,  Magdeburg-Cracau. 

In  den  beiden  letzten  Jahrzehnten  sind  auch  ohne  Einrechnung  der 
Aufwendungen  für  Kriegsbeschädigte,  die  nicht  in  die  Armenpflege  ge- 
hören, die  Ausgaben  der  Gemeinden,  Kreisverbände  und  Provinzen  für 
diese  Aufgabe  derart  gestiegen,  daß  es  geboten  ist,  darüber  nachzudenken, 
wie  man  sie  entsprechend  vermindern  kann. 

Das  wird  am  ehesten  auf  dem  Gebiet  der  Anormalenfürsorge  möglich 
sein,  die  nicht  nur  den  ausgedehntesten,  sondern  auch  den  kostspieligsten 
Teil  der  Armenfürsorge  ausmacht.  Einmal  sind  Anormale  schwerer 
unterzubringen  als  andere  Arme,  sodann  ist  auch  ihre  Verpflegung  be- 
deutend teuerer,  da  viele  von  ihnen  besonderer  Einrichtungen  bedürfen. 

Schon  ein  oberflächlicher  Blick  auf  das  Anormalenelend  läßt  erkennen, 
was  für  Kosten,  Mühe  und  Umstände  mit  seiner  Bekämpfung  verbunden 
sind.  Nach  ungefährer  Schätzung  gab  es  im  Jahre  1914  in  Deutschland 
37000  Blinde,  40000  Taubstumme,  63000  Schwachsinnige  und  Blöde, 
60000  Epileptiker,  15  000  Lupuskranke  und  250000  Krüppel,  im  ganzen 
.465000  Anormale,  eine  Ziffer,  die  der  Bevölkerung  des  Herzogtums 
Braunschweig  entspricht.  Die  meisten  dieser  Leute  können  sich  nicht 
selbst  unterhalten,  sondern  müssen  auf  Kosten  anderer  versorgt  oder  unter- 
stützt werden.  Daher  bedeutet  ihr  Vorhandensein  für  die  Allgemeinheit 
einen  Millionenaufwand,  den  allerlei  Instanzen  aufzubringen  haben. 

Vor  etwa  100  Jahren  gab  es  bei  uns  keine  Anormalenfürsorge.  Man 
überließ  es  den  meisten  dieser  Unglücklichen,  sich  selbst  durch  die  Welt 
zu  schlagen.  Nur  ein  kleiner  Teil  wurde  in  Spitälern  oder  Armenhäusern 
geborgen.  Erst  nach  den  Freiheitskriegen  begann  die  Öffentlichkeit  sich 
auf  ihre  große  Schuld  zu  besinnen,  indem  sie  anfing  die  Blinden  und 
Taubstummen  unter  staatliche  oder  provinzielle  Fürsorge  zu  stellen.  Man 
ging  von  der  Schulpflicht  des  Sechsjährigen  aus  und  richtete  Blinden-  und 

(     1     *)  Die  Denkschrift  über  die  Feststellung  der  Ausschlußsätze  ist  kostenlos  vom 
Wohlfahrtsamt  zu  beziehen. 
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Taub  Stummenschulen  für  sie  ein.  Auf  Anregung  des  Pfarrers  Julius 
Disselhoff  zu  Kaiserswerth,  der  im  Jahre  1857  seine  bekannte  Schrift: 
„Gegenwärtige  Lage  derKretinen,  Idioten  und  Blödsinnigen  in  Deutschland" 
schrieb,  ließ  man  die  Idiotenfürsorge  folgen,  die  samt  der  Fürsorge  für 
die  Epileptischen  durch  das  Gesetz  vom  11.  Juni  1891  für  Preußen  eine 
feste  Form  erhielt.  Die  andern  Staaten  kamen  damit  früher  oder  später 
nach. 

Für  die  gemeingefährlichen  Lupuskranken  und  für  das  größte  Elends- 
gebiet, die  Krüppel,  fehlt  leider  noch  jede  gesetzliche  Regelung.  Einen 
Versuch  dazu,  den  der  Abgeordnete  Hinz  mann  im  März  1 9 1 8  im  preußischen 
Landtag  unternahm,  haben  die  Novemberereignisse  vereitelt.  Was  bisher 
dafür  geschehen  ist,  wird  der  kirchlichen  und  humanitären  Fürsorge  ver- 
dankt, die  allerlei  Anstalten  und  Hilfsstellen  einrichtete,  wo  Krüppeln  Beistand 
und  Behandlung  geboten  wird.  Die  Folge  dieser  unzulänglichen  Fürsorge 
ist  nicht  bloß  der  Übelstand,  daß  davon  nur  ein  kleiner  Teil  der  Hilfs- 
bedürftigen erfaßt  wird,  sondern  auch  die  Tatsache,  daß  sie  bei  einer 
großen  Zahl  der  letzteren  zu  spät  einsetzt,  wenn  Heilung  oder  Besserung 
nicht  mehr  möglich  ist. 

Dazu  kommt,  daß  auch  auf  dem  Gebiet  der  gesetzlich  geregelten 
Hilfe  die  Maschen  des  Netzes  derart  weit  geknüpt  sind,  daß  immer  noch 
eine  beträchtliche  Zahl  von  Blinden,  Taubstummen,  Idioten  und  Epileptikern 
draußen  bleibt  und  daher  keiner  fachmännischen  Hilfe  teilhaftig  wird. 
Schon  der  Umstand,  daß  der  Staat  diese  Hilfsmaßnahmen  lediglich  unter 
dem  Gesichtswinkel  der  Schulpflicht  trifft,  gibt  den  bis  dahin  verantwortlichen 
Stellen  Spielraum  genug,  allerlei  unverzeiliche  Fehler  und  Unterlassungs- 
sünden zu  begehen,  die  hernach  nicht  wieder  gut  gemacht  wrerden  können. 

Vor  aller  Augen  laufen  viele  Schwachsinnige,  Blöde  und  Geisteskranke 
in  der  Welt  umher,  die  durch  ihre  Ungebundenbeit  nicht  selten  zu  einer 
Gefahr  für  die  Umwelt  werden.  Um  nur  einen  Notstand  herauszugreifen, 
sei  auf  die  schwachsinnigen  Mädchen  hingewiesen,  die  einesteils  dem  Dirnen- 
tum verfallen  und  damit  eine  Seuchengefahr  bilden,  andererseits  von  ge- 
wissenlosen Männern  verführt  werden  und  weiter  schwachsinnige  Kinder 
in  die  Welt  setzen,  welche  die  Steuerkassen  erneut  belasten.  Wie  manches 
dieser  Mädchen  hätte,  beizeiten  in  einer  schützenden  Anstalt  geborgen,  zu 
einer  wertvollen  Arbeitskraft  herangebildet  werden  können,  zwar  nicht  für 
den  großen  Lebensmarkt  geschaffen,  wohl  aber  für  die  Arbeit  in  der  Stille 
tüchtig  und  brauchbar.  Es  ist  bekannt,  daß  die  Idiotenanstalten  gerade 
aus  solchen  Zöglingen  sich  wertvolle  Hilfskräfte  heranzuziehen  wissen,  die 
an  Hingabe  und  Treue  unter  normalen  Menschen  ihres  Gleichen  suchen. 

Nicht  besser  sieht  es  auf  dem  Gebiet  des  Krüppelelends  aus,  das  in 
sich  unglaublich  viele  verpfuschte  Mensciien  besitzt,  die  verbittert  und 
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vergrämt,  zuweilen  auch  verbrecherisch  ausgeartet,  die  Allgemeinheit  be- 
schweren. Wie  eindringlich  hat  man  gerade  hier  seitens  der  Heime  und 
Fürsorgevereine  die  Menge  aufzuklären  gesucht  in  dem  Sinne,  daß  zeitige 
Hilfe  die  beste  sei.  Aber  die  vielen  Klagen  beweisen,  daß  der  Erfolg 
noch  viel  zu  wünschen  übrig  läßt.  Daß  aber  weitgehende  Hilfe  möglich 
ist,  zeigt  die  bisherige  Erfolgsstatistik,  wonach  ein  reichliches  Drittel  der 
Pfleglinge  ganz  entkrüppelt  werden  kann,  während  ein  zweites  Drittel 
bedingt  erwerbsfähig  wird,  so  daß  nur  ein  ganz  bescheidener  Rest  dauernder 
Anstaltspflege  verbleibt. 

Ein  großer  Übelstand  ist  häufig  der  widerstrebende  Wille  der  Eltern 
und  die  Trägheit  der  Gemeindevorstände,  die  nicht  übersehen,  was  sie  mit 
ihrer  Unterlassung  anrichten.  Nicht  selten  kommt  es  vor,  daß  solche 
Eltern  ihre  Kinder  aus  der  besten  Behandlung  reißen,  oder  daß  die  Ge- 
meinde plötzlich  die  Zahlung  der  Kosten  verweigert,  um  später  durch 
jahrzehntelange  Armenlasten  dafür  zu  büßen,  ungerechnet  den  Umstand, 
idaß  ein  nützlicher  Mensch  weniger  auf  der  Welt  ist. 

Die  Zahl  der  verpfuschten  Anormalen  geht  in  die  Zehntausende, 
wofür  die  Allgemeinheit  Millionen  aufwenden  muß,  ohne  daß  damit  etwas 
anderes  erzielt  wird  als  das  Hinfristen  armseliger  Menschenleben.  Daher 
tut  unserm  Volke  eine  straffe  Anormalenfürsorge  not,  die  keinen  fürsorge- 
bedürftigen Menschen  außer  Acht  läßt  und  durch  strenge  Maßnahmen 
aller  Torheit  und  Verkehrtheit,  die  der  Hilfe  hindernd  in  den  Weg  tritt, 
vorbeugt.  Das  gesamte  Anormalenelend  stellt  eine  ungeheure,  auf  unserm 
Vaterland  lastende  Hypothek  dar,  wovon  ein  großer  Teil  durch  weise 
Gesetze  und  verständige  Anwendung  derselben  in  ein  reichlich  zinstragendes 
Wirtschaftskapital  verwandelt  werden  kann.  Mancher  Schaden  der  Gegen- 
wart ist  in  absehbarer  Zeit  nicht  abzustellen.  Hier  aber  liegt  ein  großes 
Übel  vor,  das  besserungsfähig  ist.  Mögen  verständige  Gesetzgeber  die 
richtigen  Maßnahmen  treffen  und  willige  Hände  an  ihrer  Ausführung 
arbeiten.  Es  handelt  sich  um  kostbare  Menschenwerte,  die  man  nicht 
zählen,  sondern  wägen  soll.  Je  nachdrücklicher  aber  der  Schaden  ange- 
griffen wird,  desto  größer  wird  der  Gewinn  unseres  Volkes  sein,  das  seine 
nützlichen  Kräfte  zum  Wohle  der  Gesamtheit  gemehrt  sieht. 


Berufsvormundschaft  und  organisierte  Einzelvormundschaft. 

In  den  Ausführungen  von  M.  Rösing  in  Heft  10 — 12  dieses  Blattes 
kommt  Erstaunen  darüber  zum  Ausdruck,  daß  der  im  September  1918 
begründete  „Deutsche  Verband  für  organisierte  Einzelvormundschaft" 
(der  Zusammenschluß  von  Organisationen,  die  bisher  schon  organisierte 
Einzelvormundschaft  betrieben)  nicht  sofort  den  engsten  Anschluß  an  das 
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Archiv  der  Berufsvormünder  gesucht  hat,  und  es  wird  die.  Befürchtung 
ausgesprochen,  daß  die  neue  Organisation  zur  Zersplitterung  der  gleich- 
artigen Aufgaben  und  Interessen  beitragen  könne.  Wer  der  Gründung 
des  Verbandes  beiwohnte  (Fräulein  Rösing  war  nur  bei  der  Sitzung  des 
ersten  Tages  anwesend),  der  weiß,  daß  die  Aufgaben  und  Ziele,  die  sich 
der  Verband  gesetzt  hat,  diese  Befürchtung  in  keiner  Weise  rechtfertigen, 
daß  gerade  bei  diesen  ersten  Sitzungen  der  Anschluß  als  Mitglied  an  das 
Archiv  der  Berufsvormünder  sofort  inbetracht  gezogen  und  die  Zusammen- 
arbeit mit  den  bestehenden  Berufs  Vormundschaften  und  die  gegenseitige 
Ergänzung  als  das  zu  erstrebende  Ziel  betont  wurde.  Die  Gründung  des  i 
Verbandes  fiel  in  eine  zur  Verbreitung  seiner  Gedanken  und  zur  Durch- 
führung seiner  praktischen  Aufgaben  sehr  unglückliche  Zeit,  und  so  hat 
er  bisher  ein  nur  bescheidenes  Dasein  geführt.  Trotz  der  veränderten 
Verhältnisse  sind  aber  die  begründenden  Vereine  überzeugt,  daß  der  Zu- 
sammenschluß gut  war  und  die  dem  Verband  zufallenden  Aufgaben  auch 
in  der  Zukunft  nicht  bedeutungslos  sein  werden.  Es  erscheint  deswegen 
angemessen,  Zweck  und  Ziel  des  Verbandes  für  organisierte  Einzelvor- 
mundschaft an  dieser  Stelle  kurz  zu  schildern  und  zu  begründen,  warum 
der  völlige  Zusammenschluß  mit  dem  Archiv  trotz  des  dringenden  Wunsches 
gedeihlicher  Zusammenarbeit  nicht  das  Richtige  wäre.  Das  Archiv  wird 
diese  Gründe  auch  als  berechtigt  anerkennen  müssen. 

Der  Verband  für  organisierte  Einzelvormundschaft  zeigt  schon  durch 
seinen  Namen,  daß  er  ein  Stützpunkt  für  Einzelvormünder  sein  will.  Er 
ist  aus  der  Erkenntnis  heraus  entstanden,  daß  die  Einzelvormundschaft 
stärker  als  bisher  durch  Zusammenschluß  ihrer  Mitglieder  gefördert  und 
von  dem  beschämenden  Vorwurf  befreit  werden  müsse,  daß  diese  ehren- 
amtliche Tätigkeit  wirklich  ganz  und  gar  versagt  habe. 

Wer  in  der  praktischen  Jugendfürsorgearbeit  Gelegenheit  hatte,  mit 
vielen  der  jetzt  so  oft  geschmähten  Einzelvormünder,  auch  den  männ- 
lichen, zusammenzuarbeiten  und  das  warme  Interesse  von  manchen,  ihre 
Opferbereitschaft  und  wirklich  fürsorgende  Liebe  für  ihre  Mündel  kennen 
zu  lernen,  der  weiß,  daß  hier,  trotz  aller  zugegebenen  Mängel  wertvolle 
Kräfte  erhalten  und  gehoben  werden  können,  und  daß  wahrlich  nicht 
immer  Gleichgültigkeit,  Unlust  und  Bequemlichkeit,  sondern  ebenso  häufig 
beim  besten  Willen  des  Einzelnen  nur  Unkenntnis,  fehlende  Beratung 
und  Zeitmangel,  Mißgriffe  und  Fehler  verursachten,  die  für  das  Schicksal 
des  einzelnen  Kindes  verhängnisvoll  werden  konnten.  —  Und  gerade 
diesem  Versagen  gutwilliger  Vormünder  hofft  die  organisierte  Einzelvor- 
mundschaft begegnen  zu  können.  Sie  will  das  Verantwortlichkeitsgefühl 
des  Einzelvormunds  stärken,  sie  will  durch  Unterweisungskurse  in  die 
Pflichten  einführen  und  für  die  Arbeit  begeistern,  sie  will  in  schwierigen 
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Rechtsfragen,  in  Eingaben  und  Klagen  beraten  und  unterstützen,  sie  will 
dem  Vormund  manchen  unnötigen  Gang  ersparen  und  manchen  wichtigen 
erleichtern  und  ihm  helfen,  möglichst  viel  Zeit  zu  gewinnen  für  die  per- 
sönliche Fürsorge  für  das  Mündel. 

Der  Verband  für  organisierte  Einzelvormundschaft  ist  von  dem  Segen 
ier  Einrichtung  der  ßerufsvormundschaft  voll  überzeugt  und  erkennt  ihre 
großen  Leistungen  in  der  Fürsorge  für  die  Unehelichen,  insbesondere 
hre  Erfolge  auf  bevölkerungspolitischem  und  volkswirtschaftlichen  Gebiet 
lurch  das  rechtzeitige  Einsetzen  einer  planmäßigen,  auf  größter  Sach- 
kenntnis beruhenden  Durchführung  der  Alimentenklage  bedingungslos  an. 
Der  Verband  für  organisierte  Einzelvormundschaft  wird  auch  die  Aus- 
breitung der  Berufs  Vormundschaft  in  keiner  Weise  hindern,  sondern  ihre 
jäegensreiche  Durchführung  durch  Schulung  und  Erziehung  von  Einzel- 
Vormündern  und  Vormünderinnen  zur  Übernahme  geeigneter,  besonderer 
Persönlicher  Fürsorge  bedürfender  Vormundschaften  fördern.  Die  organi- 
sierte Einzelvormundschaft  kann  auch  an  Orten,  in  denen  die  Berufs- 
Vormundschaft  noch  nicht  eingerichtet  ist,  die  vormundschaftliche  Tätigkeit 
'ibernehmen,  und  wenn  sie  sich  vor  zu  große  Aufgaben  gestellt  sieht, 
,'iie  Notwendigkeit  der  Einführung  der  Berufsvormundschaft  anregen  oder 
fördern. 

Das  Archiv  der  Berufsvormünder  hat  bei  der  Propagierung  seiner 
[dee  das  Versagen  des  Einzelvormunds  stets  sehr  stark  betont  und  ist 
^aher  wohl  weniger  als  ein  selbständiger  Verband  in  der  Lage,  stark 
werbende  Kraft  zur  Gewinnung  von  Einzelvormündern  zu  betätigen,  wenn 
1iuch  schon  einzelne  Berufsvormundschaften  sich  gern  der  Hilfe  der  organi- 
sierten Einzelvormundschaft  bedient  oder  sich  zur  Beratung  der  Einzel- 
"rormünder  bereit  gefunden  haben.  Die  Berufsvormundschaft,  die  neben 
len  verantwortlichen  Berufsvormund  im  wesentlichen  unverantwortlich 
'bleibende  Hilfskräfte  beschäftigt,  wird  leichter  dazu  kommen,  dem  Einzel- 
j'rormund  eine  weniger  selbständige,  verantwortliche  Stellung  zuzuerkennen, 
wie  es  gerade  im  Interesse  einer  wirklich  persönlichen  Fürsorge  wünschens- 
'vert  erscheint. 

Wenn  M.  Rösing  in  dem  erwähnten  Aufsatz  noch  den  Wunsch 
ausspricht,  daß  eine  künftige  Gesetzesänderung  den  Männern  ähnliche 
Ablehnungsrechte  zur  Übernahme  von  Vormundschaften  wie  den  Frauen 
gewähren,  bzw.  das   Ehrenamt  des  Vormunds  zu  einem  durchaus  frei- 
Villigen  machen  möge,  so  scheint  mir  dieser  Vorschlag  überhaupt  und 
n  den  jetzigen  Zeitverhältnissen  noch  besonders  nicht  berechtigt.  Denn 
einerseits  ist  die  Zahl  der  Kinder,  die  entweder  nicht  durch  die  Berufs- 
ormundschaft  erfaßt  werden  oder  bei  denen  es  wünschenswert  ist,  daß 
Hie  Berufs  Vormundschaft  durch  die  besondere  persönliche  Fürsorge  eines 
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Einzelvormunds  ersetzt  wird,  nicht  so  gering  und  andererseits  wäre  zu 
befürchten,  daß  die  Freiwilligkeit  der  Übernahme  des  Amtes  die  Mit- 
arbeit auch  solcher  Männer  verhindern  würde,  die  eine  übernommene 
staatsbürgerliche  Pflicht  treu  und  gewissenhaft  erfüllen.  Mir  erscheint 
gerade  umgekehrt  die  Forderung  geboten,  daß,  nachdem  die  Frauen  jetzt 
gleiche  Rechte  genießen,  sie  auch  in  staatsbürgerlichen  Pflichten  den 
Männern  gleichgestellt  werden  und  ihnen  die  Ablehnung  einer  Vormund- 
schaft nur  aus  besonderen,  vom  Gesetz  zu  bestimmenden  Gründen  ge- 
stattet werde.  Auch  ist  es  der  politisch  zu  selbständigem  Denken  und 
selbständiger  Entscheidung  berufenen  Frau  letzten  Endes  nicht  würdig, 
von  der  widerruflichen  Erlaubnis  des  Ehegatten  in  der  Erfüllung  einer 
staatsbürgerlichen  Pflicht  abhängig  zu  sein,  deren  Ausübung  sehr  vielen 
Frauen  durch  die  persönliche  Fürsorge  so  ganz  besonders  liegt.  —  Das 
Amt  ist  außerordentlich  geeignet,  die  Frauen  in  staatsbürgerliche  Pflichten 
einzuführen,  weil  sehr  oft  die  persönlichen  Erfahrungen  des  Einzelfalls 
zu  Aufgaben  hinüberleiten,  die  sich  für  die  Allgemeinheit  ergeben. 

So  glaubt  der  Deutsche  Verband  für  organisierte  Einzelvormundschaft 
in  ebenso  klarer  Erkenntnis  der  vorhandenen  Mängel  wie  in  der  Über- 
zeugung des  Vorhandenseins  wertvoller  Kräfte  dazu  beitragen  zu  können, 
daß  in  der  Not  der  jetzigen  Zeit,  in  der  die  ehrenamtliche  Mitarbeit 
aller  vaterländisch  gesinnten  Männer  und  Frauen  weniger  als  je  zu  ent- 
behren ist,  diese  vorhandenen  Kräfte  für  die  Jugendfürsorge  zu  freudiger 
Mitarbeit  nutzbar  gemacht  werden.  Sicher  werden  viele  in  treuer,  hin- 
gebender Arbeit  einen  segensreichen  Einfluß  auf  Leben  und  Geschick 
des  ihrer  Fürsorge  anvertrauten  Kindes  gewinnen  und  durch  solche  Arbeit 
im  Kleinen  der  Gesamtheit  unseres  Volkes  wertvolle  Hilfe  leisten. 
Lina  Koepp,  Vorsitzende  des  Deutschen  Verbandes  für  organisierte  Einzelvormundschaft. 

Aus  dem  Deutschen  Verein  für  Armenpflege  und  Wohltätigkeit. 

Die  Neuorientierung  und  Neugestaltung:  des  Deutschen  'Vereins  für 
Armenpflege  und  Wohltätigkeit. 

Von  Dr.  W.  Polligkeit,  Schriftführer  des  D.  V.  f.  A.  u.  W.,  Frankfurt  a.M. 

Üie  politischen  und  wirtschaftlichen  Folgen  des  Krieges,  der  Revolution  und  des 
bevorstehenden  Friedensvertrages  sind  in  ihrer  Wirkung  auf  die  Neugestaltung  unseres 
Gresellschafts-  und  Wirtschaftslebens  heute  noch  nicht  völlig  übersehbar.  Daß  sie  aber 
eine  erhebliche  wirtschaftliche  Schwächung  unseres  Volkes  bedeuten  und  weiteste 
Kreise,  die  sich  unter  früheren  Verhältnissen  einer  gesicherten  Lebensweise  erfreuen 
durften,  in  die  Gefahr  des  Notstandes  bringen,  darf  leider  als  gewiß  angesehen  werden. 
Wenn  daher  die  öffentliche  und  private  Fürsorge  ihre  Wirksamkeit,  verglichen  mit 
der  vor  dem  Kriege,  erheblich  ausdehnen  müßte,  so  steht  dem  als  schwerstes  Hemmnis 
die  gewaltige  Herabsetzung  unserer  finanziellen  Leistungsfähigkeit  gegenüber.  Nur 
ein  weises  Beschränken  auf  unerläßliche  Aufgaben  der  Fürsorge,  klare  Ziele  in  der 
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Arbeit,  ein  Vervollkommnen  der  Fürsorgemethoden,  sowie  ein  planmäßiges  Zusammen- 
fassen und  Ausnutzen  aller  finanziellen  und  persönlichen  Hilfskräfte  bieten  die  Gewähr, 
daß  unser  öffentliches  und  privates  Fürsorgewesen  sich  den  kommenden  Verhältnissen 
gewachsen  zeigt.  Wir  stehen  deshalb  vor  der  Notwendigkeit,  das  gesamte  Fürsorge- 
wesen neu  zu  orientieren  und  zu  ordnen.  Aufgabe  einer  Zentralorganisation  wie  des 
Deutschen  Vereins  für  Armenpflege  und  Wohltätigkeit  wird  es  sein,  mit  den  ihr  zu 
Gebote  stehenden  Mitteln  wissenschaftlicher  Forschung  und  praktischer  Versuchstätigkeit 
einen  solchen  Plan  zur  Umgestaltung  des  Fürsorgewesens  auszuarbeiten  und  im  Zu- 
sammenwirken mit  den  Staats-  und  Gemeindebehörden  wie  mit  den  Körperschaften 
der  freien  Wohlfahrtspflege  in  die  Tat  umzusetzen.  Zunächst  wird  man  Klarheit 
darüber  zu  gewinnen  suchen  müssen,  welche  Aufgaben  der  Fürsorge  unerläßlich  sind, 
um  Deutschland  wirtschaftlich,  gesundheitlich  und  charakterlich  leistungsfähig  zu  erhalten. 
Gegenüber  der  häufig  anzutreffenden  Vorstellung,  daß  wirtschaftliche  Momente  für  den 
Wiederaufbau  der  Volkskraft  ausschlaggebend  seien,  ist  zu  betonen,  daß  sich  die  Arbeits- 
kraft der  Bevölkerung  nur  erhalten  läßt,  wenn  sie  sich  auf  eine  zweckentsprechende 
Gesundheitspflege  und  Erziehungstätigkeit  stützt.  Neben  der  wirtschaftlichen  Fürsorge 
müssen  wir  deshalb  auch  die  Gesundheits-  und  Erziehungsfürsorge  in  den  Kreis  des 
Fürsorgeplanes  einbeziehen.  Auf  allen  drei  Gebieten  wird  es  zum  wenigsten  unsere 
Aufgabe  sein,  ein  Mindestmaß  an  Lebensunterhalt,  an  Gesundheitspflege  und  Erziehung 
für  jeden  Bürger  sicherzustellen.  Wieweit  wir  darüber  hinaus  dem  Einzelnen  bei 
Gefährdung  seiner  Existenz  mit  Mitteln  der  Fürsorge  behilflich  sein  können,  ihn  vor 
dem  Hinabsinken  aus  seiner  sozialen  Schicht  zu  bewahren,  läßt  sich  nicht  abschätzen. 
Dieses  unter  den  Eindrücken  des  Krieges  aufgestellte  Ideal,  jedem  ein  Anrecht  auf 
ein  Verbleiben  in  seiner  Schicht  zu  verbürgen,  muß  angesichts  der  unabsehbaren  Er- 
schütterung unseres  Wirtschaftslebens  vorerst  undurchführbar  erscheinen.  Um  so  not- 
wendiger ist  es,  unser  gesamtes  Fürsorgewesen  gesetzlich  und  organisatorisch  so  aus- 
zugestalten, daß  an  jedem  Orte  und  zu  jeder  Zeit  eine  Hilfeleistung  wirtschaftlicher, 
gesundheitlicher  und  erzieherischer  Art  für  jeden  verbürgt  werden  kann,  dessen  Existenz 
gefährdet  ist.  Das  Recht  auf  Lebensunterhalt  und  Arbeit,  auf  Gesundheitspflege  und 
Erziehung  ist  jedoch  nicht  denkbar  ohne  nachdrückliche  Betonung  der  Pflichtenseite. 
Man  darf  sogar  sagen:  ohne  die  nachdrückliche  Betonung,  daß  jeder  nach  Maßgabe 
seiner  Kräfte  verpflichtet  ist,  sich  durch  Verwertung  seiner  Arbeitskraft  seinen  Lebens- 
unterhalt zu  verdienen,  sich  gesund  zu  erhalten  und  seine  Kinder  zu  erziehen,  ist  die 
Verbürgung  eines  Rechtes  auf  Hilfeleistung  undenkbar.  Weit  mehr  als  bisher  werden 
wir  die  Selbsthilfe  fordern  und  fördern  müssen;  öffentliche  und  private  Fürsorge  werden 
.  ungenügend  bleiben,  wenn  wir  nicht  mehr  als  bisher  die  Selbsthilfe  der  Familie  und 
berufsständischer  Körperschaften  einspannen.  Erst  in  dem  planmäßigen  Ausgleich  der 
öffentlichen  und  privaten  Fürsorge  mit  der  auf  organisierter  Selbsthilfe  beruhenden 
Wirksamkeit  besteht  die  Möglichkeit,  die  Kräfte  zu  wecken  und  nutzbar  zu  machen, 
um  die  voraussichtlich  künftig  an  uns  herantretenden  Ansprüche  auf  Hilfeleistung  mit 
dem  Reste  von  Leistungsfähigkeit  auszugleichen,  der  uns  nach  diesem  unglücklichen 
Kriege  verbleiben  wTird. 

Für  die  Erhaltung  und  den  Wiederaufbau  unserer  Volkskraft  wird  die  Gestaltung 
uuseres  Fürsorgewesens  von  entscheidender  Bedeutung  sein.  Nicht  nur  das  Reich 
I  und  die  Einzelstaaten,  jede  Stadt,  jede  Gemeinde,  jeder  Gemeindeverband  und  jede 
Vereinsorganisation  müssen  sich  ernstlich  darauf  besinnen,  wie  sie  die  Fürsorge  künftig 
so  wirksam  als  möglich  gestalten  können.  Gewiß  wird,  wie  vorher,  der  Wert  unserer 
Fürsorgearbeit  daran  gemessen  werden,  was  sie  dem  einzelnen  Hilfsbedürftigen  bedeutet. 
Darüber  hinaus  aber  müssen  wir  den  Maßstab  anlegen,  welchen  Gesamtwert  unsere 
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Fürsorge  für  das  Volksganze  besitzt.  Unser  warmes  Mitgefühl  für  die  Notleidenden 
als  der  treibenden  Kraft  für  unsere  Hilfstätigkeit  wollen  und  dürfen  wir  nicht  preis-» 
geben,  aber  mit  nüchterner  Klarheit  müssen  wir  aus  der  Fülle  der  Reforrnbestrebungen 
der  letzten  Jahre  wie  der  Jetztzeit  das  Notwendige  herausschälen.  Jede  Selbsttäuschung 
über  das  Mögliche  und  Notwendige  unserer  Reform  würde  eine  schwere  Enttäuschung 
nach  sich  ziehen.  Unsere  Zeit  birgt  in  sich  die  Gefahr  großer  Pläne  bei  unzuläng- 
lichen Mitteln.  In  diesen  Punkten  der  Berater  der  Reichs-  und  Staatsbehörden,  der 
Gemeindeverwaltungen  wie  der  in  Stiftungen  und  Vereinen  organisierten  freien  Wohl- 
fahrtspflege zu  sein,  erscheint  die  wichtigste  Aufgabe  des  Deutschen  Vereins  für  Armen- 
pflege und  Wohltätigkeit. 

Noch  ist  es  verfrüht,  ein  endgültiges  Arbeitsprogramm  für  den  Verein  aufstellen 
zu  wollen,  aber  in  gewissen  Umrissen  lassen  sich  die  nächsten  Aufgaben  unserer  Reform- 
arbeit schon  erkennen.  Hierzu  gehört  in  erster  Linie  die  baldige  Durchführung  der 
Reform  der  Fürsorge  für  Kriegsbeschädigte  und  Kriegshinterbliebene.  Wichtige  Vor- 
arbeiten liegen  hierfür  seitens  des  Reichsausschusses  der  Kriegsbeschädigtenfürsorge, 
des  Arbeitsausschusses  der  Kriegerwitwen-  und  -w'aisenfürsorge  sowie  der  Sozialen 
Abteilung  der  Nationalstiftung  vor.  Die  Reform  des  Mannschaftsversorgungsgesetzes 
und  des  Militärhinterbliebenengesetzes  ist  von  dem  Reichsarbeitsministerium  als  un-  - 
mittelbar  bevorstehend  hingestellt  worden.  In  einer  Reichsverordnung  vom  8.  Februar 
1919  sind  die  Grundlagen  für  eine  einheitliche  Organisation  der  Kriegsbeschädigten- 
und  Kriegshinterbliebenenfürsorge,  bei  der  militärische  und  bürgerliche,  behördliche 
und  freiwillige  Tätigkeit  in  einer  Hand  vereinigt  werden  soll,  gelegt  worden.  Die 
Durchführung  dieser  Reform  wird  wesentlich  auf  den  Schultern  des  neuerdings  beim 
Reichsarbeitsministerium  begründeten  Reichsausschusses  der  Kriegsbeschädigten-  und 
Kriegshinterbliebenenfürsorge  und  der  ihm  nachgeordneten  Stellen  ruhen.  Die  be- 
rechtigten Ansprüche  der  Kriegsbeschädigten  und  Kriegshinterbliebenen  vorzugsweise 
zu  befriedigen,  ist  eine  öffentliche  Pflicht,  die  wir  trotz  der  wirtschaftlichen  Schwächung 
unseres  Volkes  uneingeschränkt  anerkennen  müssen.  Eine  durchgreifende  Versorgung 
wird  sich  aber  kaum  ermöglichen  lassen,  wenn  wir  nicht  die  Hilfsmöglichkeiten  der 
allgemeinen  Wohlfahrtspflege  auch  für  die  Kriegsopfer  nutzbar  machen.  Hier  berühren 
sich  die  Sonderinteressen  der  Kriegsfolgenhilfe  mit  den  allgemeinen  Problemen  der 
öffentlichen  und  privaten  Fürsorge.  Wenn  wir  nun  aber  die  Versorgung  der  Kriegs- 
opfer nicht  ohne  weitgehende  Inanspruchnahme  der  allgemeinen  Fürsorgeeinrichtungen 
werden  durchführen  können,  so  folgt  daraus  für  uns  die  Verpflichtung,  letztere  so  zu 
gestalten,  daß  sie  den  berechtigten  Sonderinteressen  der  Kriegsbeschädigten  und  Kriegs- 
hinterbliebenen gerecht  werden  können.  Sich  diesen  veränderten  Verhältnissen  anzu-  . 
passen,  ist  eine  der  dringlichsten  Aufgaben  der  öffentlichen  und  privaten  Fürsorge  in 
der  nächsten  Zukunft. 

Ein  weiteres  greifbares  Ziel  unserer  Reformbestrebungen  liegt  in  der  baldigen 
Inangriffnahme  eines  neuen  Reichs- Armeugesetzes.  Seitdem  wir  durch  Beitritt  Elsaß- 
Lothringens  und  Bayerns  im  Reiche  wenigstens  in  formaler  Beziehung  ein  einheitliches 
Armenrecht  erreicht  haben,  steht  als  nächstes  Ziel  der  Erlaß  eines  einheitlichen 
materiellen  Armenrechtes  vor  uns.  Bei  dieser  Gelegenheit  werden  jedoch  die  gesamten 
Reformvorschläge,  die  seit  Jahren  von  unserem  Verein  vertreten  wurden,  einer  Nach- 
prüfung unterzogen  werden  müssen.  Seine  Hauptforderungen  gingen  auf  folgende 
Punkte: 

1.  einheitlicher  Inhalt  der  Unterstützungspflicht  (angemessener  Lebensunterhalt, 
Erziehung  und  Berufsbildung,  Obdach,  Kraukenpflege,  Begräbnis); 

2.  Übernahme  der  Unterstützungspflicht  auf  den  Aufenthaltsort  des  Bedürftigen; 
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3.  Schaffung  leistungsfähiger  Aimenverbände; 

4.  wirksame  Durchführung  einer  Aufsicht  über  die  Armenbehörden. 

Manche  dieser  Forderungen  sind  unter  der  Wirkung  des  Krieges  und  der  Re- 
volution dringlich  geworden.  Eine  Fortdauer  landesgesetzlicher  Regelung  des  Inhaltes 
der  Unterstützungspflicht  ist  schon  deswegen  nicht  mehr  aufrecht  zu  erhalten,  weil  wir 
mit  der  Verschmelzung  mehrerer  Einzelstaaten  zu  neuen  Staaten  rechnen  müssen.  Auch 
die  gleichmäßige  Einbeziehung  der  wirtschaftlichen  Sicherstellung  der  Erziehung  und 
Berufsausbildung  in  den  Kreis  der  Pflichtaufgaben  der  Armenpflege  ist  heutzutage 
unabweisbar.  Ebenso  gehört  die  Frage  des  Ersatzes  des  Unterstützungswohnsitzprinzips 
durch  das  Aufenthaltsprinzip  zu  den  Problemen,  die  infolge  der  starken  Bevölkerungs- 
verschiebung während  des  Krieges  auf  eine  baldige  Lösung  drängen.  Die  Schaffung 
leistungsfähiger  Verbände  —  ebenfalls  eine  seit  Jahren  erhobene  Forderung  —  darf 
heute,  wo  zahlreiche  Gemeinden  unter  der  Steuerlast  zusammenzubrechen  drohen,  als 
die  Kardinalfrage  einer  Reform  der  öffentlichen  Armenpflege  angesehen  werden.  Im 
unmittelbaren  Zusammenhang  damit  steht  die  Durchführung  einer  Aufsicht  über  den 
Vollzug  der  öffentlichen  Armenpflege,  wobei  es  eine  offene  Frage  ist,  ob  diese  Auf- 
sicht staatlicherseits  ausgeübt  oder  eigenen  Aufsichtsorganen  der  Selbstverwaltungs- 
körper überlassen  werden  soll.  Schon  diese  Skizzierung  der  wichtigsten  Teilfragen 
zeigt,  wie  dringlich  es  ist,  daß  die  gesetzliche  Reform  der  öffentlichen  Armenpflege 
unverzüglich  vorbereitet  wird.  Sie  muß  um  so  dringlicher  erscheinen,  wenn  man  sich 
vergegenwärtigt,  daß  wir  einer  Zeit  zunehmender  Notstände  allgemeiner  Art  entgegen- 
gehen und  es  das  Interesse  gesunden  Volkslebens  erfordert,  daß  wir  jedem  im  Falle 
der  Not  ein  Mindestmaß  an  menschenwürdiger  Lebensmöglichkeit  verbürgen  können. 

Als  weiteres  Ziel  gesetzlicher  Reform  kommt  sodann  die  reichs-  und  landesrecht- 
liche Regelung  der  öffentlichen  Jugendfürsorge  in  Betracht,  für  die  unser  Verein  zu- 
sammen mit  anderen  führenden  Zentralorganisationen  auf  dem  Deutschen  Jugend- 
fürsorgetag 1918  die  einmütig  gebilligte  Forderung  des  Erlasses  eines  Reichs-Rahmen- 
gesetzes erhoben  hat.  Nachdem  in  den  Vorarbeiten  für  die  neuö  Reichsverfassung  die 
Kinder-  und  Jugendfürsorge  in  die  Materien  einbezogen  worden  ist,  welche  das  Reich 
einheitlich  regeln  kann,  und  außerdem  verlautet,  daß  das  Reichsamt  des  Innern  einen 
entsprechenden  Gesetzentwurf  vorbereitet,  besteht  begründete  Aussicht,  daß  die  seit 
langem  in  Fachkreisen  erhobenen  Forderungen  baldigst  erfüllt  werden.  Unsere  Auf- 
gabe wird  es  sein,  bei  der  Aufstellung  dieses  Entwurfes  gutachtlich  mitzuwirken  und 
ihn  in  der  Öffentlichkeit  zu  vertreten.  Noch  bestehen  Meinungsverschiedenheiten  über 
den  Inhalt  dieses  Gesetzes.  Während  die  einen  das  Hauptgewicht  darauf  legen 
möchten,  daß  das  Gesetz  als  wesentlichen  Inhalt  die  den  Gemeinden  und  Gemeinde- 
verbänden aufzuerlegende  Verpflichtung  enthält,  Jugendämter  als  leistungsfähige  Träger 
der  öffentlichen  Jugendfürsorge  zu  schaffen,  wollen  die  anderen  den  materiellen  Inhalt 
der  öffentlichen  Jugendfürsorge,  insbesondere  die  Fürsorgeerziehung,  Jugendstrafrechts- 
pflege, armenrechtliche  Versorgung  der  Minderjährigen,  Berufsvormundschaft,  gleich- 
zeitig neu  von  Reichs  wegen  regeln.  Wiederum  andere  möchten  hiermit  eine  einheit- 
liche Kodifikation  des  gesamten  Jugendrechtes  verbinden.  Um  sich  bei  dieser  Fülle 
von  Reformvorschlägen  nicht  ins  Unmögliche  zu  verlieren,  muß  man  stets  unsere 
Gesamtlage  im  Auge  behalten  und  sich  auf  das  absolut  Notwendige  künftiger  Reformen 
besinnen.  Unter  diesem  Gesichtspunkt  bleibt  als  Hauptforderung  die  Schaffung  von 
Jugendämtern  in  Städten  und  Gemeindeverbänden  bestehen,  weil  wir  ohne  die  organi- 
satorische Grundlage  finanziell  und  fachlich  leistungsfähiger  Träger  eine  überall  gleich- 
mäßig gut  arbeitende  Jugendfürsorge  nicht  werden  erreichen  können.  Bei  der 
Regelung  des  Aufgabengebietes  der  Jugendämter  wird  man  zu  unterscheiden  haben, 
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welche  Aufgaben  ihnen  übertragen  werden  müssen  oder  übertragen  werden  können. 
Daß  die  gesetzlich  geregelten  Aufgaben  öffentlicher  Jugendfürsorge  zu  ihrer  Kompetenz 
gehören  und,  soweit  diese  reformbedürftig  sind,  in  dem  kommenden  Reichs-Jugend- 
gesetz einer  Neuregelung  unterzogen  werden,  erscheint  selbstverständlich.  Zweifelhaft 
muß  man  jedoch  sein,  ob  und  inwieweit  man  für  die  Kann-Aufgaben  der  Jugendämter 
in  einem  Reichsgesetz  bindende  Vorschriften  erlassen  sollte.  Zunächst  läßt  sich  die 
finanzielle  Tragkraft  des  Reiches,  der  Staaten  und  Gemeinden  zurzeit  noch  nicht  über- 
sehen, und  es  ist  deshalb  ungewiß,  inwieweit  diese  Körperschaften  sich  zu  neuen  Auf- 
wendungen verpflichten  können.  Ferner  wäre  es  bedenklich,  der  freien  Entwicklung 
Schranken  anzulegen,  weil  sich  zurzeit  die  künftige  Abgrenzung  zwischen  öffentlicher 
und  privater  Jugendfürsorge  schwer  abschätzen  läßt.  Haben  daher  im  ganzen  die 
Verhandlungen  des  Deutschen  Jugendfürsorgetages  1918  und  die  Arbeiten  des  von 
unserem  Verein  eingesetzten  Ausschusses  für  öffentliche  Jugendfürsorge  wertvolle 
Unterlagen  für  die  gesetzliche  Reform  beschafft,  so  wird  es  trotzdem  nötig  sein,  sie 
mit  Rücksicht  auf  die  völlig  veränderte  Gesamtlage  nachzuprüfen. 

Neben  dieser  Gesetzesreform  steht  uns  eine  Verwaltungsreform  innerhalb  der 
öffentlichen  und  privaten  Fürsorge  bevor.  In  erster  Linie  handelt  es  sich  um  das 
organisatorische  Problem,  in  Wohlfahrtsämtern  und  Jugendämtern,  für  Gemeinden 
und  Gemeindeverbände  eine  örtliche  Instanz  zu  schaffen,  welche  die  gesamten  Be- 
strebungen der  öffentlichen  und  privaten  Fürsorge  für  einen  bestimmten  Bezirk  unter 
einheitliche  Leitung  stellt.  Es  handelt  sich  nicht  nur  darum,  die  schädlichen  Neben- 
wirkungen der  herrschenden  Zersplitterung  auszuschalten,  sondern  durch  eine  sinnvolle 
Methode  des  Zusammenarbeitens  die  Wirkung  der  Fürsorgearbeit  nach  Möglichkeit  zu 
erhöhen.  Gründe  der  Sparsamkeit  und  der  restlosen  Heranziehung  aller  Hilfskräfte, 
die  unter  heutigen  Verhältnissen  noch  stärkere  Bedeutung  erlangt  haben  als  vor  dem 
Kriege,  sind  es,  welche  diesem  Organisationsproblem  allerseits  aktuelles  Interesse  ver- 
schaffen. Allein  schon  die  Schnelligkeit,  mit  welcher  sich  in  wenigen  Jahren  diese 
Forderungen  nach  einer  Zusammenfassung  der  praktischen  Fürsorgearbeit  durchgesetzt 
haben,  darf  als  ein  Beweis  dafür  gelten,  welche  Wichtigkeit  man  dieser  Neuschöpfung 
beimißt.  Es  wäre  jedoch  verfehlt,  zu  glauben,  daß  überall  bereits  eine  völlig  be- 
friedigende Lösung  dieser  Aufgabe  gefunden  wäre.  Nicht  alle  Wohlfahrts-  und  Jugend- 
ämter sind  einheitlicher  Art.  Viele  mögen  ihr  prunkendes  Firmenschild  tragen,  ohne 
daß  sie  innerlich  den  in  dem  Begriff  der  Wohlfahrts-  und  Jugendämter  steckenden 
Reformgedanken  verwirklichen.  Auch  stößt  man  nicht  selten  auf  Übertreibungen  des 
rationalistischen  Ideengehalts  einer  straffen  Zusammenfassung  der  Fürsorgearbeit. 
Viele  vergessen,  daß  auf  unserem  Gebiete  der  Rationalismus  seine  Grenze  findet  an 
dem  Irrationalen  des  menschlichen  Wesens.  Sehr  nahe  liegt  deshalb  die  Gefahr,  daß 
man  bei  der  Schaffung  von  Wohlfahrts-  und  Jugendämtern  das  Institutionelle,  die 
äußere  Einrichtung,  für  das  Wesentliche  hält,  während  sie  in  Wirklichkeit  nur  den 
Rahmen  für  unsere  Arbeit  abgibt,  die  letzten  Endes  Persönlichkeitspflege  ist.  Wollen 
wir  der  Gefahr  entgehen,  durch  Begründung  von  Wohlfahrts-  und  Jugendämtern  unsere 
Fürsorgearbeit  zu  bureaukratisieren  oder  zu  schematisieren,  so  müssen  wir  eine  Form 
finden,  welche  der  Persönlichkeitspflege  freien  Spielraum  läßt,  aber  den  sicheren  Rück- 
halt ausreichender  äußerer  Hilfseinrichtungen  gewährt.  So  liegt  das  Problem  der 
Gestaltung  von  Wohlfahrts-  und  Jugendämtern  nicht  nur  in  der  Zweckmäßigkeit  des 
äußeren  Aufbaues,  sondern  damit  zusammenhängend  in  der  Lösung  der  Frage,  wie 
die  äußeren  Einrichtungen  zu  einer  Vervollkommnung  des  Inhaltes  unserer  Arbeit 
beitragen  können.  Die  Erfahrungen  mit  den  zurzeit  bestehenden  Amtern  jeder  Art 
sind  durchaus  nicht  als  schlüssig  zu  betrachten;  man  wird  sorgsam  prüfen  müssen, 
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was  an  ihnen  Gutes  und  Bleibendes  ist.  Unser  Verein  wird  Typen  aufzustellen  und 
für  deren  Verbreitung  zu  sorgen  haben.  In  dem  Augenblick,  in  welchem  durch  das 
Reichs-Jugendgesetz  die  Jugendämter  obligatorisch  einzurichten  sind,  erwächst  sofort 
die  Aufgabe,  den  Städten,  Gemeindeverbänden  von  sachkundiger  Stelle  Katschläge 
für  eine  zweckmäßige  Einrichtung  dieser  Ämter  zu  erteilen.  Die  unterschiedlichen 
Verhältnisse  von  Stadt  und  Land,  der  einzelnen  Gebietsteile  unseres  Vaterlandes,  die 
Abgrenzung  zwischen  öffentlicher  und  privater  Jugendfürsorge  sowie  die  Sicherung 
eines  unbehinderten  Zusammenwirkens  seien  als  hierher  gehörige  Teilfragen  angeführt. 
Nach  seiner  ganzen  bisherigen  Tätigkeit  darf  unser  Verein  als  die  berufene  Stelle 
bezeichnet  werden,  die  sich  für  die  allgemeine  Einführung  von  Wohlfahrtsämtern  und 
Jugendämtern  in  Stadt  und  Land  einzusetzen  und  den  beteiligten  Stellen  zu  sach- 
verständigen Beratungen  zur  Verfügung  zu  stellen  hätte. 

Im  engen  Zusammenhang  mit  der  Reorganisation  der  öffentlichen  und  privaten 
Fürsorge  steht  die  Frage  der  fachlichen  Schulung  der  Fürsorgeorgane.  Auch  diese 
Frage  hat,  seitdem  sie  1907  in  Eisenach  von  unserem  Verein  erstmalig  öffentlich  be- 
handelt wurde,  uns  seitdem  unausgesetzt  beschäftigt.  Heute  ist  fachliche  Schulung 
als  eine  unbedingte  Voraussetzung  erfolgreicher  Fürsorgearbeit  dringlicher  denn  je. 
Es  ist  ein  großes  Gebiet,  was  sich  hier  auftut,  beginnend  mit  der  Schaffung  von  Lehr- 
stühlen an  den  Universitäten,  von  Ausbildungsstätten  für  männliche  und  weibliche 
Berufsarbeiter  der  verschiedensten  Art  bis  zu  der  Veranstaltung  von  Kursen  und  Vor- 
trägen für  ehrenamtliche  Mitarbeiter.  Erfolgversprechende  Anfänge  mancherlei  Art 
liegen  hierfür  vor.  Auch  hier  aus  der  Fülle  der  Anregungen  und  Versuche  ein  klares 
Ziel  herauszuarbeiten  und  bewährte  Formen  der  Ausbildung  zu  finden,  ist  ein  Gebot 
der  Stunde.  In  einer  Zeit,  in  der  wir  alles  daransetzen  müssen,  die  weitesten  Volks- 
kreise zur  Mitarbeit  heranzuziehen,  müssen  wir  auch  Gelegenheit  zur  praktischen 
Schulung  schaffen,  ohne  die  sonst  die  Gefahr  des  Dilettantismus  ins  Ungemessene 
wachsen  würde.  Aufgabe  unseres  Vereins  wird  es  sein,  auf  Grund  der  bisherigen 
Erfahrungen  Gesamtpläne  für  den  Ausbau  der  fachlichen  Schulung  im  Fürsorgewesen 
zu  entwerfen  und  an  ihrer  Durchführung  mitzuwirken. 

Aus  der  Zahl  der  Probleme  praktischer  Fürsorgearbeit  seien  nur  einige  als  Ziel- 
punkte unserer  künftigen  Vereinsarbeit  hervorgehoben,  weil  sie  unter  der  Nachwirkung 
des  Krieges  erhöhtes  Interesse  beanspruchen.  In  erster  Linie  handelt  es  sich  um  die 
wirtschaftliche  Verwertung  der  sogenannten  halben  Arbeitskräfte.  Früher  wesentlich 
nur  eine  Frage,  welche  das  Fürsorgewesen  allein  anging,  ist  sie  heute  eine  brennende 
Frage  unserer  Wirtschaftspolitik  geworden.  Noch  steht  dahin,  ob  wir  die  Ausnutzung 
dieser  Arbeitskräfte  der  freien  Wirtschaft,  der  Selbsthilfe  berufsständischer  Körper- 
schaften überlassen  können,  oder  schließlich,  ob  wir  Fürsorgeeinriehtungen  gemein- 
nütziger Art  auf  wirtschaftlicher  Grundlage  schaffen  müssen.  Wahrscheinlich  wird  es 
erst  sorgfältiger  Versuche  bedürfen,  um  die  richtige  Lösung  zu  finden.  Um  so  rascher 
werden  wir  dem  Ziele  näherkommen,  wenn  von  sachkundiger  Stelle  die  Summe  von 
Einzelversuchen,  die  zumeist  von  Vertretern  praktischer  Fürsorgearbeit  geleistet  wurden, 
auf  ihre  Erfolge  und  Fehlschläge  hin  untersucht  werden.  Im  Laufe  seiner  Wirksamkeit 
hat  unser  Verein  dieses  Problem  mehrfach  behandelt;  es  in  seiner  neuen  Gestaltung 
zu  ergründen  und  für  seine  Lösung  einzutreten,  wird  man  wohl  auch  zu  dem  engeren 
Aufgabenkreise  unseres  Vereins  rechnen  dürfen.  Von  ähnlicher  Bedeutung  für  unser 
Volkswohl  ist  das  Problem  wirksamer  Bekämpfung  der  Volksseuchen,  namentlich  der 
Tuberkulose.  Ziele  und  Methoden  der  Gesundheitsfürsorge  sind  innerlich  und  äußerlich 
aufs  engste  mit  denen  wirtschaftlicher  und  erzieherischer  Fürsorge  verknüpft.  Zurzeit 
sind  nebeneinander  an  der  Gesundheitsfürsorge  Einrichtungen  der  verschiedensten  Art 
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beteiligt:  Krankenkassen,  Landesversicherungsanstalten,  Reichs-Angestelltenversicherung 
neben  den  Organisationen  der  allgemeinen  Fürsorge.  Es  ist  nicht  nur  eine  Frage  der 
Organisation,  sondern  auch  der  Methode,  daß  hier  ein  einheitliches  Zusammenwirken 
aller  Beteiligten  erstrebt  wird.  Ob  dies  in  der  Form  der  Begründung  eigener  Zweck- 
verbände der  Gesundheitsfürsorge  geschieht,  wie  sie  neuerdings  mehrfach  vorgeschlagen 
werden,  oder  auf  andere  Weise,  kann  zunächst  dahingestellt  bleiben.  Angesichts  der 
bedrohlichen  Zunahme  der  Volkskrankheiten  wird  es  jedenfalls  unsere  Pflicht  sein, 
auch  auf  diesem  Gebiete  nach  einem  möglichst  rationellen  Ausbau  zu  streben. 

Vergleicht  man  die  fast  verwirrende  Fülle  der  unmittelbar  vor  uns  stehenden 
Aufgaben  mit  den  begrenzten  Kräften,  über  die  ein  Verein  verfügt,  so  mag  manchem 
ein  Zweifel  ankommen,  ob  wir  uns  nicht  zuviel  oder  zu  Großes  zumuten.  Vermessen 
wäre  es,  alle  diese  Ziele  im  gleichen  Tempo  angreifen  zu  wollen.  Auch  hier,  wie  auf 
anderen  Gebieten,  wird  man  den  Unterschied  zwischen  strategischen  Endzielen  und 
taktischen  Angriffszielen  beachten  müssen.  Wollen  wir  aber  die  kommende  Entwick- 
lung beeinflussen  und  uns  nicht  steuerlos  unsicheren  Zielen  entgegentreiben  lassen,  so 
gilt  es,  sich  klar  darüber  zu  werden,  auf  welches  Endziel  wir  auch  unsere  nächste 
Arbeit  einzustellen  haben. 

Entscheidend  für  das  Vorgehen  unseres  Vereins  wird  es  sein,  ob  wir  aktive  Für- 
sorgepolitik im  Sinne  der  Verbreitung  vernünftiger  Grundsätze  praktischer  Fürsorge- 
arbeit betreiben  oder  uns  darauf  beschränken  wollen,  eine  Vermittlungsstelle  zum 
Austausch  von  Erfahrungen  zu  sein,  ohne  die  Absicht,  die  Entwicklung  zu  beeinflussen. 
Es  würde  der  guten  Uberlieferung  unseres  Vereins  widersprechen,  wenn  er  sich  künftig 
auf  eine  passive  Holle,  wie  im  letzteren  Falle,  beschränken  würde.  In  einer  fast  vier 
Jahrzehnte  umspannenden  Vereinswirksamkeit  kann  unser  Verein  sich  darauf  berufen, 
daß  er  nicht  nur  den  Anstoß  zu  Reformen  auf  seinem  engeren  Gebiete  der  Armen- 
pflege und  Wohltätigkeit  gegeben  hat,  sondern  darüber  hinaus  in  der  sozialen  Aus- 
gestaltung der  Armenpflege  zahlreiche  sozialpolitische  Reformen  angeregt  und  erreicht 
hat.  Weit  über  den  in  seinem  Namen  ausgedrückten  Wirkungskreis  umspannt  seine 
Tätigkeit  heute  das  gesamte  öffentliche  und  private  Fürsorgewesen.  Mit  Recht  ist 
deshalb  wiederholt  gewünscht  worden,  diesem  erweiterten  Wirkungskreis  durch  Änderung 
des  Vereinsnamens  in  „Deutscher  Verein  für  öffentliche  und  private  Fürsorge"  Ausdruck 
zu  geben.  Vor  einem  freilich  wird  sich  der  Verein  hüten  müssen:  vor  dem  Irrtum, 
zu  glauben,  daß  er  die  alleinige  Zentralorganisation  der  gesamten  öffentlichen  und 
privaten  Fürsorge  sein  könne.  Hierin  liegt  vielleicht  die  Erklärung  des  Versagens 
mancher  Zentralorganisationen,  daß  sie  zuviel  oder  zu  vielerlei  gewollt  haben.  Ein- 
heitlichkeit bedeutet  nicht  Monopol.  Eine  einheitliche  Leitung  der  gesamten  öffent- 
lichen und  privaten  Fürsorge  ist  nötig.  Wenn  unser  Verein,  getragen  Yon  dem  Ver- 
trauen der  großen  Fachverbände,  auf  dem  Gebiete  des  Fürsorgewesens  sich  mit  der 
Zeit  diese  leitende  Stellung  erringt,  so  ist  das  gewiß  ein  erstrebenswertes  Ziel.  Es 
zu  erreichen,  ist  jedoch  nur  denkbar  durch  sinnvolle  Arbeitsteilung  mit  den  anderen 
Fachorganisationen.  In  erster  Linie  betrifft  dies  das  Verhältnis  zum  Deutschen  Städte- 
tag, des  weiteren  zu  dem  Reichsbund  deutscher  Städte  und  dem  Verband  preußischer 
Landkreise,  insoweit  auch  sie  an  dem  städtischen  und  ländlichen  Fürsorgewesen  be- 
teiligt sind.  Wünschenswert  ist  es,  daß  unser  Verein  mit  diesen  Stellen  ein  Abkommen 
trifft,  worin  er  sich  ihnen  als  Gutachter  und  Auskunftsorgan  in  Fragen  des  Fürsorge- 
wesens zur  Verfügung  stellt.  Aus  den  Kreisen  der  freien  Organisationen  steht  in 
ihren  allgemeinen  Zielen  die  Zentralstelle  für  Volkswohlfahrt  uns  am  nächsten.  Auch 
ihr  gegenüber  ist  eine  Neuabgrenzung  der  Arbeitsgebiete,  andererseits  eine  Verständigung 
über  einheitliches  Vorgehen  auf  gemeinsamen  Gebieten  nötig.    Die  1918  getroffene 
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Vereinbarung,  sich  jeweils  innerhalb  der  beiden  Vorstände  über  ein  einheitliches  Vor- 
gehen bei  öffentlichen  Veranstaltungen  zu  verständigen,  ist  ein  erster  Anfang  zu  einer 
ausgedehnteren  Arbeitsgemeinschaft.  Auf  dem  Gebiete  der  Jugendfürsorge  könnte 
der  Gedanke  auftauchen,  unseren  Verein  auch  als  die  leitende  Stelle  der  öffentlichen 
und  privaten  Jugendfürsorge  aufzufassen  und  auszugestalten.  Reifliche  Erwägungen 
haben  jedoch  dazu  geführt,  daß  zwischen  der  Deutschen  Zentrale  für  Jugendfürsorge 
und  unserem  Vereine  die  vorläufige  Vereinbarung  getroffen  wurde,  daß  erstere  den 
Mittelpunkt  für  die  private  Jugendfürsorge,  letzterer  den  Mittelpunkt  für  die  öffentliche 
Jugendfürsorge  abgeben,  beide  Organisationen  aber  in  ideelle  Arbeitsgemeinschaft 
eintreten  sollten.  Es  würde  die  Kräfte  unseres  Vereins  bei  weitem  übersteigen,  wollte 
er  angesichts  des  Ubermaßes  sonstiger  Aufgaben  auch  die  Gesamtleitung  der  privaten 
Jugendfürsorge  auf  sich  nehmen.  Mit  den  führenden  Organisationen  der  konfessionellen 
Fürsorgearbeit  verbinden  unseren  Verein  seit  langem  die  besten  Beziehungen.  In  einer 
Zeit  wie  der  jetzigen,  in  der  alle  überzeugten  Vertreter  praktischer  Fürsorgearbeit 
mehr  denn  je  das  Gefühl  haben,  daß  Persönlichkeitspflege  nicht  ohne  Gesinnungspflege 
denkbar  ist,  muß  das  Streben,  in  unserem  Volke  den  Gemeinsinn  und  das  soziale 
Pflichtgefühl  zu  wecken  und  zu  fördern,  notwendig  zu  einer  Vertiefung  der  Beziehungen 
zwischen  humanitär  und  religiös  motivierter  Wohlfahrtspflege  führen. 

Weit  mehr  als  bisher  wird  unser  Verein  mit  den  führenden  Stellen  berufsständischer 
Körperschaften  Fühlung  nehmen  müssen.  Vollzieht  sich  jetzt  schon  ein  nicht  geringer 
Teil  freier  Fürsorgetätigkeit  in  den  Standesorganisationen,  so  ist  sehr  wohl  damit  zu 
rechnen,  ja,  man  müßte  darnach  streben,  daß  die  standesmäßige  Fürsorge  für  die 
Berufsgenossen  in  verstärktem  Umfange  von  den  berufsständischen  Körperschaften 
übernommen  würde.  Eine  selbstverständliche  Folge  ist,  daß  Vertreter  dieser  Körper- 
schaften des  Arbeiterstandes,  der  Angestellten  wie  der  freien  Berufe  an  unserer  Vereins- 
arbeit beteiligt  werden. 

Die  Neuorientierung  unserer  Vereinsarbeit  wird  mit  Notwendigkeit  auch  eine 
Neuordnung  der  Geschäftsführung  mit  der  gesamten  Vereinsleitung  zur  Folge  haben 
müssen.  Die  Stärke  unseres  Vereins,  der  er  seine  sachlichen  Erfolge  verdankt,  liegt 
in  der  tatkräftigen  Arbeitsgemeinschaft  einer  größeren  Zahl  führender  Persönlichkeiten 
des  Fürsorgewesens.  In  der  glücklichen  Mischung  von  Vertretern  behördlicher  und 
freiwilliger,  humanitärer  und  konfessioneller  Fürsorge  lag  die  beste  Vorbedingung 
gegenseitiger  Fühlungnahme  und  des  lebendigen  Austausches  der  vielseitigsten  Er- 
fahrungen. An  diesem  Grundsatze  der  Zusammensetzung  des  Zentralausschusses  unseres 
Vereins  sollte  nicht  gerüttelt  werden.  Nur  sollte  man  suchen,  noch  mehr  als  bisher 
in  dem  Ausschuß  die  führenden  Sachverständigen  der  verschiedenen  Fürsorgegebiete 
zu  vereinigen.  Gerade  dann,  wenn  man  sich  unseren  Verein  als  die  führende  Zentral- 
organisation seines  Arbeitsgebietes  vorstellt,  wird  alles  davon  abhängen,  wie  die  Zu- 
sammensetzung des  Zentralausschusses,  in  dem  sich  alle  Richtungen  zu  freier  Gemein- 
schaftsarbeit zusammenfinden  sollen,  gelingt  und  fruchtbar  gemacht  wird.  Es  wird 
nicht  genügen,  daß  der  Zentralausschuß  nur  einmal  jährlich  zu  einer  Sitzung  zusammen- 
tritt; die  Hauptarbeit  wird  in  Sonderausschüssen  geleistet  werden  müssen,  die  in 
kürzeren  Pausen  zusammentreten  und  die  Beratungen  im  Plenum  des  Zentralausschusses 
vorbereiten.  Mit  welchen  Aufgaben  man  diese  Sonderausschüsse  beauftragen  will, 
wird  von  der  weiteren  Entwicklung  der  Verhältnisse  abhängen.  Betrachtet  man  allein 
die  weiter  oben  skizzierten  nächsten  Aufgaben  des  Vereins,  so  ergibt  sich  daraus  eine 
Fülle  von  Verhandlungsstoff  solcher  vorbereitender  Sonderausschüsse.  Seitens  des 
Vorstandes  werden  in  erster  Linie  folgende  Sonderausschüsse  vorgeschlagen:  je  ein 
Fachausschuß  für  städtisches  Fürsorgewesen,  ländliches  Fürsorgewesen,  für  die  freie 
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Liebestätigkeit,  für  das  öffentliche  Jugendfürsorgewesen  und  zur  Beratung  der  Aus- 
bildung von  Fürsorgeorganen. 

Besondere  Erwähnung  verdient  der  Fachausschuß  für  städtisches  Fürsorgewesen, 
weil  auf  ihn  vom  1.  Juli  1919  an  die  bisherige  Wirksamkeit  der  Freien  Vereinigung 
für  Kriegswohlfahrt  übergeleitet  werden  soll.  Diese  Vereinigung  wurde  1915  von 
Vertretern  der  Kriegsfürsorgeorganisationen  in  Bremen,  Frankfurt  a.  M.,  Hamburg, 
Berlin,  Mannheim  und  Lübeck  begründet  und  hatte  zum  Zweck,  in  einem  engeren 
Kreise  von  Sachverständigen  die  während  des  Krieges  stets  neu  auftauchenden  Für- 
sorgefragen zu  besprechen  und  Erfahrungen  auszutauschen.  Die  Vereinigung,  der 
später  noch  Organisationen  in  Breslau,  Hagen,  Straßburg  i.  Eis.,  Elberfeld,  Barmen 
und  Stuttgart  beitraten,  schuf  sich  eine  Auskunftsstelle  für  Kriegswohlfahrt,  deren 
Geschäftsführung  dem  Bureau  für  Sozialpolitik  übertragen  wurde.  Aufgabe  der  Ge- 
schäftsstelle war  es,  die  Mitgliedsorganisationen  über  neue  behördliche  Verordnungen, 
über  Einzelheiten  aus  der  Fürsorgepraxis  dauernd  und  rasch  zu  unterrichten  sowie 
nötigenfalls  Auskünfte  und  Ratschläge  zu  beschaffen.  In  mehrmonatigen  Pausen  trat 
die  Freie  Vereinigung  für  Kriegswohlfahrt  zu  eingehenderen  Beratungen  zusammen, 
die  sich  durch  eine  ungewöhnliche  Ergiebigkeit  auszeichneten,  welche  wesentlich  wohl 
auf  dem  intimen  Charakter  der  stets  in  geschlossenem  Kreise  stattfindenden  Verhand- 
lungen beruhte.  Es  ist  nicht  nur  der  Wunsch  der  bisher  an  der  Vereinigung  beteiligten 
Stadtverwaltungen  und  Organisationen,  sondern  auch  der  unseres  Vereinsvorstandes, 
diese  überaus  bewährte  Form  einer  Arbeitsgemeinschaft  zu  erhalten.  Es  wird  vor- 
geschlagen, den  Fachausschuß  für  städtisches  Fürsorgewesen  nach  diesem  Vorbilde 
einzurichten  und  diesen  für  sein  Gebiet  mit  der  ähnlichen  Aufgabe,  wie  sie  bisher 
von  der  Auskunftsstelle  für  Kriegs  Wohlfahrt  übernommen  war,  zu  beauftragen.  Gelingt 
das  Ubereinkommen  mit  dem  Deutschen  Städtetage  und  dem  Reichsbund  Deutscher 
Städte,  wonach  unser  Verein  für  diese  Organisationen  das  Referat  für  städtisches 
Fürsorgewesen  übernehmen  soll,  so  wäre  der  Fachausschuß  der  gegebene  Träger  dieses 
Referates.  In  ganz  ähnlicher  Weise  könnte  man  dann  die  übrigen  Fachausschüsse 
einrichten. 

Innerhalb  des  Vorstandes,  dem  satzungsgemäß  die  Vorbereitung  und  der  Vollzug 
der  Beschlüsse  des  Zentralausschusses  obliegt,  müßte  auch  entsprechend  der  Steigerung 
der  künftig  an  ihn  herantretenden  Ansprüche  eine  Verwaltungsform  gefunden  werden, 
die  eine  gewisse  Beweglichkeit  in  der  Arbeitsweise  mit  der  Rücksichtnahme  auf  die 
berechtigte  Teilnahme  aller  Vorstandsmitglieder  an  der  Vereinsleitung  verbindet. 
Wenn  bisher  schon  der  Vorsitzende  satzungsgemäß  nach  dieser  Richtung  hin  weiter- 
gehende Befugnisse  hat,,  so  dürfte  es  sich  empfehlen,  innerhalb  des  Vorstandes  einen 
engeren  Arbeitsausschuß  zu  bilden,  dem  die  Vorbereitung  der  Vorstandsbeschlüsse 
obliegen  würde.  Zentralausschuß  und  Vorstand  werden  aber  künftig  ihre  Arbeit  nicht 
bewältigen  können,  ohne  daß  die  Leitung  der  Geschäftsstelle  des  Vereins  einem  haupt- 
amtlich tätigen  Geschäftsführer  übertragen  wird.  Man  darf  sogar  sagen,  daß  von  der 
Lösung  der  Geschäftsführerfrage  mehr  oder  minder  die  Entwicklung  des  Vereins  in 
nächster  Zeit  abhängen  wird.  In  richtiger  Würdigung  dieser  Sachlage  hatten  der 
Zentralausschuß  und  der  Vorstand  schon  1918  die  Anstellung  eines  akademisch  ge- 
bildeten, im  Fürsorgewesen  erfahrenen  Geschäftsführers  genehmigt.  Die  Versuche,  die 
hierfür  erforderlichen  Geldmittel  durch  Erhöhung  der  Mitgliederbeiträge  aufzubringen, 
hatten  nur  einen  beschränkten  Erfolg;  der  Versuch,  durch  Werbung  einmaliger  Spenden 
einen  Garantiefonds  zu  schaffen,  scheiterte  an  der  Ungunst  der  politischen  und  wirt- 
schaftlichen Entwicklung  des  letzten  Jahres.  Auch  jetzt  liegen  wegen  der  Unüber- 
sichtlichkeit der  gesamten  Wirtschaftslage  die  Verhältnisse  noch  so  ungeklärt,  daß  in 
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absehbarer  Zeit  nicht  an- die  Erweiterung  der  Geschäftsstelle  gedacht  werden  könnte, 
wenn  nicht  hierzu  in  einem  Anerbieten  der  Stadt  Frankfurt  a.  M.  und  der  dortigen 
Stiftung  „Institut  für  Gemeinwohl"  die  Möglichkeit  geboten  würde.  Die  Stadt  Frank- 
furt a.  M.  hat  für  drei  Jahre  einen  Jahresbeitrag  von  5000  Mark,  das  Institut  für 
Gemeinwohl  für  die  gleiche  Zeit  zwecks  Besoldung  eines  Geschäftsführers  die  jährliche 
Summe  von  12000  Mark  zugesichert,  unter  der  Voraussetzung  jedoch,  daß  die  Ge- 
schäftsstelle des  Vereins  nach  Frankfurt  a.  M.  verlegt  werde.  Hierdurch  erhebt  sich 
für  unseren  Verein  die  überaus  ernste  Frage,  ob  er  das  Anerbieten  annehmen  und  auf 
die  gestellte  Bedingung  eingehen  kann.  Es  müssen  schon  Gründe  gewichtiger  Art 
sein,  wenn  ein  Verein  von  der  Bedeutung  des  unsrigen  seine  seit  langen  Jahren  be- 
stehende Geschäftsstelle  verlegt.  Beurteilt  man  so  unparteiisch  als  möglich  die  dafür 
und  dagegen  sprechenden  Gründe,  so  spricht  für  die  Belassung  in  Berlin  am  stärksten 
der  Hinweis  daräuf,  daß  dort  der  Sitz  der  Reichsbehörden  und  der  wichtigsten  anderen 
Zentralorganisationen  ist,  mit  denen  dauernde  Fühlung  zu  nehmen  wäre.  Die  leichte 
Erreichbarkeit  der  verschiedenen  Reichsämter  ist  zweifellos  von  vorteilhaftester  Be- 
deutung in  Fragen  gesetzlicher  Reform,  und  wenn  man  daran  denkt,  daß  unter  den 
künftigen  Vereinsaufgaben  die  Mitwirkung  bei  den  Vorarbeiten  für  ein  neues  Reichs- 
Armengesetz  und  Reichs-Jugendgesetz  aufgestellt  ist,  so  könnte  diesem  Grunde  noch 
besonderes  Gewicht  beigemessen  werden.  Ausschlaggebend  kann  er  jedoch  schon 
deswegen  nicht  sein,  weil  ja  jederzeit  für  die  Vorstandsmitglieder  und  den  Geschäfts- 
führer die  Möglichkeit  besteht,  auch  von  auswärts  zu  Verhandlungen  nach  Berlin  zu 
reisen.  Auch  der  Verkehr  mit  den  übrigen  Zentralorganisationen  läßt  sich  durch  Ver- 
handlungen von  auswärts  unschwierig  aufrechterhalten.  Vom  nationalen  Gesichtspunkte 
könnte  man  einwenden,  daß  gerade  in  der  Jetztzeit,  in  der  eine  Los-von-Berlin-Be- 
wegung  häufig  als  Vorwand  für  eine  Schwächung  des  Reichsgedankens  genommen 
wird,  die  Verlegung  der  Geschäftsstelle  unseres  Vereins  im  gleichen  Sinne  gedeutet 
werden  könnte.  Demgegenüber  kann  für  die  Verlegung  nach  Frankfurt  a.  M.  national- 
politisch in  die  Wagschale  geworfen  werden,  daß  diese  Stadt  als  Hüterin  der  Mainlinie 
die  besondere  politische  Mission  hat,  die  Verbindung  zwischen  Nord  und  Süd,  den 
gegensätzlichsten  Lagern  in  unserem  Reiche,  aufrechtzuerhalten.  Vom  örtlichen  Berliner 
Standpunkte  wird  sicher  die  Verlegung  der  Zentralstelle  für  Armenpflege  und  Wohl- 
tätigkeit mit  ihrer  reichhaltigen  Fachbibliothek  nebst  Archiv  als  ein  schwerer  Verlust 
mit  Recht  empfunden  werden;  aber  auch  hier  ließe  sich  ein  Ausgleich  schaffen,  indem 
man  Dubletten  aus  der  Fachbibliothek,  die  in  Frankfurter  Bibliotheken  bereits  vertreten 
sind,  als  Eigentum  des  Vereins  in  Berlin  beläßt  und  einer  örtlichen  Organisation  in 
Verwaltung  gibt. 

Unter  den  Gründen,  die  gegen  die  Belassung  der  Geschäftsstelle  in  Berlin 
sprechen,  sei  besonders  derjenige  hervorgehoben,  daß  es  dort  dem  Geschäftsführer 
wegen  der  Riesenverhältnisse  der  Stadt  außerordentlich  schwer,  ja  fast  unmöglich 
gemacht  wird,  mit  der  Praxis  des  Fürsorgewesens  dauernde  Fühlung  zu  behalten.  Die 
geringe  Ergiebigkeit  vieler  Zentralorganisationen  in  Berlin  darf  darauf  zurückgeführt 
werden,  daß  die  leitenden  Persönlichkeiten  dem  Strom  warm  pulsierenden  Lebens 
allzusehr  entrückt  sind  und  Anregungen  aus  der  Praxis  nur  unter  dem  Gesichtspunkt 
der  doch  nur  als  Ausnahme  zu  wertenden  Berliner  Verhältnisse  empfangen.  Soll  die 
Arbeit  einer  Zentralstelle  nicht  unfruchtbar  werden,  soll  sie  vielmehr  die  Entwicklung 
fördern  helfen,  so  ist  unerläßliche  Vorbedingung,  daß  ihr  verantwortlicher  Leiter  dem 
praktischen  Leben  so  nahe  bleibt,  daß  er  neu  auftretende  Erscheinungen  rasch  bemerkt 
und  verarbeitet.  Hier  liegt  ein  Hindernis,  das  vielleicht  nirgends  so  stark  auftritt  wie 
gerade  in  Berlin,  wo  noch  die  Riesenentfernungen  mit  der  Erschwerung  der  Verkehrs- 
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möglichkeiten  einen  besonderen  Zeit-  und  Kräfteverlust  bedeuten.  Andererseits  bietet 
Frankfurt  ungewöhnlich  günstige  Vorbedingungen  hierfür.  Wenn  es  natürlich  auch 
verkehrt  wäre,  die  dortigen  Verhältnisse  als  typisch  für  ganz  Deutschland  zu  nehmen, 
so  gewähren  sie  doch  eine  außergewöhnlich  günstige  Möglichkeit,  die  praktische  Ent- 
wicklung dauernd  zu  verfolgen.  Es  kommt  hinzu,  daß  in  Frankfurt  sich  für  die  Aus- 
gestaltung unseres  Vereins  der  Weg  einer  engeren  Arbeitsgemeinschaft  mit  dem  von 
Prof.  Klumker  geleiteten  Universitäts-Seminar  für  Fürsorgewesen,  dem  Archiv  Deutscher 
Berufsvormünder  und  dem  Sozialen  Museum  ergibt.  Die  beiden  letzteren  verfügen 
über  eine  ausgedehnte  Fachbibliothek  sowie  ein  sozialwissenschaftliches  Archiv.  Die 
Leitung  des  Sozialen  Museums  hat  sich  erboten,  die  technische  Verwaltung  unseres 
Archivs  wie  unserer  Bibliothek  zu  übernehmen,  was  zweifellos  nicht  nur  eine  finanzielle 
Erleichterung,  sondern  auch  eine  fachliche  Bereicherung  unserer  Vereinsarbeit  bedeuten 
würde.  Sollte  die  in  Aussicht  genommene  räumliche  Vereinigung  des  Universitäts- 
Seminars  für  Fürsorgewesen,  des  Sozialen  Museums  und  unserer  Geschäftsstelle  an 
räumlichen  Umständen  scheitern,  so  ist  jedenfalls  an  eine  Zusammenlegung  der  Ge- 
schäftsstelle des  Archivs  Deutscher  Berufsvormünder,  des  Universitäts-Seminars  und 
unserer  Geschäftsstelle  zu  denken.  Auch  hierin  läge  eine  glückliche  Verbesserung 
unserer  Geschäftsführung,  namentlich  dann,  wenn  es  gelingt,  worüber  Verhandlungen 
noch  schweben,  mit  dem  Archiv  Deutscher  Berufsvormünder  über  ein  gemeinsames 
und  einheitliches  Vorgehen  in  der  öffentlichen  Jugendfürsorge  sich  zu  verständigen. 
Im  ganzen  darf  man  in  der  Verlegung  der  Geschäftsstelle  nach  Frankfurt  a.  M.  eine 
Summe  von  Verbesserungsmöglichkeiten  für  die  wissenschaftliche  und  praktische  Aus- 
gestaltung unserer  Vereinsarbeit  erblicken,  daß  demgegenüber  die  für  die  Belassung 
in  Berlin  sprechenden  Umstände  in  den  Hintergrund  treten  sollten.  Auch  der  Ein- 
wand, daß  durch  die  Verlegung  nach  Frankfurt  die  erweiterte  Geschäftsführung  nur 
für  die  Dauer  von  drei  Jahren  gesichert  sei,  kann  diese  Stellungnahme  nicht  erschüttern. 
Unser  Verein  steht  vor  der  schicksalsschweren  Entscheidung,  welche  die  weitere  Ent- 
wicklung unseres  gesamten  Fürsorgewesens  beeinflussen  wird,  ob  er  mit  der  ent- 
schlossenen Schnelligkeit,  wie  sie  die  Gegenwart  verlangt,  die  Führung  übernehmen 
soll  oder  nicht.  Daß  die  Leitung  des  Vereins  in  ihrer  bisherigen  Form  den  kommenden 
Verhältnissen  nicht  gewachsen  sein  kann,  dürfte  außer  Zweifel  sein.  Wenn  sich  die 
Möglichkeit  bietet,  die  Verstärkung  der  Vereinsleitung,  und  sei  es  auch  nur  zunächst 
für  drei  Jahre,  alsbald  sicherzustellen,  so  ist  dies,  gemessen  an  der  Größe  der  uns 
erwartenden  Aufgaben,  ein  so  ausschlaggebender  Vorteil,  daß  alle  Bedenken  demgegen- 
über zurückgestellt  werden  müßten.  Die  kommenden  drei  Jahre  werden  eine  Probezeit 
für  unseren  Verein  sein;  leistet  er  etwas  —  es  zu  tun,  wird  aufrichtiger  Wille  aller 
verantwortlichen  Personen  sein  — ,  so  wird  sich  die  Wertschätzung  seiner  Leistungen 
in  einer  Steigerung  der  finanziellen  Beiträge  der  Reichs-,  Staats-  und  Gemeinde- 
behörden wie  unserer  übrigen  Mitglieder  ausdrücken.  Eine  Zeit  wie  die  unsrige  ver- 
langt großzügig  denkende  und  handelnde  Personen.  Soll  es  uns  gelingen,  in  dieser 
Stunde  bitterster  Not  unseres  Vaterlandes  das  Fundament  künftigen  Wiederaufstiegs 
zu  legen,  so  dürfen  wir  nicht  über  kleine  persönliche  oder  sachliche  Bedenken  dieses 
letzte  große  Ziel  aus  den  Augen  lassen. 


Nachweis  von  Material. 

Der  an  dieser  Stelle  gegebene  Nachweis  von  Material  stellt  sich  als  fortlaufende  Ergänzung  des 
von  der  Zentralstelle  für  Armenpflege  und  Wohltätigkeit  gesammelten  Materials  dar.  Das  Material 
ist  nach  dem  in  unserer  ersten  Nummer  mitgeteilten,  den  Sammlungen  der  Zentralstelle  zugrunde 
liegenden  Grundplan  geordnet ;  die  Ziffern  und  Buchstaben  entsprechen  daher  den  Ziffern-  und  Buch- 
stabenbezeichnungen in  unserem  Grundplan.  Des  systematischen  Zusammenhanges  halber  sind  auch 
Besprechungen  von  Büchern  und  Artikeln  aus  Zeitschriften,  da  sie  sich  überwiegend  auf  Einzelgebiete 
erstrecken,  hier  eingeordnet.  Die  kurze  bibliographische  Anzeige  literarischer  Neuerscheinungen, 
deren  Besprechung  wir  uns  vorbehalten,  findet  sich  am  Schlüsse  jedes  Abschnittes. 

I.  A.  Armen-  und  Wohlfahrtspflege  im  allgemeinen. 

Sozialisieruiig  der  Wohlfahrtspflege  1  Von  jeher  war  man  bestrebt,  die 
besondere  Bedeutung  zu  betonen,  welche  die  freie  Liebestätigkeit  im  gesellschaftlichen 
Leben  hat  und  um  deren  Unersetzlichkeit  willen  sie  nicht  aufgegeben  werden  darf. 
Namentlich  die  Vertreter  der  freien  Liebestätigkeit  selbst  sind  an  diesen  Erörterungen 
lebhaft  beteiligt,  und  wer  aus  eigener  Erfahrung  weiß,  mit  welcher  Sachkenntnis  und 
persönlichen  Hingabe  dort  gearbeitet  wird,  der  wird  es  nicht  nur  sehr  wohl  begreifen, 
daß  man  in  jenen  von  uneigennützigster  Gesinnung  beseelten  Kreisen  sich  dagegen 
sträubt,  von  dem  schematisierenden  Moloch  der  staatlichen  Bürokratie  verschlungen  zu 
werden,  sondern  der  wird  auch  selbst  entschieden  wünschen  müssen,  daß  solche 
Wirkungen  nicht  eintreten  mögen. 

Sind  aber  diese  Wirkungen  mit  einer  Verstaatlichung  oder  Kommunalisierung 
notwendig  verbunden?  Das  ist  die  Frage,  die  oft  nicht  scharf  genug  gestellt  oder  zu 
einseitig  beantwortet  wird.  Auf  die  Frage,  worauf  sich  grundsätzlich,  ihrem  Wesen 
nach  die  öffentliche  von  der  privaten  Fürsorge  unterscheidet,  hört  man  regelmäßig  die 
Antwort:  die  freie  Liebestätigkeit  sei  nicht  so  aktenmäßig  und  bürokratisch,  sondern 
sie  gehe  mit  persönlicher  Liebe  den  Fällen  nach.  Wogegen  man  nicht  ohne  Recht 
einwendet,  daß  eine  gewisse  büromäßige  Organisation  bei  jedem  Großbetriebe,  auch  der 
privaten  Wohlfahrtspflege  sich  einstellen  müsse,  die  aber  damit  bei  staatlichen  oder 
kommunalen  Wohlfahrtsbehörden  eben  so  wenig  in  mechanische  Bürokratie  auszuarten 
brauche  wie  bei  privaten  Vereinen.  Es  käme  eben  alles  auf  die  Person  des  Leiters  an. 
Beamtete  Mitarbeiter  gebe  es  in  beiden  Fällen ;  und  freiwillige  Helfer  könnten  auch  die 
Behörden  eben  so  gut  wie  der  private  Verein  zur  Mitarbeit  heranziehen.  Weshalb  es  denn 
auch  durchaus  falsch  sei,  die  Verstaatlichung  der  Wohlfahrtspflege  abzulehnen  mit  der 
Begründung,  daß  dadurch  die  Fürsorge  des  freiwilligen  Helferdienstes  beraubt  werde. 

Einen  anderen,  seltener  gehörten  Einwand  machte  dagegen  kürzlich  ein  ange- 
sehener Praktiker  der  Kinderfürsorge  in  einem  Vortrage  geltend.  Er  meinte  Staat 
und  freie  Liebestätigkeit  gingen  von  verschiedenen  grundsätzlichen  Anschauungen  aus. 
Die  Fürsorge  für  die  Jugend  sei  dem  Staate  nur  Mittel  zum  Zweck,  nicht  Selbstzweck. 
Er  wolle  letzten  Endes  nicht  den  einzelnen  Menschen  als  Individuum  fördern,  sondern 
er  werde  z.  B.  die  Jugendfürsorge  stets  in  seinem  eigenen  Interesse  betreiben,  um 
gute  Staatsbürger  zu  erziehen.  Und  das  sei  so  nicht  nur  in  der  militaristischen 
Monarchie,  sondern  auch  im  demokratischen  und  sozialistischen  Staate.  An  dieser 
Schilderung  ist  manches  wahre,  wenigstens  für  die  bisherigen  deutschen  Zustände. 
Hier  ist  jene  Auffassung  des  Staates  als  Selbstzweck  nicht  nur  bei  den  Staatsorganen 
verbreitet,  sondern  sie  beherrscht  leider  sogar  die  gesamte  öffentliche  Meinung.  Für 
den  Deutschen  hat  nun  einmal  allein  die  universalistische  Staatsauffassung  gegenüber 
der  nur  mit  Verachtung  genannten  individualistischen  Recht1).    Und  das  scheint  nach 


!)  Vgl.  als  ihren  neuesten,  besonders  scharfen  und  tiefgründig  konsequenten 
Ausdruck:  Othmar  Spann's  Kurzgefaßtes  System  der  Gesellschaftslehre. 
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der  Revolution  und  selbst  in  den  linksradikalen  Kreisen  ebenso  hartnäckig  geglaubt  zu 
werden  wie  vom  alten  Regime.  Aber  das  ist  doch  in  der  Hauptsache  eben  eine  durchaus 
nicht  notwendige  Besonderheit  der  deutschen  Anschauungsweise.  Man  wird  also  jenen 
Standpunkt  nicht  als  den  allgemein  staatlichen  bezeichnen  dürfen.  Die  Demokratien 
der  westeuropäischen  Kultur  sind  im  Gregenteil  durchweg  individualistisch  abgestimmt, 
und  auch  ihren  staatspolitischeu  Erwägungen  ist  die  Wohlfahrt  des  einzelnen 
Menschen  die  letzte  Richtschnur.  Dieser  fundamentale  Gegensatz  des  Westens  gegen- 
über unseren  eigenen  politischen  Anschauungen  ist  leider  den  meisten  Deutschen  nur  sehr 
ungenügend,  wenn  überhaupt,  bekannt.  Und  darauf  beruht,  nebenbei  bemerkt,  auch  ein 
großer  Teil  der  Verständnislosigkeit,  mit  der  wir  der  ablehnenden  Haltung  der  Feinde" 
und  der  Neutralen  gegenüberstehen.  Und  wenn  bisher  bei  uns  jener  Selbstzweck  des 
Staates  viel  zu  sehr  herrschte,  so  ist  es  eben  unsere  Aufgabe,  diese  Herrschaft 
zu  brechen  und  vernünftige  Grundsätze  endlich  auch  bei  uns  zur  Geltung  zu  bringen. 

Jedenfalls  ist  es  falsch,  die  Verstaatlichung  der  Wohlfahrtspflege  deshalb  ablehnen 
zu  wollen,  weil  sonst  das  unmittelbare  Wohl  des  einzelnen  Schützlings  vernachlässigt 
werde  gegenüber  den  Interessen  des  Staates,  der  Allgemeinheit.  Die  universalistische 
Staatsauffassung  ist  nicht  die  einzig  mögliche,  und  in  weiten  Kulturgebieten  der  Erde 
auch  nicht  die  herrschende. 

Dazu  kommt,  daß  selbst  dort,  wo  sie  in  der  Theorie  herrscht  wie  in  Deutschland, 
in  der  Praxis  durchaus  nicht  alle  staatliche  und  gemeindliche  Fürsorge  nur  auf  die 
Erziehung  zu  guten  Staatsbürgern  ausgeht.  Nein,  selbst  bei  uns  geschieht  ein 
großer  Teil  der  behördlichen  Tätigkeit  ohne  alle  universalistischen 
Erwägungen.  Ganz  besonders  auf  den  Gebieten  der  Erziehung  und  der  Fürsorge. 
Freilich  wenn  man  die  offiziellen  Begründungen  liest,  mit  denen  neue  sozialpolitische 
und  andere  Maßnahmen  empfohlen  werden,  so  möchte  mau  allerdings  meinen,  die 
Menschheit  bestände  nur  zu  dem  Zwecke,  zu  Kanonenfutter  und  Arbeitshänden  gebraucht 
zu  werden.  Aber  glücklicherweise  sind  das  meist  denn  doch  nur  Ausartungen  unserer 
Denkfaulheit  und  der  mangelnden  staatstheoretischen  Schulung  unserer  Intelligenz. 
Der  gesunde  Menschenverstand  der  großen  Mehrheit  des  Volkes  würde  derartig  über- 
triebenen Universalismus  ganz  entschieden  ablehnen,  wenn  er  ihm  in  diesen  seinen 
Konsequenzen  nur  bewußt  gemacht  würde.  Aber  das  ist  ja  schließlich  nicht  einmal 
nötig,  da  er  fast  nur  in  der  Theorie  spukt  und  auch  hier  mehr  nur  äußerlich. 

Ein  bezeichnendes  Beispiel  dafür  finde  ich  zufällig  in  dem  Hefte  1 — 3  der  Zeit- 
schrift für  das  Armenwesen  1919.  Dort  schreibt  ein  verdienter  elsässischer  Fachmann: 
die  Armenpflege  müsse  der  Gemeinschaft,  dem  Staate  durch  zielbewußte  Bekämpfung 
der  Armut  stets  neue  erwerbsfähige  Kräfte  zuführen,  damit  ein  wirtschaftlicher  Auf- 
schwung siclr  vollziehen  könne!  Das  Volk  müsse  den  Jungbrunnen  seiner  Erwerbs- 
kräfte bilden!*)  Man  könnte  danach  meinen,  Wirtschaft  und  Erwerb  seien  alles;  der 
Mensch  und  Menschlichkeit  nur  tönende  Worte.  Aber  nur  in  dem  einleitenden  ersten 
Absätze.  Die  weiteren  Ausführungen  fordern  in  trefflichster  und  sachkundigster  Weise 
eine  wahrhaft  soziale  Ausgestaltung  der  Armenpflege  in  modernstem  und  großzügigstem 
Geiste,  wie  man  sie  auch  vom  individualistischen  Standpunkte  nicht  besser  wünschen 
könnte.  Beim  Lesen  dieses  mustergültigen  Programmes  fragt  man  sich  unwillkürlich, 
was  bei  seiner  Verwirklichung  daneben  noch  einer  privaten  Fürsorge  zu  tun  übrig  bleibe? 
  Dr.  Wilhelm  Feld. 

*)  Ähnlich  bei  A.  Feisenberger,  Über  die  Zukunft  der  Jugendfürsorge  (1919): 
„Die  Reichsregierung  möge  bedenken,  daß  die  Jugend,  wenn  auch  nicht  das  einzige 
—  wie  kürzlich  in  der  Nationalversammlung  ausgesprochen  worden  ist  —  so  doch  das 
wertvollste  wirtschaftliche  (!!)  Gut  ist,  das  uns  geblieben  ist".    (S.  23.) 
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Braunscliweigisches  Landesfürsorgeamt.  Bericht  über  das  erste  Geschäfts- 
jahr 1917/18.  Das  Braunschweigische  Landesfürsorgeaint  ist  auf  Anregung  des  Braun- 
schweigischen Landesausschusses  der  Nationalstiftung  entstanden  und  hat  in  erster 
Linie  die  soziale  Fürsorge  für  Kriegerwitwen  und  -Waisen,  darüber  hinaus  auch  eine 
Familienfürsorge  für  Arbeiterfamilien  übernommen.  Es  arbeitet  in  enger  Fühlung 
mit  den  Behörden,  mit  Vereinen  und  Verbänden,  Vertretern  der  Ärzteschaft  und  sozial 
interessierten  Persönlichkeiten.  Um  seine  Tätigkeit  wirksam  zu  gestalten,  war  eine 
umfassende  Organisation  nötig.  Es  wurden  drei  Kreisfürsorgeämter  und  fünf  Stadt- 
fürsorgeämter ia  den  Kreiskommunalverbänden  und  größeren  Stadtgemeinden  Braun- 
schweigs  als  Unterabteilungen  des  Landesfürsorgeamts  gegründet.  Sozial  geschulte 
Beamte  wurden  zur  Durchführung  der  Fürsorgeaufgaben  angestellt,  und  zwar  20  Ober- 
pflegerinnen für  die  Hinterbliebenenfürsorge  und  neun  Wohlfahrtspflegerinnen  für  die 
Arbeiterfamilienfürsorge.  Bei  dieser  letzteren  Tätigkeit  wurde  in  Fühlung  mit  der 
Frauenarbeitsnebenstelle  Braunschweig  der  Kriegsamtsstelle  Hannover  vorgegangen, 
deren  Leitung  der  Geschäftsführerin  des  Landesfürsorgeamts  übertragen  wurde. 

Die  Arbeiterfürsorge  umfaßt  neben  der  Fabrikpflege  durch  Gemeindeschwestern 
vor  allem  auch  die  Säuglings-,  Tuberkulose-  und  Wohnungsfürsorge.  Für  alle  Arbeiter 
und  Arbeiterinnen  Braunschweigs  ist  eine  Kartothek  angelegt,  die  dauernd  fortge- 
führt wird.  Die  Mittel  zur  Durchführung  der  Arbeiterfürsorge  werden  im  wesentlichen 
durch  den  zu  diesem  Zweck  gegründeten  Wohlfahrtsausschuß  der  Braunschweigischen 
Industrie  zur  Verfügung  gestellt. 

Der  Bericht  zeigt,  daß  das  Landestursorgeamt  erfolgreich  bemüht  ist,  eine  ein- 
heitliche und  gedeihliche  Wohlfahrtspflege  in  Braunschweig  durchzuführen.     H.  St. 

I.  E.  Schweiz. 

Wild,  A.,  Pfarrer.  Soziale  Fürsorge  in  der  Schweiz,  Im  Auftrage  der  Schweiz, 
gemeinnützigen  Gesellschaft.  Zürich,  Gebr.  Leemann  &  Co.,  1919. 
Es  handelt  sich  um  die  zweite  Auflage  des  1910  erschienenen  Handbuchs  Ver- 
anstaltungen und  Vereine  für  soziale  Fürsorge  in  der  Schweiz,  das  mit  großer  Mühe 
und  Sorgfalt  auf  den  gegenwärtigen  Standpunkt  gebracht  worden  ist.  Neu  ist  in  der 
Anordnung,  daß  die  allgemein  schweizerischen  Einrichtungen  zu  einer  besonderen  Ab 
teilung  am  Anfange  zusammengefaßt  sind,  und  daß  von  den  beiden  Abteilungen,  die 
bei  jedem  Kanton  wiederkehren,  Jugendfürsorge  und  Erwachsenenfürsorge,  die  erste 
vom  16.  auf  das  18.  Lebensjahr  ausgedehnt  worden  ist.  Offenbar  ist  ein  Bedürfnis 
für  diese  andere  Anordnung  durch  die  stärkere  Betonung  der  Berufsausbildung  bei 
der  Jugend  hervorgerufen  worden.  Die  gesetzliche  Armenpflege  des  Bundes  und  der 
Kantone  ist  nicht  aufgenommen,  für  sie  ist  man  auf  das  früher  (Diese  Zeitschrift  1914 
S.  257  u.  1915S.  21)  besprochene  Werk  Schmid,  Das  gesetzliche  Armenwesen  der  Schweiz, 
Zürich  1917  oder  Gubler,  Interkantonales  Armenrecht,  Zürich  1917  angewiesen.  Die 
vielen  Einrichtungen,  die  für  die  vorübergehenden  Nöte  des  Krieges  entstanden  sind, 
wurden  weggelassen.  Es  findet  sich  nur  eine  kurze  Darstellung  der  Fürsorge  des 
Bundes  und  der  Kantone  infolge  des  Krieges.  Wohl  aber  sind  die  Ortsgruppen  des 
Hilfsbundes  für  deutsche  Kriegerfürsorge  in  der  Schweiz  angegeben,  der  die  reichs- 
gesetzliche Fürsorge  für  Kriegsteilnehmer  und  deren  Familien  ergänzen  will.  Seine 
Einnahmen  betrugen  1916  an  einmaligen  Spenden  Frs.  209  990  und  an  Mitglieder- 
beiträgen Frs.  80  931.  Für  die  Stärke  der  Abstinenzbewegung  in  der  Schweiz  spricht, 
daß  die  Menge  der  Abstinenzvereine  in  den  einzelnen  Kantonen  diesmal  weggelassen 
werden  mußten  und  nur  noch  die  großen  Verbände  im  allgemeinen  Teil  aufgeführt 
wurden.    Dagegen  ist  auf  Wunsch  einer  ärztlichen  Beratungsstelle  für  Alkoholkranke 
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bei  jeder  Anstalt  angegeben,  ob  die  Verpflegung  alkoholfrei  erfolgt.  Sprachlich  fällt 
auf  die  Anwendung  des  Ausdrucks  Vorsorge  im  Gegensatz  zu  Fürsorge,  die  vielleicht 
ganz  zweckmäßig  ist.  Gegenüber  der  ersten  Auflage  finden  wir  eine  Menge  neuer 
Erscheinungen:  wir  verweisen  nur  auf  die  vielen  Amtsvormundschaften  mit  ihren  Neben- 
einrichtungen. Als  Besonderheit,  die  wohl  auf  Anregungen  aus  dem  Reiche  zurück- 
geht, erwähnen  wir  die  beiden  neuen  Beobachtungsanstalten  in  Zürich,  eine  vom 
Jugendamt  für  Schulentlassene  die  andere  vom  Verein  Pro  Juventute  für  schulpflichtige 
Kinder,  beide  unter  Mitwirkung  eines  Psychiaters,  während  eine  für  schulentlassene 
Mädchen  geplant  ist.  Die  Einteilung,  bei  der  systematische  und  praktische  Bedürfnisse 
ja  stets  nach  einem  Ausgleich  suchen  müssen,  kommt  nur  bei  den  größeren  Kantonen 
zur  vollen  Ausbildung,  sie  ist  folgende: 

1.  Fürsorge  für  die  Jugend  bis  zum  18.  Altersjahre. 

1.  Zusammenfassung  der  gesamten  Jugend-Vor-  und  Fürsorge.  2.  Wöchnerinnen- 
fürsorge. 3.  Entbindungsanstalten.  4.  Versorgungshäuser  für  uneheliche  Mütter  und 
Kinder.  5.  Säuglingsfürsorge.  6.  Kinderkrippen.  7.  Kleinkinderschulen,  Kindergärten, 
Kleinkinderbewahranstalten,  Kinderhorte,  Schülergärten.  8.  Ferienkolonien,  Erholungs- 
anstalten, Milchkuren,  Waldschulen.  9.  Schülerspeisung  und  -kleidung.  10.  Vereine 
und  Anstalten  zur  Versorgung  und  Erziehung  armer  und  sittlich  gefährdeter  Kinder 
und  Jugendlicher.  11.  Kinder-  und  Frauenschutz.  12.  Waisenfürsorge.  13.  Kost- 
kinderfürsorge. 14.  Amtsvormundschaft.  15.  Fürsorge  für  junge  Mädchen  (Bahnhof- 
werke, Heime  usw.).  16.  Fürsorge  für  junge  Männer  17.  Berufsberatung,  Lehrlings- 
fürsorge, Stellenvermittlung.  18.  Schulen  für  berufliche  Ausbildung  junger  Töchter. 
19.  Fürsorge  für  schwachsinnige  Kinder.  20.  Anstalten  für  bildungsunfähige  Kinder. 
21.  Anstalt  für  skrophulöse  Kinder.  22.  Anstalt  für  epileptische  Kinder.  23.  Anstalt 
für  blinde  und  taubstumme  Kinder.  24.  Anstalt  für  schwachsinnige  taubstumme  Kinder. 
25.  Anstalt  für  tuberkulöse  Kinder.  26.  Anstalten  für  verkrüppelte  Kinder.  27.  Fürsorge 
für  körperlich  kranke  Kinder.    28.  Förderung  der  Bestrebungen  der  Jugendfürsorge. 

2.  Fürsorge  für  Erwachsene  vom  18.  Altersjahre  an. 

A.  Gesunde.     1.  Heime  für  alleinstehende  Personen.     2.  Arbeitsvermittlung. 

3.  Gemeinnützige  und  kommunale  Rechts-  und  sozialfürsorgerische  Auskunftsstellen. 

4.  Gemeinnützige  Volksküchen  und  Suppenanstalten.  5.  Alkoholfreie  Restaurants, 
Kurhäuser  auf  gemeinnütziger  Grundlage,  Volkshäuser.  6.  Arbeitslosenversicherung  und 
-Unterstützung.  7.  Unterstützung  durch  Arbeit.  8.  Fürsorge  für  entlassene  Gefangene. 
9.  Herbergen  zur  Heimat,  Gesellenhäuser.  10.  Naturalverpflegung.  11.  Asyle  für  Ob- 
dachlose. 12.  Altersfürsorge.  13.  Die  organisierte  freiwillige  Einwohnerarmenpflege. 
14.  Armen-  und  Korrektionsanstalten.  15.  Soldatenunterstützung.  16.  Brockenhäuser. 
17.  Gemeinnützige  Organisationen  und  Fonds.  18.  Fraueninteressen.  19.  Familiengärten. 

B.  Kranke.  1.  Öffentliche  und  private  Spitäler.  2.  Fürsorge  für  Genesende  und 
Erholungsbedürftige.  3.  Krankenkassen  auf  gemeinnütziger  Grundlage.  4.  Fürsorge 
für  Augenkranke  und  Blinde.  5.  Fürsorge  für  Taubstumme  und  Schwerhörige.  6.  Für- 
sorge für  Geisteskranke.  7.  Anstalten  für  Arbeitsunfähige  und  unheilbare  Kranke. 
8.  Anstalt  für  Epileptische.  9.  Anstalt  für  Schwachsinnige.  10.  Fürsorge  für  Tuber- 
kulöse. 11.  Trinkerfürsorge.  12.  Haus-  und  Gemeindekrankenpflege.  13.  Polikliniken. 
14.  Unterstützung  von  Kranken.    15.  Abgabe  von  Medikamenten  und  Krankenmobilien. 

Das  Ziel  ihrer  Arbeit  faßt  der  im  Deutschen  Reiche  wohl  bekannte  Verfasser  in 
die  Worte:  „Das  Buch  will  ohne  Tendenz  der  behördlichen  und  privaten  Fürsorge  als 
Ratgeber  dienen  und  ,ihr  die  Wege  weisen,  die  zurzeit  bei  ihrer  Arbeit  in  Betracht 
kommen.  Daß  durch  dieses  Handbuch  die  private  und  amtliche  Fürsorge  in  der 
Schweiz  einen  neuen  und  starken  Impuls  zur  Zusammenarbeit  und  zur  Zusammen- 
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fassung  der  vielfach  so  sehr  zersplitterten  Kräfte  erhalten  möchte,  ist  der  lebhafte 
Wunsch  und  die  stille  Hoffnung  des  Redaktors."  Kl. 

Armenrecht  in  der  Schweiz.  Im  Kanton  Luzern  hat  der  Regierungsrat  den 
Entwurf  zu  einem  neuen  Armengesetz  eingebracht.  Seine  Hauptneuerungen  sind 
der  Wohnortsgrundsatz  (Territorialprinzip),  die  Übertragung  der  Armengüter  von  den 
Ortsbürgern  an  die  Einwohnergemeinden  und  die  stärkere  Heranziehung  des  Staates  zu 
den  Armenlasten.  Für  die  örtliche  Armenpflege  werden  sowohl  allgemein  politische  als 
im  besondern  armenpflegerische  Erwägungen  ins  Feld  geführt.  Übernimmt  die  Wohnort- 
gemeinde statt  der  Heimat  die  Unterstützungspflicht,  so  müssen  ihr  auch  die  Mittel  dafür 
zugewiesen  werden.  Man  kann  nicht  die  Armenlasten  durch  Steuern  sämtlicher  Einwohner 
decken,  wenn  andererseits  Hunderttausende,  ja  Millionen  von  Werten  hierzu  nichts  bei- 
zutragen haben.  Der  Übergang  des  Armenvermögens  wird  erleichtert  durch  den  Um- 
stand, daß  in  den  meisten  Gemeinden  die  Gemeinderäte  heute  schon  zugleich  als  Orts- 
bürgerräte für  das  Armenwesen  tätig  sind.  Am  31.  Dezember  1917  betrugen  die  sämtlichen 
Zweckvermögen  im  Armenwesen  der  luzernischen  Gemeinden  über  19  Millionen  Franken. 

Bisher  haben  die  luzernischen  Gemeinden  für  Unterstützung  ihrer  Bürger  in 
anderen  Kantonen  1916  129196,47  Fr.  und  1917  146105,67  Fr.  ausgegeben,  während 
für  Bürger  anderer  Kantone  und  Ausländer  nur  1916  12  207,32  und  1917  9706,15  Fr. 
ausgegeben  wurden.  Neben  den  bisherigen  Leistungen  des  Staates  für  Armenzwecke 
ist  noch  eine  kantonale  Armensteuer  vorgesehen,  doch  wird  man  ohne  eine  solche 
auskommen,  wenn  die  Erträgnisse  der  Kantonalbank  im  früheren  Umfange  wieder  für 
Armenzwecke  herangezogen  werden.  Aber  abgesehen  davon  ist  der  größte  Teil  der 
neuen  Steuersumme  nicht  neu,  sondern  er  muß  jetzt  von  dem  meisten  Gemeinden  als 
Gemeindearmensteuer  aufgebracht  werden;  die  alte  Gemeindesteuer  verwandelt  sich 
also  einfach  in  eine  Staatssteuer.  Die  Armenlast  wird  so  durch  Mehrbelastung  des 
Staates  zugunsten  von  Einzelnen  und  Gemeinden  ausgeglichen. 

In  Verbindung  mit  dem  Armengesetz  wird  auch  die  Bürgerrechtsfrage  endlich  nach 
mehreren  mißglückten  Versuchen  neu  geordnet.  Die  Einbürgerung  soll  einheitlich 
gestaltet  und  erleichtert  werden.  Der  Entwurf  sieht  ein  Recht  auf  Einbürgerung, 
sowie  für  Kantons-  und  Schweizerbürger  eine  Zwangseinbürgerung  vor.  (Der  Armen- 
pfleger 1  6.  19.) 

I.  0.  Niederlande. 
Geschritten  van  de  Nederlandsche  Vereeniging  yoor  Armenzorg-  en  Weldadigheid 
te  Amsterdam.  XXV.  Prae-Adviezen  voor  de  algemeene  vergadering  van  26., 
27.  en  28.  Juni  1919  te  Maastricht.  Subsidieering  van  instellingen  van  wel- 
dadigheid  van  overheidswege.  (Is  het  wenschelijk  de  in  Art.  14  der  Armenwet 
voorgeschreven  beperking  te  laten  vervallen?)  Welke  Maatregelen  kunnen 
worden  genomen  tegen  de  Bedelarij  en  Landlooperij  ?  140  blz.  Haarlem, 
H.  D.  Tjeenk  Willink  &  Zoon,  Juni  1919. 

IL  A.  Öffentliche  Armenpflege. 
Neue  Ausschlußsätze  in  Hamburg*), 

Auch  die  Allgemeine  Armenanstalt  in  Hamburg  hat  neue  Ausschlußsätze  für  die 
Unterstützung  in  offener  Armenpflege  aufgestellt,  die  in  Berücksichtigung  der  jetzigen 
Teuerung  erheblich  über  die  bisher  geltenden  Sätze  hinausgehen.  Sie  dienen  als  Maß- 
stab für  die  Höhe  der  Barunterstützungen,  die  zur  Beseitigung  der  Hilfsbedürftigkeit 
zu  gewähren  sind  und  bilden  gleichzeitig  die  Grenze,  bis  zu  der  die  Bezirksversammlung 

*)  Vergleiche  hierzu  den  Aufsatz  der  Frankfurter  Ausschlußsätze  auf  Seite  96 
dieser  Nummer. 
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ohne  Genehmigung  der  Kreisversammlung  bewilligen  kann.  Läßt  sich  die  Hilfsbedürftig- 
keit nicht  mit  einer  Unterstützung  bis  zur  Höhe  der  Ausschlußsätze  beheben,  so  ist 
eine  darüber  hinausgehende  Unterstützung  zu  bewilligen  und  dazu  die  Genehmigung 
der  Kreisversammlung  einzuholen. 

Die  Ausschlußsätze  betragen  bei  laufender  Unterstützung  monatlich: 


a)  für  alleinstehende  Männer    M.  75. — 

b)  „            „           Frauen   „  60.— 

c)  „   ein  Ehepaar   w  100. — 

d)  „  Männer  als  Familienhaupt  einer  mutterlosen  Familie    .  .  „  90. — 

e)  „  Frauen  als  Familienhaupt   „  75. — 

f)  „  für  eine  Familie  mit  Kindern  im  Alter  bis  zu  16  Jahren 

(c — e)  für  jedes  Kind  •  „  20. —  mehr. 

Auf  die  Ausschlußsätze  sind  in  Anrechnung  zu  bringen: 


1.  Pensionen,  Unfall-,  Invaliden-,  Alters-,  Witwen-  und  Waisen-Renten  usw., 
sowie  Stiftungsbezüge  nach  Freilassung  von  monatlich  M.  15. — . 

2.  Militärrente  einschließlich  der  Hinterbliebenenrente  nach  .  Freilassung  von 
monatlich  M.  30.—. 

3.  Acht  Zehntel  des  Arbeitsverdienstes  des  Mannes  und  der  Frau,  sowie  der  im 
Haushalt  lebenden  Angehörigen  unter  16  Jahren. 

4.  Sonstige  Einnahmen. 

Die  Grenehmigung  der  Kreisversammlung  ist  erforderlich,  wenn 

a)  laufende  Unterstützungen  zusammen  mit  den  anzurechnenden  Bezügen  die 
Ausschlußsätze  übersteigen, 

b)  eine  Zusatzunterstützung  mit  der  laufenden  Unterstützung  die  Ausschlußsätze 
überschreitet, 

c)  einmalige  Unterstützungen  den  Betrag  von  M.  50. —  übersteigen, 

d)  für  ein  in  Hamburg  in  einer  Koststelle  untergebrachtes  Kind  (dessen  Eltern 
sich  in  Hamburg  aufhalten)  der  Gesamtzuschuß  zu  dem  Kostgelde  mehr  als 
M.  30. —  monatlich  beträgt. 

Um  die  gleichmäßige  Handhabung,  der  Armenpflege  innerhalb  des  Kreises  zu 
gewährleisten,  ist  der  Kreisvorsteher  befugt,  auch  Unterstützungsfälle,  die  die  Aus- 
schlußsätze nicht  erreichen,  zur  Entschließung  an  die  Kreisversammlung  zu  verweisen. 
Das  wird  namentlich  auch  dann  zu  geschehen  haben,  wenn  die  Unterstützung  im  Ver- 
gleiche mit  anderen  Pflegefällen  des  Kreises  zu  niedrig  bemessen  erscheint. 

II.  E.  Verbindung  der  Wohltätigkeitsbestrebungen. 

Schriften  der  Zentralstelle  für  Volkswohlfahrt.  Heft  14.  Das  Zusammenarbeiten 
der  Wohlfahrtsyereine.  Die  Ausbildung  von  Wohlfahrtsbeamten.  Erster 
Band:  Verhandlungen  der  Zentralstelle  für  Volkswohlfahrt  in  Berlin  am 
13.  und  14.  Juni  1918.    186  S.    Berlin,  Carl  Heymanns  Verlag,  i918. 

Anskunftsbuch  über  die  Wohlfahrts-Einrichtungen  für  die  Stadt  Posen.  Heraus- 
gegeben im  Auftrage  der  Städt.  Armendeputation.     113  S.    3.  Auflage  1918. 

II.  F.  Notstandstätigkeit. 
Kriegsfürsorge. 

Schriften  der  Nationalstiftung  für  die  Hinterbliebenen  der  im  Kriege  Gefallenen. 

Neue  Folge  der  Schriften  des  Arbeitsausschusses  der  Kriegerwitwen-  und 
-Waisenfürsorge.  —  Zehntes  Heft:  Kriegshinterbliebenenfürsorge  in  Preußen. 
Ergebnis  einer  Umfrage  bei  den  amtlichen  Eürsorgestellen.  147  S.  Berlin, 
Carl  Heymanns  Verlag,  1919. 
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M  TL  Fürsorge  für  Kinder  und  Jugendliche. 

Dr.  Nassauer,  Der  moderne  Kindermord  nnd  seine  Bekämpfung  durch  Findel- 
häuser.   Leipzig- Würzburg,  Kabitsch,  1919. 

Die  Schrift  hat  auf  der  ersten  Seite  als  Motto  einen  Satz,  für  den  Strindberg 
als  Verfasser  angegeben  wird,  in  Wirklichkeit  handelt  es  sich  um  einen  von  Strind- 
berg wiedergegebenen  Bibelspruch.  Diese  Verwechselung  möchte  man  als  Kennzeichen 
der  ganzen  Schrift  ansehen. 

Nassauer  geht  aus  von  dem  Schrei  des  Weibes  nach  dem  Kinde  und  dem 
Schrei  des  Staates  nach  Kindern.  „Deutschlands  Existenz  schreit  nach  Kindern  (S.  3). 
Wir  sind  jetzt  nicht  berechtigt,  Qualitätszucht  zu  erstreben;  Quantitätszucht  ist  not 
zur  Auffüllung  der  entsetzlichen  Lücken  in  der  männlichen  Bevölkerung  und  damit 
zum  Wiederaufbau  unserer  zerschmetterten  Volkswirtschaft.  Hur  die  nächsten  Jahre 
muß  die  Forderung  nach  Rassenzüchtung  zurückgestellt  werden  (S.  13)."  Die  Haupt- 
Igefahr  sieht  er  in  dem  Kindermord  vor  der  Geburt,  in  der  Abtreibung,  die  wir  seit 
langem  kennen  und  gegen  die  noch  niemand  ein  durchschlagendes  Mittel  gefunden  hat, 
'ganz  abgesehen  davon,  daß  das  Urteil  über  sie  nicht  einhellig  ist.  Nassauer  hat  ein 
Mittel  dagegen:  Jetzt  sind  großzügige  gewaltige  Maßnahmen  zu  treffen.  Nur  eine 
ganz  radikale  Vorschrift,  der  sich  alle  Mediziner  unterwerfen  müssen,  kann  das  Übel 
an  der  Wurzel  fassen  und  ausrotten.  Man  müßte  es  machen  wie  die  katholische  Kirche. 
Es  darf  überhaupt  kein  künstlicher  Abort  mehr  ausgeführt  werden!  Absolut  keiner 
mehr!  Die  Technik  desselben  dürfte  auf  der  Universität  garnicht  mehr  gelehrt  werden. 
Das  Publikum  dürfte  garnicht  wissen,  daß  es  möglich  ist,  ihn  auszuführen.  Das  wäre 
das  einzige  und  Radikalmittel  (S.  23).  So  muß  es  mit  der  künstlichen  Fehlgeburt 
kommen.  Es  muß  ein  absolutes  Verbot  derselben  für  die  nächsten  Jahre  oder  Jahr- 
zehnte erfolgen.  Danach  wird  sich  aus  hygienischen  und  eugenischen  Gründen  all- 
mählich die  gesunde  Indikation  entwickeln !  Jetzt  aber  radikales  Verbot  ohne  jedes 
'Kompromiß  (S.  24). 

Um  diesen  Gebärzwang,  wie  ihn  seine  Gegner  unter  den  Frauen  genannt  haben, 
durchführen  zu  können,  fordert  Nassauer,  daß  der  Staat  in  großen  Mutterhäusern  die 
Schwangeren  aufnehme  und  für  ihre  Kinder  sorge  (S.  26).  Solche  Mutterhäuser  nennt 
er  dann  aus  unerkennbaren  Gründen  Findelhäuser.  Gewiß  ist  die  Frage  der  Abtreibungen 
•von  ernsthafter  Bedeutung.  Viele  unserer  gelesensten  Zeitungen  wimmelten  in  ihrem 
Anzeigenteil  seit  einem  Menschenalter  von  mehr-  oder  weniger  offenen  Angeboten  der 
Abtreibung.  Es  war  nicht  nötig,  daß  Nassauer  eine  Seite  solcher  Angebote  abdruckte, 
unter  denen  gerade  die  charakteristischsten  und  beliebtesten  fehlen,  um  uns  auf  dies 
Übel  hinzuweisen.  Im  Grunde  weiß  er  auch  kein  Mittel  dagegen;  Zwangsmaßnahmen, 
|Wie  ärztliche  Anzeigepflicht  und  Verbot  der  Unterbrechung  der  Schwangerschaft,  er- 
kennt er  als  unwirksam  an  (S.  20,  22  und  23).  Dennoch  kommt  gleich  nachher  das 
oben  wiedergegebene  Verbot  jeder  Abtreibung  und  der  Schluß  auf  das  Findelhaus.  Einen 
Versuch,  diesen  Schluß  mit  den  gegenteiligen  Behauptungen  vorher  auszugleichen, 
|inacht  er  so  wenig  wie  den  ihn  zu  versöhnen  mit  der  anderen  Tatsache,  die  er  selbst  an 
anderer  Stelle  (S.  46)  zugibt,  daß  in  Frankreich  „dem  Land  der  Findelhäuser"  (S.  54)  die 
Abtreibung  allgemein  üblich  ist. 

Diese  wirre,  unklare  Art  zu  denken  und  zu  schließen  kehrt  überall  wieder.  Gewiß 
ist  er  voll  Mitgefühl  für  allerlei  Elend,  das  er  erlebt;  mit  Begeisterung  predigt  er 
dagegen  ein  Heilmittel,  das  ihm  in  Rußland  begegnet.  Aber  er  keunt  weder  was  bis- 
cher bei  uns  geschehen  ist,  noch  was  die  von  ihm  angeführten  Findelhäuser  sind,  noch 
weiß  er  etwas  gründliches  über  ihre  Geschichte.     „Deutschland  hat  kein  Heim,  keine 
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Stätte  für  diese  Kinder.  Deutschland  hat  völlig  vergessen,  solche  Stätten  zu  schaffen 
(S.  7)."  Dabei  sind  außerhalb  der  staatlichen  Entbindungsanstalten,  gegen  die  sich 
gewiß  viel  sagen  läßt,  seit  1900  hunderte  von  Plätzen  in  Anstalten  für  solche  Mütter 
und  Kinder  geschaffen.  Wir  nennen  sie  freilich  nicht  Findelanstalten,,  sondern  Mütter- 
heime. Wir  kämpfen  seit  einem  Menschenalter  unverdrossen  für  uneheliche  Mütter 
und  Kinder.  Wir  haben,  ausgehend  von  der  genialen  Arbeit  Taubes  den  Weg  gefunden, 
um  im  Deutschen  Reiche  den  unehelichen  Kindern  wirklich  zu  helfen  und  unsere 
Kinderfürsorge  im  Weiterbau  des  Begonnenen  zu  einer  leistungsfähigen  Einrichtung 
zu  gestalten.  Taube  schrieb  schon  1893  eine  Schrift  „Der  Schutz  der  unehelichen 
Kinder,  Eine  Einrichtung  zur  Fürsorge  ohne  Findelhäuser".  Sie  ist  Dr.  Nassauer 
noch  heute  zu  empfehlen.  Kenntnis  dessen,  was  heute  geschieht,  sucht  man  bei  Nassauer 
vergeblich.  So  sagt  er  Seite  4:  „Schon  hat  der  Krieg  dem  unehelichen  Kinde  mehr 
Rechte  eingeräumt.  Ihre  Mütter  erüalten  gleichfalls  eine  Reichsunterstützung." 
Sehen  wir  von  der  Unklarheit  dieser  Sätze  ab,  so  ist  der  letzte  Satz  einfach  falsch. 
Die  unehelichen  Mütter  erhalten  seit  Kriegsausbruch  keinerlei  Reichsunterstützung 
außer  der,  die  ihnen  als  Eltern  schon  stets  zustand  für  den  Fall,  daß  ihr  Sohn  ihr 
Ernährer  war  und  zu  den  Fahnen  einberufen  wurde.  Wohl  aber  erhalten  die  unehe- 
lichen Kinder,  nicht  die  Mütter  seit  dem  4.  August  1914  dieselbe  Familienunter- 
stützung wie  die  ehelichen.  Hätte  sich  Nassauer  genau  über  die  Tatsache,  die  er 
falsch  wiedergab,  unterrichtet,  so  würde  er  auf  einige  der  Einrichtungen  gestoßen  sein, 
die  sich  bisher  erfolgreich  der  unehelichen  Kinder  angenommen  haben.  Er  hätte  ge- 
sehen, wie  viele  sich  nicht  bloß  theoretisch,  sondern  in  täglicher,  mühevoller  Hilfs- 
arbeit mit  dem  Problem  beschäftigen;  er  hätte  eine  Antwort  gefunden  auf  die  Frage, 
die  er  (Seite  26)  als  besonderen  Trumpf  ausspielt:  „Was  soll  ich  der  verzweifelten 
Lehrerin  sagen,  die,  mit  einem  Lehrer  verlobt,  aus  Not  nicht  heiraten  kann  (denn  eine 
verheiratete  Lehrerin  wird  nicht  angestellt)  und  die  schwanger  ist?  Soll  ich  salbungs- 
volle Reden  über  Tugend  und  Untugend  halten?"  Er  hätte  erfahren,  daß  wir  solche 
Fälle  oft  und  erfolgreich  beraten  haben,  ohne  nach  Findelhäusern  und  Drehladen  zu 
rufen. 

Phantastisch  ist  auch,  was  Nassauer  uns  über  Findelhäuser  zu  sagen  weiß. 
„Katharina  II.  hat  das  Moskauer  Waisenhaus  1764  gegründet.  Bis  zum  Jahre  1864 
wurden  470000  Kinder  dort  aufgezogen!  Diese  mit  ihren  Nachkommen  haben  dem 
russischen  Staate  mehrere  Millionen  Menschen  erhalten"  (S.  8).  Die  470  000  wurden 
aufgenommen.  Wie  viele  von  ihnen  bis  zum  21.  Lebensjahre  aufgezogen  wurden, 
verschweigt  er  uns.  Sein  zweiter  Satz  würde  dann  freilich  unmöglich  sein;  denn  die 
Berichte  über  diese  Anstalt  lauten  in  alter  und  neuer  Zeit  meist  ganz  anders  als  die 
rühmenden  Darstellungen  des  begeisterten  Besuchers,  dem  sogar  entging,  daß  dies  Haus, 
selbst  mit  seinen  tausenden  Pfleglingen,  nur  ein  Tropfen  auf  den  heißen  Stein  des 
russischen  Kinderelends  ist.  Ein  anderes  Beispiel  Nassauers  führt  an,  daß  Frank- 
reich 1764  40000  Findelkinder  hatte,  die  sich  bis  auf  163000  im  Jahre  1833  ver- 
mehrten. „Da  verminderte  man  die  Drehladen  von  275  auf  101,  versetzte  die  Findlinge 
von  ihren  f£ostorten  in  weiter  entfernte  Orte,  um  dadurch  die  Mütter  zur  Zurücknahme 
ihrer  Kinder  zu  zwingen ;  dadurch  erreichte  man  eine  erhebliche  Abnahme  der  Findel- 
kinder, aber  wie  ich  wohl  mit  Recht  annehme,  eine  erbebliche  Abnahme  der  Bevölkerung 
überhaupt!  Deutlicher  könnte  der  Beweis  garnicht  erbracht  werden,  daß  das  Bestehen 
möglichst  vieler  Findelhäuser  die  Zahl  der  Kinder  ganz  ungeahnt  vermehrt."  Fast  so 
viele  Fehler  wie  Sätze!  Davon,  ob.  die  Zahl  der  Kinder  damals  sich  in  Frankreich 
wirklich  besonders  vermehrt  hat,  oder  später  abnahm,  sagt  uns  Nassauer  ja  garnichts. 
Er  berichtet  nur,  daß  mehr  oder  weniger  von  ihnen  als  Findlinge  versorgt  wurden. 
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Doch  noch  viel  willkürlicher  springt  er  in  jenen  Worten  mit  den  Tatsachen  um.  Seit 
1811  bemüht  sich  die  französische  Verwaltung  ununterbrochen,  die  Zahl  dieser  öffentlich 
i  versorgten  Kinder  zu  vermindern.  Dazu  beschränkte  sie  1811  die  Zahl  der  Aufnahme- 
I  hospize,  die  offenbar  Nassauer  als  Findelhäuser  ansieht,  auf  eins  in  jedem  Arron- 
dissement  und  später  bis  auf  eins  in  jedem  Departement.  Zur  Verminderung  der 
!  Findlinge  führte  Napoleon  1811  in  diesen  Aufnahmehospizen  den  Tour,  den  Triller, 
Ii  die  Drehlade  ein>  um  die  Mütter  von  der  Abgabe  der  Kinder  abzuschrecken.  Der 
n  Raum  verbietet  dies  hier  näher  zu  schildern.    Zum  gleichen  Zwecke  versuchte  das 

>  Ministerium  1827  die  Kinder  aus  den  Pflegestellen  des  einen  Departements  in  die  eines 
S  andern  zu  versetzen,  eine  Maßnahme,  die  1833  bereits  wieder  rückgängig  gemacht  war. 
i  Die  Drehladen  haben  sich  in  derselben  Zeit  entsprechend  vermindert.  1811  waren 
:  sie  schon  in  6  Departements,  darunter  denen  des  Elsaß,  wo  es  sie  also  nie  gegeben 
jj  hat,  nicht  eingeführt.    Bis  1820  verschwanden  noch  9,  bis  1834  wieder  35,  bis  1837 

noch  73;  so  daß  es  statt  250  ihrer  nur  133  gab,  wobei  in  den  meisten  die  Abgabe 
^  nicht  anonym  geschah,  sondern  kontrolliert  wurde.  1860  waren  es  nur  noch  25, 
S  die  bald  ganz  verschwanden. 

I  Diese  "Wirrnis  könnte  man  noch  hingehen  lassen,  wenn  man  sieht,  daß  ihm  jede 
kritische  Kenntnis  der  Literatur  abgeht,  die  ihm  zum  großen  Teil  überhaupt  nicht 
;  bekannt  ist.  Führt  er  doch  für  das  große  Landeszentralkinderheim  Niederösterreichs, 
das  ihm  in  Verbindung  mit  der  Landesberufsvormundschaft  wertvolle  Einblicke  ver- 
;  mittelt  hätte,  eine  Denkschrift  Friedingers  von  1887  an,- die  schwerlich  jemandem 
^  außerhalb  Wiens  begegnen  wird.  Dagegen  nennt  er  Ruland  —  dessen  Arbeit  Feld 
•  in  der  Zeitschrift  für  das  Armenwesen  1914,  Nr.  1  und  2  gründlich  beleuchtete  — 
!  „einen  der  wenigen  Deutschen,  der  sich  eingehend  mit  der  Findelhausfrage  beschäftigt". 
3  Alle  seine  Nachforschungen  gehen  darauf  aus,  Belege  seiner  Ansichten  zu  suchen  und 
3  ohne  Prüfung  anzuhäufen.  Manche  Seite  bringt  mehrere  Belege  seiner  Kritiklosigkeit, 
j  So  behauptet  er  (S.  31):  laut  einer  vorliegenden  Statistik  aus  München  kämen  in  Deutsch- 

>  land  fast  30  uneheliche  Kinder  auf  100  eheliche.  Damit  soll  bewiesen  werden,  daß 
'!  die  Findelhäuser  die  unehelichen  Geburten  vermindern,  denn  im  Lande  der  meisten 

Findelhäuser  Italien  kämen  6  uneheliche  auf  100  eheliche.  Wenn  man  bei  der 
i  ganzen  dilettantischen  Haltung  der  Schrift  auch  nicht  verlangen  kann,  daß  sich  ihr 
t  Verfasser  überlegt  habe,  was  man  denn  überhaupt  mit  der  Statistik  beweisen  kann, 
i  wenigstens  sollte  er  sich  doch  nach  der  Unehelichenquote  Deutschlands  erkundigt  haben, 
?  statt  sinnlos  eine  Zahl  abzuschreiben. 

Der  hervorstechendste  Zug  der  ganzen  Schrift  ist  aber  nicht  solche  Unkenntnis, 
die  auf  allen  Gebieten  wiederkehrt,  sondern  die  phantastische  Denkweise.    Da  heißt 
es  (S.  35) :  „Das  Jahr  315  n.  Chr.  kann  als  Geburtsjahr  der  Findelhäuser  gelten,  als 
Vater  derselben  ist,  wie  erwähnt,  Kaiser  Konstantin  anzusehen.    Von  jenem  Tage  an 
!  datiert  die  Zeit  der  Findelhäuser,  also  vom  Tage  unserer  geschichtlichen  Kenntnisse 
-  an  bis  auf  die  heutige  Zeit.    Solche  Ewigkeitsströmungen  und  Bedürfnisse  gehen 

■  niemals  unter."  Also  von  315  n.  Chr.  an,  vom  Tage  unserer  geschichtlichen  Kenntnisse 
3  an,  Ewigkeitsströmungen  —  wenn  man  dafür  einen  milderen  Ausdruck  als  Phantasterei 
I  finden  kann !  oder  (S.  19) :  „Der  Krieg  aber  wurde,  wie  ich  es  ausgeführt  habe,  ein 

■  Stahlbad  für  die  genesende  Zeit  und  hat  wie  ein  reinigendes  Gewitter  die  Nebel- 
Schwaden  der  Anzeigen  zum  künstlichen  Abort  zerstreut." 

l  Ähnliche  Wirrnisse  finden  sich  oft.  Er  hat  seine  Gedanken  so  wenig  geklärt 
und  ausgeglichen,  daß  man  stets  auf  neue  Widersprüche  stößt.   Hatte  er,  wie  erwähnt, 

i  (S.  31)  beweisen  wollen,  daß  die  Findelhäuser  die  Zahl  der  unehelichen  Geburten  ver- 
minderten, so  spricht  er  bald  nachher  (S.  39)  davon,  daß  sie  die  Zahl  der  Kinder  un- 

9 
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geahnt  vermehren,  um  dann  (S.  41)  zu  der  Behauptung  aufzusteigen,  der  Staat  könne 
einfach  nicht  auf  die  Zahl  der  außerhalb  des  Ehebettes  erzeugten  Kinder  verzichten. 
Kein  Mittel  der  Welt  werde  ihre  Erzeugung  verhindern.  Ein  anderes  Beispiel  sei 
noch  angeführt.  Immer  wieder  betont  er:  „Wir  fordern  die  Übernahme  der  Kosten 
durch  den  Staat"  (S.  21,  30  und  36),  um  dann  harmlos  zu  fragen  (S.  60) :  „Habe 
ich  jemals  daran  gedacht,  dem  Vater  etwas  von  seinen  Pflichten  abzunehmen?" 

Hätte  er  die  Dinge  sachlich  zu  prüfen  verstanden,  so  würde  er  etwa  in  ver- 
änderter Form  zu  dem  Schlußsatz  gelangt  sein,  mit  dem  er  seine  seltsamen  Erörterungen 
über  Bordelle  schließt  (S.  42): 

„Man  denke  die  Forderung  nach  Bordellen  als  Prohibitiv  gegen  uneheliche 
Kinder  einmal  nach  der  moralischen  Seite  durch!  Man  ist  verständig  genug,  den 
Geschlechtstrieb  nicht  zu  leugnen.  Man  leugnet  auch  nicht  das  Ubergewicht  dieses 
Triebes  gegen  alle  Hemmungen  und  Erziehungsermahnungen.  Man  öffnet  das  Ventil 
der  Bordelle.  Sicherlich  hat  sich  dies  Ventil  ausgezeichnet  bewährt  gegen  Geschlechts- 
krankheiten, gegen  die  Unmöglichkeit  ehelichen  Geschlechtsverkehrs  und  ich  stehe 
auf  dem  Standpunkt  ihrer  absoluten  Nützlichkeit  und  Notwendigkeit.  Aber  als  Mittel 
gegen  uneheliche  Kinder  —  wie  lächerlich." 

Man  würde  die  Schrift  Nassauers  mit  stillem  Bedauern  über  soviel  verpuffte 
Begeisterung  beiseite  legen,  wenn  nicht  zweierlei  ernste  Gedanken  dies  Bedauern  ver- 
schärften. Es  ist-  ihm  gelungen  —  was  unklarem  Eifer  ja  stets  rascher  glückt  als 
ernster  sachlicher  Arbeit  —  einen  Geldgeber  zu  finden,  der  diese  Projekte  auch  in  der 
bayerischen  Kammer  der  Keichsräte  zur  Sprache  brachte.  Ein  Verein  für  Findelhäuser 
hat  schnell  eine  Heine  guter  Namen  außerhalb  des  Kreises  der  Sachkenner  zu  gewinnen 
gewußt  und  gibt  sogar  eine  Zeitschrift  mit  dem  geschmackvollen  Namen  „Die  Dreh- 
lade" heraus.  Doch  nicht  nur  um  die  Mittel  ist  es  schade,  die  so  falsch  und  zweck- 
widrig verwandt  werden.  Gerade  jetzt  sind  wir  soweit,  um  nach  Taubes  Beispiel, 
nach  zahlreichen  praktischen  Versuchen  auf  der  Grundlage  wissenschaftlicher  Forschung 
den  Schutz  der  Unehelichen  im  Reiche  großzügig  und  erfolgreich  zu  gestalten.  Wer 
es  weiß,  wie  mühsam  hier  jeder  Schritt  voran  erkämpft  worden  ist,  der  versteht  es 
erst,  welchen  Schaden  eine  solche  Schrift  anrichtet,  die,  ohne  sich  im  geringsten  um 
die  Tatsachen  zu  kümmern,  Luftschlösser  baut  und  viel  Leute  guten  Willens  dazu 
verführt,  ihre  Kräfte  und  Mittel  zu  verzetteln,  statt  an  dem  einen  großen  Werke  mit- 
zuschaffen.    Darüber  ist  noch  an  anderer  Stelle  zu  reden. 

Unser  Urteil  über  Nassauer  ist  scharf.  Aber  es  ist  sachlich  berechtigt.  Denn 
Nassauer  ist  so  voreingenommen,  daß  er  eine  sachliche  Prüfung  seiner  Vorschläge  gar 
nicht  begreifen  kann  und  den  Gegnern  die  schlimmsten  persönlichen  Beweggründe  unter- 
schiebt. So  nennt  er  es  (S.  2)  ja  ganz  richtig  eine  Forderung  der  neuen  Zeit,  alle 
Kinder  am  Leben  zu  erhalten  und  fährt  fort :  „Vielleicht  aber  ist  diese  Forderung  der 
Schrecken  der  verknöcherten  Bürokraten  und  Pietisten.  Diese  aber  haben  keinen  Platz 
im  neuen  Deutschland!"  Oder  (S.  69):  „Widerstände,  die  sich  von  einflußreicher,  eigen- 
interessierter Seite  aus  ergeben  —  werden  gebrochen  werden.  Insbesondere  aber  dann, 
wenn  gewisse  Zirkel  aus  egoistischen  Motiven  heraus  die  Findelhäuser  mit  zerquälten 
Scheingründen  der  Wissenschaft  bekämpfen.  Darüber  wird  gelegentlich  noch  manches 
zu  sagen  sein."  Diese  geheimnisvollen  Anwürfe  werden  gekrönt  durch  eine  Behauptung 
(S.  56),  die  ein  boshafter  Mensch  gegen  Nassauer  umkehren  könnte :  „Wer  noch,  der 
sich  in  die  Entwicklung  der  Findelhäuserfrage  vertieft  bis  in  die  neueste  Zeit  von 
Jahrhunderten  her,  wagt  es,  kann  es  wagen,  die  Findelhäuser  abzutun  als  veraltet, 
schädlich,  unmöglich  für  die  moderne  Zeit?  Nur  ein  Ignorant.  Ein  Pedant.  Ein  eng- 
herziger, steifer  Moralist.    Ein  kurzsichtiger  Eigenbrödler."  Klumker. 
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Kinder-  und  Jugendpflege  arbeit  in  Altona.  Dargestellt  von  Stadtschulrat  D.Wagen  er. 
50  S.    November  1917. 

Der  Bericht  gibt  eine  Zusammenstellung  aller  in  Altona  bestehenden  Veranstal- 
tungen der  öffentlichen  und  privaten  Fürsorge  für  das  heranwachsende  Geschlecht. 
Für  jedes  Lebensalter  des  Kindes,  für  jede  Art  der  Not  —  sei  es  durch  ungenügende 
häusliche  Aufsicht  oder  Gesundheitspflege,  sei  es  durch  Verwahrlosung  oder  Gebrechen  — 
ist  durch  gutorganisierte  Einrichtungen  und  Anstalten  Vorsorge  getroffen.  Erwähnt 
seien  nur  der  Kindererholungsgarten,  die  verschiedenen  Veranstaltungen  für  die  Körper- 
pflege der  Jugend,  wie  Schulzahnklinik,  Ferienausflüge  usw.  Für  notleidende  Kinder 
wird  durch  Bekleidung,  Speisung,  Erholungsaufenthalt  gesorgt.  Besonders  ausgebaut 
sind  die  Einrichtungen  für  sittlich  gefährdete  Schulkinder.  Ein  Kapitel  schildert  die 
an  die  Kinderfürsorge  anschließende  Jugendpflege  durch  Vereine  und  Kirchengemeinden, 
sowie  die  Aufgaben  und  den  Ausbau  der  Fortbildungsschulen. 

Mit  Recht  wird  in  der  Einleitung  hervorgehoben,  daß  auch  nach  dem  Kriege 
die  Kinder-  und  Jugendpflege  mit  allen  Mitteln  gefördert  werden  muß,  und  daß  um 
dieses  Ziel  zu  erreichen,  alle  Kräfte,  die  auf  diesem  Gebiet  arbeiten,  genutzt  werden 
müssen:  Staat,  Gemeinde,  Vereine,  Privatpersonen.  Erforderlich  ist  nicht  ein  Eingehen 
aller  jetzt  bestehenden  Sonderveranstaltungen,  sondern  ihr  Zusammenschluß  in  einer 
leitenden  Stelle.  Das  Schlußwort  lenkt  hin  auf  verschiedene  Lücken,  die  sich  in  der 
Jugendpflege  in  Altona  noch  bemerkbar  machen,  und  gibt  Anregungen,  um  sie 
zu  beseitigen,  so  u.  a.  den  allseitig  geforderten  Zwang  zum  Besuch  einer  Fort- 
bildungsschule für  alle  gewerblichen  jugendlichen  Arbeiterinnen,  sowie  die  Schaffung 
von  weiteren  Lehrlingsheimen.  Die  vom  Verfasser  bezeichneten  Mängel  verschwinden 
aber  hinter  der  Fülle  ausgezeichneter  und  durchdachter  Jugendpflegeeinrichtungen^ 
die  uns  der  Bericht  veranschaulicht,  und  die  zeigen,  daß  in  Altona  der  ernste  Wille 
vorhanden  ist,  in  den  Kindern  das  Gedeihen  des  Volkes  zu  fördern.  H.  St. 

Arbeitsgemeinschaft  für  Einderschutz  und  Jugendwohlfahrt  in  Schlesien. 

Der  Kinderschutzverein  für  Schlesien  und  der  Schlesische  Verband  für  Jugendwohlfahrt 
haben  sich  zu  einer  Arbeitsgemeinschaft  vereinigt,  deren  Zweck,  es  ist,  die  Arbeit  auf 
dem  Gebiet  des  Kinderschutzes  und  der  Jugendfürsorge  in  der  Provinz  Schlesien 
anzuregen,  zu  fördern  und  sachgemäß  auszubauen.  Die  Arbeitsgemeinschaft  erstreckt 
sich  auf  die  Ortsgruppen,  Kartellverbände  und  Vertrauensmänner  des  Kinderschutz- 
vereins  und  auf  sämtliche  dem  Verband  für  Jugendwohlfahrt  angeschlossenen  örtlichen 
Vereine.  An  Orten,  an  denen  beide  Verbände  Untergruppen  haben,  sollen  sich  diese 
auf  Grund  gemeinsamer  Vereinbarung  in  die  Arbeitsgebiete  teilen;  dabei  soll  tunlichst 
derart  verfahren  werden,  daß  die  Ortsgruppe  des  Kinderschutzvereins  die  Bearbeitung 
in  Fällen  von  Not,  Gefährdung,  Ausnutzung,  Mißhandlung,  sowie  die  gesamte  vor- 
beugende Fürsorge  für  das  Kleinkind  und  das  schulpflichtige  Alter  —  mit  Ausnahme 
des  straffälligen  —  und  der  Verband  für  Jugendwohlfahrt  die  gleiche  Fürsorge  für 
die  schulentlassene  und  die  straffällige  Jugend  übernimmt.  An  Orten,  wo  nur  eine 
Untergruppe  des  einen  Verbandes  besteht,  soll  diese  ihr  Arbeitsgebiet  nach  der  noch 
fehlenden  Richtung  hin  ausbauen.  An  Orten,  in  denen  weder  der  eine  noch  der 
andere  Verband  eine  Untergruppe  besitzt,  soll  nur  eine  Untergruppe  gegründet  und 
mit  der  Durchführung  der  Aufgaben  beider  Verbände  betraut  werden. 

Die  Arbeitsgemeinschaft  will  ihren  Zweck  sowohl  durch  praktische  als  auch  durch 
wissenschaftlich  theoretische  Arbeit  zu  erreichen  suchen.  Sie  will  in  allen  ihr  Gebiet 
betreffenden  Fällen  Rat  erteilen,  die  Stellung  von  Anträgen  bei  Behörden  übernehme u, 
sich  der  Einrichtungen  beider  Verbände  bei  außerhäuslicher  Unterbringung  in  Familien- 


und  Anstaltspflege  bedienen  und  die  Anregung-  zur  Begründung  neuer  Ortsvereine 
geben.  Daneben  soll  die  Sammlung  einschlägigen  Materials  sowie  die  Auskunfterteilung 
in  Fragen  des  Kinderschutzes  und  der  Jugendfürsorge  betrieben,  Material  für  Vorträge 
und  Werbezwecke  zusammengestellt,  sollen  Lehrgänge  und  dergleichen  veranstaltet 
und  die  Ausarbeitung  gemeinsamer  Vordrucke,  sowie  die  Bearbeitung  einer  einheit- 
lichen Statistik  übernommen  werden. 

Famiii enunterstützung  unehelicher  Kinder.  Die  Reichsregierung  hatte  am 
20.  Januar  1919  zugelassen,  daß  die  Familienunterstützung  für  uneheliche  Kinder  auch 
nach  dem  31.  Dezember  1918  auf  Antrag  eines  Berufsvormundes  solange  weitergezahlt 
würde,  bis  sich  durch  die  Nachforschungen  ergeben  habe,  daß  sich  der  außereheliche 
Vater,.  Stief-  oder  Pflegevater  nicht  mehr  bei  der  Truppe  befindet. 

Jetzt  nimmt  das  Reichsministerium  des  Innern  mit  Rücksicht  auf  die  inzwischen 
verflossene  Zeit  an,  daß  die  Ermittlungen  abgeschlossen  sein  werden,  wenn  sie  mit  der 
nötigen  Kraft  durchgeführt  worden  sind.  Da  außerdem  verschiedene  Eingaben  für 
ungerechtfertigt  erklärt  hatten,  uneheliche  Kinder,  die  unter  Berufsvosmundschaft 
stehen,  besser  zu  stellen  als  andere  uneheliche  Kinder,  so  wird  die  Verfügung  vom 
20.  Januar  aufgehoben.  Familienunterstützung  für  uneheliche  Kinder  dürfen  nur  dann 
weiter  gezahlt  werden,  wenn  durch  Bescheinigung  nachgewiesen  wird,  daß  sich 
der  Heeresangehörige,  dessen  Einberufung  die  Voraussetzung  der  Zahlung  bildet,  tat- 
sächlich auch  bei  der  Truppe  befindet  und  nicht  aktiv  dient. 

Diese  Bestimmung  wird  im  ganzen  als  gerechtfertigt  anzusehen  sein.  Dagegen 
ist  der  Grundsatz  entschieden  abzuweisen,  es  sei  unrecht  gewesen,  den  Mündeln  der 
Berufsvormundschaft  jenes  Vorrecht  zu  geben.  Wollte  die  Regierung  für  die  anderen 
unehelichen  Kinder  etwas  tun,  so  hätte  sie  auch  sie  besser  stellen  sollen.  Der  gegebene 
Weg  wäre  die  Ausdehnung  der  Berufsvormundschaft. 

Die  Jugendfürsorge  in  Württemberg  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  bedingten 
Begnadigung.  Von  Landesgerichtsrat  v.  Wider  in  Ravensburg.  1918,  Verlag  des 
Stuttgarter  Jugendsekretariats.  247  Seiten.  8°. 
Das  Büchlein  ist  in  der  Hauptsache  eine  Textsammlung,  und  zwar  sind  ab- 
gedruckt alle  in  Württemberg  seit  1.  Januar  1900  bis  zum  Jahre  1918  erlasseneu 
Gesetze  und  Verfügungen  über  Fürsorgeerziehung,  bedingte  Begnadigung,  Kost-  und 
Pflegekinder,  das  Strafverfahren  gegen  Jugendliche,  die  Berufsvormundschaft,  öffent- 
liche Lichtspiele,  Schundliteratur,  Fürsorge  für  Kriegerwaisen,  einschließlich  einer, 
nur  für  die  Zeit  des  Belagerungszustandes  gültigen  Verfügung  des  stellvertretenden 
Generalkommandos,  im  ganzen  49  Nummern.  Es  befinden  sich  darunter  an  Gesetzen 
das  Fürsorgeerziehungsgesetz,  das  Gesetz  über  Kost-  und  Pflegekinder,  über  die 
Berufsvormundschaft  und  die  öffentlichen  Lichtspiele.  Aus  Eigenem  hat  der  Verfasser 
noch  beigefügt  eine  kleine  Abhandlung  über  die  bedingte  Begnadigung  im  Vergleich 
mit  der  bedingten  Verurteilung,  dem  (bisher  in  Deutschland  nur  in  Sachsen  eingeführten) 
Strafverfolgungsaufschub  und  dem,  durch  manche  stellvertretende  Generalkommandos  — 
in  Württemberg  nicht  —  eingeführten  Sparzwang,  unter  Hervorhebung  desjenigen,  was 
für  und  gegen  den  Sparzwang  lange  Zeit  hindurch  leidenschaftlich  erörtert  wurde. 
Verfasser  meint  nämlich,  es  könne  dem  bedingt  Begnadigten  bei  Vermeidung  des 
Widerrufs  zweckmäßigerweise  ein  solcher  Sparzwang  auferlegt  werden  und  verspricht 
sich  davon  eine  gute  Wirkung.  Man  kann  hierüber  sehr  wohl  auch  anderer  Ansicht 
sein.  Zum  Schluß  bringt  er  noch  die  —  wohl  von  ihm  verfaßte  —  Begründung,  mit 
welcher  der  Antrag  auf  Einrichtung  einer  städtischen  Berufsvormundschaft  im  Gemeinde- 
rat Ravensburg  eingereicht  wurde. 
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Das  Buch  wird  nicht  nur  in  Württemberg,  sondern  auch  im  übrigen  Deutschland 
■allen  mit  Jugendfürsorge  sich  befassenden  Kreisen  willkommen  sein.  Diefenbach. 

Die  Stellung  des  BerafsYormundes  im  Strafprozeß.  Mit  dieser  Frage  be- 
schäftigt sich  Dr.  W.  Sie  gel -Wien  unter  der  Überschrift  „Das  Zeugnisentschlagungs- 
recht  des  Vormundes"  in  Nr.  5  der  Zeitschrift  für  Kinderschutz  und  Jugendfürsorge 
{S.  106 ff.)  vom  Standpunkt  des  österreichischen  Rechts.  Er  macht  auf  folgenden 
Widerspruch  aufmerksam.  Nach  §  152  der  österreichischen  Strafprozeßordnung  steht 
dem  Vormunde  im  Strafverfahren  gegen  sein  Mündel  ein  Zeugnisverweigerungsrecht 
zu;  nach  §  84  daselbst  sind  andererseits  alle  öffentlichen  Beamten  verpflichtet,  die 
von  Amts  wegen  zu  verfolgenden  strafbaren  Handlungen,  die  sie  selbst  wahrnehmen 
oder  die  sonst  zu  ihrer  Kenntnis  gelangen,  der  Staatsanwaltschaft  anzuzeigen.  ,  Die 
österreichischen  „amtlichen"  Vormünder,  d.  h.  die  Berufs-  und  Generalvormünder  sind 
nach  §  6  der  Verordnung  vom  24.  Juni  1916  öffentliche  Beamte,  die  nach  §  4  daselbst 
zudem  noch  den  Einzelvormündern  auf  deren  Verlangen  unentgeltlich  mit  Rat  und  Tat 
beizustehen  haben.  Erhalten  sie  also  entweder  aus  Anlaß  der  eigenen  Vormundschafts- 
führung oder  bei  der  Beratung  von  Einzelvormündern  Kenntnis  von  einer  strafbaren 
Handlung  des  Mündels,  so  sind  sie  verpflichtet,  den  Denunzianten  zu  spielen;  wird 
dann  ein  Strafverfahren  eingeleitet,  so  können  sie  —  und  müssen  wohl  auch  bei 
richtiger  Auffassung  ihrer  Stellung  — ,  wenn  es  sich  um  ein  eigenes  Mündel  handelt, 
die  Zeugenaussage  verweigern.  Siegel  will  das  Dilemma  dadurch  lösen,  daß  auf 
die  Anzeigepflicht  des  Berufsvormundes  und  seiner  Hilfskräfte  durchweg  verzichtet 
werde.  Dies  setzt  aber  eine  Änderung  der  StPÜ.  oder  der  Verordnung  vom 
24.  Juni  1916  voraus,  welche  die  Berufsvormundschaften  zu  öffentlichen  Ämtern  aus- 
gestaltet hat.  * 

Für  Deutschland  liegt  die  Sache  nach  beiden  Richtungen  anders.  Nach  der 
deutschen  StPO.  besteht  eine  Anzeigepflicht  für  öffentliche  Behörden  im  allgemeinen 
nicht,  also  auch  nicht  für  Berufsvormünder;  andererseits  aber  auch  kein  Zeugnis- 
verweigerungsrecht bezüglich  der  Vorgänge,  die  ihm  in  Ausübung  seines  Berufes  an- 
vertraut oder  bekannt  wurden.  Es  liegt  hier  ein  sehr  empfindlicher  Mangel  vor,  der 
aber  auch  noch  bei  anderen  Personen,  die  in  einem  ähnlichen  Vertrauensverhältnis 
stehen,  wie  der  Vormund,  sich  geltend  macht.  In  Heft  1 — 3  des  18.  Jahrgangs  dieser 
Zeitschrift  Seite  49  hat  Klumker  schon  darauf  hingewiesen,  daß  in  Deutschland  der 
Armenpfleger  in  die  Lage  kommen  kann,  sein  Zeugnis  im  Strafprozeß  gegen  den 
von  ihm  betrauten  Armen  zu  verweigern,  und  sich  eher  den  darauf  angedrohten 
Strafen  zu  unterwerfen,  als  das,  was  ihm  zum  Nachteil  des  Armen  bekannt  geworden 
ist,  zu  offenbaren,  da  anderenfalls  das  ganze  Vertrauensverhälsnis  zwischen  ihm  und 
dem  Armen,  die  notwendige  Voraussetzung  seines  ersprießlichen  Einwirkens,  zerstört 
würde.  Klumker  verlangt  deshalb  mit  Recht,  daß  dem  A.rmenpfleger  eine  Ver- 
schwiegenheitspflicht in  demselben  Umfange  auferlegt  werden  müsse,  wie  dem  Seel- 
sorger im  Verhältnis  zum  Beichtkind,  dem  Arzt  zum  Kranken,  dem  Rechtsanwalt  zum 
Klienten.  Man  wird  diese  Forderung  nach  dem  Gesagten  ausdehnen  müssen  auf  den 
Vormund  im  allgemeinen,  ohne  Unterschied  zwischen  Berufsvormund  und  dem  Einzel- 
vormund, den  Gegenvormund,  den  gerichtlichen  Pfleger  im  Verhältnis  zum  Mündel, 
überhaupt  auf  alle  Personen  (z.  B.  den  Redakteur  einer  Zeitung),  denen  nach  sittlichen 
Anschauungen  ein  Verrat  des  ihm  beruflich  Anvertrauten  nicht  zugemutet  werden 
kann  und  zwar  auch  noch  für  die  Zeit  nach  dem  Ausscheiden  aus  der  Vertrauens- 
stellung. Bei  den  bevorstehenden  Revisionen  unserer  Strafprozeßordnung  sollte  das 
nicht  außer  acht  gelassen  werden.  Diefenbach. 
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Fr.  Schlosser,  Geh.  Ob.  Reg.-Rat,  Die  Zukunft  der  Jugendfürsorge.  1919,  Carl 
Heymanns  Verlag,  Berlin  W  8.  48  S.  3  M. 
-Die  Schrift  besteht  in  einem  Rückblick  und  einem  Ausblick,  jener  betrachtet  das 
Schicksal,  das  der  preußische  Entwurf  eines  Jugendfürsorgegesetzes  in  dem  vom  Ab- 
geordnetenhaus eingesetzten  Ausschuß  hatte,  und  in  diesem  werden  neue  Forderungen 
für  die  zu  erwartende  Regelung  aufgestellt. 

In  der  Frage  der  reichs-  oder  landesgesetzlichen  Fassung  entschied  man 
sich,  ohne  die  Vorzüge  eines  Reichsgesetzes  zu  verkennen,  für  Landesgesetze.  Daß 
auch  die  Jugendpflege  vom  Gesetz  erfaßt  werde,  erschien  nicht  tunlich ;  jedoch  änderte 
man  den  Titel  in  „Jugendwohlfahrtsgesetz",  um  die  Pflicht  der  Jugendämter  zur 
Förderung  der  Jugendpflege  auszudrücken.  Bei  der  Beratung  über  „Provinzial- 
(Bezirks-)  Jugendämter"  wurde  die  Schaffung  einer  Zentralstelle,  der  dann  der 
Name  „Landesjugendamt"  gegeben  werden  müsse,  angeregt.  Weiter  war  man  sich 
darin  einig,  daß  „die  freie  Liebestätigkeit  durch  den  Gesetzentwurf  nicht  einge- 
schränkt werden  dürfe".  Die  armenrechtlichen  Vorschriften  des  Entwurfs  betreffs 
der  hilfsbedürftigen  Minderjährigen  erfuhren  nach  eingehender  Beratung  keine  Änderung, 
ebenso  wurde  einem  Antrag,  die  verkrüppelten  Kinder  auch  der  Fürsorge  durch 
den  Landarmenverband  zu  unterstellen,  nicht  stattgegeben.  Was  die  Kosten  angeht, 
so  konnte  die  Regierung  nur  eine  Erhöhung  der  jährlichen  Mittel  für  die  Jugend- 
wohlfahrtspflege, nicht  aber  in  Aussicht  stellen,  sich  mit  Provinz  und  Kreis  in  die 
Kosten  zu  teilen.  —  Der  Entwurf  erfuhr  auch  noch  Ergänzuugen;  besonders  erwähnt 
sei  die  Forderung  nach  einer  gesetzlichen  Verpflichtung  des  Jugendamts,  einen  be- 
sonderen Geschäftsführer  zu  bestellen,  und  den  Kreis  der  Kraft  ihres  Amtes  dem 
Jugendamt  angehörigen  Personen  um  die  eines  Lehrers  und  einer  Lehrerin  zu  er- 
weitern. " 

Für  die  zukünftige  Lösung  nun  tritt  jetzt  auch  der  Verfasser  für  ein  Reichs  - 
gesetz  ein.  Dann  fordert  er  vor  allem  eine  Änderung  in  der  Versorgung  hilfs- 
bedürftiger Minderjähriger  dahin,  daß  „an  Stelle  des  Grundsatzes  der  Verpflichtung 
des  Unterstützungswohnsitzes"  „der  der  Verpflichtung  des  Aufenthaltsortes"  treten 
muß.  Besonders  ausführlich  wird  dann  die  Forderung  begründet,  die  Landarm  en- 
verbände  seien  zu  einer  ausreichenden  Versorgung  der  verkrüppelten  Kinder  gesetzlich 
zu  verpflichten.    In  beiden  Fällen  werden  formulierte  Anträge  gegeben. 

Wenn  die  Arbeit  auch  nicht  die  Erwartungen  erfüllt,  die  der  viel  verheißende 
Titel  erweckt,  so  ist  sie  doch  wichtig  genug  und  dankenswert.         Dr.  J.  Kranz. 

Fünfundzwanzig  Jahre  Verein  für  Kinder- Volksküchen  und  Kinderhorte  Berlin. 

30.  November  1893  bis  30.  November  1918.    123  S. 
25  Jahre  Lenzheimliebesarbeit.  Jubiläumsfestschrift  des  Heilstättenvereins  Lenzheim, 
verfaßt  von  I.  E.  Lenz,  Pastor  1.  R. 

VIII.  Vorbeugung. 

Schriften  des  Badischen  LandesTvohnungsvereins.  Karlsruhe  i.  B.,  G.  Braunsche 
Buchdruckerei  u.  Verlag. 
Von  den  Schriften  des  Badischen  Landeswohnungs Vereins  liegen  drei 
neue  Hefte  vor.  Heft  13  „Der  badische  Baubund  und  die  Landeswohnungs- 
stiftung" bringt  einen  Bericht  über  die  Gründung  des  Baubundes.  Der  Baubund  hat 
das  Ziel,  alle  gemeinnützigen  Bauunternehmungen  Badens  zusammenzuschließen,  um  so 
ihre  Kräfte  wirksamer  zu  verwerten.  Wie  in  dem  Satzungsentwurf  dargelegt  ist,  be- 
zweckt der  Badische  Baubund  „die  Förderung  des  Baus  und  der  Einrichtung  von  Klein- 
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Wohnungen  auf  gemeinnütziger  Grundlage,  sowie  die  Unterstützung  der  bestehenden 
Bauvereinigungen  in  ihren  gemeinsamen  Angelegenheiten  und  Bestrebungen".  Zu  diesem 
Zwecke  errichtet  die  Gesellschaft  eine  Bankabteilung,  eine  Siedlungsabteilung  und  eine 
Abteilung  für  Wohnungseinrichtungen.  —  Die  Bankabteilung  sieht  ihre  Hauptaufgabe 
in  der  Vermittlung  und,  soweit  nötig,  Gewährung  von  hypothekarischen  Darlehen  für 
die  dem  Baubund  angeschlossenen  Bauvereinigungen.  Der  Siedlungsabteilung  liegt  die 
Vorbereitung  der  Gründung  gemeinnütziger  Bauvereinigungen  sowie  die  Beratung  und 
Unterstützung  der  gemeinnützigen  Bauvereinigungen  in  allen  Fragen  des  Kleinwohnungs- 
baues ob.  Schließlich  beschäftigt  sich  die  Siedlungsabteilung  mit  Durchführung  der 
erforderlichen  Arbeiten  und  Maßnahmen  zur  Ansiedlung  von  Minderbemittelten,  ins- 
besondere von  Kriegsteilnehmern  (Kriegerheimstätten)  und  kinderreichen  Familien  in 
Kleinhäusern  mit  Garten-  und  Ackergrundstücken.  Endlich  wird  noch  die  Beschaffung 
von  Baukosten  und  Einrichtungsgegenständen  für  Siedlungen  und  Kleinwohnungen, 
besonders  in  der  Ubergangszeit  eine  bedeutsame  Rolle  spielen.  Die  letzte  Abteilung  für 
Wohnungseinrichtungen  hat  für  Beschaffung  von  guten  und  preiswerten  Wohnungs- 
einrichtungen gegen  Barzahlung  und  bei  ausreichender  Sicherheit  gegen  Abzahlungen 
Sorge  zu  tragen.  Die  Badische  Landeswohnungsstiftung  soll  dazu  dienen,  die  Mittel 
zur  Errichtung  von  Heimstätten  für  kinderreiche  Familien  und  Familien  von  Kriegs- 
teilnehmern zu  sammeln  und  bereit  zu  stellen.  , 

Heft  14  behandelt  „Die  Wohnungsverhältnisse  kinderreicher  Familien 
in  badischen  Städten".  Es  bringt  das  Ergebnis  einer  Erhebung  des  Badischen 
Landeswohnungsvereins.  Als  besonders  notwendige  Maßnahmen  ergibt  die  Erhebung 
den  Ausbau  der  Wohnungspflege,  die  Beschaffung  von  besonderen  Wohnungsfürsorge- 
stellen für  kinderreiche  Familien,  wie  sie  z.  B.  in  Düsseldorf  errichtet  worden  sind, 
die  Förderung  des  Kleinhausbaues  und  schließlich  vor  allem  die  Bereitstellung  von 
Wohnungs-  und  Erziehungsbeihilfen,  da  nur  durch  die  Besserung  der  Wohnverhältnisse 
auch  eine  Besserung  der  gesundheitlichen  Lage  weiter  Schichten  des  Volks  eine  Ab- 
nahme der  Kindersterblichkeit  und  Steigerung  der  Geburtenhäufigkeit  zu  erwarten  ist. 
In  dem  letzten  Abschnitt  werden  die  verschiedenen  Anregungen,  die  bisher  für  die  Art 
der  Gewährung  von  Erziehungsbeihilfen  gegeben  worden  sind,  erörtert  und  es  wird  darauf 
hingewiesen,  „daß  ohne  einen  Ausgleich  zwischen  den  Lasten  kinderarmer  und  kinderreicher 
Familien  und  ohne  die  Gewährung  eines  gesetzlichen  Anspruchs  auf  angemessene  Er- 
ziehungs-  oder  Wohnungszuschüsse  die  wichtigste  Ursache  der  Geburtenbeschränkung  nicht 
"beseitigt  und  die  Wohnungsfrage  der  kinderreichen  Familie  nicht  gelöst  werden  kann". 
—  Heft  15  „Kinderreiche  Familien  in  Mannheim  und  ihre  Wohnungen" 
behandelt  das  Ergebnis  der  gleichen  Umfrage  nur  für  Mannheim.  Auch  hier  finden  sich 
eine  Reihe  interessanter  Statistiken,  Tabellen  und  Abhandlungen.  Der  Bericht  hebt 
gleichfalls  die  Notwendigkeit  der  Wohnungspflege  hervor  und  fordert  schleunige  Ab- 
hilfe der  Wohnungsnot  der  unteren  und  mittleren  Klassen  zur  Gesundung  unserer 
großstädtischen  Bevölkerung.  H.  St. 

Wohn  imgsauf  sieht  und  Wohnungspflege.     Ein  Leitfaden  herausgegeben  von  der 
Zentralstelle  für  Volkswohlfahrt.    180  S.    Berlin,  Carl  Heymanns  Verlag,  1918. 

Kirchner  und  Adam,   Der  Wiederaufbau  der  Volkskraft  nach  dem  Kriege. 

Sitzungsbericht  über  die  gemeinsame  Tagung  der  ärztlichen  Abteilungen  der 
Waffenbrüderlichen  Vereinigungen  Österreichs,  Ungarns  und  Deutschlands  in 
Berlin  23.  bis  26.  Januar  1918.  Herausgegeben  vom  Vorstand  der  ärztlichen 
Abteilung  der  Reichsdeutschen  waffenbrüderlichen  Vereinigung.  Mit  1  Tafel. 
525  S.    Jena,  Gustav  Fischer,  1918. 
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Mitteilungen. 

Kurzfristige  Ausbildungskurse  für  soziale  Berufe  (Wohnungspflege,  Kreisfürsorge, 
Fabrikpflege,  Arbeitsnachweisbeamtinnen  und  dergl.)  haben  während  des  Krieges  an 
verschiedenen  Orten  stattgefunden,  um  den  dringenden  Bedarf  an  Berufsarbeiterinnen 
für  diese  Gebiete  zu  befriedigen.  Die  Konferenz  der  sozialen  Frauenschulen  Deutsch- 
lands hat  in  ihrer  letzten  Sitzung  beschlossen,  eindringlich  vor  der  weiteren  Veran- 
staltung derartiger  Lehrgänge  zu  warnen,  da  sie  eine  vollkommen  unzureichende  Aus- 
bildung für  den  sozialen  Beruf  geben.  Die  Ausbildung  zum  sozialen  Beruf  sollte 
zurzeit  unter  allen  Umständen  nur  auf  dem  ordnungsmäßigen  Weg  in  einer  vollaus- 
gebauten sozialen  Frauenschule  oder  Wohlfahrtsschule  stattfinden.  Ein  außerordent- 
licher Bedarf  wie  während  des  Krieges  liegt  zurzeit  nicht  mehr  vor,  und  Kräfte,  die 
durch  kurzfristige  Kurse  unzureichend  vorgebildet  werden,  haben  zurzeit  und  für  die 
Zukunft  keine  Aussicht  auf  Anstellung.  Es  muß  deshalb  dringend  vor  der  Veran- 
staltung weiterer  solcher  Notkurse  gewarnt  werden. 

Kurse. 

Allgemeiner  Caritaslehrgang.  5.  August  bis  25.  September  zu  Freiburg  i.  Br. 
Die  Ordnung  des  Lehrganges  ist  folgende: 

Erste  Woche:  Grundlegung  der  Caritas  und  die  Wohlfahrtsorganisationen. 
Zweite  Woche:  Armenfürsorge  und  Familienpflege. 

Dritte  Woche:  Caritashilfe  in  der  Seelsorge,  Sozialversicherung  und  ländliche  Caritas» 
pflege. 

Vierte  Woche:  Kinder-  und  Jugendfürsorge. 

Fünfte  Woche:  Kranken-  und  Gebrechlichenfürsorge. 

Sechste  Woche:  Bekämpfung  de«  Alkoholismus.  Sittlichkeits-  und  Wohnungs- 
fürsorge. Volksbildung. 

Siebente  Woche:  Fürsorge  für  Wanderer,  Arbeitslose  und  Strafgefangene.  Ka- 
tholisches Auslandsdeutschtum.  Kriegswohlfahrtspflege. 

Achte  Woche:  Caritative  Vereins-  und  Bürotechnik. 

An  den  ersten  vier  Wochentagen  werden  täglich  vier  Vorträge  gehalten.  Die 
übrigen  Tage  sind  den  Besichtigungen  und  der  Teilnahme  am  Betriebe  von  Anstalten 
und  Vereinen  sowie  praktischen  Übungen  gewidmet.  —  Der  Teilnehmerbeitrag  beträgt 
für  den  Gesamtkursus  20  M.,  für  eine  Woche  5  M.  Anmeldungen  sind  zu  richten 
an  das  Generalsekretariat  des  Deutschen  Caritasverbandes,  Freiburg  LB.,  Belfortstr.  20. 

Lehrgang  für  Tuberkulosefürsor gerinnen.  Die  Fürsorgestellenkommission 
des  Deutschen  Zentralkomitees  zur  Bekämpfung  der  Tuberkulöse  veranstaltet  vom 
1.  September  bis  25.  Oktober  in  Berlin  einen  achtwöchigen  Lehrgang  für  Tuber- 
kulosefürsorgerinnen. Die  Ausbildung  erfolgt  unentgeltlich;  zu  den  Kosten  für 
Wohnung  und  Verpflegung  können  im  Falle  der  Bedürftigkeit  Beihilfen  bewilligt 
werden.  Zur  Teilnahme  werden  außer  den  staatlich  anerkannten  Kranken-  und  Säug- 
lingspflegerinnen auch  andere  Personen  zugelassen,  die  schon  längere  Zeit  in  sozialer 
Fürsorge  tätig  sind  und  den  Nachweis  geeigneter  Vorkenntnisse  erbringen.  An- 
meldungen sind  bis  spätestens  20.  August  an  die  Geschäftsstelle  des  Deutschen  Zentral- 
Komitees  zur  Bekämpfung  der  Tuberkulose,  Berlin  W  9,  Linkstr.  29.  zu  richten, 
Uber  die  Zulassung  zur  Teilnahme  ergeht  besonderer  Bescheid. 


Für  die  Redaktion  verantwortlich:  Prof.  Klumker,  Wilhelmsbad  bei  Hanau.  — 
Carl  Heymanns  Verlag,  Berlin  W.  —  Gedruckt  bei  Julius  Sittenfeld,  Hofbucbdrucker.,  Berlin 
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Heft  7—9  Juli— September  1919  XX.  Jahrgang 

Alle  für  die  Schriftleitung  bestimmten  Sendungen  werden  an  die  Zentralstelle  für  Armenpflege  und 
Wohltätigkeit,  Frankfurt  a.  M.,  Stiftstraße  30  II,   die  für  die  Expedition  bestimmten  Sendungen 
nach  Berlin  W,  Mauerstraße  43/44,  erbeten. 


Die  Jugendfürsorge  als  Reichssache. 

Von  Prof.  Chr.  J.  Klumker,  Wilhelmsbad. 

Wenn  die  neue  Reichsverfassung  auch  noch  viel  der  alten  Klein- 
staaterei bestehen  läßt,  sie  hat  wenigstens  die  Jugendfürsorge  der  Gesetz- 
gebung des  Reiches  unterworfen.  Hat  das  Reich  jetzt  ungehindert  durch 
die  frühere  Teilung  der  Befugnisse  die  Bahn  frei  zu  entschiedener 
einheitlicher  Gestaltung  dieses  Gebietes,  so  ist  es  von  größter  Wichtig- 
keit, sein  Eingreifen  von  dem  Kern  des  ganzen  Problems  aus  zu  gestalten. 
Bei  dem,  was  hier  vom  Reiche  zu  leisten  sein  wird,  muß  man  sich  auf 
die  Hauptforderungen  einstellen,  die  wir  in  zwei  zusammenfassen.  Die  eine 
geht  die  sachliche  Arbeit  selbst  an,  die  andere  berührt  ihre  äußere  Form. 

Alle  Kinderfürsorge  ist  Erziehung.  In  so  vielfältiger  Gestalt  die 
Fürsorge  auch  auftritt,  als  gesundheitliche,  körperliche,  geistige,  sittliche, 
religiöse  Beeinflussung,  stets  ist  sie  ein  Stück  Erziehung  und  muß  als 
solche  betrachtet  werden.  Das  erscheint  als  selbstverständlich,  ist  es  aber 
keineswegs.  Vielmehr  wird  nur  zu  oft  eine  jener  Einzelheiten  zum  Selbst- 
zweck erhoben,  ja  die  ganze  Kinderfürsorge  ihr  untergeordnet.  Dann 
erhält  das  Kind  wohl  in  einer  Richtung  eine  gute  Versorgung;  seine 
Gesamtausbildung  muß  aber  trotzdem  oft  notleiden,  weil  was  in  einer 
Hinsicht  gutes  geleistet  ist,  reichlich  von  den  Schäden  aufgewogen  wird, 
die  in  anderer  Richtang  entstehen.  So  hat  mau  vielfach  versucht,  die 
gesundheitliche  Fürsorge  für  Kinder  ganz  unabhängig  unter  ausschließ- 
licher Leitung  des  Arztes  zu  gestalten.  Das  hat  manche  Bequemlichkeiten 
in  der  Durchführung,  da  man  dann  diese  ärztlichen  Aufgaben  mit  anderen 
der  öffentlichen  Gesundheitspflege  verbinden  kann;  aber  hierbei  werden 
ärztliche  Gesichtspunkte  allein  ausschlaggebend.    Erst  kürzlich  hat  man 
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in  Österreich  den  Versuch  gemacht,  in  dieser  "Weise  die  gesundheit- 
liche Fürsorge  für  Kinder  dem  Gesundheitswesen  anzugliedern  und  ganz 
von  der  Fürsorge  zu  trennen.  Allein  zwischen  beiden  bestehen  die  eogsten 
Verbindungen,  die  ohne  großen  Schaden  für  die  Erziehung  nicht  gelöst 
werden  können. 

Mit  Freuden  haben  wir  es  begrüßt,  als  man  in  der  Kinderfürsorge 
die  ärztliche  Mitwirkung  stärker  betonte;  ich  selbst  habe  jahrelang  für 
die  Anerkennung  des  Psychiaters  und  seiner  Tätigkeit  bei  schwer  erzieh- 
baren Kindern  gekämpft.  Die  wertvollen  Erfolge,  die  der  ErziehuDg 
von  hier  erwachsen  sind,  darf  niemand  verkennen;  gehören  sie  doch  zu 
den  Fortschritten,  die  aus  der  Kinderfürsorge  heraus  für  die  allgemeine 
Erziehung  aller  Jugendlichen  zur  Anerkennung  gelangten.  Dennoch 
sind  sie  nur  ein  Teil  der  gesamten  Erziehung,  wie  überhaupt  der 
gesunde  Körper  nicht  Selbstzweck  ist,  sondern  ein  Mittel  zur  Bildung 
der  menschlichen  Persönlichkeit.  Erst  unter  diesem  höheren  Gesichts- 
punkt gewinnt  die  Gesundheitspflege  für  Kinder  ihren  wahren  Wert  und 
ihre  richtige  Einstellung. 

Diese  Forderung,  die  sachlich  so  wohl  begründet  ist,  hat  sich  in  der 
Fürsorgearbeit  überall  dort  durchgesetzt,  wo  man  in  der  praktischen  Arbeit 
darauf  ausging,  schutzbedürftigen  Kindern  wirklich  gründlich  zu  helfen 
und  deshalb  ihr  gesamtes  Schicksal  ins  Auge  faßte.  Denn  da  kann  man 
sich  nicht  mit  diesem  oder  jenem  Stück  gesundheitlichen  Schutzes  begnügen. 
Ein  gutes  Beispiel  hierfür  gibt  die  Fürsorge  für  uneheliche  Kinder,  für  die 
aus  Unkenntnis  des  Wesentlichen  und  aus  mangelndem  Einblick  in  ihre 
Gesamtlage  noch  heute  so  abenteuerliche  Pläne  wie  „Findelhäuser'  auf- 
tauchen, die  West-  und  Mitteleuropa  durch  viel  bessere  Einrichtungen 
längst  überwunden  haben.  Unsere  Fürsorge  für  sie  ging  von  der  Ziehkinder- 
aufsicht aus.  Kinder,  die  bei  Pflegeeltern  erzogen  werden,  sind  bei 
uns  im  Gegensatz  zu  Frankreich  fast  alle  unehelicher  Herkunft.  Ihr 
arges  Schicksal  rief  öffentliche  Maßnahmen  zunächst  von  Seiten  der 
Gesundheitspolizei  hervor.  Die  Pflegestellen  wurden  polizeilicher  Aufsicht 
unterstellt,  die  erst  von  Schutzleuten,  dann  von  freien  Frauen  vereinen 
ausgeübt  wurde.  Der  Mißerfolg  dieser  Versuche  führte  den  Leipziger 
Arzt  Taube  zu  einer  ganzen  Beihe  von  Maßnahmen,  die  sich  ihm  aus 
der  unmittelbaren  Hilfstätigkeit  an  diesen  Kindern  ergaben;  mit  ihnen 
schuf  er  die  Grundlagen  nicht  nur  unseres  Unehelichenschutzes,  sondern 
der  ganzen  modernen  Säuglingsfürsorge.  Er  begann  mit  der  gesundheit- 
lichen Aufsicht;  an  Stelle  von  Schutzleuten  und  ehrenamtlichen  Damen 
setzte  er  den  Fachmann,  den  Arzt  mit  geschulten  besoldeten  Gehilfinnen. 
Lange  Jahre  hat  er  für  diesen  Gedanken  unermüdlich  kämpfen  müssen, 
bis  er  zu  Beginn  dieses  Jahrhunderts  allgemeine  Anerkennung  fand* 


—    135  — 


Aber  alle  Sorgfalt,  die  er  auf  diese  eine  Seite  der  Sache  verwenden 
mußte,  verführte  ihn  doch  nicht  dazu,  gleich  vielen  anderen,  engherzig  an 
der  gesundheitlichen  Frage  hängen  zu  bleiben.  Er  bewahrte  sich  einen 
offenen  Blick  für  alle  Bedürfnisse  seiner  Schützlinge.  So  sah  er,  wie  die 
unehelichen  Kinder,  die  bei  ihrer  Familie  untergebracht  waren,  ebenso 
schlimm  daran  waren,  wie  die  Pflegekinder  bei  fremden  Leuten.  Er  zog 
sie  daher  mit  in  den  Kreis  seiner  Aufsicht  hinein.  Sehr  bald  erfuhr  er, 
daß  mit  der  gesundheitlichen  Aufsicht  allein  wenig  zu  erreichen  sei;  man 
mußte  die  Mittel  für  den  Unterhalt  der  Kinder  sicherstellen.  Dazu 
sollten  nach  unserem  Gesetz  vor  allem  die  Zahlungen  des  unehelichen 
Vaters  dienen;  sie  zu  erfassen  war  Sache  des  Vormundes.  Mit  der 
Besserung  der  Vormundschaft  daher  befaßten  sich  die  nächsten  Be- 
mühungen Taubes.  Er  fand,  wie  unzulänglich  diese  Vormundschaft 
war,  die  nicht  einmal  die  Rechte  der  Kinder  gegen  ihre  Väter  richtig 
zu  verfechten  vermochte.  Zur  Abhilfe  ließ  Taube  alle  Vormundschaften 
über  die  von  seiner  Ziehkinderanstalt  beaufsichtigten  Kinder  auf  die 
Anstalt  übertragen  und  schuf  damit  das  Vorbild  gründlicher  Unehe- 
lichenfürsorge,  die  Berufsvormundschaft.  In  ihr  vereinigte  er  die  ge- 
sundheitliche Aufsicht  mit  der  wirtschaftlichen  Fürsorge  und  der  Rechts- 
vertretung; all  dies  faßte  er  dann  im  Gesichtspunkte  der  Erziehung 
zusammen.  Das  führte  ihn  folgerichtig  dazu,  seine  Fürsorge  fortzusetzen 
bis  zum  Abschluß  der  Erziehung,  um  so  das,  was  an  gesundheitlichen  und 
erzieherischen  Erfolgen  in  früher  Kindheit  erreicht  war,  dauernd  sicher- 
zustellen. 

Ähnliche  Erwägungen  gelten  für  die  Umgestaltung  der  Armenpflege 
für  Kinder;  diese  muß  ebenfalls  von  dem  Gedanken  ausgehen,  daß  Er- 
ziehung der  Kern  der  Fürsorge  ist.  Leider  hat  man  sich  bisher  nicht 
selten  in  der.  öffentlichen  Armenpflege  damit  begnügt,  die  Kinder  in 
ähnlicher  Weise  wie  die  erwachsenen  Armen  zu  behandeln,  ihre  Ver- 
sorgung, Unterbringung  und  Verpflegung  als  den  eigentlichen  Inhalt 
der  Armenpflege  zu  betrachten,  wobei  die  Erziehung  nur  soweit  in 
.Rechnung  kam,  als  sie  sich  ohne  wesentliche  Kosten  mit  der  Versorgung 
vereinigen  ließ.  Diese  Auffassung  hat  sich  von  England,  besonders  von 
•den  Gedanken  eines  Malthus  ausgehend,  auch  in  Deutschland  im  Laufe 
des  vorigen  Jahrhunderts  Geltung  verschafft.  Seit  einem  Menschenalter 
'wird  sie  aber  von  den  fortgeschrittenen  Armenverwaltungen  bekämpft.  Die 
«Trennung  der  Versorgung  armer  Kinder  vom  Armenamte,  die  sich  mehr 
und  mehr  durchsetzt,  wird  gerade  damit  begründet,  daß  die  Erziehung, 
nicht  die  Versorgung,  der  Mittelpunkt  der  Kinderfürsorge  sein  muß. 

Ebenso  wird  die  Kinderfürsorge  von  einseitigen  Erwägungen  durch- 
kreuzt bei  Kindern  von  12  bis  18  Jahren,  die  straffällig  werden.  Mag 
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man  besondere  Gerichte  für  sie  schaffen,  die  Jugendgerichte;  auch 
sie  müssen  die  Vorschriften  des  Strafgesetzbuches  anwenden  und  in 
nicht  wenigen  Fällen  gerichtliche  Strafen  verhängen,  die  der  Erziehung 
schädlich  sind.  Selbst  wenn  man  die  Jugendgerichte  noch  wesentlich 
verbessern  sollte,  so  wird  ihnen  dieser  grundsätzliche  Mangel  stets  an- 
haften. Man  muß  die  Kinder  und  Jugendlichen  vor  dem  Strafrichter 
bewahren,  solange  man  sie  erziehen  will  und  kann.  Schon  Namen  wie 
Jugendstaatsanwalt,  Jugendstrafkammern  sind  ein  Widerspruch  in  sich, 
sind  ein  Zeichen,  wie  weit  wir  noch  davon  entfernt  sind,  Jugendfürsorge 
wirklich  als  Erziehung  anzusehen.  Jugendliche  und  Kinder  sind  den 
deutschen  Erziehungsgerichten,  den  Vormundschaftsgerichten  zu  über- 
weisen; ihr  Schutz  muß  in  der  Vormundschaft  und  deren  neuer  Form, 
der  Berufsvormund schaft  ihren  Mittelpunkt  finden.  Erst  wenn  Erziehungs- 
maßnahmen, die  sich  in  ihrer  Vielgestaltigkeit  nicht  der  Straftat,  sondern 
ungehindert  von  strafrechtlichen  Erwägungen  dem  Wesen  und  den  Be- 
dürfnissen des  Täters  anpassen  können,  keinen  Erfolg  mehr  versprechen, 
wird  man  die  Jugendlichen  dem  Straf richter  überlassen  dürfen. 

In  ähnlicher  Weise  muß  man  mit  diesem  Gedanken  Ernst  machen  in 
der  Zwangs-  und  Fürsorgeerziehung.  Sowohl  in  ihrer  Begründung,  die 
noch  zum  Teil  auf  das  Strafgesetzbuch  zurückgeht,  wie  in  ihrem  Vollzug 
ist  alles  zu  beseitigen,  das  an  Strafe  im  Sinne  des  Gesetzes  erinnert; 
alles  muß  vom  Standpunkt  der  Erziehung  gestaltet  werden. 

Diese  Beispiele  zeigen,  wie  viel  Arbeit  zu  leisten  ist,  um  überall 
den  Grundsatz  zur  Geltung  zu  bringen,  daß  Kinderfürsorge  Erziehung 
sei.  Das  gilt  auch  noch  in  einer  anderen  Hinsicht.  Sehr  oft  begnügt 
sich  die  Fürsorge  mit  einzelnen  kleinen  Unterstützungen,  mit  der  Be- 
friedigung dieses  oder  jenes  einzelnen  Bedürfnisses:  Man  gewährt  Säuglings- 
milch und  Kindernahrung;  Aufenthalt  während  der  Abwesenheit  der 
Eltern  in  Bewahranstalten,  Kindergärten,  Heimen  und  Horten;  Heil- 
mittel und  Stärkungsmittel  mancherlei  Art,  Kuren  in  Bädern  und  Land- 
aufenthalt; Beratungen  für  die  verschiedensten  Bedürfnisse.  Aber  gar 
nicht  selten  kommt  es  vor,  daß  neben  all  solchen  einzelnen  Hilfeleistungen 
die  Erziehung  doch  Not  leidet  und  ein  Kind  trotz  mannigfaltigster  Für- 
sorge schließlich  verwahrlost  und  zugrunde  geht.  Das  wäre  nicht  möglich, 
wenn  jede  dieser  Handlungen  unter  dem  Gesichtspunkte  der  Erziehung 
erfolgte  und  jene  einzelne  Fürsorge  sich  stets  als  Teil  der  gesamten  Er- 
ziehung betrachtete.  Soweit  diese  kleinen  Schutzmaßnahmen  von  freien 
Vereinen  ausgehen,  wird  man  der  Zersplitterung  kaum  gründlich  Herr 
werden  können.  Die  freie  Bewegung  und  Unabhängigkeit  der  Vereins- 
arbeit wird  sich  zwangsweise  nicht  binden  lassen;  man  wird  sich  auf  Be- 
lehrung und  eine  gewisse  Aufsicht  beschränken  müssen  und  abwarten,  wie- 


viel  sich  dadurch  bessern  läßt.  Anders  ist  es  bei  der  öffentlichen  Für- 
sorge, die  von  Staat  und  Gemeinden  ausgeübt  wird  und  gerade  so  zer- 
splittert ist,  wie  die  Vereinsfürsorge.  Hier  könnte  diesen  längst  beklagten 
Übelständen  abgeholfen  werden;  und  das  muß  notwendig  geschehen,  da- 
mit eine  planvolle  Gestaltung  der  Kinderfürsorge  durchgeführt  werden  kann. 

Die  Erziehung  beruht  zum  größten  Teile  auf  dem  Einfluß  der  Um- 
gebung des  Kindes,  der  unbewußt  bildend  auf  es  einwirkt.  Die  Kinder- 
fürsorge wird  sich  daher  in  zwei  großen  Aufgabenkreisen  bewegen ;  es  gilt 
all  die  verschiedenen  Erziehungsumgebungen  aufzufinden  oder  herzustellen, 
deren  Einfluß  für  diese  Mengen  von  Kindern  erforderlich  ist.  Dazu  ge- 
hören Anstaltsgründungen  vielfältigster  Art,  dazu  die  Sammlung  und  An- 
leitung einer  Menge  von  Familien,  die  Kinder  in  Pflege  und  Erziehung 
nehmen;  dazu  kommen  endlich  die  mancherlei  Hilfseinrichtungen,  die 
Einwirkungen  besonderer  begrenzter  Art  bereitstellen,  wie  sie  für  viele 
unserer  Schützlinge  unentbehrlich  sind.  Hier  ist  das  Gebiet,  auf  dem  in 
weitestem  Umfange  Behörden  und  Vereine  neben-  und  miteinander  tätig 
sind.  Das  Vielerlei  ist  im  ganzen  nicht  schädlich,  weil  die  Charaktere 
und  Bedürfnisse  der  Kinder  unendlich  verschieden  sind. 

Anders  liegt  es  bei  der  weiteren  Aufgabe:  Wie  erreichen  wir,  daß 
jedes  Kind  in  die  Umgebung  kommt,  für  die  es  geeignet  ist;  und 
wie  gewinnen  wir  die  Sicherheit,  daß  seine  Erziehung  nicht  sprunghaft 
unter  allen  möglichen  Einwirkungen  hin  und  her  schwankt  Von  dieser 
Seite  aus  erscheint  Erziehungsauswahl  und  Erziehungsleitung  als  wichtigste 
Maßnahme  der  Fürsorge.  Diese  Fragen  sind  vor  allem  für  die  öffent- 
liche Fürsorge  von  brennender  Wichtigkeit,  da  sie  in  einem  dauernden, 
gesetzlich  festgelegten  Verhältnis  zu  den  Kindern  steht.  Wie  sie  sich 
solcher  Verantwortung  nach  und  nach  bewußt  wird,  spricht  sich  in  Gesetz- 
gebung und  Verwaltung  darin  aus,  daß  mehr  und  mehr  die  Vormundschaft 
in  den  Vordergrund  gerückt  wird.  Hat  der  Vormund  doch  nicht  insofern 
die  Eltern  zu  vertreten,  daß  er  deren  erste  Aufgabe  übernähme,  sein 
Mündel  selbst  zu  erziehen;  nur  wenige  Vormünder  haben  ihr  Mündel  in 
der  eigenen  Familie.  Vielmehr  hat  der  Vormund  die  richtige  Erziehung 
seines  Mündels  auszuwählen  und  zu  beaufsichtigen;  Erziehungsauswahl 
und  Erziehungsaufsicht  ist  der  Inhalt  seiner  Arbeit.  Dasselbe  ist  aber 
im  Grunde  das  Ziel  allen  öffentlichen  Kinderschutzes.  So  hat  man  die 
behördliche  Fürsorge  mehr  und  mehr  in  die  Form  der  Vormundschaft 
gekleidet;  sowohl  die  Armenpflege  für  Kinder  wie  die  Aufsicht  über 
uneheliche  Kostkinder  haben  sich  zu  einer  besonderen  Art  von  Vormund- 
schaft, der  Berufsvormundschaft  umgestaltet,  in  deren  Formen  sich  zum 
Teil  auch  die  Fürsorgeerziehung  bewegt  und  von  der  schließlich  die 
Schutzaufsicht  der  Jugendgerichte  nur  eine  ungeschickte  Abart  ist.  Die 
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Berufsvormundschaft  gibt  die  einigende  Rechtsform  für  die  Schutzarbeit 
der  Behörde  und  der  Berufsvormund  erscheint  als  ihr  geborener  Leiter. 
Dieses  Vordringen  der  Berufsvormundschaft  ist  ein  Zeichen,  wie  die  Er- 
ziehung sich  als  Kern  aller  Kinderfürsorge  Geltung  verschafft.  Das  ist 
im  bisherigen  Reichsrecht  noch  dadurch  besonders  betont,  daß  nach  ihm 
jemand  nur  dann  Berufsvormund  werden  kann,  wenn  er  bereits  bestimmte 
Erziehungsaufgaben  für  das  Kind  zu  lösen  hat.  Der  Berufsvormund  kann 
also  nicht  nur  Rechtsvertreter  sein,  sondern  muß  zugleich  die  Erziehung 
seines  Mündels  in  der  Hand  haben. 

Um  diese  Entwicklung  recht  zu  würdigen  und  den  Wert  einer  solchen 
Organisation  öffentlicher  Kinderfürsorge  zu  verstehen,  müssen  wir  noch 
einige  Betrachtungen  einschieben. 

Die  Erziehungsauswahl  und  Erziehungsleitung  setzt  viel  umfassendere 
Erfahrungen  voraus  wie  die  Leitung  irgend  einer  einzelnen  Schutz- 
einrichtung. Für  sie  bedarf  man  einer  sorgsamen  Kenntnis  des  Kindes 
selbst,  eines  genauen  Uberblicks  über  die  vorhandenen  Erziehungs- 
umgebungen und  eines  sachverständigen  Urteils  über  Art  und  Grenzen 
ihrer  Wirksamkeit.  Dafür  gebrauchen  wir  besondere  vorgebildete  und 
geschulte  Persönlichkeiten,  die  nicht  mehr  bei  jeder  kleinen  Behörde  zu 
finden  sein  können.  Haben  sich  doch  für  einzelne  dieser  Aufgaben 
eigene  Anstalten,  Beobachtungs-  und  Aufnahmeheime  entwickelt,  um  unter 
Mitwirkung  von  Arzt  und  Erzieher  die  Kinder  zu  prüfen  und  kennen  zu 
lernen.  Ursprünglich  wurden  sie  nur  für  schwererziehbare  Kinder  ge- 
schaffen. Heute  halten  wir  sie  bei  allen  Kindern  für  unentbehrlich,  wenn 
wir  für  Auswahl  und  Leitung  ihrer  Erziehung  die  Verantwortung  tragen 
sollen.  Ebenso  sehr  ist  aber  für  diese  Erziehungsleitung  eine  gewisse 
Einheitlichkeit  und  Gleichmäßigkeit  nötig;  denn  nichts  ist  schädlicher,  als 
wenn  diese  Leitung  hin  und  her  schwankt  und  das  Kind  bald  so,  bald 
so  behandeln  läßt.  Das  ist  aber  unvermeidlich,  wenn  mehrere  neben- 
einander oder  gar  gegeneinander  die  Erziehung  leiten  sollen. 

Eine  ganze  Reihe  öffentlicher  Fürsorgeeinrichtungen  für  Kinder  wurden 
vorhin  genannt;  ihre  Arbeit  ist  auf  die  verschiedensten  Behörden  verteilt, 
die  vielfach  keine  Verbindung,  ja  keine  Fühlung  miteinander  haben.  So 
entstehen  viele  kleine  Schutzeinrichtungen,  von  denen  keine  etwas  Großes, 
Durchgreifendes  leisten  kann.  Armenpflege  und  Gemeindewaisenrat,  Berufs- 
vormundschaft und  Ziehkinderaufsicht,  Fürsorgeerziehung  und  Rentenwesen 
der  Versicherungsanstalten,  gewerblicher  Kinderschutz  und  Jugendgerichts- 
barkeit —  alle  arbeiteten  zugleich  und  oft  genug  an  denselben  Kindern. 
Sehr  langsam  erst  hat  sich  hier  und  da  eine  gewisse  Verbindung  zwischen 
ihnen  angebahnt.  Oft  schon  haben  wir  beklagt,  wieviele  Kinder  bei 
diesem  Wirrwarr  trotz  zahlreicher  Kräfte  und  Mittel  zugrunde  gehen 


—    139  — 


müssen.  Wie  oft  haben  uns  die  Berichte  der  Fürsorgeerziehungsbehörden 
vor  Augen  geführt,  daß  viele  ihrer  Pfleglinge  vorher  bereits  von  anderen 
öffentlichen  Schutzeinrichtungen  betreut  wurden,  aber  nicht  vor  der  Ver- 
wahrlosung geschützt  werden  konnten,  weil  diese  Einrichtungen  zu  schwach 
waren  oder  sich  nur  gewisser  Teile  der  Erziehung  annahmen.  Eine  einheit- 
liche Zusammenfassung  aller  dieser  Arbeit  in  einer  Hand,  ihre  Vereinigung 
bei  leistungsfähigen  Behörden,  die  Mittel  und  geschulte,  erfahrene  Kräfte 
für  die  Arbeit  haben,  —  das  ist  bereits  'vor  dem  Kriege  gefordert  worden. 
Im  Kriege  hat  sich  dann' der  große  Jugendfürsorgetag  im  September  1918 
in  Berlin  entschieden  für  eine  solche  Zusammenfassung  in  Jugendämtern, 
die  etwa  von  jedem  Kreise  zu  errichten  wären,  ausgesprochen,  wobei  dann 
die  Jugendämter  jeweils  wieder  durch  Landesjugendämter  der  Provinzen 
oder  kleinen  Staaten  zu  vereinigen  wären.  Das  ist  nicht  eine  mehr  oder 
minder  nebensächliche  Verwaltungsmaßnahme.  Nein,  das  ist  die  Voraus- 
setzung jeder  ernsten  Besserung  öffentlichen  Kinderschutzes.  Mit  dem 
Jugendamt  beginnt  der  einheitliche  Ausbau  der  öffentlichen 
Jugendfürsorge  zu  einer  starken  zielbewußten  Erziehungs- 
behörde. 

Eine  solche  Regelung  findet  bisher  besondere  Schwierigkeiten  an 
den  sich  durchkreuzenden  gesetzgeberischen  Befugnissen  des  Reiches  und 
der  Einzelstaaten.  Vormundschaftsrecht,  Strafrecht,  Gewerberecht  sind 
Sachen  des  Reiches,  alle  Erziehungsfragen  gehören  zum  Aufgabenkreis 
der  Landesgesetzgebung  der  Einzelstaaten,  während  die  Armengesetz- 
gebung zwischen  beide  verteilt  ist.  Diese  Buntscheckigkeit  hat  nicht 
wenige  Kinder  arg  geschädigt,  und  jedem  Anderungsversuch  Hindernisse 
in  den  Weg  gelegt. 

Ohne  ein  Reichsgesetz  ist  eine  brauchbare  Lösung  nicht  möglich, 
deshalb  waren,  als  der  Entwurf  einer  neuen  Reichsverfassung  erschien, 
alle  Freunde  öffentlichen  Jugendschutzes  voller  Hoffnung,  daß  endlich 
die  Einzelstaaten  in  einem  einheitlichen  Reiche  als  dessen  Provinzen  mit 
starker  Selbstverwaltung  aufgehen  würden.  Denn  dann  wären  alle  jene 
Schwierigkeiten  mit  einem  Schlage  gelöst  gewesen. 

Immerhin  ist  in  der  Verfassung  die  Jugendfürsorge  der  Gesetzgebung 
des  Reiches  unterstellt  worden.  Damit  ist  vom  Reiche  ausdrücklich  die 
Verpflichtung  übernommen,  jenem  Wirrwarr  ein  Ende  zu  machen.  Auf 
keinen  Fall  darf  das  Reich  abwarten,  bis  die  Länder  durch  neue  Gesetze, 
wie  sie  vielfach  geplant  werden,  eine  einheitliche  Regelung  noch  mehr 
erschweren,  denn  sie  können  doch  nur  einige  Stücke  jener  Gesamt- 
aufgabe zusammenfassen;  sehr  vieles  kann  allein  das  Reich  regeln;  es 
muß  daher  in  allernächster  Zeit  ein  Reichsgesetz  über  Jugend- 
fürsorge geschaffen  werden. 
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Auf  seiner  Grundlage  erst  vermögen  die  Länder  jene  einheitlichen 
Erziehungsbehörden  der  Jugendämter  zu  schaffen.  Das  stellt  uns  dann 
vor  eine  weitere  große  Aufgabe  organisatorischer  Art.  Wir  müssen 
Vorkehrungen  treffen,  damit  diese  neuen  einheitlichen  Behörden  ihrer 
Bedeutung  entsprechend  im  Geiste  der  Liebe  und  Gemeinschaft  im  Sinne 
freier,  wahrhaft  menschlicher  Erziehung  geleitet  werden.  Woher  sollen 
wir  aber  all  die  Männer  und  Frauen  nehmen,  die  zu  dieser  Arbeit  an 
den  zwei  Millionen  Kindern  erfordert  werden?  Soll  die  Erziehung  dem 
entsprechen,  was  wir,  was  unsere  Gesellschaft,  unser  Staat  den  Kindern 
schuldig  ist,  so  kann  nicht  jeder  Beliebige  das  Werk  leiten.  Dazu  bedarf 
es  neben  einer  natürlichen  Anlage  zum  Erziehen  sorgfältiger  Schulung 
und  Ausbildung.  Gewiß  werden  wie '  bisher  freiwillige  Hilfskräfte  in 
warmherziger  Hingabe  mit  Beamten  zusammenwirken,  die  über  reiche 
Kenntnisse  und  vielseitige  Erfahrungen  verfügen.  Beide  Teile  müssen 
für  die  Tätigkeit  vorbereitet  werden;  freilich  beileibe  nicht  durch  das 
altbeliebte  Verfahren  neuer  Prüfungen  und  Berechtigungen.  Schon  hatte 
das  preußische  Ministerium  eine  solche  für  Fürsorgerinnen  ausgetüftelt; 
mit  B-echt  wurde  dagegen  von  den  verschiedensten  Seiten  Sturm  gelaufen. 
Hier,  wo  lebendiges  Verständnis  des  Kindes  und  freie  persönliche  Hin- 
gabe unentbehrlich  sind,  sollten  wir  den  Zopf  solcher  Prüfungen  rasch 
wieder  abschneiden,  die  wohl  Kenntnisse,  aber  nicht  persönliche  Eignung 
und  Befähigung  nachzuweisen  vermögen.  Ich  unterschätze  diese  Kennt- 
nisse wahrlich  nicht.  Wenn  man  sich  auch  viel  bei  der  Fürsorge- 
tätigkeit selbst  aneignen  kann,  so  sind  Unterrichtsformen  aller  Art  nötig; 
unsere  Hochschulen  richten  sich  langsam  darauf  ein;  die  Frauenschulen 
allerlei  Art  wirken  ähnlich  für  andere  Kreise.  Das  Wichtigste  jedoch,  wofür 
wir  einen  Weg  zu  suchen  haben,  ist  die  Auswahl  der  richtigen  Persönlich- 
keiten, die  Erprobung,  ob  sie  erziehen  können.  Mit  Grausen  denke  ich 
an  einen  berühmten  Psychiater,  der  wissenschaftlich  über  Kinderbehandlung 
viel  gearbeitet  hat;  ihm  fehlte  auch  die  geringste  Anlage,  mit  Kindern 
umzugehen  und  sich  zu  ihnen  als  Menschen  —  nicht  als  Gegenständen 
der  Erziehung  oder  der  Behandlung  —  persönlich  zu  stellen.  Und  noch 
bedenklicher  wurde  ich7  als  ich  die  Schriften  eines  beliebten  pädagogischen 
Publizisten  vergeblich  durchforschte,  um  etwas  über  Spiel  und  Arbeit  als 
Erziehungsmittel  zu  finden.  Wir  müssen  zunächst  die  persönliche  Be- 
fähigung —  am  besten  durch  eine  Probezeit  einfacher  Erziehungstätig- 
keit —  feststellen,  um  ungeeignete  Menschen  zu  ihrem  und  der  Kinder 
Wohl  fernzuhalten.  Wir  müssen  dann  Übung  und  Unterricht  in  besonderer 
Weise  verbinden  —  und  schließlich  muß  eine  sorgsame  Berufsberatung  und 
Vermittlung  sorgen,  daß  jeder  auf  den  rechten  Platz  komme.  Dann  aber 
sollten  wissenschaftliche  Fortbildung  und  Belehrung  durch  Kurse  und 
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Versammlungen  neben  der  Praxis  hergehen  und  so  jedem  helfen,  frisch 
zu  bleiben  und  zu  wachsen. 

Seit  langem  suche  ich  Bausteine  zur  Lösung  dieser  Aufgabe  herbei- 
zutragen. Sie  ist  gleicher  Art  für  die  Leiter  der  Behörden  und  Anstalten, 
die  akademischer  Bildung  bedürfen,  wie  für  die  Erzieher,  Fürsorger, 
Helfer  aller  Art,  wie  für  die  ehrenamtlichen  Mitarbeiter,  für  Frauen  wie 
für  Männer.  Es  gilt,  die  rechten  Persönlichkeiten  zu  finden  und  das 
Rechte  aus  ihnen  zu  machen.  An  dieser  Aufgabe  entscheidet  sich,  was 
aus  der  Kinderfürsorge  im  nächsten  Menschenalter  wird.  Gewiß  wird 
sehr  viel  dabei  von  der  freien  Tätigkeit  von  Vereinen,  Anstalten  und 
Behörden  abhängen,  nicht  weniges  werden  die  Länder  und  die  Jugend- 
ämter selbst  tun  können,  dennoch  muß  sich  das  Reich  bewußt  sein,  daß 
es  mit  dem  Jugendfürsorgegesetz  seine  Aufgabe  noch  nicht  erfüllt  hat. 
Es  wird  auch  seinerseits  versuchen,  eine  sachgemäße  Ausgestaltung  der 
neuen  Jugendämter  zu  fördern  und  ihrer  behördlichen  Verknöcherung 
durch  einen  sorgsamen  Ausbau  der  Vorbildung  und  Auswahl  aller  Mit- 
arbeiter entgegenzuwirken. 


Aufgaben  und  Ausbildung  der  Sozialbeamtinnen. 

Von  Dr.  med.  et.  phil.  E.  Gr.  Dresel,  Privatdozent  in  Heidelberg, 

Wenn  man  ein  halbes  Dutzend  oder  ein  Dutzend  der  Werbeschriften 
der  verschiedenen  Sozialen  Frauenschulen  in  die  Hand  nimmt,  dann  ist  man 
zunächst  verblüfft  über  die  Vielseitigkeit  des  gebotenen  Stoffes,  der  jene 
Frauen  erwartet,  die  sich  der  sozialen  Arbeit  widmen  wollen.  Prüft  man 
die  aufgestellten  Ziele  der  Ausbildung,  so  fällt  sofort  eine  nicht  unerheb- 
liche Begriffsverschwommenheit  auf.  Wenn  wir  z.  B.  lesen,  daß  das  Ziel 
die  Heranbildung  von  Mädchen  und  Frauen  für  sozial-pflegerische,  sozial- 
erziehliche und  sozial-technische  Berufe  ist,  so  kann  ich  mir  wohl  unter 
den  beiden  ersten  etwas  vorstellen,  aber  mit  einem  sozial-technischen 
Beruf  kann  ich  schlechterdings  gar  nichts  anfangen  (Ev.  soziale  Frauen- 
schule Elberfeld).  Eine  Schule  stellt  folgende  Ziele  auf:  volkspflege- 
rische  Arbeit,  sozialpädagogische  Arbeit,  sozialwissenschaftliche  Hiifs- 
arbeit  und  nun  noch  gesondert  Arbeiterinnenfürsorge.  Das  letzte  Ziel 
läßt  wieder  im  Gegensatz  zu  den  drei  ersten  eine  klare  Umgrenzung 
vermissen  (Soz.  Frauenschule  Berlin- Schöneberg).  Eine  andere  Schule 
gabelt  ihren  Lehrplan  in  die  drei  Gebiete:  Jugend-  und  Gemeindepflege, 
hygienische  Fürsorge  und  soziale  Fürsorge.  Jugend-  und  Gemeindepflege 
sind  keine  Gegensätze,  erst  recht  aber  nicht  hygienische  Fürsorge  und 
soziale  Fürsorge.    Hier  waltet  eine  völlige  Begriffsunklarheit  ob  (Frauen- 


schule  der  inneren  Mission  zu  Berlin).  Andere  Schulen  geben  gar  keine 
Ziele  an,  sondern  zählen  ihre  Lehrfächer  auf.  Diese  Beispiele  ließen 
sich  vermehren,  doch  würde  das  zu  weit  führen. 

Man  hat  auch  die  Frauenschulen  an  ihren  Leistungen  gewertet. 
Klumker  kam  auf  der  zehnten  Konferenz  der  Zentralstelle  für  Volks- 
wohlfahrt zu  dem  Ergebnis,  daß  die  Auswahl  der  Beamten  wichtiger  sei 
als  die  Ausbildung  und  sah  sogar  in  der  Verschulung  eine  schwere  Gefahr. 
Krautwig  betonte  im  Gegensatz  dazu  ganz  besonders  die  Ausbildung 
auf  dem  Gebiete  der  sozialen  Hygiene  und  möchte  alle  systematische 
schulmäßige  Ausbildung  auf  der  Kranken-  und  Säuglingspflege  aufgebaut 
wissen.  Alice  Salomon  verlangte  eine  allgemeine  Grundlage  und  darauf 
aufgebaute  Spezialkurse  in  geordneter  Ausbildung. 

Mit  diesen  drei  verschiedenen  Gesichtspunkten  will  ich  mich  begnügen. 
Sie  sind  ein  Beweis  dafür,  wie  verschieden  die  Ansichten  sind.  Woher 
kommt  das?  Unser  Volksleben  ist  ein  Chaos.  Wir  glaubten  früher,  es 
sei  Ordnung.  Was  jetzt  auf  der  Oberfläche  sichtbar  ist,  war  früher  auch 
schon  da,  es  ist  nicht  erst  seit  den  trüben  Novembertagen  entstanden. 
Wir  haben  es  nur  nicht  gesehen.  Wir  hatten  keinen  geschulten  Blick 
dafür. 

Seherisch  hat  uns  der  Dichter  Burte  in  seinem  Wiltfeber  schon  1912 
diese  Zustände  geschildert.  Die  Gelehrten,  die  Volkswirtschaftler  stellten 
Tatsachen  fest  und  vergaßen,  die  großen  Zusammenhänge  aufzudecken. 
Wo  sich  soziale  Mißstände  zeigten,  waren  sofort  Private,  Vereine,  Kommunen 
bei  der  Hand,  um  die  unschönen  Flecken  wegzuwischen  vom  strahlenden 
Bild  unseres  Aufstieges.  Doch  jeder  sah  andere  Flecken  und  andere 
Zusammenhänge,  so  daß  eine  Vielfältigkeit  der  Ziele  entstehen  mußte. 

Für  das  Gebiet  der  sozialen  Hygiene  stellte  Grothjahn  seine  Drei- 
teilung auf  von  sozialer  Pathologie,  sozialer  Prophylaxe  und  sozialer 
Therapie.  Fleißig  wurde  nach  diesen  Gesichtspunkten  geforscht  und  un- 
endliche Kleinarbeit  geleistet.  Was  bei  allem  Tun  und  Wollen  heraus- 
gekommen ist,  sehen  wir  jetzt  nach  dem  Zusammenbruch.  So  hätte  es 
nicht  kommen  dürfen,  wenn  die  Wohlfahrtspflege  wirklich  erfolgreich  ge- 
arbeitet hätte. 

Dafür  bin  ich  den  Beweis  schuldig.  Sehen  wir  uns  kurz  an,  was  vor 
dem  Kriege  und  im  Kriege  auf  dem  Gebiete  der  Volkswohlfahrtspflege 
geleistet  worden  ist. 

Die  Maßnahmen  zur  Verhütung  und  Bekämpfung  der  sozialen  Miß- 
stände können  von  gesellschaftlichen  Gruppen  oder  Einzelpersönlichkeiten 
ausgehen.  Da  wären  zu  unterscheiden:  Maßnahmen  vom  Staat  oder  von 
Gemeinden,  dann  von  Gemeinden  in  gemischt-wirtschaftlicher  Arbeit  mit 
privaten  Vereinen  oder  Verbänden,  solche  von  privaten  Vereinen  oder 
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Verbänden  allein  und  schließlich  solche  von  Einzelpersonen.  Wir  hätten 
es  also  zu  tun  im  wesentlichen  mit  drei  großen  Gruppen :  dem  Staat  und 
den  Gemeinden,  zweitens  den  karitativen  Vereinen  und  drittens  Einzel- 
personlichkeiten  wie  Ärzten,  Lehrern,  Pfarrern  usw. 

Außer  dieser  Aufteilung  der  Fürsorgebestrebungen  nach  den  aus- 
übenden Organen  ist  noch  eine  Aufteilung  möglich  nach  dem  Ziel. 

Ehe  wir  hier  ein  scharfes  Bild  aufstellen  können,  muß  kurz  ein  Blick 
auf  die  Entwicklung  der  Fürsorgebestrebungen  im  allgemeinen  oder  der 
Wohlfahrtspflege  gegeben  werden.  Das  ist  unbedingt  erforderlich,  weil 
gegenwärtig  die  verschiedensten  Begriffe  schlagwortartig  benutzt  werden 
und  eine  heillose  Verwirrung  anrichten.  Von  vornherein  ist  zu  unter- 
scheiden, daß  man  versuchen  kann,  durch  freiwilliges  Wohltun  als  Einzel- 
wesen oder  in  Gruppenbildungen  soziale  Mißstände  zu  lindern  oder  durch 
Aufklärung  und  Hilfen  vorbeugend  zu  wirken,  oder  daß  man  andrerseits 
eine  Abhilfe  der  sozialen  Schäden  durch  Verfeinerung  und  Ausgestaltung 
der  Rechtsverhältnisse  zu  erreichen  sucht.  Wie  diese  Entwicklung  über 
Repressivmaßnahmen  immer  weiter  zu  Präventivmaßnahmen  fortschreitet, 
wird  später  zu  schildern  sein.  Nach  Gnauck-Kühne  hätten  wir  es  hier 
einerseits  mit  Karitas,  andrerseits  mit  sozialer  Arbeit  zu  tun.  Nach  ihrer 
Auffassung  lägen  die  Repressivmaßnahmen  vor  allem  bei  der  Karitas, 
während  den  Ausbau  der  Rechtsverhältnisse  in  erster  Linie  die  vorbeugende 
soziale  Arbeit  zu  leisten  habe.  Diese  Unterscheidung  scheint  mir  zu  eng 
zu  sein  und  vor  allen  Dingen  nicht  der  historischen  Entwicklung  zu  ent- 
sprechen. Denn  diese  beweist,  daß  gerade  in  der  sozialen  Gesetzgebung 
der  Staat  vor  allem  vom  Repressivgedanken  geleitet  war,  und  die  Prä- 
Tentivmaßnahmen  erst  in  letzter  Zeit  immer  nachdrücklicher  zur  Geltung 
kommen.  Stammler  erklärt  die  Wohlfahrtspflege  für  „eine  freie  Tätigkeit 
zu  einer  sozialen  Besserung,  die  durch  Rechtseinrichtungen  gerade  nicht 
erreicht  werden  kann",  v.  Erdberg  definiert  folgendermaßen:  „Wohl- 
fahrtseinrichtungen sind  Einrichtungen,  welche  beruhen  auf  freiwilliger 
Tätigkeit  der  Gesellschaft  und  welche  geschaffen  werden  zur  Linderung 
oder  Beseitigung  solcher  aus  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  notwendig 
hervorgehenden  sozialen  Schäden,  die  auf  dem  Wege  rechtlicher  Zwangs- 
normen noch  nicht  oder  überhaupt  nicht  gemildert  oder  beseitigt  werden 
können".  Diese  beiden  Definitionen  scheinen  mir  glücklicher  zu  sein 
als  die  von  Gnauck-Kühne,  wenn  sie  sagt:  „Wohlfahrtspflege  ist  be- 
soldete oder  ehrenamtliche  Berufsarbeit  zwecks  Durchführung  freiwilliger 
Maßnahmen  zu  sozialer  Besserung".  Denn  wie  Erdberg  ganz  richtig 
dagegen  einwendet,  braucht  Wohlfahrtspflege  nicht  ausschließlich  als 
Berufsarbeit  ausgeübt  zu  werden.  Nach  Liese  gehört  zur  Wohlfahrts- 
pflege wesentlich  ein  Doppeltes:  „sie  ist  erstens  freie  Tätigkeit  zum  Wohle 
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anderer,  zweitens,  sie  hat  nicht  zunächst  den  einzelnen  im  Auge,  sondern 
das  Wohl  des  Volkes  oder  ganzer  Volksklassen.  Durch  das  erste  unter- 
scheidet sie  sich  von  der  Sozialpolitik,  die  zwangsweise  eingreift  und 
Rechte  verleiht,  durch  das  zweite  von  der  Wohltätigkeit,  die  dem  einzelnen 
Menschen  in  der  Not  helfend  und  rettend  naht,  durch  beides  zusammen 
von  der  Zwangsarmenpflege,  welche  die  kommunalen  Verbände  zur  Hilfe 
verpflichtet,  aber  nur  insoweit,  daß  der  einzelne  Arme  nicht  verhungert." 

Nun  setzt  Christians  die  ^Wohlfahrtspflege  in  einen  gewissen  Gegen- 
satz zur  Karitas,  wenn  er  schreibt,  daß  die  unter  dem  Banne  des  Ra- 
tionalismus stehende  Wohlfahrtspflege  die  früher  allein  herrschende  Karitas 
immer  mehr  verdränge.  Doch  ist  nicht  recht  einzusehen,  warum  die  Karitas 
ohne  Rationalismus  arbeiten  soll.  Wenn  sie  das  früher  mehr  oder  weniger 
einseitig  getan  hat,  so  hat  sie  doch,  von  den  geistigen  Zeitströmungen 
beeinflußt,  ganz  entschieden  gelernt,  immer  rationalistischer  zu  arbeiten.. 

Christians  setzt  dann  die  Wohlfahrtspflege  im  heutigen  Wortsinn 
auch  in  einen  Gegensatz  zu  den  staatlichen  Wohlfahrtseinrichtungen  und 
versucht,  das  Arbeitsgebiet  der  öffentlichen  und  privaten  Wohlfahrtspflege 
abzugrenzen.  Wenn  er  dann  sagt>  daß  „die  persönlichen  Beziehungen 
zwischen  Wohltäter  und  Schützling  anerkanntermaßen  der  größte  Vorzug 
der  privaten  Wohlfahrtspflege  sind  und  durch  nichts  zu  ersetzen  sind% 
so  kann  diese  an  sich  richtige  Tatsache  doch  nicht  zu  einem  Unterschied 
von  öffentlicher  und  privater  Wohlfahrtspflege  verwendet  werden,  denn 
Christians  rechnet  auch  alle  Vereine  zur  privaten  Wohlfahrtspflege.  So- 
bald wir  aber  bei  der  privaten  Wohlfahrtspflege  von  der  ausschließlichen 
Tätigkeit  einer  Einzelpersönlichkeit  —  das  wäre  die  Wohltätigkeit  —  ganz 
für  sich  allein  absehen,  ist  auch  in  den  Vereinen  der  die  Wohltätigkeit 
Ausübende  nicht  mehr  ausschließlich  der  Spender  und  Träger  der  Wohl- 
fahrtspflege, sondern  oft  nur  eine  ehrenamtlich  oder  gegen  Bezahlung: 
tätige  Persönlichkeit.  Trotzdem  entfallen  dadurch  nicht  die  rein  persön- 
lichen Beziehungen  zwischen  Wohltäter  und  Schützling.  Genau  so  brauchen 
sie  auch  nicht  bei  der  Betätigung  der  öffentlichen  Wohlfahrtspflege  aus- 
geschaltet zu  sein.  Daß  sie  das  leider  in  so  und  so  vielen  Fällen  und 
Einrichtungen  der  Wohlfahrtspflege  waren,  wird  jeder  zugeben.  Aber 
gerade  darin  ist  einer  der  schwersten  Mängel  der  öffentlichen  und  nicht 
zuletzt  auch  der  heute  durch  Vereine  ausgeübten  privaten  Wohlfahrts- 
pflege zu  sehen.  Es  müssen  die  verschiedenen  Beweggründe  der  Wohl- 
fahrtsbestrebungen aufgedeckt  werden.  Häufig  veranlaßte  religiöses  Emp- 
finden und  Mitleid  Maßnahmen  der  Wohlfahrtspflege.  Viele  Menschen 
fühlten  sich  nur  durch  ihren  Verdienst  und  Reichtum  verpflichtet,  etwas 
Besonderes  für  die  armen  Volksgenossen  zu  leisten.  Wieder  bei  anderen,, 
besonders  in  der  Arbeiterwohlfahrtspflege,  war  der  treibende  Gedanke 
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der,  durch  die  Wohlfahrtsmaßnahmen  die  Arbeitnehmer  an  das  Unter- 
nehmen zu  fesseln,  ihnen  die  Freizügigkeit  zu  beschränken  und  die  Wirt- 
schaftlichkeit des  Unternehmens  zu  steigern.  Liese  unterscheidet:  „erstens 
als  Motiv  die  Humanität,  die  bei  allem  nur  die  Höherentwicklung  des 
Menschengeschlechts  im  Auge  hat  und  zweitens  Karitas  als  um  Gottes 
willen  geübte  Nächstenliebe."  In  der  Humanität  den  Gedanken  der  Höher- 
entwicklung des  Menschengeschlechtes  zu  suchen,  ist  nach  dem  Stande 
der  heutigen  Erblichkeitslehre  verfehlt.  Gegen  diesen  wohl  immer  noch 
weit  verbreiteten  Irrtum  kann  nur  Aufklärung  durch  Rassehygiene  im 
Sinne  Schallmayers  helfen. 

Diese  Beweggründe  genügen  nicht  mehr,  um  wirklich  Wohlfahrts- 
pflege treiben  zu  können.  Sie  kann  nicht  mehr  auf  das  karitative  Wohltun 
beschränkt  bleiben,  sondern  ist  ein  Recht  der  Allgemeinheit  auf  Lebens- 
bedingungen, die  ihr  des  Leibes  und  der  Seele  Wohlfahrt  ermöglichen, 
die  sie  sich  selbst  aus  eigener  Kraft  nicht  verschaffen  kann,  sondern 
durch  die  und  mit  Hilfe  derjenigen  bekommen  muß,  deren  wirtschaftliche 
und  politische  Macht  und  deren  soziale  und  humane  Uberzeugung  weiter 
reicht  als  ihre  eigene. 

Besser  als  der  Begriff  Humanität  erscheint  mir  als  treibendes  Motiv 
in  der  Wohlfahrtspflege  das  soziale  Verantwortlichkeitsgefühl.  Dann 
macht  es  keinen  Unterschied,  ob  die  Tätigkeit  um  der  Menschen  oder 
um  Gottes  willen  getan  wird.  Für  das  soziale  Verantwortungsgefühl  muß 
aber  nicht  nur  der  Gebende,  sondern  auch  der  Empfangende  reif  sein. 
In  dem  Mangel  des  Verständnisses  dafür  auf  beiden  Seiten  liegt  ein 
großer  Teil  des  Mißerfolges  begründet. 

Daher  kommt  es  auch,  daß  sich  die  der  Wohlfahrtspflege  am  meisten 
bedürftige  Schicht  innerlich  so  heftig  gegen  diese  Fürsorge  auflehnt  und 
sie  oft  als  einen  wertlosen  Schwindel  bezeichnet.  Dazu  kommt,  daß  sich 
das  Klassen-  und  Selbstbewußtsein  der  handarbeitenden  Schicht  wesentlich 
gehoben  hat  und  von  vornherein  alles,  was  von  Seiten  der  besitzenden 
Klassen  unter  der  Marke  „Wohltätigkeit"  kam,  mit  Mißtrauen  ansah. 
Je  mehr  sich  der  Obrigkeitsstaatsgedanke  zum  Volksstaatsgedanken  ent- 
wickelte, desto  nachdrücklicher  wurde  der  Standpunkt  des  Anrechtes  auf 
Unterstützung  und  Fürsorge  geltend  gemacht,  während  man  auf  die  so- 
genannte „Wohltätigkeit"  gerne  verzichten  will.  Die  ganze  Entwicklung 
unserer  Sozialpolitik  beweist,  daß  der  Rechtsstandpunkt  immer  nachdrück- 
licher in  Erscheinung  getreten  ist.  Von  der  Staatshilfe,  der  staatlichen 
Fürsorgepflicht  wurde  allmählich  alles  erwartet  und  verlangt.  Wenn  das 
Volk  der  Staat  ist,  muß  sich  ja  auch  das  soziale  Verantwortlichkeitsgefühl 
der  einzelnen  Volksmitglieder  im  Volksstaat  zum  staatlichen  Verantwort- 
lichkeitsgefühl zusammengefaßt  als  staatliche  Fürsorgepflicht  auswirken. 
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Bisher  wurde  Armen-  und  Wohlfahrtspflege  streng  auseinander  ge- 
halten. Nun  meint  Kl  um  k  er,  daß  „die  Un  Wirtschaftlichkeit,  die  die  Ur- 
sache der  Verarmung  ist,  als  notwendiger  Teil  der  Wirtschaftsordnung 
erscheint,  mit  der  daher  die  Verarmung  unlöslich  verbunden  ist",  und 
daß,  da  die  UnWirtschaftlichkeit  im  Erwerb  kein  Urteil  über  die  wirt- 
schaftliche Leistungsfähigkeit  und  tatsächliche  Leistung  abgibt,  man  noch 
weniger  mit  ihr  allein  ein  Urteil  über  die  gesamte  Persönlichkeit  ver- 
binden könne."  Baraus  ist  künftig  zu  folgern,  daß  Wohlfahrtspflege  und 
Armenpflege  keine  Berechtigung  mehr  haben,  nebeneinander  zu  stehen, 
sondern  in  ein  Tätigkeitsgebiet  zusammengefaßt  werden  müssen."  Die 
jetzt  vom  Volksinstinkt  so  gewaltsam  geforderte  Arbeitslosenunterstützung 
ist  der  beste  Beweis  für  die  Unhaltbarkeit  der  Armenpflege  mit  ihren 
degradierenden  Bestimmungen  neben  der  sozialen  Fürsorge  durch  den 
Volksstaat. 

Sicher  wird  es  auch  weiter  Familien  geben,  die  durch  innere  Anlage 
ihrer  Mitglieder  und  äußere  Umstände  so  heruntergekommen  sind,  daß 
sie  sich  aus  eigener  Kraft  im  Rahmen  ihrer  Klasse  nicht  halten  oder 
gar  aus  ihr  erheben  können,  deren  Wille  gebrochen  ist,  deren  Gefühl 
für  alle  höheren  gesundheitlichen,  geistigen  und  politischen  Strebungen 
ertötet  ist.  Für  solche  Menschen  sind  neben  den  Leistungen  der  staat- 
lichen Fürsorgepflicht  vor  allem  die  Wirkungen  der  Karitas  auch  künftig 
nicht  zu  entbehren.  Sie  sind  noch  ganz  und  gar  im  Stadium  der  Er- 
ziehung, sind  vor  allen  Dingen  Objekt  der  sozialen  Pädagogik  und  fallen 
damit  in  den  besonderen  Wirkungskreis  der  kirchlichen  und  privaten 
Karitas.  Aber  über  dieses  Stadium  der  Erziehung  müssen  wir  hinaus- 
kommen, weil  damit  meist  eine  zu  weitgehende  Bevormundung  verbunden 
ist.  Die  große  Schicht  der  durch  besondere  wirtschaftliche  Ereignisse 
fürsorgebedürftig  gewordenen  Menschen  muß  ihre  soziale  Wohlfahrt  durch 
geteilte  Selbstverwaltung  mit  fördern  können  und  darf  in  ihrer  politischen 
Stellung  und  wirtschaftlichen  Freizügigkeit  nichjt  beschränkt  werden. 

Der  einzelne  Staatsbürger  kann  dann  sein  soziales  Verantwortungs- 
gefühl oder  sein  karitatives  Empfinden  um  Gottes  Willen  durchaus  im 
Staatsleben  wirksam  zur  Geltung  bringen.  Ja,  es  wird  letzten  Endes, 
auf  das  Ganze  eingestellt,  erst  richtig  und  zweckdienlich  in  Erscheinung 
treten  können. 

Wir  haben  also  festgestellt,  daß  die  Entwicklung  unseres  Staats- 
und Gesellschaftslebens  die  Wohltätigkeit,  die  Karitas,  die  private  Wohl- 
fahrtspflege zur  Fürsorgepflicht  des  Staates  erweitert.  Diese  Entwicklungs- 
linie war  unscharf,  solange  Staat  und  Volk  zweierlei  war;  erst  der  Volks- 
staatsgedanke lenkt  beide  Strömungen  in  ein  Bett.  Diese  im  Ausbau 
begriffene  staatliche  Fürsorgepflicht  erstreckt  sich  auf  das  wirtschaftliche, 
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gesundheitliche  und  erzieherische  Gebiet.  Die  staatliche  Wohlfahrts- 
pflege oder  soziale  Fürsorge  umfaßt  also  die  Sozialpolitik,  die  soziale 
Hygiene  und  die  soziale  Pädagogik.  Da  nun  aber  der  Staat,  vor  allen 
Dingen  im  Entwicklungsstadium,  nicht  alle  Notwendigkeiten  mit  gesetz- 
lichen Maßnahmen  erfassen  kann,  bleibt  auf  allen  drei  Gebieten  der 
privaten  oder  Vereinstätigkeit  viele  Pionierarbeit  vorbehalten.  Vorläufig 
wird  die  Trennung  zwischen  öffentlicher  und  privater  Fürsorgetätigkeit 
rein  aus  Zweckmäßigkeitsgründen  noch  aufrechterhalten  werden  müssen. 
Es  wird  der  privaten  Fürsorgetätigkeit  von  Seiten  einzelner,  der  Kirchen 
und  karitativen  Vereine  immer  ein  Mehr  von  Auswirkungsmöglichkeiten 
übrig  bleiben,  ganz  besonders  auf  dem  Gebiete  des  Experimentierens  bei 
neu  in  die  Erscheinung  tretenden  Mißständen,  es  wird  auch  abhängig  sein 
von  der  mehr  oder  weniger  freien  unabhängigen  und  leistungsfähigen 
Stellung  des  Ausübenden. 

Die  Stellung  der  kirchlichen  Caritas  muß  noch  besonders  betrachtet 
werden.  Sie  nimmt  eine  Sonderstellung  ein,  weil  die  Kirchen  nicht  in 
dem  Volksstaat  aufgehen  werden.  Sie  ist  anzusehen  wie  die  eines  Privat- 
mannes. Nur  darf  nicht  vergessen  werden,  daß  ihre  gewaltigen,  an  sich 
unschätzbaren  Leistungen  den  Staat  zu  lange  in  eine  laue  Sicherheit 
gewiegt  und  dem  Staate  von  ihm  geschuldete  Leistungen  abgenommen 
hatten. 

Es  muß  in  den  Leistungen  ein  Ausgleich  angestrebt  werden,  um  aus 
ökonomischen  Gründen,  vor  allen  Dingen  nach  dem  Zusammenbrach 
unserer  Volkswirtschaft  durch  den  verlorenen  Krieg,  die  schädlichen 
Wirkungen  des  Nebeneinander  auszuschalten.  Keinesfalls  darf  dabei  die 
religiöse  Zielsetzung  der  kirchlichen  Gemeinschaften  zu  kurz  kommen, 
ebensowenig  wie  das  soziale  Verantwortlichkeitsgefühl.  Beide  sind  an  die 
ausübenden  Persönlichkeiten  gebunden.  Diese  müssen  nach  Möglichkeit 
in  alle  vom  Staate  betriebenen  Arbeitsgebiete  der  sozialen  Fürsorge  über- 
nommen werden.  Auch  in  der  Verfügung  über  die  Geldmittel  muß  ein 
Ausgleich  angestrebt  werden,  der  am  besten  durchzuführen  ist  durch  eine 
hohe  Besteuerung  aller  Schenkungen  und  Stiftungen,  die  den  staatlichen 
'Fürsorgemitteln  zuzufließen  hätte.  Das  Mehr  der  kirchlichen  Leistungen, 
genau  so  Wie  das  von  privater  Seite,  bliebe,  um  die  Steuern  verkürzt, 
wirksam  und  würde  immer  veredelnd  auf  die  zum  Bürokratismus  neigende 
I  Staatstätigkeit  einwirken,  ja  würde  in  vielen  Fragen  als  Anregung  und 
Wegweisung  dienen. 

Je  mehr  die  staatliche  Fürsorgetätigkeit  sich  so  entfaltete,  desto 
stärker  würde  auch  schon  durch  die  verkürzten  Mittel  auf  privater  und 
kirchlicher  Seite  sich  das  Tätigkeitsgebiet  der  letzteren  einschränken. 
|Das  wäre  kein  Fehler,   sondern   würde   sogar   ein  Vorteil  sein.  Das 
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Tätigkeitsgebiet  der  Sozialpolitik  und  sozialen  Hygiene  eignet  sieb  mebr 
für  die  staatliche  Erfassung  und  Bearbeitung,  das  der  sozialen  Pädagogik 
schon  durch  seinen  Aufgabenkreis  mehr  für  die  kirchliche  und  private 
Tätigkeit. 

Die  staatliche  Schule  kann  die  Erziehung  allein  nicht  leisten,  die 
religiöse  und  kulturelle  Beeinflussung,  die  seelsorgerische  Fürsorgetätigkeit 
käme  dann  viel  nachdrücklicher  wieder  in  die  Hände  der  dazu  Berufenen, 
denn  sie  ist  im  höchsten  Maße  angewiesen  auf  die  Wirkung  von  Mensch 
zu  Mensch. 

Wenn  wir  uns  nun  auch  in  Deutschland  rühmen  können,  daß  wir 
früher  und  mehr  als  andere  Völker  staatliche  Wohlfahrtspflege  getrieben 
haben,  wie  kommt  es,  daß  trotzdem  damit  keine  größere  Zufriedenheit 
in  breiten  Volksschichten  erzielt  werden  konnte? 

Um  diese  Frage  zu  beantworten,  muß  das  Tätigkeitsgebiet  der  staat- 
lichen Wohlfahrtspflege  betrachtet  werden.  Diese  Untersuchung  ergibt, 
daß  die  ganze  staatliche  Wohlfahrtspflege  bisher  zu  ausschließlich  von 
dem  leitenden  Gedanken,  das  Becht  auf  Arbeit  sicherzustellen,  beeinflußt 
wurde.  Das  Wirtschaftsleben  der  Menschen  galt  es  zu  sichern,  und  dazu 
wurde  ein  ganzes  System  der  wirtschaftlichen  Hilfe  ausgebaut.  Sehr 
richtig  sagt  Christians,  „daß  man  sich  in  der  Sozialversicherung  fast 
ausschließlich  auf  die  Geldunterstützung  der  unbemittelten  Invaliden  und 
Kranken  beschränkt  hat  und  selbst  in  der  Krankenversicherung  die  Ge- 
sundheitsfürsorge nur  ganz  nebenbei  gestattet."  Die  wirtschaftliche  Hilfe 
bei  eingetretener  Notlage  entbehrt  aber  völlig  des  präventiven  Charakters 
und  schaltet,  in  großem  Masse  betrieben,  die  menschlichen  Beziehungen 
zwischen  Wohltäter  und  Schützling  restlos  aus,  die  durch  Bürokratismus 
ersetzt  werden.  Sobald  aber  die  staatüche  Wohlfahrtspflege  sich  nach- 
drücklicher mit  der  Ursachenforschung  der  wirtschaftlichen  Notlage  befassen 
würde,  müßte  sie  erkennen,  daß  das  Volksleben  keineswegs  ausschließlich 
durch  wirtschaftliche  Bedingungen  gestaltet  wird,  sondern  daß  das  ganze 
Wirtschaftsleben  in  engster  Wechselbeziehung  mit  dem  Gesundheitszustand 
und  der  ethischen  Einstellung  der  einzelnen  Glieder  des  Wirtschaftskörpers 
steht.  In  der  Geschichte  und  Volkswirtschaft  ist  die  Fragestellung  nach 
Ursache  und  Wirkung  viel  zu  einseitig  und  führt  zu  Trugschlüssen.  Es 
handelt  sich  im  Leben  des  einzelnen  und  der  Völker  um  Kraftströme, 
die  teils  körperlich,  teils  geistig  auf  sie  von  ihren  Vorfahren  überkommen 
sind  und  die  mit  Kraftströmen,  welche  durch  Erziehung  und  Umweltver- 
hältnisse im  weitesten  Sinne  gebildet  werden,  in  Wechselbeziehung  stehen. 
Daraus  ergibt  sich  sofort,  daß  die  überwiegende  Betrachtung  wirtschaftlicher 
Momente  und  die  Abstellung  angeblich  wirtschaftlicher  Schäden  durch 
wirtschaftliche  Hilfe  in  den  meisten  Fällen  völlig  versagen  muß.  Der 
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Vorbeugegedanke  ist  nun  aber  auch  bei  der  wirtschaftlichen  Hilfe  bisher 
noch  zu  kurz  gekommen. 

"Wir  haben  ihn  in  der  Kranken-  und  Unfallversicherung  schon  in 
hohem  Maße  ausgebaut  als  Krankheits-  und  Unfallverhütung  innerhalb  der 
gewerblichen  Betriebe.  Hier  wird  deutlich,  wie  in  der  sozialen  Prophylaxe 
Wirtschaftspolitik,  Sozialpolitik  und  soziale  Medizin  durcheinandergehen 
und  verschmelzen.  Doch  für  den  arbeitenden  Menschen  fern  vom  Arbeits- 
platz, an  dem  er  ja  nur  den  dritten  Teil  des  Tages  verbringt,  ist  der 
Vorbeugegedanke  noch  nicht  genügend  zur  Geltung  gekommen.  Auf 
physischem  und  nicht  zuletzt  ethischem  Gebiete  müssen  die  staatlichen 
Vorbeugemaßnahmen  in  das  öffentliche  Leben  außerhalb  der  Arbeitsstätten 
und  in  das  Familienleben  hineingetragen  werden,  weil  der  einzelne  Mensch 
heute  gar  nicht  mehr  in  der  Lage  ist,  sich  jene  Lebensverhältnisse  allein 
zu  schaffen,  die  seine  wirtschaftliche,  körperliche  und  seelische  Gesundheit 
bedingen. 

Ganz  besonders  von  der  Familie  her  müßten  durch  staatliche  und 
private  Wohlfahrtsmaßnahmen  wieder  menschenwürdige  Zustände  im  Volks- 
körper angestrebt  werden,  die  bei  der  einseitigen  Uberschätzung  der  wirt- 
schaftlichen Not  so  sehr  daniederliegen  mußten. 

Daher  scheint  mir  auch  Klumkers  Ansicht  zu  eng  zu  sein,  wenn 
er  sagt:  „Das  Ziel  der  Fürsorge  ist  rein  wirtschaftlich  bestimmt;  darin 
liegt  ihre  Selbständigkeit  und  Unabhängigkeit,  darin  auch  ihre  sichere 
Umgrenzung."  Er  versteht  unter  Fürsorge:  „Erziehung  Unwirtschaftlicher, 
Versorgung  Unwirtschaftlicher,  Verwertung  Unwirtschaftlicher."  Die  Er- 
ziehung soll  sich  also  nur  auf  Wirts chaftlichmachung  erstrecken.  An 
anderer  Stelle  wird  jede  Erzeugung  einer  bestimmten  Gesinnung  des  Be- 
dürftigen abgelehnt,  weil  der  Zweck  der  Fürsorge  rein  wirtschaftlicher 
Natur  sei. 

Klumker*)  kommt  aber  schließlich  mit  seiner  eigenen  Auffassung  in 
Widerspruch,  wenn  er  (Seite  81)  schreibt:  „Persönliche  Mängel  irgend- 
welcher Art,  ob  rein  wirtschaftlicher  Natur,  ob  zugleich  in  Fehlern  des 
Charakters,  Willensschwäche,  Trägheit  und  anderen  begründet,  finden  sich 
so  ziemlich  bei  jedem  Armen,  wobei  immer  wieder  festzuhalten  ist,  daß 
die  Frage  der  Schuld  damit  gar  nichts  zu  tun  hat.  Der  Versuch,  den 
Menschen  wieder  richtig  einzustellen,  setzt  oft  eine  Änderung  seines 
Charakters  und  mancher  seiner  Anschauungen  und  Empfindungen  voraus. 
Die  Unfähigkeit,  sich  wirtschaftlich  zum  Leben  zu  stellen,  beruht  manch- 
mal auf  einer  Unfähigkeit,  sich  überhaupt  richtig  zum  Leben  zu  stellen. 
Die  wirtschaftliche  Erziehung  wird  deshalb  gar  oft  eine  weitergehende 
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Einwirkung  auf  den  Bedürftigen  nötig  machen;  sie  wird  nicht  selten  er- 
leichtert, wenn  es  gelingt,  seine  seelische  Stimmung  zu  heben,  eine  starke, 
feste  Lebensauffassung  in  ihm  zu  wecken."  Dem  letzten  Satz  muß  zu- 
gestimmt werden.  Nur  muß  vermieden  werden,  daß  diese  Erziehung 
parteipolitisch  oder  einseitig  religiös  gefärbt  ist,  sondern  sie  muß  vor 
allen  Dingen  rein  menschlich  gehandhabt  werden.  Doch  auch  hier  ist 
es  wichtig,  durch  rechtzeitige  Vorbeugemaßnahmen  in  der  Jugenderziehung 
die  Entwicklung  einer  starken,  festen  Lebensauffassung  möglichst  sicherzu- 
stellen, damit  man  nicht  beim  Erwachsenen  nachholen  muß,  was  beim 
Kinde  versäumt  ist. 

Innerhalb  der  Familie  würde  auch  der  gegebene  Arbeitsplatz  für  die 
freie  Liebestätigkeit  von  Mensch  zu  Mensch  bei  allen  Nöten  des  Einzel- 
wesens sein,  wo  ein  karitativ  gesonnenes  Herz  sich  auswirken  kann,  ganz 
gleichgültig,  ob  es  einem  staatlich  oder  privat  angestellten  Wohlfahrts- 
beamten oder  einem  freiwillig  sich  betätigenden  Menschen  angehört. 

Gehen  wir  von  der  Familie  aus  als  der  Keimzelle  des  Staates,  dann 
ergibt  sich,  daß  wir  es  in  ihr  mit  Schädigungen  wirtschaftlicher,  physischer 
und  ethischer  Art  zu  tun  haben  können.  Hein  abgrenzbare  Verhältnisse 
werden  sich  vielleicht  niemals  oder  wenigstens  doch  wohl  nur  sehr  selten 
finden.  Da  erhebt  sich  die  Frage:  lassen  sich  diese  Gebiete,  die  auf  dem 
wichtigsten  Betätigungsfeld  der  Wohlfahrtspflege,  der  Familie,  fast  immer 
in  Vermischung  auftreten,  bei  der  praktischen  Durchführung  der  Maß- 
nahmen trennen?  Christians  schlägt  eine  solche  Trennung  vor  mit  der 
Begründung,  daß  aus  praktischem  Gesichtspunkt  die  Wohlfahrtspflege 
durch  eine  fachliche  Vertiefung  ihrer  Ausübung  nur  gewinnen  kann. 

Tatsächlich  hat  sich  die  Wohlfahrtspflege  so  entwickelt,  daß  eine 
weitgehende  Spezialisierung  in  der  praktischen  Arbeit  eingetreten  ist. 
Wir  haben  Fürsorger  und  Fürsorgerinnen  für  Säuglinge,  Kleinkinder,  für 
Tuberkulöse,  Geschlechtskranke  und  Trunksüchtige,  es  gibt  Schulschwestern 
und  Schulpflegerinnen,  Armenpfleger,  Jugendpfleger,  Vormünder  usw. 

Liegt  aber  in  dieser  Spezialisierung  nicht  eine  große  Gefahr?  Geht 
nicht  die  Einheitlichkeit  des  Lebensbildes  bei  so  weitgehender  Fachaus- 
bildung verloren,  oder  muß  sie  mühsam  in  der  Praxis  erst  wieder  erworben 
werden,  wenn  wirklich  positive  Arbeit  geleistet  werden  soll?  Die  wirt- 
schaftlichen Grundlagen  der  sozialen  Nöte  zu  wissen,  ist  in  allen  Zweigen 
der  Wohlfahrtspflege  notwendig,  ebenso  die  ethisch-pädagogischen.  Über 
die  Anforderungen  an  das  Wissen  um  die  Gesundheit  läßt  sich  eher  streiten,, 
doch  muß  auch  auf  diesem  Gebiete  eine  gewisse  Kenntnis  von  jedem,  der 
sich  mit  Wohlfahrtspflege  oder  Fürsorge  beschäftigt,  verlangt  werden. 

Diese  Einheit  in  der  Vorbildung  der  für  die  Wohlfahrtspflege  auszu- 
bildenden Persönlichkeiten,  hat  auch  den  sozialen  Frauenschulen  vor- 
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geschwebt  bei  der  Aufstellung  ihrer  Studienplätze,  doch  ist  1915  die 
Kölner  Wohlfahrtsschule  dazu  übergegangen,  ihren  Lehrplan  besonders 
auf  die  Gesundheitsfürsorge  einzustellen.  Wenn  sich  eine  solche  Maßnahme 
vielleicht  auch  jetzt  im  Anfang  zu  bewähren  scheint,  so  erscheint  sie  im 
Hinblick  auf  eine  wirkliche  Volkswohlfahrt  doch  verfehlt,  denn  es  muß 
notgedrungen  den  so  ausgebildeten  Persönlichkeiten  die  wirkliche  Erkenntnis 
ihres  Handelns  verborgen  bleiben,  oder  es  können  sich  nur  Menschen  mit 
einer  solchen  Ausbildung  zufrieden  geben,  die  es  über  Handlangerdienste 
nicht  hinausbringen  wollen,  wenn  anders  sie  sich  nicht  durch  Selbststudium 
:  eine  Vertiefung  ihres  Wissens  in  der  Praxis  verschaffen. 

Zugegeben  muß  werden,  daß  ein  Arbeitsgebiet  auf  wirtschaftlicher, 
gesundheitlicher  und  erzieherischer  Grundlage  recht  umfangreich  ist,  aber 
1  könnte  nicht  mit  Rücksicht  auf  die  allgemeinen  Zusammenhänge,  wie  sie 
sich  im  Leben  draußen  bieten,  bei  der  Ausbildung  unendlich  viel  Spezielles 
zurücktreten,  das  zu  erlernen  der  Praxis  vorzubehalten  wäre?  Anstatt 
die  Spezialisierung  in  die  erste  Ausbildung  hineinzutragen,  erscheint  es 
mir  zweckmäßiger,  dort  vor  allen  Dingen  die  Zusammenhänge  nachdrücklich 
"  zu  betonen  und  erst  der  späteren  praktischen  Beschäftigung  das  Einarbeiten 
'  auf  Sondergebieten  zu  überlassen.  Fertige  Fürsorgerinnen  und  Wohlfahrts- 
beamte kann  keine  Schule  liefern,  das  vermag  nur  das  Leben.  Gerade 
deshalb  sollte  man  aber  bei  der  wissenschaftlichen  Ausbildung  die  zu- 
sammenfassenden Gesichtspunkte  in  den  Vordergrund  stellen  und  nicht 
Fachspezialisten  züchten,  an  denen  unsere  Zeit  auf  allen  Gebieten  all- 
zusehr krankt.  Wir  leiden  an  einer  Überschätzung  des  Tatsächlichen 
und  glauben,  dieses  in  Lehrgängen  vermitteln  zu  müssen,  während  doch 
in  der  Hauptsache  richtig  erfaßte  führende  Ideen  für  einen  gesunden 
Menschenverstand  genügen,  um  sich  später  in  der  Praxis  auch  unter  den 
verschiedensten  Verhältnissen  zurechtzufinden. 

Sicher  muß  in  der  Wohlfahrtspflege  zwischen  leitenden  und  ausüben- 
den Persönlichkeiten  unterschieden  werden.    Die  Eignung  hängt  letzten 
Endes  von  den  Fähigkeiten  des  einzelnen  ab.  Aber  wir  dürfen  nicht  mit 
'Rücksicht  auf  eine  scheinbare  Ökonomik  ein  einheitliches  Gebiet  ausein- 
\  Einderreißen.  Das  Spezialistentum  in  der  Wohlfahrtspflege  wird  nur  zu  einem 
gesteigerten  Bürokratismus  führen  und  die  menschlichen  Beziehungen 
zwischen  Schützling  und  Helfer  zu  kurz  kommen  lassen.  Wenn  wir  aber  den 
'Satz  nachdrücklich  hervorheben,  daß  die  Hauptaufgabe  aller  Wohlfahrts- 
i Betätigung,  sei  es  vom  Staat,  von  den  Gemeinden,  Vereinen  oder  einzelnen 
Renschen  aus,  nachdrücklich  in  die  Familie  zu  legen  ist,  wenn  wir  erfolg- 
'eicher  arbeiten  wollen  als  bisher,  dann  darf  der  Spezialisierungsgedanke 
licht  bei  den  gerade  dort  tätigen  Menschen,  d.  h.  den  Fürsorgerinnen, 
virksam  werden.    Denn  das  muß  dazu  führen,  daß  die  Familien  von 
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verschiedenen  Fürsorgerinnen  überlaufen  werden,  und  dem  Fürsorgeerfolg 
daraus  schwere  Schädigungen  erwachsen. 

Wenn  wir  uns  auch  die  Fürsorge  künftig  durch  Wohlfahrtsämter 
überall  organisiert  vorstellen,  und  wenn  wir  dort  aus  praktischen  Gründen 
die  Leitung  unter  einen  Verwaltungsbeamten,  Arzt  und  Pädagogen  ver- 
teilen wollen,  so  müssen  auch  diese,  wenn  anders  ein  gemeinsames  Zu- 
sammenarbeiten gewährleistet  sein  soll,  von  den  führenden  Gedanken  der 
anderen  Fachgebiete  durchdrungen  sein,  wennschon  sie  sich  natürlich 
mit  den  Einzelheiten  der  verschiedenen  Sondergebiete  nicht  zu  befassen 
brauchen.  Fehlte  aber  die  gemeinsame  Grundlage  des  Wissens  von  den 
drei  Gebieten  der  Wohlfahrtspflege,  dann  ist  nichts  weiter  als  ein  sehr 
reibungsvolles  Nebeneinanderarbeiten  zu  erwarten. 

Welche  Ansätze  in  der  Entwicklung  zur  Ausgestaltung  der  Wohlfahrts- 
ämter jetzt  schon  vorhanden  sind,  kann  hier  nicht  erörtert  werden.  Hier 
kam  es  nur  darauf  an,  einmal  prinzipiell  festzustellen,  daß  von  einer  zu 
weitgehenden  Spezialisierung  in  den  Fürsorgebestrebungen  nichts  Vorteil- 
haftes zu  erwarten  ist,  ja,  daß  sogar  das  gewisse  Versagen  der  schon 
vorhandenen  Fürsorgebestrebungen  mit  gutem  Recht  dieser  Zersplitterung 
in  Leitung  und  Ausübung  zur  Last  gelegt  werden  kann.  Nur  wenn  die 
ganze  öffentliche  und  private  Wohlfahrtspflege  wieder  von  einem  organisch 
aufgebauten  Lebensbild  ausgeht  und  davon  absieht,  das  menschliche  Leben 
nach  theoretischen  Erwägungen  auseinanderzureißen,  kann  erwartet  werden, 
daß  wir  endlich  durch  die  Wohlfahrtspflege  dazu  kommen,  die  sozialen 
Gegensätze  mehr  oder  weniger  auszugleichen,  denn  das  soll  ja  nicht  nur 
die  Aufgabe  der  Sozialpolitik,  d.  h.  der  einseitig  wirtschaftlichen  Fürsorge, 
sondern  der  ganzen  Volkswohlfahrt  sein. 

Rein  praktisch  werden  sich  durch  die  Arbeitsteilung  und  den  Umfang 
einzelner  Aufgaben,  besonders  aber  durch  ihre  verschiedene  Dringlichkeit 
immer  viele  Sondergebiete  nutzbar  bearbeiten  lassen,  doch  muß  die  Er- 
kenntnis von  den  Zusammenhängen  des  organisch  gewachsenen  Lebens 
als  Leitstern  obenanstehen. 

Die  Kriegsfolgen  haben  uns  die  Einheit  von  wirtschaftlichen,  gesundheit- 
lichen und  ethischen  Wechselbeziehungen  stärker  vor  Augen  geführt  denn 
je.  Gerade  diese  Erfahrungen  sollten  uns  warnen,  aus  Bequemlichkeits- 
gründen Dinge  zu  trennen  oder  getrennt  zu  lassen,  die  wir  bestrebt  sein 
müssen,  mit  aller  Kraft  wieder  zu  einem  Ganzen  zusammenzufassen,  damit 
das  Nebeneinander  und  Gegeneinander  von  Volkswirt,  Arzt  und  Erzieher 
endlich  planvoll  zu  einem  Miteinander  in  der  Arbeit  am  Volkswohl  wird. 

Die  Denker  auf  allen  Gebieten  haben  mitzuarbeiten,  um  aus  der 
Vielfältigkeit  der  verschiedenen  Fächer  die  grundlegenden  Tatsachen  ver- 
einfacht darzustellen,  damit,  mit  solchem  Wissen  ausgerüstet,  jeder  Fach- 
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mann  den  anderen  wieder  verstehen  lernt,  denn  nur  dann  ist  eine  Zu- 
sammenarbeit möglich.  In  dem  Buche  „Soziale  Fürsorge"  ist  von  Dresel*) 
für  das  Gebiet  der  sozialen  Hygiene  ein  solcher  Versuch  gemacht  worden. 

Damit  ist  auch  die  Frage  beantwortet,  wie  es  kam,  daß  wir  in 
Deutschland  trotz  unserer  weitgehenden  Wohlfahrtseinrichtungen  keine 
Zufriedenheit  unseres  Volkes  erreicht  haben.  Die  Überbetonung  der 
wirtschaftlichen  Seite  der  Lebensnöte,  die  oft  einseitige  Behandlung  der 
gesundheitlichen  Schäden  und  die  Vernachlässigung  der  erzieherischen 
Aufgaben  hat  zu  einem  Mißakkord  unserer  öffentlichen  und  privaten  Für- 
sorgebestrebungen geführt,  der  den  Schützlingen  die  Hilfe  nicht  annehmbar 
machte.  Wir  trugen  von  außen  an  die  Hilfsbedürftigen  heran,  was  sie 
sich  nicht  zu  eigen  machen  konnten,  teils,  weil  in  ihnen  Trotz  und  Ab- 
lehnungsgeist wach  war,  teils,  weil  sie  aus  Mangel  an  Bildung  und  Er- 
ziehung mit  dem  Dargebotenen  nichts  anzufangen  wußten,  weil  ihnen 
fehlendes  Verantwortlichkeitsgefühl  und  soziales  Gewissen  nicht  durch 
äußeren  Zwang  eingepflanzt  werden  konnte. 

Kommt  aber  das  Volk  wirklich  einmal  zum  Bewußtsein  seiner  sozialen 
Verantwortlichkeit,  gestaltet  es  wirklich  sein  Geschick  selbst,  dann  wird 
auch  der  Rechtsstandpunkt  bei  der  Ausgestaltung  aller  Fürsorgemaßnahmen 
noch  nachdrücklicher  geltend  gemacht  werden  können,  und  die  ethische 
Vertiefung  sowohl  bei  der  Ausgestaltung  wie  bei  der  Aufnahme  der  Maß- 
nahmen wird  zu  einer  gesteigerten  Zufriedenheit  führen.  Erst  dann 
gewinnt  das  Recht  auf  Arbeit,  auf  Gesundheit  und  Erziehung  seine 
letzte  Bedeutung,  wenn  diese'  Rechte  in  einem  freien  Volk  auch  durch 
das  Bewußtsein  von  entsprechenden  Pflichten  lebendig  gemacht  werden. 

Das  Recht  auf  Gesundheit  jedes  Menschen  soll  nachdrücklich  in  den 
Vordergrund  gestellt  werden.  Das  Wohlbefinden  und  die  geistige  und 
wirtschaftliche  Entwicklung  jedes  einzelnen  und  der  Gesellschaft  hängt 

Ivom  Gesundheitszustande  aller  ab.  Die  Leistungen  der  Gesellschaft 
itehen  in  engster  Wechselwirkung  mit  der  Gesundheit  jedes  einzelnen. 
Je  mehr  geistig  und  körperlich  gesunde  Individuen  in  einer  Gesellschaft 
,eben,  desto  größer  werden  die  Leistungen  der  Gesellschaft  sein,  und  sie 
vird  die  größere  Aussicht  sich  für  die  Zukunft  zu  erhalten  haben.  Immer 
vird  ein  Teil  der  Gesellschaft  wie  die  Heranwachsenden,  die  mit  der 
,?ortpflanzungstätigkeit  beschäftigten  Frauen,  die  an  heilbaren  Krankheiten 
leidenden  und  die  besonders  schweren  Umweltschäden  Ausgesetzten 
;  orübergehend  unterwertig  in  seinen  Leistungen  sein,  ein  anderer  großer 
£eil  der  Gesellschaft  wie  geistig  und  körperlich  anormale  oder  geistig 
nd  körperlich  verkrüppelte,  unheilbare  Kranke  und  die  alten,  nicht  mehr 


*)  E.  Gr.  Dresel,  Soziale  Fürsorge.    S.  Karger,  Berlin.  1918. 


leistungsfähigen  Menschen  wird  es  dauernd  sein.  Alle  Arbeit,  die 
Lebensverhältnisse  dieser  vorübergehend  oder  dauernd  Unterwertigen 
möglichst  günstig  zu  gestalten,  alle  auf  sie  einwirkenden  Schädigungen 
zu  vermindern  und  sie  der  Heilung,  Besserung  oder  einer  gesunden  Ent- 
wicklung zuzuführen,  fördert  die  Gesamtleistung  der  Gesellschaft  und 
muß  über  die  soziale  Hygiene  hinaus  letzten  Endes  zur  Rassehygiene 
führen.  Die  Mittel  der  Gesellschaft  zu  diesem  Ziele  können  nicht  aus- 
schließlich repressiv  sein,  sondern  müssen  in  erster  Linie  prohibitiv  an- 
gewandt werden.  Es  darf  letzten  Endes  in  Einzelfragen  auch  nicht  vor 
prohibitiven  Maßnahmen  zurückgeschreckt  werden,  die  in  die  persönlichen 
Rechte  tief  einschneiden.  Es  darf  nicht  vergessen  werden,  daß  alle  dem 
Einzelindividuum  zukommenden  Umweltverbesserungen  immer  nur  seine 
individuelle  Gesundheit  günstiger  gestalten  können,  daß  sie  aber  ererbte 
Minderwertigkeiten  niemals  so  beeinflussen  können,  daß  ihre  Weiter- 
vererbung verhindert  würde.  Ein  weit  ausgebauter  Schutz  der  Minder- 
wertigen, der  ihre  Fortpflanzung  begünstigt,  müßte  sogar  zu  einer  Ver- 
schlechterung der  Rasse  führen.  Daher  muß  jede  weitgehende  soziale 
Fürsorge  logischerweise  zur  Forderung  rassehygienischer  Schutzmaß- 
nahmen für  die  Gesellschaft  führen. 

Keineswegs  dürfen  sich  die  sozialhygienischen  Maßnahmen  auf  körper- 
liche Gesundheit  und  Wohlbefinden  allein-  erstrecken,  sondern  müssen 
neben  nachdrücklicher  Nervenhygiene  auch  die  Entwicklung  sittlicher 
Persönlichkeiten  anstreben.  Denn  eine  Gesellschaft,  die  aus  körperlich 
gesunden,  aber  sittlich  verwahrlosten  Gliedern  bestände,  müßte  dem  Unter- 
gang verfallen.  Es  muß  also  bei  allen  Fürsorgebestrebungen  auch  die 
Beeinflussung  der  sittlichen  Persönlichkeitsentwicklung  mit  der  Förderung 
des  körperlichen  Gesundheitszustandes  Hand  in  Hand  gehen.  Eine  ein- 
seitig medizinisch-biologisch  ausgerichtete  soziale  Hygiene  würde  sich  von 
vornherein  jedes  tiefgreifenden  Einflusses  auf  die  Gesundung  der  Gesell- 
schaft begeben.  Die  in  innerster  Wechselbeziehung  stehenden  Individuen 
müssen  sich  gegenseitig  eine  möglichst  von  schädlichen  Einflüssen  freie  | 
Umwelt  verschaffen,  sie  müssen  die  Zahl  der  dauernd  Schwachen  nach 
Möglichkeit  einschränken  und  durch  Ausbildung  des  Verantwortlichkeits- 
gefühls,  der  gegenseitigen  Achtung  den  Schatz  sozialer  Tugenden  so 
fördern,  daß  die  wechselseitigen  Beeinträchtigungen  innerhalb  des  Gesell- 
schaftslebens vermindert  werden.  Aus  dem  gesteigerten  sozialen  Ver- 
antwortungsgefühl heraus  wird  sich  allmählich  das  rechte  Verständnis  für 
rassehygienische  Forderungen  ergeben. 

Sehen  wir  uns  nun  unter  den  bisher  entwickelten  Gesichtspunkten 
die  Ziele  und  Lehrpläne  der  sozialen  Frauenschulen  noch  einmal  an,  dann) 
ergibt  sich  wohl  die  meiste  Berechtigung  für  die  von  Alice  Salomon 
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ausgesprochene  Ansicht,  daß  eine  allgemeine  Grundlage*  notwendig  ist. 
Diese  hat  sich  gleichmäßig  zu  erstrecken  auf  sozialpolitische,  sozialhygie- 
nische und  sozialpädagogische  Fragen. 

Das  sozialpolitische  Programm  ist  in  den  Lehrplänen  wohl  am  besten 
bisher  zur  Ausführung  gekommen.  Nur  will  mir  scheinen,  daß  bei  der 
reichhaltigen  Aufspaltung  dieses  Gebietes  in  den  meisten  Frauenschulen 
durch  zu  viele  Unterabteilungen  viel  Zeit  in  den  Stunden  verloren  geht, 
weil  jeder  Lehrer  nicht  weiß,  was  die  anderen  bringen,  und  viele  Wieder- 
holungen stattfinden  müssen.  Dadurch  wird  auch  der  zusammenfassende 
Überblick  über  das  Gesamtgebiet  geschwächt  und  beeinträchtigt,  die 
Gründlichkeit  des  Unterrichtes  bei  meist  einstündigen  Vorlesungen  leidet. 

Viel  zu  kurz  kommt  bisher  das  Gebiet  der  Sozialhygiene.  Man 
kann  nicht,  wie  es  z.  B.  in  Frankfurt  geschieht,  mit  der  allgemeinen 
Hygiene  anfangen,  weil  den  Schülerinnen  wohl  meistens  die  biologischen 
Grandlagen  fehlen.  Bisher  wissen  nach  der  Schulentlassung  in  Deutschland 
die  jungen  Menschen  herzlich  wenig  von  sich  selbst,  von  ihrem  Körper 
und  seinen  Funktionen.  Abgesehen  von  allen  anderen  körperlichen 
Funktionen  stehen  daher  weiteste  Kreise  unseres  Volkes  der  sexuellen 
Not,  die  man  gar  nicht  als  groß  genug  ansehen  kann,  recht  verständnislos 
gegenüber.  Die  Sexualethik  schwebt  bei  recht  vielen  Fürsorgerinnen 
völlig  in  der  Luft,  weil  das  Wissen  um  das  Tatsächliche  fehlt,  weil  unser 
ganzes  öffentliches  Leben  immer  noch  von  einer  grenzenlosen  Prüderie 
brutalisiert  wird. 

Man  sollte  einmal  alle  Fürsorgerinnen,  die  mit  den  Frauen  des  Volkes 
in  deren  Wohnungen  zu  tun  haben,  aufschreiben  lassen,  wonach  sie  gefragt 
werden;  man  würde  feststellen,  daß  die  Fragen  mit  irgend  einem  sexuellen 
Inhalt  sehr  stark  vertreten  sind.  Ich  habe  solche  Versuche  gemacht. 
Wie  sehr  das  Familienglück  vom  Sexualleben  abhängt,  ist  viel  zu  wenig 
berücksichtigt,  weil  wir  viel  zu  sehr  wirtschaftlich  orientiert  waren.  Nur 
ganz  kurz  möchte  ich  auf  den  Zusammenhang  von  Wohnungselend  und 
zerrüttetem  Sexualleben  riesiger  Schichten  unseres  Volkes  hinweisen.  Beide 
zusammen  haben  zu  unserer  schwersten  Volkskrankheit,  wenn  ich  so  sagen 
darf,  der  Familienzerrüttung  geführt,  die  hier  ihre  tiefsten  Ursachen  hat. 
Wie  hier  die  Geschlechtskrankheiten  mit  ihren  gesundheitlichen,  volks- 
wirtschaftlichen und  bevölkerungspolitischen  Einwirkungen  hineinspielen, 
kann  ich  nur  andeuten.  Keineswegs  will  ich,  wie  es  heute  auch  schon 
oft  geschieht,  die  sexuelle  Frage  überbetont  wissen,  doch  nachdrücklich 
darauf  hinweisen,  daß  sie  als  gleichberechtigt  neben  der  wirtschaftlicher-, 
zu  stehen  hat. 

Wie  wollen  wir  das  dritte  Hauptgebiet,  die  soziale  Pädagogik,  fruchtbar 
machen,  wenn  wir  es  nicht  in  erster  Linie  dazu  benutzen,  die  sittlichen 
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Beziehungen  der  Menschen  untereinander  besonders  auf  sexuellem^ebiete 
zu  beeinflussen  und  wieder  menschenwürdig  zu  gestalten? 

Einen  Gedanken  möchte  ich  noch  kurz  hervorheben.  Es  heißt  in  allen 
Prospekten  der  sozialen  Frauenschulen,  daß  Vorbildung  der  Schülerinnen 
in  Haushaltspflege  vorausgesetzt  wird.  Die  meisten  legen  Wert  auf  eine 
abgeschlossene  Tätigkeit  als  Krankenschwester  oder  Säuglingspflegerin. 

Auf  die  wirkliche  Ausbildung  in  hauswirtschaftlichen  Kenntnissen 
sollte  aber  ein  viel  größerer  Nachdruck  gelegt  werden,  wenigstens  für  alle 
jene  Frauen,  die  sich  der  Fürsorgetätigkeit  besonders  widmen  wollen.  Die 
Haushaltspflege  ist  in  Deutschland  infolge  der  Industrialisierung  auf  das 
denkbar  tiefste  Niveau  gesunken,  besonders  noch  im  Kriege  durch  die 
außerhäusliche  Tätigkeit  einer  großen  Zahl  heranwachsender  Mädchen. 
Da  könnten  gerade  die  Fürsorgerinnen  ein  gewaltiges  Stück  sozialer  Arbeit 
leisten,  wenn  sie  bei  Hausbesuchen  den  Frauen  und  Müttern  mit  Rat 
und  Tat  zur  Hand  gingen.  Keineswegs  sollen  die  sozialen  Frauenschulen 
mit  dieser  Ausbildung  belastet  werden,  aber  da  sie  ja  fast  stets  nur  voll- 
jährige Schülerinnen  aufnehmen,  könnten  sie  alle  den  Besuch  von  Haus- 
haltungsschulen als  Vorbildung  verlangen. 

Bisher  wird  nun  die  pflegerische  Praxis  gewöhnlich  vor  den  theore- 
tischen Kursen  ausgeübt,  dagegen  werden  zwischen  die  theoretischen 
Stufen  mehr  oder  weniger  lange  Zeiten  praktischer  Fürsorgetätigkeit  ein- 
geschoben. 

Die  letzte  Einrichtung  ist  sicher  außerordentlich  zweckmäßig,  schon 
um  den  Zusammenhang  von  Schule  und  Schülerin  über  die  erste  praktische 
Arbeit  hinaus  aufrecht  zu  erhalten  und  um  das  in  der  Praxis  Gelernte 
durch  einen  theoretischen  Abschlüßkurs  zu  befestigen  und  zu  vertiefen. 
Es  wäre  nur  die  Frage,  ob  man  den  Nachweis  einer  staatlichen  Prüfung 
als  Krankenpflegerin  nicht  auch  erst  nach  Abschluß  eines  theoretischen 
Einführungskurses  erbringen  lassen  sollte.  Es  würde  damit  zweierlei  ge- 
wonnen. Die  theoretische  Ausbildung  könnte  schon  in  einem  Alter  ein- 
setzen, in  dem  die  Zulassung  zur  Krankenpflege  meist  nicht  gewährt  wird. 
Die  Schülerin  würde  sich  der  Krankenpflege  oder  Säuglingspflege  schon 
mit  ganz  anderen  Gesichtspunkten  nähern  und  nicht  das  ganze  Jahr,  wie 
es  sonst  leicht  der  Fall  ist,  rein  mechanisch  ohne  gedankliche  Vertiefung 
absolvieren.  Wir  dürfen  nämlich  die  geistige  Anregung  bei  der  Ausbildung 
zu  Krankenpflegerinnen  keineswegs  überschätzen,  da  sie  ja  nur  auf  die 
Durchschnittsschwestern  zugeschnitten  ist  und  im  Unterricht  das  Sexual- 
leben vernachlässigt  wird.  Ehe  man  die  wechselseitige  Anerkennung  der 
Abschlußprüfungen  in  allen  Bundesstaaten  verlangen  kann,  müßte  eine 
weitgehende  Ubereinstimmung  aller  Lehrpläne  der  verschiedenen  sozialen 
Frauenschulen  angestrebt  werden.     Besonders  schwierig  wird  das  sein 
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bei  den  kirchlich  orientierten  Frauenschulen,  da  dort  bei  der  theoretischen 
Ausbildung  viel  Zeit  mit  den  besonderen  religiösen  Unterrichtsfächern 
zugebracht  wird,  die  der  theoretischen  Fachausbildung  verloren  geht.  Man 
müßte  daher  verlangen,  daß  diese  Schulen  eine  längere  Zeit  für  den 
theoretischen  Unterricht  vorsehen,  weil  sonst  ihre  Schülerinnen  zeitlich 
Im  Vorteil,  in  ihrer  Ausbildung  für  den  besonderen  Wohlfahrtsberuf  aber 
im  Nachteil  sind. 

Es  lag  mir  vor  allem  daran,  die  Wechselbeziehungen  der  drei 
wichtigsten  Arbeitsgebiete  in  der  Wohlfahrtspflege,  in  der  sozialen  Für- 
sorge aufzuweisen.  Das  Wichtigste  war  mir,  die  künftige  Eingliede- 
rung der  sozialen  Fürsorge  in  den  sozialen  Staat  mit  kurzen  Strichen 
anzudeuten.  Es  wird  noch  gewaltiger  Arbeit  bedürfen," bis  wir  in  diesen 
Fragen  wirkliche  Fortschritte  aufzuweisen  haben.  Alles  Vorhandene  hat 
'immer  ein  schwerwiegendes  Beharrungsvermögen.  Doch  es  sind  der 
einzelnen  oft  recht  verschiedenen  Strömungen  auf  dem  Gebiete  der  Für- 
jorge zu  viele, (  so  daß  unbedingt,  ohne  alles  grundlegend  umzustürzen, 
9ine  Vereinheitlichung  und  Annäherung  der  Ziele  angestrebt  werden  muß. 
Dann  erst  kann  sich  das  soziale  Verantwortungsgefühl  zum  Heile  unserer 
[eidenden  Mitmenschen  und  zum  Wiederaufbau  unserer  erschütterten 
Volkskraft  auswirken. 


Arbeiterfrauen  in  der  Gemeindeverwaltung. 

Von  Henni  Lehmann,  Göttingen. 
Die  Stadtverwaltungen  nehmen  ein  neues  Gesicht  an  einerseits 
dadurch,  daß  breitere  Kreise  des  werktätig  arbeitenden  Volkes,  anderer- 
seits dadurch,  daß  Frauen  aus  allen  Lebenskreisen  in  ihnen  tätig  sein 
werden.  Die  Eigenart  der  Frau  und  ihre  direkte  Einwirkung  auf  den 
Gang  der  öffentlichen  Geschäfte  wird  sich  in  den  Stadtverwaltungen 
stärker  bemerkbar  machen  als  in  den  Reichs-  und  Lanjdesparlamenten, 
in  denen  die  Frau  mehr  im  ganzen  der  politischen  Fraktion  verschwindet, 
als  dies  in  den  Gemeindeverwaltungen  der  Fall  sein  wird  schon  deswegen, 
weil  der  politische  Gegensatz,  die  Geschlossenheit  der  Fraktion  den 
praktischen  Gemeindeaufgaben  gegenüber  kaum  die  Rolle  spielen  dürfte, 
Vie  dies  in  den  größeren  Parlamenten  der  Fall  ist.  Zudem  tritt  in  der 
kleineren  Körperschaft  der  Einfluß  der  Einzelpersönlichkeit  stärker  hervor, 
^or  allem  aber  haben  tatsächlich  Frauen  fast  überall  in  den  Gemeinde- 
verwaltungen bereits  bisher  auf  diesem  und  jenem  Gebiete  mitgearbeitet, 
las  man  als  besonders  der  Frauenart  entsprechend  empfand.  Es  sei  nur 
laran  erinnert,  daß  für  Baden  die  Mitwirkung  mindestens  einer  Frau  in 
gestimmten  städtischen  Kommissionen  vorgeschrieben  war.    So  wird  sich 
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hier  Erfahrung  und  Eignung  der  Frau  schnell  Geltung  verschaffen.  Bishe 
entstammten  indes  die  Frauen,  die  in  den  Gemeindeverwaltungen  täti^ 
waren  —  meist  waren  sie  es  ehrenamtlich  — ,  in  der  überwiegenden  Mehrzah 
den  bemittelten  Ständen.  Das  konnte  nicht  anders  sein,  denn  nur  Frauen 
die  nicht  auf  den  Erwerb  angewiesen  waren,  vermochten  die  nötige  frei« 
Zeit  für  ehrenamtliche  Arbeit  aufzubringen.  Wo  erwerbende  Frauei 
ehrenamtlich  arbeiteten,  waren  es  doch  zumeist  solche  Frauen,  die  übe: 
ein  gewisses  Maß  freier  Zeit  verfügten,  wie  etwa  Lehrerinnen,  und  diJ 
nicht  neben  der  Berufsarbeit  noch  die  volle  Führung  eines  Hausstande: 
zu  leisten  hatten.  Letzteres  hat  aber  die  beruflich  tätige  Frau  aus  werk 
tätig  arbeitenden  Kreisen  in  der  großen  Mehrzahl  der  Fälle  zu  tun,  und 
arbeitet  sie  nicht  beruflich,  so  nimmt  doch  der  Haushalt  ihre  ganze  Krafj 
in  Anspruch.  Waren  diese  beschäftigten  Frauen  für  gemeinnützige  Inter- 
essen tätig,  so  waren  sie  es  doch  wesentlich  nur  innerhalb  ihrer  Berufs- 
oder  Parteiorganisation. 

Im  Kriege  in  der  Kriegsfürsorge  trat  ein  Wandel  ein,  da  an  sei] 
vielen  Stellen  Arbeiterfrauen  begannen,  sich  an  den  Aufgaben  der  Kriegs- 
fürsorge in  ständig  steigendem  Maße  zu  beteiligen.  Nach  meiner  Beob- 
achtung hat  sich  diese  Mitarbeit  als  außerordentlich  wertvoll  erwiesen 
und  zwar  in  doppelter  Hinsicht,  die  Arbeiterfrau  brachte  für  die  Wohl- 
fahrtspflege, und  um  diese  handelte  es  sich  ja  vor  allem  während  des 
Krieges,  eine  Urteilskraft  mit,  eine  Fähigkeit,  Persönlichkeiten  und  Ver- 
hältnisse der  zu  Versorgenden  zu  erkennen,  wie  sie  den  Frauen  aus 
bemitteltem  Stande  meist  erst  nach  langer  Erfahrung,  wenn  überhaupt, 
zu  eigen  wird.  Die  erforderliche  Umstellung  auf  andere  Lebensbedingungen 
ist  eben  für  diese  oft  zu  groß  und  nicht  jeder  möglich.  Der  Beispiele 
hierfür  ließen  sich  wohl  überall  aus  der  praktischen  Erfahrung  nicht 
wenige  beibringen.  Dazu  kam,  daß  unter  den  Frauen  bemittelter  Stände, 
die  in  die  Arbeit  eintreten,  viele  nicht  so  sehr  durch  eigene  Neigung, 
durch  inneren  Beruf  an  die  Arbeit  kamen,  als  aus  einem  Gefühl  der 
Verpflichtung  heraus,  aus  sozialem  Gewissen.  Das  ist  etwas  Großes  und 
Schönes,  aber  es  brachte  doch  auch  manchmal  Menschen  zu  einer  Tätigkeit, 
für  die  ihre  subjektive  Eignung  mangelhaft  war,  und  für  die  ihnen  gewisse 
Vorkenntnisse  fehlten.  Letzterem  Mangel  versuchten  die  sozialen  Frauen- 
schulen abzuhelfen.  Gegen  den  ersteren  sind  sie  machtlos.  Die  soziale 
Berufsausbildung  brachte  sogar  hier  und  da  eine  Täuschung  hervor,  da 
manche  durch  den  Erwerb  von  Kenntnissen  auch  schon  die  Befähigung 
errungen  zu  haben  glaubte,  die  nur  der  Natur  entspringt.  Bei  den 
Arbeiterfrauen  nehmen  fast  ausnahmslos  nur  solche  Frauen  gemeinnützige 
Arbeit  auf  sich,  die  tatsächlich  innerlich  die  Neigung  und  Fähigkeit  dazu 
verspüren.  Das  Opfer  ist  sonst  zu  groß  für  sie.   Auch  spielt  die  Agitation 
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zur  Beteiligung  an  sozialer  Arbeit  in  ihren  Kreisen  kaum  eine  Rolle. 
So  kann  man  bei  Arbeiterfrauen,  die  in  die  Stadtverwaltungen  eintreten, 
allgemein  wohl  ein  ungewöhnliches  Interesse  für  die  gestellten  Aufgaben 
vermuten.  Wie  sie  nun  selbst  meist,  weil  sie  in  ähnlichen  Lebens- 
bedingungen wie  die  zu  Versorgenden  stehen,  von  vornherein  zu  einem 
ganz  andern  Einblick  in  deren  Verhältnisse  befähigt  sind,  so  wird  wieder 
auch  ihnen  ein  größeres  Vertrauen  entgegengebracht.  Die  Zusammen- 
gehörigkeit der  gleichen  Lebenskreise  wird  empfunden,  es  fehlt  das  Miß- 
trauen, das  bei  den  Mittellosen  dem  Besitzenden  gegenüber  oft  in  starkem 
und  nicht  selten  in  wenig  gerechtem  aber  doch  leicht  verständlichem 
Maße  vorhanden  ist,  dies  Mißtrauen  ist  durch  den  politischen  Klassen- 
kampf gestärkt  worden.  An  manchen  Stellen  hat  auch  bedauerlicher- 
weise die  jüngste  Wahlagitation  verschärfend  gewirkt.  Genährt  wird 
das  Mißtrauen  durch  das  Verallgemeinern  einzelner  übler  Erfahrungen, 
Massenurteile  sind  immer  ungerecht.  Aus  all  diesen  Gründen  kann  die 
weitgehendste  Mitarbeit  der  Arbeiterfrau  auf  dem  Gebiete  der  Wohlfahrts- 
pflege im  engeren  Sinne,  auf  dem  Gebiete  der  Armenpflege  nicht  genug 
angestrebt  werden  bei  allen  hierauf  bezüglichen  Aufgaben  der  Gemeinde- 
verwaltung. 

Aber  auch  die  Wohlfahrtspflege  im  weiteren  und  weitesten  Sinne 
wird  ihrer  kaum  entraten  können.  Unter  den  in  die  Stadtverordneten- 
versammlungen (Bürgervertretungen,  Bürgerschaft  usw.)  gewählten  Frauen 
werden  sich  an  vielen  Stellen  sozialdemokratische  Arbeiterfrauen  befinden. 
Diese  haben  den  Vorteil,  daß  ihnen  für  ihre  beginnende  Arbeit  in  dem 
kommunalpolitischen  Programm  der  Sozialdemokratie  eine  feste  Grundlage 
gegeben  ist.  Die  Forderungen  decken  sich  auf  dem  Gebiete  der  Wohlfahrts- 
pflege in  wesentlichen  Punkten  mit  von  dem  deutschen  Verein  für  Armen- 
pflege und  Wohltätigkeit  seit  langem  vertretenen  Anschauungen.  Insbesondere 
ist  dies  auf  dem  Gebiet  der  Kinderfürsorge  der  Fall.  Sowohl  das  Ein- 
treten für  Krippen,  Kindergärten,  Horte,  wie  die  Forderung  weitgehender 
schulärztlicher  Versorgung,  die  Ernährungs-  und  Erholungsfürsorge  für 
Schulkinder  gehören  hierher.  Nur  betont  das  sozialdemokratische  Programm 
stärker  als  es  bisher  geschah  hier  und  auf  anderen  Gebieten  die  Fürsorge- 
pflicht der  Gemeinde.  Es  will  der  privaten,  der  Vereinswohltätigkeit 
weniger  Spielraum  gewährt  wissen.  Die  Entwicklung  wird  auch  diese 
Wege  gehen  müssen  schon  aus  dem  Grunde,  daß  infolge  der  veränderten 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  Privatmittel  künftig  weniger  reichlich  fließen 
werden.  Doch  spricht  noch  anderes  mit  in  dem  Widerstreben  gegen 
private  Wohltätigkeit.  Es  kommt  die  Grundanschauung  hinzu,  daß  nicht 
als  Gunst  erbeten  werden  soll,  worauf  ein  Hecht  besteht:  Die  Versorgung 
der  wirtschaftlich  Schwachen  durch  die  Allgemeinheit.    So  wird  der  Ein- 
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fluß  der  Arbeiterfrau  in  der  städtischen  Verwaltung  sich  sicherlich  in 
dieser  Richtung  hin  geltend  machen.  Erfahrungen  gerade  der  jüngst- 
vergangenen Zei\  mit  ihren  politischen  Kämpfen  werden  dazu  beitragen, 
da  es  bedauerlicherweise  vorgekommen  ist,  daß  "Wohlfahrtseinrichtungen, 
die  von  Vereinen  einer  bestimmten  Richtung  unterhalten  wurden,  politisch 
Andersdenkenden  die  Unterstützung  weigerten  auf  Grund  ihrer  politischen 
Stellungnahme.  Es  werden  das  vereinzelte  Fälle  geblieben  sein,  aber  sie 
werden  eben  verallgemeinert,  und  es  werden  die  Konseqnenzen  daraus 
gezogen. 

Wünschenswert  ist  vor  allem  die  Teilnahme  der  Arbeiterfrau  in  der 
Wohnungsfürsorge,  die  augenblicklich  in  so  vielen  Gemeinden  eine 
brennende  Frage  ist.  Vielfach  handelt  es  sich  zurzeit  um  die  Beschaffung 
von  Notwohnungen  für  kurze  Zeit.  Was  in  solchen  vorhanden  sein,  was 
fehlen  muß,  versteht  die  Arbeiterfrau  in  erster  Reihe  zu  beurteilen.  Man 
soll  deshalb  Arbeiterfrauen  übertragen,  persönlich  die  Erkundigungen 
einzuziehen  bei  den  unterzubringenden  Familien  und  deren  Bedürfnisse 
zu  prüfen,  nur  so  wird  behördlicher  Schematismus  vermieden  werden  können. 
Die  Förderung  des  Kleinwohnhausbaues,  die  das  sozialdemokratische 
Programm  aufstellt,  wird  gegenwärtig  bei  der  Uberteuerung  der  Bau- 
preise meist  leider  nicht  in  dem  Maße  verwirklicht  werden  können,  wie 
est wünschenswert  ist.  Dagegen  wird  die  Schaffung  eines  Wohnungsamtes, 
wo  solches  nicht  bereits  besteht,  und  einer  Wohnungsinspektion  unter 
Mitwirkung  von  Arbeiterfrauen  überall  durchgeführt  werden  können. 

Besonderen  Wert  soll  man  auch  auf  die  Zuziehung  von  Arbeiter- 
frauen zu  Ernährungs-  und  Marktkommissionen  legen.  Ob  sie  in  gegen- 
wärtiger, schwieriger  Zeit  hier  tatsächliche  Besserung  erzielen  können, 
mag  dahin  gestellt  bleiben,  wird  auch  lokal  ganz  verschieden  sein.  Jedoch 
werden  sie  durchweg  vermittelnd  und 'ausgleichend  wirken  können.  Die 
städtischen  Stellen,  die  für  die  Ernährung  verantwortlich  sind,  werden 
überall  da,  wo  der  Mangel  sich  drückend  fühlbar  macht,  lebhaft  angefeindet 
und  für  die  Unzuträglichkeiten  verantwortlich  gemacht.  Den  Einblick, 
den  die  schwerst  betroffenen  Fainilienmütter  selbst  in  die  zu  überwindenden 
Schwierigkeiten  gewinnen,  wird  zu  gerechtem  Urteil  helfen  und  so  zur 
allgemeinen  Beruhigung  beitragen,  auch  wo  nicht  tatsächlich  durch  ihren 
Rat  praktische  Besserung  erzielt  wird. 

Ein  kurzes  Wort  sei  noch  der  Stellung  der  Arbeiterfrau  zu  Schul- 
fragen gewidmet.  Im  Zusammenhang  mit  der  pekuniären  Besserstellung 
der  Arbeiter,  mit  ihrer  stärkeren  politischen  Bedeutung,  steht  ihr  Streben 
nach  Aufstieg  in  allem,  was  Bildungswesen  anlangt,  ein  erfreuliches  Ver- 
langen danach,  nicht  nur  materielle,  sondern  auch  geistige  Güter  zu 
erringen.    Die  Eltern,  die  selbst  oft,  besonders  jetzt  bei  zunehmender 
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Betätigung  im  öffentlichen  Leben,  Lücken  ihrer  Bildung  schmerzlich 
empfinden,  erstreben  für  ihre  Kinder  alles  das,  was  ihnen  versagt  geblieben 
ist,  wie  uns  ja  überhaupt  die  Kinder  in  unsern  Hoffnungen  immer  Vollender 
dessen  sind,  was  in  unserem  eigenen  Leben  unerfüllt  blieb.  Die  angestrebte 
Bildungsgleichheit  durch  die  Einheitsschule  entspringt  diesem  Bingen 
nach  geistigem  Besitz.  Die  Bildungsgleichheit  darf  nicht  zur  Bildungs- 
verödung führen.  Die  verschiedenen  Möglichkeiten  müssen  bleiben,  nur 
sollen  sie  für  alle  da  sein.  Immer  wird  es  sich  um  eine  Auslese  der 
Besten  für  die  besten  Möglichkeiten  handeln  müssen.  Auch  dieser  Aus- 
lese gegenüber  wird  leicht  ein  Mißtrauen  auftreten,  daß  Begünstigungen 
vorliegen.  Die  Gefahr,  daß  solche  in  der  Tat  hier  und  da  vorkommen 
können,  wird  nicht  geleugnet  werden  dürfen.  —  Sind  in  den  Schuldepu- 
tationen und  Kommissionen  Arbeitermitglieder  tätig,  so  wird  sowohl  der 
Möglichkeit  der  Begünstigungen  als  einem  etwa  ungerechtfertigten  Miß- 
trauen entgegengewirkt.  Auch  hier  wird  der  ausgleichende  Einfluß  der 
Frau  von  besonderer  Bedeutung  sein.  Vor  allem  aber  wird  durch  sie 
in  unser  Schulwesen  das  Element  der  Mütterlichkeit  hineingetragen,  das 
diesem  bisher  oft  in  bedauerlicher  Weise  gefehlt  hat.  Die  Bestimmung 
über  Schuldinge  war  viel  zu  sehr  Männersache;  Erziehungssache  aber 
ist  in  erster  Linie  Muttersache,  und  die  Frau  aus  dem  Volke  ist  im 
besonderen  Maße  Trägerin  der  Mütterlichkeit.  Ist  doch  diese  oft  der 
einzige  Glanz  in  ihrem  armen  Leben,  das  sonst  wenig  Freuden  kennt. 
Aus  dieser  Mütterlichkeit  heraus  und  aus  ihrer  praktischen  Kenntnis  des 
Lebens  der  Arbeiterkinder  ist  die  Arbeiterfrau  berufen,  wertvollste  Hin- 
weise zu  geben  bei  vielen  in  den  Kommissionen  zu  erörternden  Schul- 
fragen technischer  Art,  was  Arbeitsmöglichkeiten  und  Belastung,  was 
Schulbeginn  und  Schluß,  was  Überfüllung  der  Klassen,  was  Neigung  der 
Kinder  zu  den  verschiedenen  Unterrichtsarten  und  Fächern  anlangt. 
Sie  beobachtet  nicht  nur  von  außen,  sondern  empfindet  von  innen.  Wenn 
man  heut  den  Zusammenhang  von  Schule  und  Elternhaus  mehr  und  mehr 
anstrebt,  so  ist  die  Arbeiterfrau  in  der  städtischen  Schulverwaltung  hier 
ein  starkes  Bindeglied.  Sie  hat  eben  in  besonderem  Maße  auch  das 
Vertrauen  der  breiten  Schichten  der  Eltern.  Und  nun  liegt  vor  uns 
noch  die  Ausgestaltung  der  Mädchen-Fortbildungs-Schule,  die  für  die 
Mädchen  aus  werktätig  arbeitenden  Kreisen  von  höchster  Bedeutung  ist, 
für  diese  wird  sich  das  Arbeitsproblem  in  starker  Weise  komplizieren, 
einerseits  durch  die  allgemein  verminderte  Arbeitsgelegenheit,  andererseits 
durch  die  Überzahl  weiblicher  Arbeitskräfte.  Wir  haben  gegenwärtig 
annähernd  3  Millionen  Frauen  mehr  als  Männer  in  Deutschland.  So 
wird  die  Vorbildung  der  Mädchen  für  den  Beruf  erhöhte  Bedeutung  er- 
langen.   Wer  aber  vermöchte  hier  besser  zu  sagen,  was  gelungen  und 
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was.  verfehlt  ist,  als  die  Frau,  deren  eigene  Töchter  durch  das  Gelungene 
gefördert,  durch  das  Mißlungene  behindert  werden?  Dem  Fachpädagoge u- 
tum,  das  bei  allen  Vorzügen  leicht  zu  einer  gewissen  Trockenheit  ver- 
leitet, die  für  die  reifere  Jugend  am  gefährlichsten  ist,  weil  sie  ihrer 
ins  Weite  schweifenden  Art  am  meisten  widersteht  —  diesem  Fach- 
pädagogentum  wird  die  schlichte  Mütterlichkeit  der  Arbeiterfrau  die 
beste  Ergänzung  sein. 

Es  sollen  nicht  alle  Gebiete  hier  behandelt  werden,  auf  denen 
gerade  Arbeiterfrauen  den  städtischen  Verwaltungen  neue  Hilfsmittel 
zuführen  werden,  Waisenpflege,  Gesundheitspflege,  Gefährdetenfürsorge, 
Jugendpflege,  alle  werden  durch  sie  wertvolle  Anregung  und  Hilfe  ge- 
winnen. Nur  einer  Schwierigkeit  sei  gedacht,  die  sich  der  Mitarbeit  der 
Arbeiterfrau  im  öffentlichen  Dienst  entgegenstellt.  Ich  erwähne  im  An- 
beginn, daß  sie  bisher  sozialer  Arbeit  fern  stand,  weil  sie  einerseits 
durch  Berufsarbeit,  andererseits  durch  Überlastung  im  Haushalt  gehindert 
ist.  Es  ist  möglich,  daß  in  der  Berufsarbeit  ein  Bückgang  eintritt  ebenso- 
wohl infolge  der  erhöhten  Arbeitslöhne,  die  möglicherweise  die  Mitarbeit 
der  Frau  nicht  mehr  in  gleichem  Maße  wie  vordem  nötig  machen,  wie 
auch  auf  Grund  des  Bestrebens,  das  zwar  erklärlich  aber  bedauerlich 
ist,  das  sich  überall  geltend  macht,  die  Frauen .  aus  den  Berufen  hinaus- 
zudrängen zugunsten  der  heimgekehrten  Krieger  oder  anderer  männlicher 
Stellenloser.  Auch  bei  verminderter  Berufsarbeit  jedoch  wird  für  die 
Arbeiterfrau  die  Inanspruchnahme  durch  die  grade  jetzt  so  mühsame 
Führung  des  Hausstandes  bleiben.  Soll  sie  frei  sein  für  gemeinnützige 
Arbeit,  so  muß  sie  in  der  Lage  sein,  sich  hier  Entlastung  zu  verschaffen, 
und  für  den  Ausfall  von  Berufsarbeit  Entschädigung  zu  erlangen.  "Hierzu 
bieten  die  vorhandenen  Vorschriften,  die  eine  Entschädigung  für  den 
Arbeitsausfall  vorsehen,  eine  Handhabe,  wenn  man  auch  den  Ausfall  an 
Arbeit  im  eigenen  Hausstand  in  den  Begriff  einbezieht.  Es  sollte  hierauf 
von  Seiten  der  städtischen  zuständigen  Stellen  von  vornherein  das  Augen- 
merk gerichtet  werden,  denn  die  Arbeiterfrauen  selbst  werden  möglicher- 
weise die  Anregung  hierzu  nicht  geben.  Vielleicht  liegt  ihnen  der  Gedanke 
ferner,  auch  haben  sie  nicht  selten  in  bezug  auf  Geltendmachung  von 
persönlichen  Forderungen  eine  gewisse  Scheu  und  Zurückhaltung,  die 
verständlich  und  sehr  anzuerkennen  ist.  Man  sollte  ihnen  die  Un- 
annehmlichkeit, fordern  zu  müssen,  ersparen,  indem  die  nötigen  Be- 
stimmungen generell  erlassen  werden,  auch  hier  also  ein  Recht  für  alle 
an  Stelle  der  geltend  zu  machenden  persönlichen  Forderung  tritt.  Eins 
möchte  ich  betonen.  Neben  der  praktischen  Sachkenntnis,  neben  der 
besonderen  Fähigkeit,  Personen  und  Verhältnisse  zu  beurteilen,  neben 
der  Fähigkeit,  zum  Ausgleich   der  Gegensätze  beizutragen,   trägt  die 
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Arbeiterfrau  fast  allgemein  noch  wertvolle  Charaktereigenschaften  in  die 
Arbeit  hinein,  eine  große  und  schlichte  Ernsthaftigkeit  und  starkes  Pflicht- 
gefühl, Sachlichkeit,  eine  Fähigkeit  und  einen  Willen  zu  persönlicher 
Arbeit.    Vorkenntnisse,  die  hier  und  da  fehlen,  werden  sich  ersetzen 
assen.    Es  ist  ja  überhaupt  zu  erwägen,  ob  nicht  jetzt  und  wie  jetzt, 
la  viele  neue  zum  Teil  wenig  vorgeschulte  Kräfte  in  die  Gemein  de- 
ferwaltung  eintreten,  hier  und  da  eine  systematische  Ergänzung  der 
Kenntnisse  von  Vorteil  wäre.    Die  Fertigstellung  des  Etats,   die  an 
nanchen  Stellen  die  erste  Arbeit  der  Neugewählten  bildet,  gibt  wohl 
iinen  Uberblick  über  das  Ganze  des  städtischen  Betriebes.    Aber  das 
jeht  doch  sehr  kursorisch.    Bei  der  Arbeit  in  den  Kommissionen  und 
Deputationen  pflegen  die  Kenntnisse  durch  die  Erfahrung  nach  und 
lach  vermittelt  zu  werden.    Es  wäre  indes  sehr  zu  erwägen,  ob  nicht 
gewisse  theoretische  Belehrungen  für  in  den  Stadtverwaltungen  tätige 
;  Männer  und  Frauen  jetzt  systematisch  eingeführt  werden  sollten.  Diese 
f  mißten  dann  ganz  einfach  gehalten  sein  und  nur  das  Notwendigste  geben. 
'  Sie  würden  aber  vielleicht  manchen  Irrtum  vermeiden  helfen  und  manche 
;üchtige  Kraft  rascher  zu  nutzbringender  Tätigkeit  anregen.  Insbesondere 
rür  die  neu  eintretenden  Frauen  aus  dem  Volke  wird  so  kurze  Belehrung 
ron  großem  Werte  sein.    Dann  aber  wird  gerade  ihre  Mitarbeit  voraus- 
sichtlich erfolgreich  den  Klagen  entgegenwirken,  die  besonders  auf  dem 
jrebiete  der  Armenpflege  immer  wieder  laut  werden  darüber,  daß  man 
I  hr  mißtraue,  weil  sie  zum  Bürokratismus  neigt.   Die  lebendige  Tatkraft 
ler  Frau  aus  dem  Volke  wird  hier  das  heilsamste  Gegengewicht  bilden. 


Welche  Bedeutung  hat  die  Berufsvormundschaft  für  die  Neugestaltung 
der  Rechtsstellung  des  unehelichen  Kindes. 

Von  Prof.  Chr.  J.  Klumker,  Wilhelmsbad. 

Die  Zersplitterung  unseres  Fürsorgewesens,  die  so  oft  beklagt  wird, 
tist  tief  innerlich  begründet.  Alle  Fürsorge  ist  gerade  heute  —  weit 
mehr  als  etwa  vor  reichlich  100  Jahren  —  ein  rein  empirisches  Vor- 
gehen, das  von  diesem  oder  jenem  Übel  ausgehend  je  eine  einzelne  Maß- 
nahme ins  Auge  faßt,  die  gerade  zweckmäßig  scheint.  Ob  all  diese 
Maßnahmen  schließlich  sich  zu  einem  einheitlichen  Bau  zusammenfinden, 
ob  sie  in  die  Gesamtheit  unseres  Gesellschaftslebens  planvoll  eingeordnet 
werden  können  —  das  überläßt  man  dem  Zufall.  Für  eine  theoretische  Be- 
trachtung ist  wenig  Teilnahme  vorhanden;  eine  wissenschaftliche  Forschung 
—  die  gerade  die  großen  Zusammenhänge  suchen  muß  —  stößt  so  gut 
wie  überall  auf  Neuland,  das  erst  urbar  gemacht  werden  soll. 
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Noch  Männern  wie  Münsterberg  mochte  diese  Gleichgültigkeit 
gegen  die  Theorie  berechtigt  erscheinen;  heute,  wo  es  gilt,  für  den  Neu- 
bau unseres  ganzen  Volkslebens  die  Grundlinien  zu  ziehen,  tritt  der 
große  Schaden  dieses  Verhältnisses  zu  Tage.  Auf  den  meisten  Gebieten 
der  Fürsorge  sind  die  großen  leitenden  Gedanken  bisher  nicht  heraus- 
gearbeitet worden;  es  fehlt  damit  die  Handhabe,  um  aus  dem  zer- 
splitterten Vielerlei  der  Tagesarbeit  das  Wesentliche  herauszuheben,  das 
für  die  Zukunft  Bedeutung  hat. 

Um  so  wichtiger  ist  es,  dort,  wo  solche  Einheit  erkennbar  whd,  sie 
klar  und  deutlich  herauszuarbeiten.  Das  ist  eben  jetzt  beim  Schutze 
für  die  unehelichen  Kinder  möglich;  hier  ist  es  aber  auch  besonders 
notwendig,  weil  das  Bedürfnis  nach  besserer  Fürsorge  dringend  geworden 
ist,  aber  bisher  stets  neue  zersplitterte  Vorschläge  auftauchen,  die  die 
"Wirrnis  noch  ärger  machen.  Dem  gegenüber  gilt  es,  die  großen  Gesichts- 
punkte zu  betonen,  von  denen  aus  all  die  Einzelheiten  beurteilt  und  ge- 
ordnet werden  können. 

Die  unehelichen,  wie  alle  schutzbedürftigen  Kinder  hat  man  bisher 
nach  zwei  verschiedenen  Grundsätzen  zu  versorgen  gesucht.  MaDche 
Länder  —  darunter  die  Mehrzahl  der  germanischen  —  stellen  das  Kind 
in  erster  Linie  auf  die  Versorgung  durch  die  Eltern.  Erst  wo  diese 
dazu  nicht  im  Stande  sind,  soll  öffentliche  Hilfe  eintreten.  Am  deut- 
lichsten zeigt  sich  das  wohl  daran,  daß  hier  ,die  Armenpflege  die 
Urform  der  Kinderfürsorge  bildet.  Nicht  Findlinge,  deren  Zahl  in  diesen 
Ländern  seit  alters  her  verschwindend  klein  ist,  sondern  Waisen  — 
Armenpfleglinge  —  sind  der  Grundstock  der  öffentlich  versorgten  Kinder. 
So  findet  hier  allerdings  der  Name  Findelhaus  kaum  einen  Platz;  das 
Waisenhaus  steht  an  seiner  Stelle,  teilt  sich  wie  anderwärts  jenes  mit  der 
Familienpflege  in  die  Fürsorge  für  Kinder  und  tritt  ebenso  wie  jenes  der 
Familienpflege  gegenüber  im  Laufe  der  Zeit  zurück. 

Andere  Länder  setzen  voraus,  daß  in  erster  Linie  die  Gesellschaft 
zur  Versorgung  der  Kinder  verpflichtet  sei.  Wo  die  Eltern  ein  Kind 
nicht  selbst  erziehen  können  oder  wollen,  haben  sie  einen  Anspruch 
darauf,  daß  die  Gesellschaft  ihnen  diese  Last  abnimmt;  sie  dürfen  ihr 
das  Kind  jederzeit  überweisen.  Diese  Anschauungen  haben  im  wesent- 
lichen die  Kinderfürsorge  der  romanischen  Länder  bestimmt  und  bestimmen 
sie  noch  heute.  Die  gröbste  Form  jener  Ubereignung  eines  Kindes  an 
die  Gesellschaft  ist  die  Aussetzung.  Sie  ist,  wo  diese  Grundanschauung 
herrscht,  wenn  nicht  erlaubt,  so  doch  allgemein  gebräuchlich;  die  Gesell- 
schaft muß  deshalb  besondere  Vorkehrungen  treffen,  sich  dieser  aus- 
gesetzten Kinder  anzunehmen.  In  Frankreich  braucht  im  Laufe  der  Zeit 
das  Kind  gar  nicht  mehr  tatsächlich  ausgesetzt  zu  werden,  es  entwickeln 
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sich  Rechtsformen,  in  denen  man  ein  Kind  unmittelbar  der  Behörde  als 
„ausgesetzt"  (abandonne)  übergeben  kann,  so  daß  faire  Fabandon  eben 
diesen  Rechtsvorgang,  nicht  das  tatsächliche  Verlassen  des  Kindes  be- 
zeichnet. Der  Begriff  des  enfant  abandonne,  der  dort  die  gesamte  Kinder- 
fürsorge durchgreifend  beeinflußt,  hat  sich  so  gestaltet,  daß  er  durch  ein 
deutsches  Wort  kaum  treffend  wiedergegeben  werden  kann*). 

Vor  der  Verpflichtung  der  Gesellschaft  zur  Versorgung  aller  Kinder 
treten  die  Verpflichtungen  der  Eltern  in  zweite  Linie.  Sie  haben  deshalb 
für  das  Wohl  mancher  Kinder  keine  grundlegende  Bedeutung,  da  deren 
Gedeihen  durch  gesellschaftliche  Einrichtungen  sichergestellt  sein  muß. 
So  war  es  für  das  tatsächliche  Ergehen  des  unehelichen  Kindes  von 
untergeordneter  Bedeutung,  daß  im   Code  Napoleon  die  germanischen 

1  Gewohnheitsrechte  des  Nordens  mit  ihrem  Verbot  der  Vaterschafts- 
erforschung über  die  römisch-rechtlichen  Grundsätze  des  Südens  mit  ihren 
Unterhaltsklagen  siegten.  Freilich  ergab  sich  als  schwache  Seite  jener 
Grundanschauungen,  daß  viele  Eltern  öffentliche  Fürsorge  für  ihre  Kinder 
leichten  Sinnes  in  Anspruch  nahmen;  die  Verwaltung  kämpfte  das  halbe 
vorige  Jahrhundert  gegen  diese  Zunahme  der  öffentlich  versorgten  Kinder. 

'  Beschränkung  der  Anzahl  "der  Aufnahmehospize,  Einführung  der  Dreh- 
lade, Beschlagnahme  aller  Findlinge  für  die  Marine,  Versetzung  der 
Kinder  aus  einem  Departement  ins  andere,  waren  alles  Maßnahmen,  um 
die  Zahl  der  enfants  abandonnes  zu  beschränken. 

Aus  beiden  Systemen  ergeben  sich  Mißstände,  die  innerhalb  jedes 
Systems  besonders  bekämpft  werden  müssen.  Die  einzelnen  Maßnahmen 
müssen  sich  —  sollen  sie  durchgreifend  und  dauernd  helfen  —  dem 
Gesamtrahmen  einfügen.  Manche  Vorkehrungen  passen  zu  beiden  Systemen, 
andere  dagegen  sind  so  eng  mit  der  einen  oder  anderen  Grund- 
anschauung verbunden,  daß  ihre  Übertragung  dahin,  wo  diese  Grund- 
anschauung fehlt,  oft  sehr  wunderlich  und  bedenklich  wirkt.  So  hat  der 
Triller  (die  Drehlade)  sich  nur  im  Gebiet  der  ersten,  der  romanischen  An- 
schauung, und  auch  dort  nur  zeitweise  entwickeln  können.  Er  setzt  jene 
Meinung  voraus,  daß  die  Gesellschaft  die  Erziehung  der  Kinder  ohne 
weiteres  übernehmen  müsse.    Im   deutschen  Gebiet  ist  er  einmal  in 

■  Hamburg  anfangs  des  18.  Jahrhunderts  eingeführt  gewesen.  Der  Versuch 
endete  mit  einem  schweren  Mißerfolg;  offenbar,  weil  der  Bevölkerung  jede 

1  Einstellung  dafür  fehlte.   Er  diente  vielfach  zu  Gespött  und  Hohn.  Im 

* 

*)  Näheres  gibt  Feld  in  seinen  Untersuchungen  über  die  Armenkinderpflege  in 
Elsaß-Lothringen  und  in  Frankreich,  dem  besten,  was  darüber  in  deutscher  Sprache 
L  geschrieben  ist,  und  in  seinem  Aufsatz  in  dieser  Zeitschrift  (1914,  S.  1  u.  43).  Dort  auch 
l  (S.  7)  ein  treffliches  Beispiel  eines  italienischen  Gerichtsurteils,  das  ohne  jene  Voraus- 
setzungen einfach  unverständlich  bleibt. 

12 
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übrigen  erscheint  er  auf  deutschem  Boden  nur  kurze  Zeit  in  einigen 
rheinischen  Städten  mit  der  Herrschaft  Napoleons;  selbst  in  deutsche 
Gebiete  Frankreichs  wie  ins  Elsaß  vermochte  er  damals  nicht  durchzu- 
dringen. 

Das  „romanische  System"  bringt  früher  als  das  „germanische"  die 
Selbständigkeit  der  Kinderfürsorge,  so  in  Frankreich  schon  zur  Zeit  der 
ersten  Revolution.  Die  Armenpflege  für  Kinder  wird  dann  von  diesem 
selbständigen  Zweig  öffentlichen  Dienstes  aufgesogen.  Unsere  Ent- 
wicklung führte  zeitweise  dazu,  umgekehrt  die  Kinderfürsorge  mehr  und 
mehr  in  die  Armenpflege  hineinzuziehen.  Diese  Verbindung  wirkte  nicht 
ungünstig,  als  am  Ende  des  18.  Jahrhunderts  die  Armenpflege  von  den 
Gesichtspunkten  der  Kinderfürsorge  beherrscht  wird.  Nachdem  aber  unsere 
Armenpflege  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  engeren  Auffassungen  erlag, 
die  besonders  aus  England  kamen,  da  wurden  zum  Schaden  der  Kinder- 
fürsorge solche  beschränkten  Ansichten  auch  auf  die  Kinder  in  der 
Armenpflege  übertragen.  Eingehender  habe  ich  das  in  dieser  Zeitschrift 
früher  geschildert. 

Da  wir  in  Deutschland  eine  primäre  Verpflichtung  der  Gesellschaft 
nicht  anerkennen,  sich  von  vornherein  aller  Kinder  anzunehmen,  für  die 
die  Eltern  nicht  sorgen,  so  geben  wir  den  Kindern  nur  dann  Hilfe,  wenn 
diese  nach  den  Grundsätzen  der  Armenpflege  für  Erwachsene  notwendig 
ist.  Deshalb  wird  auch  bei  dem  Kinde  erst  der  Nachweis  der  Bedürftigkeit, 
der  Erschöpfung  aller  anderen  Hilfsquellen  gefordert.  So  entsteht  eine 
unheilvolle  Verzögerung  der  öffentlichen  Hilfe.  Man  überläßt  das  Kind 
zu  sehr  ausschließlich  der  Familie  und  verweist  seine  Erziehung  und 
Versorgung  zunächst  auf  seine  familienrechtlichen  Ansprüche  gegen  die 
Eltern.  Erst  im  äußersten  Notfall  soll  statt  ihrer  die  öffentliche  Fürsorge 
eintreten.  Wie  hat  man  sich  von  diesen  Grundsätzen  aus  noch  Ende 
des  vorigen  Jahrhunderts  bei  uns  gegen  neue  Eingriffe  in  die  Familie 
zugunsten  gefährdeter  Kinder  gesträubt;  welche  Bolle  spielt  infolgedessen 
heute  noch  der  Begriff  des  Verschuldens  im  bürgerlichen  Gesetzbuch 
(1666  im  Art.  135  E.  G.)!  Am  gefährlichsten  ist  diese  Auffassung  für 
uneheliche  Kinder  geworden.  Da  auch  ihnen  eine  öffentliche  Versorgung 
erst  im  Notfalle  zusteht,  so  sind  sie  wieder  auf  ihre  Ansprüche  gegen 
ihre  Eltern  vertröstet.  Die  Form,  in  die  das  Bürgerliche  Recht  diese 
Ansprüche  kleidet,  entscheidet  oft  unmittelbar  über  Leben  und  Gesund- 
heit des  Kindes.  So  gewinnen  diese  Gesetzesbestimmungen  bei  uns  eine 
Bedeutung  für  das  uneheliche  Kind,  für  die  sich  in  dem  anderen  System 
nichts  ähnliches  findet. 

Daß  man  die  elterlichen  Pflichten  bei  uns  so  sehr  in  den  Vorder- 
grund stellte,  hat  lange  Zeit  den  Ausbau  der  Vormundschaft  verzögert» 
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Man  ließ  auch  sie  hinter  die  Familie  zurücktreten.  Diese  schwache  Ent- 
wicklung der  Vormundschaft  war  ebenso  wie  die  unbedingte  Verweisung 
jedes  Kindes  auf  die  elterliche  Versorgung  besonders  verhängnisvoll  für 
die  unehelichen  Kinder.  Sie  bedürfen  einer  starken  Erziehungsleitung, 
die  man  aber  bei  uns  entweder  der  Mutter  oder  jener  schwachen  Vor- 
mundschaft überließ.  Sie  bedürfen  einer  sicheren  und  raschen  Versorgung, 
für  die  man  sie  indes  neben  der  Mutter  auf  die  Leistungen  des  Vaters 
verwies.  Ihm  gegenüber  sollte  meist  die  Mutter  —  selbst  schutzbedürftig, 
unerfahren  und  schwach  —  oder  wieder  jene  Vormundschaft  die  Rechte 
des  Kindes  verfechten.  Öffentlicher  Schutz  darüber  hinaus  war  erst  im 
Rahmen  der  Armenpflege  vorgesehen;  wo  sie  zu  spät  einsetzte,  fehlte 
jede  Hilfe,  ebenso  wie  bei  ungenügender  Erziehungsleitung  durch  Mutter 
und  Vormund.  Nicht  ganz  so  schlimm  war  es  vor  1900  in  jenen  Teilen 
des  Deutschen  Reiches,  wo  der  Einwand  der  Untreue  nicht  galt,  also  in 
gewissen  Fällen  mehrere  Zahlungspflichtige  in  Anspruch  genommen  werden 
konnten.  Als  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  dann  diesen  Einwand  all- 
gemein einführte,  war  das  für  viele  unserer  unehelichen  Kinder  ein 
gewaltiger  Schade.  Denn  das  umfassendere  Verbot  der  Vaterschafts- 
nachforschung im  Code  Napoleon  ging  zwar  noch  weiter,  wurde  aber  durch 
die  grundsätzliche  Hilfsverpflichtung  der  Gesellschaft  —  in  erster  Linie, 
selbst  vor  der  Familie  —  wettgemacht;  bei  uns  fehlt  es  an  solchem  be- 
sonderen Schutz. 

In  diese  Lücke  trat  nun  die  Berufs  Vormundschaft  ein.  Das  Bürger- 
liche Gesetzbuch  verkannte  ihr  Wesen  und  ihren  Wert  vollständig;  es 
ließ  ihr  1900  nur  ein  Hintertürchen  offen.  Trotzdem  diese  Bestimmungen 
ihr  wesentlich  ungünstiger  waren  als  der  frühere  Rechtszustand,  ent- 
wickelte sie  sich  gerade  seit  1900  überraschend  schnell,  denn  jene  Rechts- 
lage des  unehelichen  Kindes  hatte  das  Bedürfnis  nach  einer  öffentlichen 
Hilfsmaßnahme  sehr  verstärkt.  Hier  in  der  Berufsvormundschaft  liegt 
der  Kern  des  Unehelichenproblems.  Taube  schrieb  1893  seine  Schrift 
„Der  Schutz  unehelicher  Kinder  in  Leipzig;  Eine  Einrichtung  zur  Für- 
sorge ohne  Findelhäuser".  Aus  der  Sintflut  von  Papier,  die  im  letzten 
Menschenalter  über  die  Kinderfürsorge  dahin  rauschte,  wird  dies  Büchlein 
als  eins  von  ganz  wenigen  einmal  überbleiben  und  stets  in  seiner  über- 
ragenden Bedeutung  gewürdigt  werden.  Nicht  etwa  wegen  seines  wissen- 
schaftlichen Wertes  —  den  beansprucht  es  nicht  — ,  sondern  wegen  seiner 
sachlichen  Klarheit.  Es  hat  unserer  deutschen  Entwicklung  mit  genialer 
Sicherheit  den  einzigen  Weg  gewiesen,  den  Taube  auch  praktisch  in 
mühsamer  zielsicherer  Art  gegangen  ist. 

Noch  ist  die  Berufsvormundschaft  nicht  auf  der  Höhe  ihrer  Gestaltung; 
besonders  ihre  erzieherischen  Leistungen,  so  unermüdlich  sie  von  Taube, 
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Petersen  und  mir  betont  wurden,  bedürfen  noch  gewaltiger  Anstrengungen, 
um  wirklich  zu  genügen.    Aber  zweierlei  leistet  sie: 

1.  Sie  schafft  für  die  Erziehungsleitung  der  unehelichen  Kinder  einen 
festen  verantwortlichen  Mittelpunkt,  um  auf  die  Kinder  wie  ihre 
Eltern  nach  jeder  Richtung  hin  einzuwirken. 

2.  Sie  bringt  viel  rascher  und  viel  häufiger  die  Unterhaltsbeiträge 
des  Vaters  herein  und  schafft,  soweit  es  dadurch  möglich,  die 
wirtschaftliche  Unterlage  der  Versorgung  des  Kindes. 

Doch  diese  Unterlage  läßt  sich  nur  in  beschränktem  Umfange  sicher- 
stellen. Wo  niemand  verpflichtet  ist  —  wie  beim  Einwand  der  Un- 
treue — ,  wo  der  Verpflichtete  sich  der  Leistung  entzieht  oder  durch 
Prozeßeinwände  oder  Reisen  u.  a.  die  Zahlung  hinauszögert,  da  nutzt  kein 
Rechtsanspruch  und  keine  noch  so  gute  Rechtsvertretung.  Unter  den 
gegenwärtigen  Umständen  ist  man  gezwungen,  den  mühsamen  und  um- 
ständlichen Weg  zur  Armenpflege  einzuschlagen.  Dieser  Mangel  läßt  sich 
nicht  durch  kleine  Maßnahmen  beheben;  hier  sollte  eine  grundsätzliche 
Änderung  eintreten,  durch  die  dem  Kinde  sein  Unterhalt  sofort  ohne  irgend 
welche  Weiterungen  bereitgestellt  würde.  Die  Berufsvormundschaft  muß 
dem  Vorbilde  der  nordischen  Länder  folgen,  die  auf  derselben  Grund- 
lage, wie  wir,  aufbauen.  Dort  gewährt  die  Behörde  jedem  unehelichen 
Kinde  ohne  Verzug  seinen  Unterhalt.  Daraus  ergibt  sich  zu  den  obigen 
beiden  Aufgaben  weiter: 

3.  Die  Berufs  Vormundschaft  muß  das  Recht  und  die  Mittel  erhalten, 
um  die  Unterhaltskosten  für  uneheliche  Kinder  in  jedem  Falle 
sofort  vorzulegen. 

Dadurch  erhielte  das  Kind  stets  ohne  Verzug  seine  Versorgung.  Und 
doch  bliebe  der  Grundsatz  der  primären  Verpflichtung  der  Eltern  gewahrt, 
denn  im  Gegensatz  zu  den  romanischen  Ländern  wird  man  bei  uns  wie  im 
Norden  die  unehelichen  Väter  und  nach  oder  mit  ihnen  die  Mütter  zum  Ersatz 
dieser  Vorlage  verpflichten.  Die  öffentliche  Hilfe  entlastet  nicht  unnötig 
die  Eltern,  da  sie  zu  ihrer  Pflicht  unbedingt  herangezogen  werden.  Ebenso 
wirkt  schon  die  Erziehungsleitung  der  Berufsvormundschaft  dahin,  die 
Mutter  zur  Erfüllung  ihrer  Pflicht  heranzuziehen,  eine  Heranziehung, 
die  um  so  wirksamer  ist,  als  sie  die  Mutter  weiter  unterstützen  und 
anleiten  kann. 

Das  ist  für  uns  die  Grundlage  des  Unehelichenschutzes:  Eine 
Berufsvormundschaft,  die  die  Erziehung  des  Kindes  leitet,  die  seine  Eltern 
zur  Erfüllung  ihrer  Pflichten  heranzieht  und  in  jedem  Falle  die  Mittel 
seiner  Versorgung  bereitstellt  und  ihre  Verwendung  überwacht.  Wir  sind 
auf  dem  Wege  dahin  und  müssen  alles  tun,  so  rasch  wie  möglich  in 
dieser  Richtung  weiterzukommen. 


—    169  — 


Diesen  Forderungen  entspricht  eine  ganz  ähnliche  Entwicklung  in 
Frankreich  und  Italien,  wie  Feld  in  dieser  Zeitschrift  näher  dargelegt 
hat.  Man  sucht  dort  die  Abgabe  des  Kindes  (Abandon)  dadurch  zu  ver- 
hindern, daß  man  die  Mütter  durch  Unterstützungen  zur  Erfüllung  ihrer 
Erziehungspflichten  hinleitet.  So  führt  die  Notwendigkeit  selbst  bei  grund- 
sätzlich entgegengesetzten  Anschauungen  zu  ähnlichen  praktischen  Maß- 
nahmen. 

Wie  sehr  die  Berufsvormundschaft  in  der  vorgeschlagenen  Aus- 
gestaltung wirklich  im  Mittelpunkt  der  Reform  stehen  muß,  sieht  man 
am  besten,  wenn  sich  aus  ihr  nach  den  verschiedensten  Seiten  Möglich- 
keiten ergeben,  Schwierigkeiten  ganz  anderer  Art  zu  überwinden.  Köhler 
hat  im  letzten  Heft  solche  Möglichkeiten  nach  der  Seite  des  öffentlichen 
Rechts,  der  Obervormundschaft  entwickelt.  Wir  begegnen  ihnen  nicht 
minder  im  bürgerlichen  Recht,  so  bei  der  rechtlichen  Fassung  des  Ver- 
hältnisses des  unehelichen  Kindes  zu  seinen  Eltern,  im  besonderen  zu 
seinem  Vater*). 

Bei  diesen  Fragen  standen  bisher  zwei  Betrachtungen  oft  im  scharfen 
.Gegensatz:  Da  die  Rechtsansprüche  des  Kindes  gegen  seine  Eltern  in 
unserem  System  nicht  nur  die  wichtigste  Grundlage  seiner  Versorgung, 
sondern  außer  der  Armenpflege  die  einzigen  waren,  so  mußte  jede  Gesetzes- 
vorschrift, die  diese  Versorgung  so  oder  so  beeinflußte,  von  einschneidender 
Bedeutung  werden.  Keine  oder  verspätete  Unterhaltsleistung  bedeutet 
bei  unehelichen  Kindern,  wie  Spann  nachwies,  schlechte  Unterbringung, 
häufigen  Wechsel  der  Pflegestellen  und  damit  Elend  und  Tod  für  viele 
Kinder,  die  dies  Los  trifft.  Jede  Regelung  des  Gesetzgebers  kann  da 
schädlich,  ja  tödlich  wirken.  Dieser  Betrachtung  stand  die  andere  ent- 
gegen, das  Gesetz  nicht  in  lauter  Einzelbestimmungen  zu  zerstückeln, 
sondern  seine  Vorschriften  unter  einheitliche  Gesichtspunkte  zu  fassen, 
es  durchsichtig,  faßlich  und  leicht  anwendbar  zu  gestalten. 

Nehmen  wir  als  Beispiel  den  Einwand  der  Untreue.  Er  steht  in 
unserem  Gesetz;  eine  große  Zahl  unehelicher  Kinder  verlieren  durch  ihn 
jeden  Unterhaltsanspruch;  andere  erlangen  erst  spät  Unterhalt  von  ihrem 
Vater,  weil  er  mit  Hilfe  jenes  Einwandes  den  Prozeß  lange  hinauszuziehen 
vermag.  Die  Fürsorge  legt  mit  Recht  Wert  darauf,  daß  diese  Rechts- 
einrichtung beseitigt  wird.  Die  Rechtswissenschaft  dagegen  kann  sich 
mit  dieser  Forderung  nicht  befreunden.  Wolff  hat  dies  eingehend  nach 
allen  Richtungen  begründet.  Und  nicht  nur  die  Folgerichtigkeit  des 
Gesetzes  fordert  jenen  Einwand,  sondern  auch  gesellschaftliche  Bedenken, 

*)  Darüber  ist  soeben  eine  Schrift  von  Dr.  Franz  Wolff  erschienen.  (Die 
Rechtsstellung  der  unehelichen  Kinder  im  BGB.  und  ihre  Reform.  Heft  3  der  Beiträge 
zur  Theorie  und  Politik  der  Fürsorge,  J.  G.  Gotta'sche  Buchhandlung,  Stuttgart  1918). 
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die  man  bei  Wolff  nachlesen  muß.  Der  Widerspruch  scheint  unlösbar, 
und  dor  Leidtragende  wäre  das  Kind.  Man  hat  vorgeschlagen,  dem  zu 
entgehen,  indem  man  zu  der  rechtlich  bequemsten  Form  des  Code  civil 
überginge,  der  jeden  Unterhaltsanspruch  verneint,  und  daß  man  zugleich 
(wie  das  romanische  System)  den  Unterhalt  aller  unehelichen  Kinder,  für 
die  ihre  Eltern  —  wenigstens  ihre  Väter  —  nicht  sorgen,  dem  Staat 
auferlegt.  Dem  widerstrebt  unsere  ganze  Entwicklung.  Nicht  mit  Un- 
recht würde  man  eine  solche  Maßregel  in  weiten  Volkskreisen  als  eine 
Bevorzugung  der  unehelichen  Eltern  auffassen.  Der  Grundsatz  elter- 
licher Verpflichtung  ist  bei  uns  fest  eingewurzelt;  ihn  darf  man  selbst 
beim  unehelichen  Kinde  nicht  umstoßen. 

Es  ist  auch  gar  nicht  so  schwer,  diesen  Zwiespalt  zu  überwinden.  Die 
Berufsvormundschaft  weist  den  Weg  dazu.  Hat  sie  die  Verpflichtung,  jedem 
Kinde  den  Unterhalt  aus  öffentlichen  Mitteln  rechtzeitig  zu  gewähren  und 
steht  jedes  uneheliche  Kind  von  Geburt  an  unter  ihrem  Schutze,  so  ist  für 
alle  ausreichend  gesorgt.  Aber  diese  Unterhaltsleistung  erscheint  begriff- 
lich nur  als  Vorschuß;  wird  der  Vater  später  festgestellt,  so  hat  er  die 
Vorlagen  zu  ersetzen.  Doch  ist  das  eine  Beziehung  zwischen  ihm  und 
dem  Staat,  unter  deren  Gestaltung  das  Kind  nicht  zu  leiden  hat.  Trifft 
der  Einwand  der  Untreue  ein,  so  fehlt  zwar  ein  Vater  —  man  müßte 
sonst  das  Kind  der  Lächerlichkeit  aussetzen,  mehrere  Väter  zu  haben  — , 
aber  indem  diese  mehreren  gemeinsam  verhindern,  daß  ein  bestimmter 
Vater  gefunden  wird,  veranlassen  sie,  daß  der  Staat  von  ihm  nicht  den 
Ersatz  seiner  Vorlagen  fordern  kann.  So  schädigen  sie  den  Staat  um 
diesen  Betrag,  den  sie  ihm  gemeinsam  ersetzen  müssen.  So  wird  der 
Vorwurf  beseitigt,  daß  staatliche  Versorgung  des  unehelichen  Kindes  den 
unehelichen  Vätern  und  solchen,  die  es  sein  könnten,  unberechtigte  Vor- 
teile gewähre.  Den  Bedürfnissen  des  Kindes  und  der  Gesellschaft  wie 
des  Gesetzes  wird  in  gleicher  Weise  genügt. 

Die  Arbeit  von  Wolff  ist  auf  meine  Anregung  entstanden.  Sie 
nimmt  die  Werbung  für  eine  Änderung  des  BGB.  in  einem  Augenblick 
auf,  wo  durch  wissenschaftliche  Untersuchungen  wie  durch  praktische 
Arbeit  der  Weg  zu  jener  Gestaltung  der  Berufsvormundschaft  geebnet 
ist;  ihre  allgemeine  Durchführung  in  Gestalt  der  Jugendämter  steht  vor 
der  Tür.  Von  da  aus  können  erfolgreich  auch  die  Fragen  bürgerlichen 
Rechtes  neu  gelöst  werden,  und  sie  müssen  es,  wenn  jene  Neuordnung 
Erfolg  haben  soll.  Mit  der  Berufsvormundschaft  der  Jugendämter  wird  die 
Änderung  der  Rechtsstellung  des  unehelichen  Kindes  spruchreif  und  dringend. 

In  jene  Gesamtordnung  deutschen  Jugendschutzes  müssen  Vor- 
schläge wie  die  Wolffs  planvoll  eingeordnet  werden.  Er  schlägt  zunächst 
Änderungen  vor,  die  den  Grundsatz  bestehen  lassen,  daß  Vater  und  un- 
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eheliches  Kind  rechtlich  nicht  verwandt  seien.  Er  meint,  daß  man 
darüber  kaum  hinausgelangen  würde,  so  wünschenswert  es  sei.  Allein 
die  Bedürfnisse  des  Lebens  werden  sich  stärker  erweisen,  um  so  eher  als 
die  Berufsvormundschaft  die  Möglichkeit  bietet,  manche  schädlichen  Vor- 
urteile endlich  zu  überwinden  und  andere  sittliche  Bedenken,  über  die 
sich  streiten  läßt,  zu  entkräften.  So  scheint  mir  das  Bedeutsamste  der 
weitergehende  Vorschlag,  dem  Wolff  zum  Schluß  Gesetzesform  geben 
will.  Er  löst  die  innerlichen  Widersprüche  endgültig  auf,  an  denen  das 
Gesetz  bisher  leidet.  Die  Unterhaltspflicht  des  unehelichen  Vaters  ruht 
auf  seiner  Blutsverwandtschaft  mit  dem  Kinde;  davon  geht  auch  unser 
bürgerliches  Recht  aus  und  steht  damit  im  schärfsten  Widerspruch  mit 
seinem  anderen  Satz,  der  die  rechtliche  Verwandtschaft  ableugnet.  Dieser 
Gegensatz  ist  unlösbar.  Man  kann  ihm  nur  entgehen,  wenn  man  zum 
Code  civil  übergeht,  oder  wenn  man  den  selbstverständlichen  Satz  an- 
nimmt, daß  das  uneheliche  Kind  in  gleicher  Weise  mit  Vater  und  Mutter 
verwandt  sei.  Daß  dies  die  beiden  einzigen  Eechtsanschauungen  sind, 
die  ohne. inneren  Widerspruch  gedacht  werden  können,  hat  Wolff  in 
besonders  verdienstlicher  Weise  ausgeführt.  Gegenüber  dem  Schreckens- 
ruf, so  würden  eheliche  und  uneheliche  Kinder  gleichgestellt,  hebt  Wolff 
hervor,  daß  eine  solche  Gleichstellung  durch  den  Gesetzgeber  selbst  bei 
weitgehendsten  Maßnahmen  nicht  eintreten  könne,  weil  die  natürlichen 
Grundlagen  fehlen;  beider  Lage  sei  und  bleibe  eben  ungleich. 

Bei  jeder  Erwägung  seiner  Vorschläge  muß  man  festhalten,  daß  sie 
auf  dem  Grunde  der  Berufsvormundschaft  mit  den  drei  vorher  betonten 
Verpflichtungen  aufbauen.  Nur  von  da  aus  kann  und  darf  man  sie  er- 
örtern.   Sie  lassen  sich  in  einem  Satz  wesentlich  zusammenfassen: 

Das  uneheliche  Kind  hat  mit  geringen  Abweichungen  Im  Verhältnis 
zu  Vater  und  Mutter  und  deren  Verwandten  eine  rechtliche  Stellung  wie 
das  eheliche  Kind. 

Die  Eltern  haben  gleiche  Pflichten  und  erlangen  bei  ihrer  Erfüllung 
etwa  die  entsprechenden  Rechte. 

Man  halte  dabei  vor  allem  jene  Voraussetzungen  fest:  Den  nächsten 
Schutz  jeden  unehelichen  Kindes  einschließlich  der  Unterhaltsvorschüsse 
hat  die  Berufsvormundschaft.  Erst  nach  sorgsamer  Klärung  aller  Verhält- 
nisse ist  zu  entscheiden,  wo  das  Kind  bleibt  und  ob  die  elterliche  Gewalt 
eines  oder  beider  Eltern  eintritt.  Die  Pflichterfüllung  ist  die  Voraus- 
setzung ihrer  Rechte.  Durch  die  Berufsvormundschaft  muß  die  enge 
Verbindung  beider  Beziehungen  festgelegt  werden;  nur  wo  Erziehung  und 
Versorgung  ganz  sichergestellt  sind,  scheidet  sie  aus. 

Gegenüber  dem  heutigen  Zustand  werden  dann  die  Eltern  ernsthafter 
herangezogen.    Die  Bevorzugung  des  unehelichen  Vaters  gegenüber  dem 
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ehelichen,  die  Rosen  stock  so  oft  angegriffen,  wird  beseitigt.  Wolff 
erblickt  in  dieser  ungeheueren  Bevorzugung  des  unehelichen  Vaters  einen 
Anreiz  zum  unehelichen  Geschlechtsverkehr.  Erinnert  man  sich  jener 
seltsamen  Äußerung  auf  der  Dresdener  Berufsvormündertagung,  „Die 
Aufhebung  des  Einwandes  der  Untreue  würde  Verpflichtungen  herbei- 
führen, die  in  ihrer  Fülle  sehr  wohl  dazu  angetan  seien,  einem  großen 
Teil  unserer  deutschen  Männerwelt  die  Freude  am  Leben  einigermaßen 
zu  verderben"  (Bericht  S.  56),  so  ist  man  versucht,  ihm  Recht  zu  geben. 

Wolff  bringt  zum  Schlüsse  die  'Frage  der  unehelichen  Kinder  in 
Verbindung  mit  dem  großen  Aufbau  einer  inneren  Erneuerung,  vor  die 
unser  Volk  am  Ende  dieses  großen  Kampfes  gestellt  ist.  Damit  kehren 
wir  an  den  Anfang  dieser  Betrachtung  zurück.  Unsere  gesamte  Für- 
sorge wird  nur  dann  Bestand  haben,  wenn  sie  es  versteht,  aus  %der  zer- 
splitterten Kleinarbeit  heraus  die  großen  Grundlinien  wiederzufinden, 
durch  die  ihre  Arbeit  mit  dem  .Gesamtleben  unseres  Volkes  verbunden 
ist.  Dazu  muß  sie  dann  ihre  Steine  recht  behauen,  damit  sie  ein  Teil 
des  Baues  werden,  auf  dem  unsere  Zukunft  ruhen  soll. 


Zur  Frage  der  Drehlade. 

Von  Dr.  Herbert  Kranz. 

Das  Problem,  wie  man  der  Entvölkerung,  die  einmal  durch  den 
Geburtenrückgang  und  nun  noch  durch  die  Menschenverluste  des  Krieges 
droht,  begegnen  solle,  ist  in  Frankreich  besonders  brennend;  denn  während 
der  jährliche  Geburtenzuwachs  von  1905/1910  auf  10000  Einwohner  in 
Deutschland  -J-  141,  in  England  -|-  115,  in  Italien  -j-  113  betrug,  kam  auf 
Frankreich  nur  eine  Vermehrung  um  -f-  7,  und  1917  eine  Verminderung  um 
—  82.  Man  will  diesen  verhängnisvollen  Vorgang  mit  allen  Mitteln  ein- 
dämmen, und  in  diesem  Zusammenhang  tauchte  die  Frage  auf,  über  die  auch 
bei  uns  gegenwärtig  gestritten  wird:  soll  man  nicht  die  alte  Drehlade  wieder 
einführen?  Wie  die  „Revue  Philanthropique"  (22.  Jahrgang,  Nr.  260) 
berichtet,  hat  Herr  S.  Turquan  im  Conseil  superieur  der  Assistance 
publique  darüber  ein  ausführliches  Gutachten  abgegeben  und  darin  die 
Wiedererrichtung  von  Drehladen  als  schädlich  und  unheilvoll  auf  das  Ent- 
schiedenste abgelehnt. 

Aus  einem  historischen  Überblick  kommt  er  zu  dem  Schluß,  die 
Drehlade  sei  in  barbarischen  Zeiten  am  Platze  gewesen,  wo  man  skrupellos 
Kinder  überall,  auf  den  Straßen,  vor  Kirchen  und  Hospitälern,  aussetzte. 
Jetzt  aber  hat  man  erkannt,  daß  es,  um  ein  Kind  zu  erhalten,  nicht  genügt, 
das  Geheimnis  seiner  Geburt  zu  sichern,  sondern  daß  man  seiner  Mutter 
vor  und  nach  der  Geburt  den  notwendigen  Beistand  zukommen  lassen 
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muß.  Man  machte  einerseits  die  Erfahrung,  daß  die  Mütter,  die  ihre 
Kinder  aussetzten,  in  ihrer  Verlassenheit  und  der  Verzweiflung  der  schweren 
Stunde  sich  über  ihr  Tun  gar  nicht  klar  waren;  andererseits  wurden  zum 
großen  Teil  eheliche  Kinder  der  Allgemeinheit  aufgebürdet,  für  die  die 
Eltern  wohl  hätten  sorgen  können;  schließlich  kam  hinzu,  daß  die  Kinder- 
sterblichkeit im  Findelhause  bis  zu  93  %  stieg.  Entscheidend  für  die 
Ablehnung  der  Drehlade  aber  waren  die  Überlegungen,  die  das  Problem 
in  dem  Verhältnis  von  Mutter  und  Kind  zu  erfassen  suchten.  Alles  was 
das  Kind  von  der  Mutter  entfernt,  bringt  es  in  Elend  und  Todesgefahr; 
das  Kind  hat  ein  Recht  auf  seine  Mutter.  Daher  hat  die  Wohlfahrts- 
pflege die  Pflicht,  für  ein  Zusammenbleiben  von  Kind  und  Mutter  zu 
sorgen,  wenn  das  nicht  besonders  unglückliche  Umstände  verbieten.  Die 
Mutter  muß  in  die  Lage  gesetzt  werden,  ihr  Kind  selber  aufzuziehen, 
und  um  die  Existenz  des  Kindes  zu  sichern,  muß  man  die  der  Mutter 
gewährleisten.  Das  wird  zwar  mehr  Mittel  erfordern,  als  die  Ernährung 
im  Findelhaus,  aber,  im  ganzen  besehen,  doch  die  geringere  Ausgabe 
sein,  da  sie  mit  der  zunehmenden  Erwerbsfähigkeit  der  Mutter  wieder 
sinkt.  So  gilt  auch  für  die  Sorge  um  Mutter  und  Kind  jener  Grundsatz, 
nach  dem  sich  die  moderne  Wohlfahrtspflege  überhaupt  orientiert:  man 
muß  die  wirtschaftlich  Bedrohten  durch  eine  rechtzeitige,  aber  nur  vor- 
übergehende Unterstützung  auf  eigene  Füße  stellen.  Was  nun  für  die 
Drehlade  sprechen  soll,  die  Sicherung  des  Geheimnisses  der  Geburt,  das 
kommt  erfahrungsgemäß  so  gut  wie  gar  nicht  in  Betracht.  In  einem 
Zeitraum  von  10  Jahren  kamen  auf  150000  Kinder  nur  100,  deren 
Herkunft  verschwiegen  werden  sollte,  und  das  ist  ganz  natürlich:  die 
Schwangerschaft  verrät  das  Geheimnis  ja  längst  vor  der  Geburt,  und  zu 
helfen  ist  hier  allein  durch  eine  Anerkennung  der  ledigen  Mutter. 

Auf  diesen  Grundsätzen  etwa  baut  sich  das  französische  Gesetz  vom 
27.  Juni  1904  auf,  das  an  Stelle  der  Drehlade  den  „bureau  ouvert"  setzt. 
Hier  wird  der  verzweifelten  Mutter  als  Hilfe  keine  stumme  Maschine, 
sondern  ein  ratender  Mensch  gegeben.  Diese  Beratungsstelle  ist  Tag  und 
Nacht  geöffnet;  glaubt  eine  Mutter,  ihr  Kind  nicht  durchbringen  zu  können, 
so  erklärt  sie  es  hier  dem  Beamten.  Der  ist  bereit,  für  die  Abnahme 
des  Kindes  zu  sorgen,  aber  erst  versucht  er  durch  alle  Mittel,  ob  sich 
nicht  eine  Lage  schaffen  lasse,  in  der  Mutter  und  Kind  zusammenbleiben 
könnten. 

Zugunsten  dieses  Systems  hat  man  in  Frankreich  also  die  Dreh- 
lade völlig  abgelehnt,  und  diese  Ablehnung  in  einer  vom  Conseil  superieur 
de  l'Assistance  publique  angenommenen  Entschließung  so  formuliert: 

1.  Die  Einrichtung  der  Drehlade  ist  nach  allen  Seiten  verhängnisvoll,  und  die 


des  „bureau  ouvert  et  secret  d'abandon"  ist  in  jeder  Weise  vorzuziehen. 
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2.  Um  die  Säuglingssterblichkeit  zu  vermindern,  ist  es  angebracht,  in  der  Be- 
völkerung die  Kenntnis  der  grundsätzlichen  Bestimmung  des  Gesetzes  vom 
27.  Juni  1904  zu  verbreiten. 

3.  Um  der  Aussetzung  der  Kinder  wirksam  zu  begegnen,  muß  jeder  Mutter,  die 
nachweist,  daß  sie  nicht  über  die  notwendigen  Mittel  verfügt,  um  ihr  Kind  auf- 
zuziehen, eine  Beihilfe  für  das  Kind  gewährt  werden,  und  wenn  nötig  außer- 
dem noch  eine  zweite  Unterstützung,  die  im  Einklang  mit  ihren  gegenwärtigen 
Einkünften  stehen  muß,  damit  sie  ihre  eigenen  Bedürfnisse  befriedigen  und 
ihr  Kind  bei  sich  behalten  kann. 

4.  Die  conseils  generaux  müssen  auf  die  ständige  Verbesserung  der  bureaux 
d'abandon  bedacht  sein,  sie  im  Verhältnis  zur  Bevölkerungsdichte  vermehren 
und  sie  da  unterbringen,  wo  sie  von  werdenden  Müttern  ohne  Aufsehen  zu 
erregen  besucht  werden  können. 

Immer  noch  das  Juristenmonopol. 

Von  Dr.  Wilhelm  Feld. 

Als  unlängst  in  einer  größeren  Stadt  Mitteldeutschlands  ein  Jugend- 
amt errichtet  werden  sollte,  hat  die  StadtverordnetenversammluDg  trotz 
des  erheblichen  Einflusses  der  Sozialdemokratie  beschlossen,  an  die  Spitze 
einen  Juristen  zu  setzen  entsprechend  der  Vorlage  des  Stadtrates.  Bei 
dieser  Vorlage  soll  zum  Teil  die  recht  bureaukratische  Absicht  mitgespielt 
haben,  einem  übrigens  verdienten  Magistratsassessor  zu  einer  gehobenen 
Stellung  zu  verhelfen.  Daneben  mag  auch  die  nicht  weniger  bureaukratische 
Auffassung  bestimmend  gewesen  sein,  in  der  Hauptsache  nur  eine  mehr 
mechanische  Ressortverschiebung  herbeizuführen,  welche  rein  äußerlich 
der  allgemein  erhobenen  Forderung  nach  einem  Jugendamt  genügen 
sollte.  In  den  Kreisen  der  Bürgerschaft  hatte  man  das  Jugendamt  ver- 
langt aus  dem  ernsten  Willen,  durch  ein«e  grundsätzliche  Neugestaltung 
des  gesamten  Dienstzweiges  bis  in  die  Einzelheiten  seiner  Kleinarbeit 
hinein  den  bureaukratischen  Schematismus  auszutreiben  und  durch  lebendige 
Fürsorge  von  Mensch  zu  Mensch  zu  ersetzen.  Deshalb  verlangte  man 
auch  vorneweg  einen  Fürsorgefachmann  in  das  Jugendamt  zu  setzen. 
Aber  die  Sparsamkeitserwägungen  gaben  schließlich  den  Ausschlag:  den 
Juristen  hatte  man  einmal  und  mußte  ihn  ohnehin  bezahlen;  der  Für- 
sorgefachmann wäre  ein  erheblich  teurerer  Ausgabeposten  gewesen. 

Daneben  freilich  trug  zu  dem  Entscheide  ein  grundsätzlicher  Gedanke 
besonders  unter  denen  bei,  die  sonst  durchaus  nicht  gewillt  waren,  durch 
jene  Sparsamkeitserwägungen  den  wirksamen  Ausbau  des  Jugendamtes 
zu  schädigen,  vielmehr  neben  dem  Verwaltungsjuristen  auch  einen  Für- 
sorgefachmann anstellen,  aber  nicht  ihm  die  Leitung  übertragen  wollten: 

An  die  Spitze  des  Jugendamtes  gehöre  nun  einmal  ein  Jurist;  es 
gebe  in  der  Jugendfürsorge  manche  Rechtsfragen,  für  die  man  einen 
Juristen  recht  gut  brauchen  könne. 
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Da  diese  Anschauung  leider  nicht  so  selten  ist,  als  die  Fürsorge- 
fachleute im  Interesse  der  Sache  wünschen  möchten,  und  da  sie,  wie  auch 
das  geschilderte  Beispiel  beweist,  mitunter  recht  bedenkliche  Folgen 
zeitigt,  so  dürfte  es  berechtigt  sein,  ihr  wieder  einmal  nachdrücklich  ent- 
gegenzutreten, besonders  auch  an  dieser  Stelle,  nachdem  im  vorigen  Heft 
dieser  Zeitschrift  eine  hervorragende  Persönlichkeit  sich  energisch  für  sie 
eingesetzt  hat. 

Die  praktische  Erfahrung  hat  längst  erwiesen,  daß  die  Jugendfürsorge 
in  ihrer  jetzigen  Zersplitterung  die  Kräfte  verzettelt,  die  längst  nicht  sich 
so  auswirken  können,  wie  es  bei  planvollem  Zusammenarbeiten  sehr  wohl 
möglich  wäre ;  vorausgesetzt,  daß  sich  die  neue  Organisation  nicht  darauf 
beschränkt,  die  bisherigen  städtischen  Dienstzweige  der  Jugendfürsorge 
bureaukratisch  zu  zentralisieren.  Die  Verführung  dazu  ist  freilich  sehr 
groß,  daß  man  die  Bureaus,  so  wie  sie  nun  einmal  sind,  bloß  in  der 
Behördenhierarchie  etwas  umstellt,  damit  sie  alle  bei  dem  gleichen 
Dezernenten  zuständig  werden,  im  übrigen  aber  sie  nach  dem  bisherigen 
Amtsschimmel  weiter  arbeiten  läßt.  Dem  durchschnittlichen  Verwaltungs- 
beamten liegt  es  ja  am  nächsten,  in  all  diesen  Angelegenheiten  lediglich 
eine  Frage  äußerlicher  Behördenorganisation,  der  Um-  und  Einschachte- 
lung,  der  persönlichen  Zuständigkeit  und  Rangstreitigkeiten  zu  sehen. 
Gewiß  dürfen  auch  diese  Fragen  nicht  vernachlässigt  werden.  Und  es 
ist  zweifellos  schon  ein  Fortschritt  oder  es  ermöglicht  wenigstens  einen 
solchen  —  wenn  in  Zukunft  die  Kompetenzschwierigkeiten  verschiedener 
Referate  aufhören.  Aber  damit  allein  ist  es  längst  nicht  getan.  Viel 
wichtiger  als  der  reibungslose  Ablauf  der  Verwaltungsgeschäfte  ist  der 
innere  Geist,  aus  dem  heraus  sie  betrieben  werden!  An  der  Spitze  des 
Jugendamtes  muß  ein  Mann  stehen,  der  nicht  Paragraphenschuster  und 
Aktenmensch  ist,  der  nicht  alle  Ereignisse  als  trockene  Amtsvorgänge 
behandelt  und  durch  die  Brille  des  Verwaltungsjuristen  und  Bureau- 
kraten  sieht,  sondern  der  in  allererster  Linie  der  Jugend  dienen  will, 
Verständnis  und  Herz  für  ihre  Bedürfnisse  hat,  kameradschaftlich  mit  ihr 
umzugehen  versteht;  dem  das  proletarische  Empfinden  nicht  nur  ver- 
standesgemäß bekannt,  sondern  als  persönlichstes  Erlebnis  in  Fleisch  und 
Blut  übergegangen  ist;  der  selbst  darin  aufgeht  und  sich  außerdem  ge- 
nügend lange  und  ohne  Voreingenommenheit  in  der  Welt  und  im  Leben 
umgetan  hat,  um  aus  eigener  Anschauung  zu  wissen,  wie  das  Volk  in 
seinen  verschiedenen  Kreisen  lebt  und  denkt,  wessen  die  Jugend  —  vor 
allem  die  proletarische  —  bedarf.  Opferbereite  Liebe  und  Vertrautheit 
mit  der  proletarischen  Jugend,  das  ist  das  wichtigste  für  den  Leiter  eines 
Jugendamtes.  Aber  freilich  muß  sich  dem  Drang  zu  helfen,  auch  die 
Befähigung  zu  rechtem  Handeln  gesellen.    Der  Jugendamtsleiter  muß 
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wissen,  wie  man  der  Jugend  helfen  kann,  was  bisher  auf  dem  Gebiete 
der  Jugendfürsorge  an  guten  Leistungen  wirklich  geschaffen  ist  und  was 
von  unseren  besten  Fachleuten  erstrebt  wird.  Er  muß  auch  selbst  in 
gründlicher  praktischer  Kleinarbeit  persönliche  Erfahrungen  gesammelt 
haben;  er  muß  außerdem  Freude  an  den  nach  außen  so  unscheinbaren 
Einzelheiten  dieser  tagtäglichen  Kleinarbeit  haben  und  bereit  sein,  sich 
selbst  daran  zu  beteiligen,  statt  nur  von  oben  herab  durch  trockene 
Aktenvermerke  zu  dekretieren.  Kurz:  er  muß  ein  rechter  Fürsorge- 
fachmann sein.  Wenn  dazu  noch  einige  verwaltungstechnische  Routine 
vorhanden  ist,  um  so  besser.  Aber  nie  und  nimmer  darf  diese  letztere 
als  das  wichtigste  gelten. 

Ebensowenig  dürfen  gewisse  Sonderkenntnisse,  wie  z.  B.  pädagogische 
oder  gar  juristische  Schulung  zur  Voraussetzung  gemacht  werden.  Gewiß 
sind  in  der  Jugendfürsorge  oft  pädagogische  und  juristische  wie  hygienische 
oder  psychiatrische  Fachkenntnisse  nicht  nur  nützlich,  sondern  auch  nötig. 
Und  für  diese  Sachen  müssen  auch  der  Fürsorge  tüchtige  Fachleute  zur 
Verfügung  stehen.  Aber  nur  als  helfende  Organe,  nicht  zur  Leitung. 
Der  Besitz  dieser  Spezialkenntnisse  darf  nicht  als  Voraussetzung  für  die 
Leitung  des  Jugendamtes  gefordert  werden!  Ein  großer  Teil  des  Säug- 
lingsschutzes besteht  in  der  ärztlichen  Überwachung  der  Kostkinder  und 
in  der  ärztlichen  Beratung  der  Mütter.  Aber  deshalb  fordert  doch  nie- 
mand, daß  die  Leitung  des  Jugendamtes  einem  Arzte  übertragen  werden 
müsse.  Ganz  entsprechend  und  ebensowenig  wie  man  etwa  einen  psychia- 
trischen Leiter  verlangt,  weil  eine  wirksame  Fürsorge  für  die  gefährdeten 
und  verwahrlosten  Kinder  und  Jugendlichen  in  ständiger  Fühlung  mit 
psychiatrischen  Fachleuten  sein  muß  —  ebensowenig  Berechtigung  hat  die 
öfter  gehörte  Meinung,  es  müsse  ein  Jurist  an  die  Spitze  des  Jugend- 
amtes, weil  die  Verfolgung  der  Rechtsansprüche  der  unehelichen  Kinder 
und  die  Einleitung  des  Fürsorgeerziehungs Verfahrens  gewisse  juristische 
formen  bedingen".  Ebensogut  wie  man  Ärzte  als  fachwissenschaftliche 
Gutachter  und  Kontrollorgane  heranzieht,  ebenso  genügt  auch  für  die  rein 
juristischen  Angelegenheiten  eine  juristische  Hilfskraft.  Ja,  juristische 
Fachkenntnisse  sind  für  die  Geschäfte  des  Jugendamtes  sogar  noch 
weniger  nötig  als  jene  psychiatrischen  oder  sonst  medizinischen.  Das  lehrt 
uns  schon  die  bisherige  Organisation,  die  das  eigentliche  Fachwissen  des 
akademischen  Juristen  nur  sehr  selten  in  Anspruch  nimmt.  Die  Alimenten- 
prozesse bringen  immer  wieder  dieselben  ganz  wenigen  Rechtsformeln, 
die  in  der  Praxis  allgemein  von  den  nicht  akademischen  Sekretären  ge- 
handhabt werden.  Die  Berufsvormundschaften  werden  denn  auch  in  den 
meisten  Städten  nicht  von  Juristen  geführt;  ihre  wichtigste  Arbeit  ist 
die  pflegerische  Behandlung  der  Kinder,  und  mit  Bezug  auf  die  Alimenten- 
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prozesse  die  Beibringung  von  Beweismaterial  durch  Recherchen,  Aus- 
fragen der  beteiligten  Personen  usw.  —  also  lauter  nichtjuristische  Klein- 
arbeit! Fälle  mit  verwickelterer  Rechtslage  sind  äußerst  selten.  Sie 
rechtfertigen  keineswegs,  daß  man  diesen  Ausnahmen  zuliebe  einen 
Juristen  zum  Leiter  des  ganzen  Jugendamtes  macht.  Ahnlich  ist  es  in 
der  Fürsorgeerziehung.  Das  eigentlich  Rechtliche  daran  ist  die  Ein- 
leitung des  gerichtlichen  Verfahrens;  und  das  untersteht  ähnlich  einfachen 
und  wenigen  Rechtsformen  wie  der  Alimentenprozeß.  Viel  wichtiger  als 
dies  formal  juristische  ist  in  jedem  Einzelfall  die  sachliche  Frage:  Soll 
überhaupt  der  Fall  vor  Gericht  gebracht  werden,  und  welche  Art  gericht- 
lichen Einschreitens  soll  beantragt  werden?  Diese  Frage  geht  wahrhaftig 
nicht  den  Fachjuristen,  sondern  den  Menschenkenner,  den  Fürsorgefach- 
mann, an.  Hier  wie  überall  beim  Jugendschutz  muß  der  Fürsorgestand- 
punkt den  Ausschlag  geben.  Also  muß  auch  die  letzte  Entscheidung  in 
den  Händen  eines  Fürsorgefachmannes  liegen,  der  sich  dann  nach  Bedarf 
der  spezialwissenschaftlichen  Hilfe  von  Juristen,  Ärzten,  Pädagogen  usw. 
zu  bedienen  hat. 

Immer  wieder  weisen  die  Führer  der  modernen  Jugendschutzbewegung, 
denen  ja  auch  die  Idee  des  Jugendamtes  zu  verdanken  ist,  darauf  hin: 
die  gesamte  Jugendfürsorge  muß  unter  dem  Gesichtspunkte  der  sozialen 
Erziehung  stehen.  Sie  darf  nicht  einseitig  nach  medizinischen  oder 
juristischen  oder  schulpädagogischen  Interessen  geleitet  werden.  Solche 
Einseitigkeiten  waren  ja  das  Hauptübel  so  vieler  Einrichtungen  der 
Jugendfürsorge  bisher.  Die  Kleinkinderpflege  war  einseitig  auf  die 
hygienische  Kostkinderaufsicht  eingestellt;  der  Unehelichenschutz  auf  die 
juristische  Eintreibung  der  Alimente,  die  Behandlung  der  jugendlichen 
Verwahrlosten  auf  die  kriminalrechtliche  Seite  der  Bestrafung,  Fast 
immer  fehlte  die  allseitige  Behandlung  der  Fälle  nach  den  Bedürfnissen 
umfassender  Erziehung  und  Pflege.  Gerade  hier  soll  das  Jugendamt  ein- 
setzen und  grundstürzende  Umwälzungen  herbeiführen.  Allseitige  Pflege 
soll  an  Stelle  der  beschränkt  juristischen  und  medizinischen 
Sonderbehandlung  treten.  Deshalb  muß  denn  auch  die  Einrichtung 
des  Jugendamtes  so  erheblich  viel  mehr  als  eine  bloß  bureaukratisch- 
organisatorische  Zusammenfassung  der  bereits  bestehenden  Amtsstellen 
werden. 

Daß  die  juristischen  Fragen  durchaus  nicht  ausschlaggebend  für  die 
Leitung  des  Jugendamtes  sind  und  auch  nicht  sein  dürfen,  wird  übrigens 
selbst  von  maßgebenden  Juristen  unbedingt  zugestanden. 

So  schrieb  unlängst  Dr.  Feisenberger,  der  Vorsitzende  des  Deutschen 
Kinderschutzverbandes:  Ich  bekenne  mich  zu  der  für  einen  Richter  viel- 
leicht ketzerischen  Ansicht,  daß  Fürsorgeerziehungsverfahren  und  Vor- 
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mundschaftswesen  wie  überhaupt  fast  die  gesamte  sogenannte  freiwillige 
Gerichtsbarkeit  gar  keine  gerichtlichen,  sondern  Yerwaltungsaufgaben  sind. 
Das  sind  aber  gerade  diejenigen  Gebiete,  deren  angeblich  überwiegend 
juristische  Natur  von  anderer  Seite  mit  Vorliebe  betont  wird,  um  fälsch- 
licherweise einen  juristischen  Leiter  des  Jugendamtes  zu  verlangen. 

All'  diese  Erwägungen  sind  so  einleuchtend,  daß  sich  im  Grunde 
nur  wenige  dagegen  sträuben  werden.  Es  wird  denn  auch  schließlich 
selbst  von  entschiedenen  Befürwortern  der  juristischen  Spitze  des  Jugend- 
amtes zugegeben,  für  diese  Rechtsfrage  genüge  es,  einen  Assessor  als 
ausführendes  Hilfsorgan  unter  dem  Leiter  des  Jugendamtes  anzustellen. 
Aber,  so  meint  man,  ein  Jurist  werde  sich  mit  solch  bescheidener  Stellung 
nicht  zufrieden  geben!  Dem  Fürsorgefachmann  freilich  glaubt  man  sie 
ohne  weiteres  zumuten  zu  können?  Es  ist  begreiflich,  daß  einem  streb- 
samen Assessor  auf  die  Dauer  jene  Hilfsstellung  nicht  genügen  wird; 
aber  er  kann  ja  von  Anfang  an  diese  Stellung  als  einen  Durchgangs- 
posten wie  die  meisten  anderen  assessoralen  Stellungen  betrachten;  dem 
Jugendamte  schadet  ein  öfterer  Wechsel  in  der  Person  des  juristischen 
Hilfsarbeiters  offenbar  doch  ganz  erheblich  weniger  als  ein  Wechsel  in 
der  Person  des  Fürsorgefachmannes.  Dieser  letztere  hat  die  Kontinuität 
der  Amtsführung  zu  wahren,  von  ihm  muß  der  treibende  Geist  des  ge- 
samten Jugendamtes  abhängen,  er  muß  seine  eigentliche  Seele  sein. 

Das  ist  das  einzig  entscheidende:  statt  juristischen  Formelkrames 
soll  Fürsorgegeist  herrschen.  Also  muß  auch  der  Vertreter  dieses  Geistes, 
der  Fürsorgefachmann  die  Leitung  haben.  Als  Trabant  eines  Verwaltungs- 
juristen wird  er  nie  und  nimmer  in  der  Lage  sein,  das  Jugendamt  mit 
dem  Geiste  zu  beseelen,  der  nun  einmal  alle  Arbeiten  des  Amtes  bis  in 
die  unscheinbarsten  Alltäglichkeiten  durchdringen  muß.  Bei  allen  Staats- 
und Gemeindebehörden  gilt  es  ganz  besonders,  daß  nur  derjenige  lebendigen 
Einfluß  hat,  der  auch  die  formale  Autorität  und  Verantwortung  besitzt. 
Also  müssen  wir  einmütig  fordern:  Dem  Amt  der  Jugendfürsorge  ein 
Fürsorgefachmann  als  Leiter! 

Und  diesen  Leiter  mit  Bewegungsfreiheit  ausstatten,  die  ihm  Baum 
gewährt  für  großzügige  frische  Wirksamkeit.  Das  ist  auch  das  Geheimnis, 
das  die  Hamburger  Behörde  für  öffentliche  Jugendfürsorge  zu  dem  weit 
über  Deutschland  berühmten  Musterinstitut  gemacht  hat.  An  seiner  Spitze 
steht  von  jeher  ein  Fürsorgefachmann;  und  unter  ihm  ist  ein  Jurist  als 
Begierungsrat  angestellt. 

Herr  Stadtrat  Köhler  führt  selbst  den  Hamburger  Dr.  Petersen, 
der  bekanntlich  nicht  Jurist  war,  als  den  vielleicht  besten  deutschen 
Jugendamtsvorstand  an,  und  er  gibt  zu,  daß  auch  sonst  mancher  Schul- 
mann, Arzt  oder  Geistliche  sich  für  das  Amt  eigne.    Aber  derartige 
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glänzende  Einzelerscheinungen  bewiesen  nicht  viel  für  den  Regelfall  (S.  65 
Jahrg.  1919  dieser  Zeitschrift).  Ich  meine,  sie  beweisen  zum  min- 
desten, daß  die  gedeihliche  Leitung  eines  Jugendamtes  nicht 
von  juristischen  Spezialkenntnissen  abhängig  ist.  In  diesem 
Sinne  sollte  uns  das  Hamburger  Beispiel  doch  recht  nachdenklich  stimmen. 
Beherzigenswert  ist  auch  die  Mahnung,  die  vor  mehreren  Jahren  Professor 
Bücher  auf  der  Magdeburger  Tagung  des  Vereins  für  Sozialpolitik  unter 
lebhafter  Zustimmung  der  Versammlung  aussprach:  Meine  Herren  Juristen, 
täuschen  Sie  sich  nicht  über  die  Zeichen  der  Zeit!  Diejenige  Epoche 
unserer  Verwaltungsgeschichte,  in  der  der  Mann,  der  lediglich  juristische 
Bildung  hatte,  gleich  leicht  als  Chef  in  ein  Unterrichtsministerium  wie 
in  ein  Ministerium  für  öffentliche  Angelegenheiten  oder  in  ein  Finanz- 
ministerium gesetzt  wurde,  in  denen  allen  er  gleich  viel  leistete  (Heiter- 
keit), ist  doch  wohl  im  Abflauen.  Mit  wachsender  Energie  wehren  sich 
jetzt  die  neu  emporgekommenen  technischen  Fächer  gegen  die  Unter- 
drückung der  Sachkunde,  gegen  die  Männer  der  rein  formalisti- 
schen Gesichtspunkte,  die  von  der  tatsächlichen  Welt  nichts  wissen 
und  nichts  lernen  wollen. 

Lernen  wir  wenigstens,  daß  wir  unsere  Jugendämter  vor  einem  reinen 
Formalisten  bewahren  müssen! 


Betrachtungen  über  künftige  Gestaltung  der  Armenpflege. 

Von  Stadtsekretär  Brückmann,  Offenbach. 

Die  heutige  öffentliche  Armenpflege  Deutschlands  gründet  sich  auf 
das  Reichsgesetz  über  den  Unterstützungswohnsitz  vom  6.  Juni  1870  und 
die  dazu  ergangenen  landesgesetzlichen  Ausführungsvorschriften.  Sie  wird 
geübt  durch  Orts-  und  Landarmenverbände.  Träger  der  Armenlasten  ist 
der  Ortsarmenverband  des  Unterstützungswohnsitzes,  wenn  ein  solcher  nicht 
vorhanden  oder  nicht  zu  ermitteln  ist,  der  Landarmenverband.  Die  Mittel 
werden,  soweit  die  Erträgnisse  etwaige  Vermögen,  Stiftungen  u.  dgl.  nicht 
ausreichen,  durch  Umlagen  aufgebracht. 

Es  ist  oft  sehr  schwierig,  den  Kostenträger  für  die  Unterstützung 
eines  Hilfsbedürftigen  zu  ermitteln.  Ein  Blick  in  die  Akten  einer  Armen- 
behörde läßt  erkennen,  welche  Fülle  von  Schreibarbeit  allein  die  Fest- 
stellung des  Unterstützungswohnsitzes  verursacht  und  wie  verwickelt  sich 
in  vielen  Fällen  die  Verhandlungen  gestalten.  Es  müssen  neben  lang- 
wierigen Verhandlungen  mit  den  Unterstützten  umfangreiche  Ermittlungen 
bei  den  für  die  Aufenthaltsorte  in  den  letzten  Jahren  zuständigen  Ge- 
meinde-, Polizei-  und  Justizbehörden  stattfinden,  nunmehr  kommen  noch 
die  vermehrten  Anfragen  bei  den  Militärbehörden  hinzu.    Welche  unter- 


schiedliche  Auslegung  der  einzelnen  Bestimmungen  über  Erwerb  und 
Verlust  des  Unterstützungswobnsitzes  möglich  ist,  weiß  nur  der  Praktiker. 
Es  ist  durch  die  Natur  der  Sache,  da  die  Unterstützung  ohne  Bücksicht 
auf  etwaige  Ersatzleistung  gewährt  werden  muß  und  für  den  Armen  eine 
Gefahr  nicht  im  Verzuge  ist,  bedingt,  daß  jeder  Armenverband  nach 
Gründen  zur  Ablehnung  des  Ersatzanspruchs  sucht.  Namentlich  bei  den 
größeren  städtischen  Armenverbänden  haben  die  zu  Spezialisten  gewordenen 
Beamten  eine  staunenswerte  Routine  in  den  Feinheiten  der  einschlägigen 
Vorschriften  erlangt.  Ist  endlich  der  Unterstützungswohnsitz  oder  die 
Landarmeneigenschaft  festgestellt,  dann  kommt  es  nicht  selten  noch  zu 
Streit  über  die  Höhe  der  Kosten,  da  Tarife  nicht  überall  bestehen  und 
der  zum  Kostenersatz  verpflichtete  Armenverband  nur  zur  ZahluDg  des 
wirklichen  Individualaufwandes  unter  Ausschluß  aller  Verwaltungskosten 
herangezogen  werden  kann.  Die  reichhaltige  Rechtsprechung  des  Bundes- 
amts für  das  Heimatwesen  zeigt  deutlich,  wie  zahlreich  die  Prozesse 
zwischen  Armenverbänden  sind.  Dabei  ist  noch  zu  berücksichtigen,  daß 
viele  Streitigkeiten  schon  in  den  Vorinstanzen  oder  im  Laufe  der  Ver- 
handlungen zwischen  den  Parteien  geschlichtet  werden. 

Heute,  wo  so  vieles  verbessert  werden  soll,  wo  es  in  ganz  besonderem 
Maße  gilt,  viel  und  praktisch  zu  arbeiten,  wo  es  aber  auch  größte  Pflicht 
ist,  weitgehendste  Sparsamkeit  in  allen  Zweigen  der  Staats-  und  Gemeinde-. 
Verwaltung  zu  üben,  ohne  daß  große  Teile  der  Bevölkerung  dadurch  Not 
leiden,  verlohnt  es  sich,  auch  einen  Blick  nach  der  Armengesetzgebung 
zu  tun  und  zu  prüfen,  ob  dort  nicht  Verbesserungen  möglich  wären  zum 
Nutzen  des  einzelnen  wie  der  Gesamtheit. 

Zunächst  ist  zu  erstreben,  die  dem  großen  Ziele  wenig  nützende, 
zur  Ermittlung  des  Unterstützungswohnsitzes  usw.  aber  leider  notwendige 
Schreibarbeit  zu  verringern,  insbesondere  die  vielen  Verwaltungsprozesse 
zu  vermeiden,  um  dadurch  frei  gewordene  Kräfte  anderweit  zu  ver- 
wenden. 

Nachdem  die  fortschreitende  industrielle  Entwicklung  Deutschlands 
überall  einen  Wandel  in  der  vorher  beliebten  Seßhaftigkeit  der  Bevölkerung 
gebracht  und  die  Wanderungen  vom  Lande  nach  der  Stadt,  sowie  der 
Bevölkerungsaustausch  zwischen  den  Städten  immer  zahlreicher  wurden, 
hat  man  im  Jahre  1908  die  Frist  zum  Erwerb  und  Verlust  des  Unter- 
stützungswohnsitzes auf  ein  Jahr  beschränkt.  Man  glaubte,  damit  die  vielen 
Schwierigkeiten,  die  sich  aus  dem  auf  eine  längere  Anwesenheitsdauer 
gegründeten  Unterstützungswohnsitz  in  verwaltungstechnischer  Beziehung 
ergaben,  auf  ein  erträglicheres  Maß  zurückzuführen.  Eine  nennenswerte 
Besserung  des  vorherigen  Zustandes  war  aber  nicht  zu  verzeichnen.  Erst 
dann  wird  eine  merkliche  Vereinfachung  eintreten,  wenn  das  System  des 
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Unterstützuügswohnsitzes  durch  ein  anderes  System  abgelöst,  insbesondere 
das  Recht  des  Ersatzanspruchs  an  eine  frühere  Aufenthaltsgemeinde  usw. 
beseitigt  wird.  Schon  früher  neigte  man  zu  der  Ansicht,  daß  das  Unter- 
stützung swohnsitz-Prinzip  nicht  mehr  zeitgemäß  ist  und  die  endgültige 
Unterstützungspflicht  einer  Gemeinde  durch  die  einfache  Anwesenheit  bei 
Eintritt  der  Hilfsbedürftigkeit  begründet  werden  müsse.  Die  lange  Dauer 
des  Krieges  hat  uns  gelehrt,  daß  dieser  Weg  tatsächlich  gangbar  ist.  Der 
28  2  88 

das  Gesetz  vom     '  g  '  ^  beherrschende  Aufenthaltsgrundsatz  hat  sich  als 

durchaus  brauchbar  und  vorteilhaft  erwiesen.  Damit  ist  nicht  gesagt,  daß 
dies  Gesetz  etwas  Musterhaftes  wäre.  Es  birgt  auch  erhebliche  Mängel. 
Wenn  aber  das,  was  sich  in  langer  Kriegszeit  als  brauchbar  erwiesen, 
mit  dem,  was  sich  in  der  langjährigen  Geltungsdauer  des  U.W.G.  be- 
währt hat,  verschmolzen  und  praktisch  verarbeitet  würde,  käme  man  in 
der  Armengesetzgebung  wohl  ein  gutes  Stück  vorwärts.  Dieses  neue 
Armengesetz  müßte  sich  über  das  ganze  Deutsche  Reich  erstrecken  und 
wie  das  U.W.G.  vom  6.  Juni  1870  den  Rahmen  feststellen,  innerhalb 
dessen  die  einzelnen  Bundesglieder  die  örtliche  Organisation  zu  vollziehen 
haben.  Dadurch  wäre  es  möglich,  auch  weiterhin  denverschieden  gearteten 
Bedürfnissen  von  Süd  und  Nord,  West  und  Ost  Rechnung  zu  tragen.  Da 
seit  1.  Januar  1916  das  U.W.G.  infolge  des  Anschlusses  von  Bayern  im 
ganzen  Deutschen  Reiche  gilt,  dürfte  der  Weg  zu  einem  Reichsarmen- 
gesetz auf  der  Grundlage  des  einfachen  Aufenthaltsprinzips  geebnet  sein. 
„Es  würde  dadurch  einem  allgemeinen  Bedürfnis  entsprochen  und  beträcht- 
liche Ersparnisse  an  Zeit,  Mühe  und  Arbeit  erzielt. 

Gegen  die  Einführung  des  Aufenthaltssystems  kann  geltend  gemacht 
werden,  daß  diese  Neuordnung  unbedingt  eine  Steigerung  der  Armenlasten 
in  den  Städten,  wo  die  Hilfsbedürftigkeit  leichter  erkennbar  wird,  zur  Folge 
haben  müßte.  Allein  die  Praxis  zeigt,  daß  der  Zug  nach  der  Stadt  schon 
längst  in  nicht  geringem  M:^  besteht  und  daß  die  Armenpflege  nicht  die 
größte  Ursache  dazu  ist.  Allerdings  ist  zuzugeben,  daß  man  in  der  Stadt 
ein  willigeres  Ohr  für  einen  Hilfsbedürftigen  und  mehr  Humanitätsgefühl 

1  hat  als  auf  dem  Lande,  andererseits  hat  der  städtische  Arme  auch  viel 
weniger  Rücksicht  auf  das  Urteil  anderer  Leute  zu  nehmen  und  tritt 
deshalb  den  Weg  zur  Armenbehörde  leichteren  Herzens  an.   Man  begegnet 

I  tatsächlich  Fällen,  wo  noch  nicht  lange  in  der  Stadt  wohnende  Leute  vom 
Lande  eine  Armenunterstützung  trotz  Vorhandenseins  bitterer  Not  aus- 
schlagen aus  Besorgnis,  die  ^Heimatgemeinde  oder  die  frühere  Aufenthalts- 
gemeinde könne  davon  erfahren.  Es  ist  aber  durchaus  nicht  anzunehmen, 
daß  der  Ubergang  vom  Unterstützungswohnsitz-  zum  Aufenthaltssystem 

*  .allein  eine  ins  Auge  springende  Änderung  in  den  bürgerlichen  Anschauungen 
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zur  Folge  hat,  auch  nicht,  daß  die  Städte  mit  ihren  höheren  Leistungen 
zum  Anziehungs-  und  Sammelplatz  von  Unterstützungsbedürftigen  werden. 
Das  Landleben  hat  immer  noch  so  viele  Bequemlichkeiten,  daß  es  von 
manchem  Armen  gegenüber  dem  Stadtleben  trotz  seiner  humanen  Wohl- 
fahrtseinrichtungen vorgezogen  wird.  Der  Gesetzgeber  wird  auch  Mittel 
und  Wege  finden,  um  zu  verhindern,  daß  der  Fortschritt  im  formellen 
Armenpflegerecht  zum  Rückschritt  in  materieller  Hinsicht  ausartet.  Ich 
denke  hier  an  ein  etwaiges  Bestreben  von  Armenverbänden,  die  Unter- 
stützungen zu  verringern,  um  nicht  in  den  Ruf  großzügiger  Armenpflege 
zu  kommen. 

Leider  ist  es  ja  Tatsache,  daß  in  ländlichen  Gemeinden  die  Unter- 
stützung Hilfsbedürftiger  heute  noch  sehr  im  Argen  liegt.  Es  ist  deshalb 
notwendig,  Vorsorge  zu  treffen,  daß  auch  auf  dem  Lande  die  Armenpflege 
so  durchgeführt  wird,  wie  es  der  guten  Sache  dienlich  wäre.  Auf  diese 
Art  könnte  der  Landflucht,  soweit  sie  wegen  unzureichender  Armenpflege 
besteht,  erheblich  entgegengearbeitet  werden.  Um  dies  zu  erreichen,  müßte 
die  Unterstützungslast  von  den  Schultern  der  Gemeinde  genommen  und 
auf  breitere  übertragen  werden.  Denn  es  steht  fest,  daß  eine  kleine 
Gemeinde  schon  durch  eine  einzige  arme  Familie  derart  belastet  werden 
kann,  daß  eine  Umlagenerhöhung  notwendig  wird.  Daß  eine  solche  arme 
Familie  in  den  Augen  der  Ortseinwohner  als  ein  Übel  gilt  und  sich  keiner 
Beliebtheit  erfreut,  ist  bei  dem  geringen  Allgemeinblick  und  Humanitäts- 
gefühl der  eingesessenen  Landbevölkerung  verständlich. 

Da  der  Staat  sich  als  großes  Wirtschaftsgebiet  für  die  Tätigkeit  seiner 
Angehörigen  darstellt  und  die  öffentliche  Unterstützung  überhaupt  als 
eine  reine  Staatsaufgabe  zu  gelten  hat,  müßte  folgerichtig  der  Staat  die 
Lasten  übernehmen.  Die  wirtschaftlichen  Beziehungen  der  einzelnen 
Bundesstaaten  greifen  aber  auf  allen  Gebieten  immer  mehr  ineinander 
und  der  Bevölkerungsaustausch  macht  an  den  Landesgrenzen  nicht  Halt. 
Man  könnte  deshalb  noch  einen  Schritt  weitergehen  und  das  Reich  mit 
einem  Teil  des  Unterstützungsaufwands  belasten.  Es  wäre  aber  durchaus 
verfehlt,  die  Gemeinden  ganz  von  der  Armenlast  zu  befreien.  Schon  der 
Umstand,  daß  als  ausführende  Organe  der  Armenpflege  keine  besseren 
als  die  gemeindlichen  zu  finden  sind,  zwingt  dazu,  Kosten  der  örtlichen 
Verwaltung  den  Gemeinden  aufzubürden.  Letztere  würden  sich  auch  aus 
Gründen  der  Selbstverwaltung  energisch  dagegen  wehren,  wenn  ein  so 
wichtiger  Zweig  der  Gemeindeverwaltung  wie  die  Armenpflege  ihren  Händen 
ganz  entrissen  werden  sollte,  abgesehen  davon,  daß  die  Gemeindearmen- 
pflege absolut  volkstümlich  ist  und  der  herkömmlichen  Entwicklung  ent- 
spricht Bleibt  aber  die  Verwaltung  der  Armenpflege  in  den  Händen  der 
Gemeinde,  so  folgt  daraus,  daß  sie  an  der  wirklichen  Unterstützungs- 


—    183  — 


last  zu  beteiligen  ist.  Dies  ist  um  so  notwendiger,  als  gerade  durch  die 
finanzielle  Beteiligung  das  Interesse  an  der  Sache  und  das  Bewußtsein 
der  Verantwortung  gestärkt  wird.  Könnten  die  ausführenden  Organe 
einfach  auf  Kosten  eines  anderen  wirtschaften,  dann  bestände  Gefahr, 
daß  mit  den  allgemeinen  Mitteln  nicht  haushälterisch  und  sparsam  um- 
gegangen wird.  Die  Verteilung  der  Lasten  muß  deshalb  derart  sein,  daß 
einerseits  das  Interesse  des  ausführenden  Teils  erhalten  bleibt,  andererseits 
die  von  Bedürftigen  vorzugsweise  aufgesuchten  Orte  gegenüber  anderen 
Gemeinwesen  nicht  zu  sehr  überbürdet  werden.  Am  zweckmäßigsten  wird 
hiernach  eine  gleichmäßige  Beteiligung  von  Reich,  Staat  und  Aufenthalts- 
gemeinde zu  je  1/8  erscheinen. 

Durch  diese  Regelung  dürfte  auch  die  Gefahr  der  ungesetzlichen 
Abweisung  eines  Hilfsbedürftigen  auf  ein  verschwindendes  Maß  zurück- 
geführt, wenn  nicht  ganz  beseitigt  werden.  Sollte  irgend  ein  Armenverband 
sich  seiner  Pflicht  durch  eine  derartige  unkorrekte  Handlungsweise  trotzdem 
entziehen,  dann  müßte  der  vorgesetzten  Behörde  das  Recht,einer  Bestrafung 
zustehen. 

Ein  weiterer  nicht  zu  unterschätzender  Vorteil  des  Aufenthaltssystems 
ist  der  Fortfall  der  armenrechtlichen  Ausweisungen.  Wohl  ist  nach  dem 
jetzigen  Rechte  eine  Ausweisung  unstatthaft,  wenn  mit  ihr  erhebliche 
Härten  verknüpft  sind.  Aber  der  Begriff  „erheblich"  ist  sehr  weit  dehnbar 
und  aus  den  Entscheidungen  der  Spruchbehörden  ist  eine  milde  Auslegung 
kaum  herauszulesen.  Bei  einigermaßen  sozialem  Empfinden  muß  man 
aber  sagen,  daß  mit  jeder  Ausweisung  eine  gewisse  Harte  verknüpft  ist. 

In  der  Regel  erfolgen  die  Ausweisungen  nicht  aus  Interesse  an  dem 
Wohle  des  Unterstützten.  Sie  dienen  ausschließlich  dem  Zweck,  sich 
eines  mißliebigen  Armen  durch  Überführen  nach  dem  Orte  des  IJnter- 
stützungswohnsitzes  zu  entledigen,  oder  damit  dieser  billiger  durchkommt. 
Es  ist  nicht  selten,  daß  ein  Unterstützter  aus  Angst  vor  der  i?Lusweisung 
trotz  seiner  Bedürftigkeit  auf  Weiterunterstützung  verzichtet  und  lieber 
Schaden  an  Leib  und  Seele  nimmt.  Bedenkt  man  all  diese  Tatsachen, 
dann  begreift  man,  daß  es  schon  längst  an  der  Zeit  gewesen  wäre,  die 
armenrechtliche  Ausweisungsbefugnis  zu  beschneiden  und  auf  Fälle  zu 
beschränken,  in  denen  die  Abschiebung  im  Interesse  des  Unterstützten 
liegt.  Beim  Aufenthaltssystem  fallen  alle  diese  unzeitgemäßen  Maßnahmen 
fort.  Eine  Zurückweisung  an  den  Ort  des  früheren  Aufenthalts  erscheint 
dann  nur  noch  gerechtfertigt,  wenn  ein  bereits  Unterstützter  während  der 
Fortdauer  der  Unterstützung  ohne  Grund  seinen  Wohnsitz  verlegt;  solche 
Fälle  sind  aber  ganz  selten. 

Nicht  allein  das  formelle,  auch  das  materielle  Armenrecht  bedarf 
einer  Reform.   Zur  Zeit  ist  die  Armenunterstützung  nur  darauf  beschränkt, 
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die  bestehende  Not  zu  beseitigen  oder  zu  lindern.  Die  Unterstützungen 
sind  auf  das  geringste  Maß  dessen  zugeschnitten,  was  zum  unentbehrlichen 
Lebensunterhalt  gehört.  Es  bleibt  zwar  auch  für  die  Zukunft  richtig, 
daß  die  Lage  eines  Unterstützten  durch  die  öffentliche  Hilfe  nicht  besser 
werden  darf  als  die  eines  armen  Arbeiters,  der  ohne  fremde  Hilfe  seinen 
Lebensunterhalt  erwirbt.  Der  notdürftige  Lebensunterhalt  als  Grenze  der 
Leistungen  der  Armenpflege  soll  nicht  beseitigt  werden.  Aber  man  ist 
doch  bei  Bemessung  der  Unterstützungen  oft  zu  engherzig  und  bedenkt 
zu  wenig,  daß  auch  der  Arme  im  Wirtschaftskampfe  lebt  und  in  seiner 
Lebenshaltung  und  -Führung  ebenso  von  den  Preisverhältnissen  abhängig 
ist  wie  der  wirtschaftlich  Bessergestellte.  Die  fast  überall  bestehenden 
Ausschlußsätze,  welche  die  Leistungsgrenze  der  Armenbehörde  vorzeichnen, 
müßten  öfter  einer  Nachprüfung  unterzogen  werden.  Ihre  Höhe  darf  sich 
nicht  auf  weit  zurückliegende  Verhältnisse  stützen  und  den  Schwankungen 
in  der  Preisbildung  muß  mehr  Rechnung  getragen  werden.  Es  muß  und 
wird  immer  mehr  durchdringen,  daß  dem  Armen  eine  zum  unentbehrlichen 
Lebensunterhalt  wirklich  ausreichende  Unterstützung  gewährt  werden  muß, 
wie  auch  die  einfachste  Arbeit,  und  wenn  sie  noch  so  geringen  Selbstwert 
hat,  derart  zu  belohnen  ist,  daß  der  Mensch  seinen  Lebensunterhalt  be- 
streiten kann. 

Vor  einer  Bureaukratisierung  der  Armenpflege  bildet  das  weithin 
verbreitete  und  trotz  seines  langen  Bestehens  heute  noch  zeitgemäße 
Elberfelder  System  mit  dem  Grundsatz  der  Hilfe  von  Mensch  zu  Mensch 
genügend  Schutz.  Nur  müssen  die  richtigen  Menschen  gefunden  werden, 
die  bei  klarem  Blick  volles  Verständnis  für  die  Lage  des  Armen  haben 
und  bei  Beurteilung  des  Bedürfnisses  aus  dem  Leben  heraus  schöpfen, 
die  mitfühlen,  wie  schwer  es  manchem  wird,  bei  der  Armenbehörde  um 
Hilfe  zu  bitten.  Der  Armenpfleger  kann  aber  erst  dann  seine  Aufgabe 
richtig  lösen,  wenn  ihm  durch  die  allgemeinen  Verwaltungsvorschriften 
genügender  Spielraum  gelassen  wird.  Das  vornehmste  Ziel  praktischer 
Armenpflege  muß  stets  sein,  den  Hilfsbedürftigen  wieder  selbständig  zu 
machen.  Der  privaten  Wohltätigkeit,  als  Ergänzung  der  behördlichen 
Armenpflege,  liegt  es  dann  ob,  durch  Unterhaltung  persönlicher  Beziehungen 
den  Unterstützten  sittlich  und  moralisch  so  zu  kräftigen,  daß  ihm  in  seinem 
Bestreben  zur  Selbständigkeit  stets  neuer  Mut  zugeführt  wird. 

Ein  Ausbau  der  Armenpflege  in  der  angegebenen  Weise  ist  auch 
bei  den  jetzt  gültigen  gesetzlichen  Vorschriften  möglich.  Damit  ist  aber 
das  Ziel,  sie  zeitgemäß  zu  gestalten,  nicht  entfernt  erreicht.  Das  Gebiet 
der  Armenpflege  muß  durch  Gesetz  erweitert  werden.  Vor  allem  fehlt 
es  an  einer  Grundlage  für  die  vorbeugende  Armenfürsorge.  Die  vorge- 
schrittenen Armenverwaltungen  der  größeren  Städte  haben  zwar  schon 
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längst  erkannt,  daß  es  nicht  mehr  möglich  ist,  sich  streng  an  den  gesetzlichen 
Rahmen  zu  halten.  Es  ist  aber  zu  beachten,  daß  das,  was  in  einer  Stadt 
zur  Hebung  der  ärmeren  Bevölkerung  getan  wird,  nicht  nur  dieser  einen 
Stadt,  sondern  dem  ganzen  Volke  zugute  kommen  soll  und  tatsächlich 
zugute  kommt,  wie  es  auch  umgekehrt  dem  ganzen  Volke  zum  Schaden 
gereicht,  was  in  dieser  oder  jener  Gegend  versäumt  wird.  Deshalb  ist 
es  notwendig,  denjenigen  Gemeinden,  die  auf  dem  Gebiet  der  Armen- 
fürsorge noch  zurückstanden,  durch  eine  allgemeine  gesetzliche  Regelung 
zum  Bewußtsein  zu  bringen,  was  sie  dem  Interesse  der  Volkswohlfahrt 
schuldig  sind. 

Unter  allen  der  Verarmung  vorbeugenden  Maßnahmen  ist  die  Er- 
ziehung der  Jugendlichen  und  ihre  Vorbereitung  für  einen  Beruf  die 
wichtigste.  Während  andere  kommunale  oder  staatliche  Einrichtungen, 
die  der  Verarmung  entgegenarbeiten  sollen,  mehr  indirekt  mit  der  Armen- 
pflege zusammenhängen,  greift  die  Fürsorge  und  Pflege  der  Jugend  un- 
mittelbar in  das  Arbeitsfeld  der  Armenbehörde. 

Die  Jugendfürsorge  ist  sehr  vielseitig.  Sie  beginnt  schon  mit  dem 
zartesten  Alter  eines  Kindes.  Es  gehören  hierher  namentlich  Säuglings- 
fürsorge, Tuberkulosen-  und  Krüppelfürsorge,  Pflegekinderaufsicht  u.  dgl. 
Angesichts  dieser  Vielseitigkeit  und  der  von  den  Grundsätzen  der  Armen- 
pflege abweichenden  Richtlinien  wird  von  manchen  Seiten  die  Forderung 
erhoben,  daß  die  Fragen  der  Jugendfürsorge  durch  eine  von  dem  Armen- 
amt getrennte  und  unabhängige  besondere  amtliche  Stelle  zu  bearbeiten 
sind.  Tatsächlich  hat  dies  in  manchen  Großstädten  bereits  zur  Schaffung 
besonderer  Jugendämter  geführt.  Das  Ergebnis  ist  ein  Nebeneinander- 
arbeiten von  zwei  verschiedenen  Stellen  auf  dem  Gebiet  der  Fürsorge 
für  Armenkinder.  Daß  dieser  Zustand  kein  erfreulicher  ist,  bedarf  keiner 
näheren  Darlegung,  und  die  Nachteile,  die  sich  aus  einer  Trennung  von 
Armen-  und  Jugendamt  durch  Zersplitterung  der  Kräfte  ergeben,  ver- 
dienen Beachtung.  Man  kann  auch  den  Standpunkt  vertreten,  daß  es 
nicht  auf  die  amtliche  Stelle,  sondern  in  viel  größerem  Maße  auf  die 
Person  ankommt,  die  eine  Arbeit  leistet.  Warum  sollte  es  nicht  möglich 
sein,  daß  eine  einzige  Amtsstelle  gleichzeitig  die  verschiedenen  Grund- 
sätze der  Armenpflege  und  Jugendfürsorge  erfolgreich  vertreten  kann? 
Es  handelt  sich  nur  darum,  mit  ihrer  Durchführung  den  richtigen  Mann 
zu  betrauen.  Daß  es  möglich  ist,  wird  schon  dadurch  bewiesen,  daß  selbst 
in  Städten  mit  getrenntem  Armen-  und  Jugendamt  der  Vorsitzende  der 
Armenverwaltung  auch  Vorsitzender  des  Jugendamtes  ist  und  daß  dieser 
dann  auch  den  verschiedenartigen  Grundsätzen  Rechnung  tragen  muß. 

Für  eine  Verbindung  von  Armen-  und  Jugendamt  sprechen  auch 
praktische  beachtenswerte  Umstände.   Insbesondere  sind  hier  die  Vorteile 
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zu  erwähnen,  welche  die  in  dem  einen  Zweig  erworbenen  Kenntnisse  und 
Erfahrungen  in  den  persönlichen  und  wirtschaftlichen  Verhältnissen  vieler 
Familien  für  den  anderen  Zweig  bringen.  Wie  oft  stehen  die  einzelnen 
Fürsorgemaßnahmen  in  enger  Verbindung  und  wie  oft  treffen  in  einer 
einzigen  Familie  nacheinander  oder  gleichzeitig  die  verschiedensten  Arten 
von  Fürsorge  zusammen.  Deshalb  sollte  eine  vollständige  Trennung  von 
Armen-  und  Jugendamt  nur  da  erstrebt  werden,  wo  ein  sicherer  Uber- 
blick infolge  der  Größe  der  Stadt  und  des  gesamten  Arbeitsumfangs 
nicht  mehr  möglich  ist.  In  Städten  unter  150000  Einwohnern  dürfte 
man  aber  davon  noch  weit  entfernt  sein. 

Sollte  man  trotzdem  bei  gesetzlicher  Regelung  der  Jugendfürsorge 
einer  Trennung  von  dem  Armenamt  den  größeren  Vorteil  beimessen, 
dann  ist  noch  ein  anderer  Weg  offen,  auf  dem  ein  erfolgreiches  Arbeiten 
zu  erwarten  steht.  Das  ist  die  Trennung  der  rein  pflegerischen  und 
erzieherischen  Tätigkeit  von  den  finanziellen  Geschäften.  Der  Jugend- 
fürsorge müssen  finanzielle  Gesichtspunkte,  wenn  sie  ihre  Aufgaben  in 
vollem  Maße  erfüllen  will,  fern  sein.  Sie  muß  überall  rechtzeitig 
eingreifen,  denn  was  in  der  Jugend  versäumt  wird,  ist  schwer  nach- 
zuholen. 

Hauptperson  im  Jugendamt  wird  der  Berufsvormund  sein.  Ihm 
müßte  nicht  nur  die  Führung  der  Vormundschaft  über  die  der  Armen- 
fürsorge anheim  gefallenen  Kinder  obliegen,  sondern  über  alle  Jugend- 
lichen, die  einer  Vormundschaft  bedürfen.  Für  die  Einzelvormundschaft 
bleibt  dann  kein  Raum  übrig.  Nimmt  nun  der  Berufsvormund  im 
Jugendamt  eine  Stellung  ein,  die  ihn  als  Seele  des  Amtes  erscheinen 
läßt,  so  neigt  man  dazu,  ihm  überhaupt  die  Leitung  zu  übertragen.  Dem 
Jugendamt  läge  dann  die  gesamte  Überwachung  aller  Jugendlichen  ob. 
Damit  gingen  auch  die  Geschäfte  des  Gemeindewaisenrates  zu  ihm  über, 
was  mit  Rücksicht  auf  die  Art,  wie  an  manchen  Plätzen  die  Funktionen 
des  Gemeindewaisenrates  ausgeübt  werden,  zu  begrüßen  wäre. 

Pflicht  des  Jugendamtes  ist  es,  seine  Schützlinge  bewachen  zu  lassen, 
daß  sie  vom  zartesten  Alter  an  richtig  gepflegt  werden,  daß  ihnen  später 
die  nach  ihrer  natürlichen  Veranlagung  geeignete  Erziehung  zu  teil  wird, 
daß  ihnen  endlich  die  körperliche  und  geistige  Bildung  beigebracht  wird, 
die  zur  Erlernung  eines  den  Fähigkeiten  und  Neigungen  des  Kindes 
entsprechenden  Berufs  nötig  ist.  Daß  eine  so  geartete  Jugendfürsorge 
nicht  mit  geringen  Mitteln  auskommt,  ist  sicher.  Aber  sie  wird  sich 
durch  das  Heranwachsen  eines  geistig  und  sittlich  gesunden  Geschlechtes 
bezahlt  machen,  denn  es  ist  nicht  zuletzt  eine  Folge  der  unzulänglichen 
Armenfürsorge,  daß  in  den  Armenrechnungen  die  vererbte  Armut  so 
stark  zu  Tage  tritt,  daß  heute  in  der  Hauptsache  diejenigen  Leute  der 
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Armenpflege  zur  Last  fallen,  deren  Eltern  und  Großeltern  auch  das 
Armenbrot  gegessen  haben. 

Da  der  Leiter  des  Jugendamtes  und  sein  Hilfspersonal  Gemeinde- 
beamte sind,  kann  leicht  ein  Gewissenskonflikt  entstehen.  Der  Gemeinde- 
beamte darf  die  finanziellen  Interessen  der  Gemeinde  nicht  aus  dem 
Auge  verlieren,  dem  Vormund  muß  aber  vornehmlich  das  Wohl  seines 
Mündels  am  Herzen  liegen.  Werden  nun  die  finanziellen  Geschäfte  von 
einer  anderen  Amtsstelle  geführt,  dann  kann  das  Jugendamt  umso  leichteren 
Herzens  seine  Aufgaben  lösen.  Sind  eintretenden  Falles  Fürsorgemaßnahmen 
zu  ergreifen,  zu  deren  Ausführung  anderweite  Mittel  nicht  vorhanden  sind 
—  was  nicht  selten  ist  — ,  dann  gibt  das  Jugendamt,  ohne  in  Art  und 
Form  seiner  Maßnahmen  beengt  zu  sein,  dem  Armenamt  von  der  Sach- 
lage Kenntnis  und  ersucht  um  Bereitstellung  der  Mittel.  Dieses  braucht 
dabei  nichts  von  seiner  Selbständigkeit  einzubüßen,  es  soll  bei  zu  weit- 
gehenden Anträgen  des  Jugendamtes  unbedingt  auch  seine  Meinung  zum 
Ausdruck  bringen.  Im  Meinungsaustausch  wird  sich  in  der  Hegel  eine 
mittlere  Linie  finden  lassen.  Etwaigen  Übertreibungen  auf  der  einen 
oder  anderen  Seite  wird  dadurch  ein  Riegel  vorgeschoben.  Ist  der  Vor- 
sitzende des  Jugendamts  gleichzeitig  Vorsitzender  der  Armenverwaltung, 
dann  erscheint  ein  harmonisches  Zusammenarbeiten  besonders  verbürgt, 
um  so  mehr,  als  auch  im  übrigen  die  Organe  der  Armenpflege  bei  der 
Jugendfürsorge  zahlreich  vertreten  sein  werden. 

Der  Krieg  hat  neben  die  Armenpflege  eine  neue  Art  der  Armen- 
fürsorge gestellt,  die  Kriegswohlfahrtspflege.  Mit  dem  Kriegsende  wird 
diese  für  die  gesund  zurückgekehrten  Krieger  und  ihre  Angehörigen  zwar 
aufhören,  eine  weitere  Fürsorge  ist  aber  nötig  für  die  Kriegsbeschädigten 
und  Kriegshinterbliebenen.  Denn  es  ist  ohne  weiteres  zuzugeben,  daß 
die  staatlichen  Renten  nicht  hinreichen  für  die  Kosten  der  Lebens- 
haltung, ganz  abgesehen  von  besonderen  unerwarteten  Ausgaben,  z.  B. 
in  Krankheitsfällen. 

Es  erwächst  nun  die  Frage,  ob  die  Füsorge  für  die  Kriegsbeschädigten 
und  Kriegshinterbliebenen  einem  besonderen  Amte  oder  der  Armen- 
behörde zu  übertragen  ist.  Gegen  die  Einrichtung  eines  besonderen 
Amtes  sprechen  hier  sehr  wichtige  Gründe.  Nicht  allein,  daß  ein 
Nebe  nein  anderarbeiten  von  zwei  Unterstützungsgebern  stets  nachteilig 
wirkt,  es  besteht  auch  noch  die  Gefahr  fortwährender  Kompetenzkonflikte. 
Hinzu  kommt  noch,  ob  man  diejenigen,  die  schon  vor  dem  Kriege  dauernd 
Gegenstand  der  Armenpflege  waren,  während  des  Krieges  aber  zur  Kriegs- 
fürsorge übergeführt  wurden,  wieder  der  Armenpflege  zuweisen  soll  oder 
nicht.  Wenn  es  heute  schon  schwer  ist  zu  entscheiden,  ob  die  Unter- 
stützung auf  unmittelbare  Kriegsursachen  zurückzuführen  ist,  so  wird  dies 
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im  Laufe  der  Zeit  noch  viel  schwieriger,  oft  unmöglich.  Eine  reinliche 
Trennung  ist  deshalb  auf  die  Dauer  gar  nicht  aufrechtzuerhalten.  Auch 
ist  es  nicht  zweckmäßig,  in  einer  Zeit,  wo  man  nach  tunlichster  Einheit- 
lichkeit strebt,  auf  einmal  2  Klassen  von  Unterstützungsempfängern  zu 
schaffen.  Wohl  ist  es  richtig,  daß  unsere  ehemaligen  Krieger  und  ihre 
Angehörigen  vor  den  nachteiligen  Wirkungen  der  Armenpflege  bewahrt 
bleiben  müssen  und  es  wird  sich  nirgends  eine  Stimme  dagegen  erheben. 
Aber  verdienen  denn  Leute,  die  auf  andere  Art  als  unmittelbare  Kriegs- 
ursachen unverschuldet  in  Not  geraten,  nicht  auch  eine  gleiche  milde 
Behandlung?  In  der  Armenpflege  kommen  hauptsächlich  in  Betracht 
alte  Männer  und  Frauen,  die,  solange  sie  bei  Kräften  waren,  fleißig  ge- 
arbeitet und  für  ihre  Familie  gesorgt  haben,  Leute,  die  infolge  unglück- 
licher Verhältnisse,  körperlicher  Gebrechen  oder  Verlust  des  Ernährers 
nicht  die  Mittel  haben  zu  ihrem  und  ihrer  Kinder  Unterhalt,  dabei  aber 
nicht  im  Bezüge  einer  Bente  sind.  Es  dürfte  kein  Grund  vorliegen,  cfiese 
Mitmenschen  hintanzusetzen.  Tatsächlich  fühlen  sich  heute  schon  viele 
ehrbare  arme  Familien  zurückgesetzt  gegenüber  den  Kriegsbeschädigten 
und  Kriegshinterbliebenen.  Will  man  absolut  die  letzteren  finanziell 
etwas  besser  stellen  als  andere  Unterstützungsempfänger,  dann  kann  das 
auch  bei  der  Armenpflege  geschehen,  indem  bei  Feststellung  des  Bedürf- 
nisses allgemein  die  Renten  nur  zu  einem  Bruchteil  als  Einkommen  an- 
gerechnet werden. 

Auch  die  Einbeziehung  der  Tuberkulosen-  und  Trinkerfürsorge  u.  dgl. 
in  die  Aufgaben  der  Armenbehörde  erscheint  im  Interesse  der  Sache 
gelegen. 

Gegen  die  Armenpflege,  wie  sie  heute  ist,  besteht  in  weiten  Kreisen 
große  Abneigung.  Die  zahlreichen  Erlasse  der  Regierung  während  des 
Krieges,  in  denen  die  Gründe  zur  Notwendigkeit  einer  Trennung  der 
Kriegswohlfahrtspflege  von  der  Armenpflege  scharf  betont  wurden,  waren 
nicht  geeignet,  sie  in  der  allgemeinen  Achtung  zu  heben.  Zum  Teil 
beruht  die  bestehende  Abneigung  auf  unberechtigten  Vorurteilen,  zum 
großen  Teil  aber  ist  sie  berechtigt.  Zur  Erweiterung  der  Aufgaben  der 
Armenpflege  im  angegebenen  Sinne  ist  deshalb  nötig,  der  Meinung  von 
einer  gewissen  Schande,  einer  entehrenden  Wirkung  der  öffentlichen 
Unterstützung  den  Boden  zu  entziehen.  Vor  allem  ist  die  Beseitigung 
der  politischen  Nachteile,  die  mit  dem  Empfang  von  Armenunterstützung 
verbunden  sind  (Wahlrechtsverlust,  Unfähigkeit  zur  Bekleidung  öffentlicher- 
Ämter),  unerläßlich.  Dies  um  so  mehr,  als  der  Empfang  von  Unterstützung 
noch  nie  das  geeignete  Merkmal  über  Tauglichkeit  oder  Untauglichkeit 
zum  Wahlrecht  war  und  der  beabsichtigte  Zweck  ja  doch  nicht  erreicht 
wurde.  Wenn  der  Wahlrechtsverlust  infolge  Armenunterstützung  überhaupt 
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eine  Stütze  findet,  so  kann  es  nur  gegenüber  den  schuldhaft  Verarmten  — 
Müßiggängern,  Trinkern,  Verschwendern  — und  insbesondere  denjenigen  sein, 
die  sich  der  Unterhaltspflicht  für  ihre  Angehörigen  böswillig  entziehen. 
Ihnen  gilt  es  auch  nicht,  das  Wort  zu  reden.  Es  ist  aber  unmöglich, 
mit  Sicherheit  festzustellen,  ob  jemand  schuldlos  oder  schuldhaft  verarmt 
ist.  Schließlich  kann  man  auch  in  jedem  Armen  ein  Opfer  der  gesell- 
schaftlichen Verhältnisse  erblicken.  Der  Krieg  hat  in  vieler  Hinsicht 
die  früheren  Anschauungen  in  andere  Bahnen  gebracht  und  das  soziale 
Bewußtsein  vertieft.  Deshalb  sollte  man  sich  allgemein  auf  den  Stand- 
punkt stellen,  daß  in  der  vorliegenden  Frage  man  nicht  den  Unschuldigen 
mit  dem  Schuldigen  leiden  läßt,  sondern  eher  dem  letzteren  mit  ein  Recht 
in  die  Hand  gibt,  dessen  er  zwar  nicht  unbedingt  würdig  erscheint,  dessen 
Folgen  aber  infolge  des  geringen  Umfangs  für  die  Mehrheit  unbeachtlich 
erscheinen. 

Da  bei  der  Wahl  zur  Nationalversammlung  usw.  der  Empfang  von 
Armenunterstützung  ohne  Einfluß  auf  das  Wahlrecht  geblieben  ist,  steht 
zu  erwarten,  daß  die  neuen  gesetzgebenden  Körperschaften  sich  von 
kleinlichen  Erwägungen  dieser  und  anderer  Art  frei  machen. 

.  Die  säumigen  Unterhaltspflichtigen  für  ihr  Unrecht  wirksam  zu 
bestrafen,  fällt  nicht  unter  die  Zuständigkeit  des  Wahlrechts,  sondern  des 
Strafrechts,  dessen  praktischer  Ausbau  auch  in  dieser  Richtung  sich  schon 
lange  als  notwendig  erwiesen  hat. 

Ein  weiterer  Grund,  der  zur  ablehnenden  Haltung  gegenüber  der 
Armenpflege  nicht  unerheblich  beiträgt,  ist  der  Ersatzanspruch  an  die 
Unterstützten.  Rechtlich  gilt  jede  Armenunterstützung  als  ein  dem  Be- 
dürftigen gegebener  Vorschuß.  Eine  vollständige  Beseitigung  des  Rück- 
forderungsrechts ist  zwar  nicht  zu  befürworten,  es  erscheint  vielmehr 
durchaus  gerechtfertigt,  daß  der  auf  öffentliche  Kosten  Unterstützte  der 
Allgemeinheit  wieder  Ersatz  leistet,  sobald  er  dazu  in  der  Lage  ist.  Aber 
eine  möglichst  schonende  Behandlung  der  ehemals  Unterstützten  müßte 
durch  gesetzliche  Vorschrift  gewährleistet  sein.  Es  ist  auch  unklug,  zu 
streng  in  der  Beitreibung  gewährter  Unterstützungen  vorzugehen,  da  hier- 
durch leicht  einem  Wiedereintritt  von  Bedürftigkeit  der  Weg  bereitet 
wird.  Das  Lohnbeschlagnahmegesetz  gewährt  hier  wegen  der  Besonderheit 
der  Forderungen  nicht  genügend  Schutz  vor  wirtschaftlichem  Niedergang, 
weil  man  es  in  der  Regel  mit  den  wirtschaftlich  Schwächsten  zu  tun  hat. 
Um  ein  zu  hartes  Vorgehen  der  Armenverbände  zu  verhüten,  ift  es  zu 
empfehlen,  die  Geltendmachung  des  Ersatzanspruchs  von  der  Genehmigung 
der  vorgesetzten  Behörde  oder  einer  anderen  Stelle  abhängig  zu  machen. 
In  Hessen  ist  nach  §  73  A.G.  zum  B.G.B,  die  Zustimmung  des  Kreis- 
ausschusses erforderlich.   Ob  dies  nun  gerade  die  richtige  Stelle  ist,  muß 
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stark  bezweifelt  werden,  da  der  Kreisausschuß  als  Vertreter  des  Land- 
armenverbandes  selbst  Beteiligter  sein  kann. 

Ein  Ersatzanspruch  für  die  an  Jugendliche  bis  zum  17.  Lebensjahre 
—  in  der  Regelwerden  sich  junge  Leute  vom  17.  Jahre  an  selbst  ernähren 
können  —  gewährten  Unterstützungen  sollte  an  das  Einkommen  der  Unter- 
stützten selbst  überhaupt  nicht  bestehen. 

Anders  ist  es  dagegen,  wenn  ein  Unterstützter  auf  irgend  eine  Art, 
sei  es  durch  Erbschaft,  Schenkung  oder  Lotteriegewinn  usw.  zu  Vermögen 
gelangt.  Hier  erscheint  ein  Ersatzanspruch  in  allen  Fällen  begründet, 
nur  müßte  Vorsorge  getroffen  werden,  daß  dem  Unterstützten  ein  ange- 
messener Betrag  unbedingt  verbleiben  muß.  Kleinere  Vermögensanfälle 
sollten  überhaupt  nicht  beansprucht  werden  und  das  Vorhandensein  kleiner 
Vermögen  bis  zu  einem  bestimmten  Betrag  sollte  auch  kein  Grund  zur 
Verweigerung  von  Unterstützungen  gewisser  Art  (z.  B.  in  Krankheitsfällen 
oder  Maßnahmen  zur  Jugendfürsorge)  sein.  Denn  es  ist  immer  vorteilhaft, 
wenn  ein  kleiner  Notgroschen  bleibt  für  spätere  Fälle  augenblicklichen 
Bedarfs  nach  Ausscheiden  aus  der  Armenpflege. 

Die  Ersatzansprüche  an  die  Unterhaltspflichtigen  eines  Unterstützten 
werden  durch  vorstehendes  nicht  berührt. 

Die  Verjährungsfrist  für  die  armenrechtlichen  Ersatzansprüche  an 
Unterstützte  beträgt  30  Jahre.  Eine  bedeutende  Minderung  dieser  langen 
Frist  dürfte  unbedenklich  sein,  im  Interesse  einer  fortschrittlichen  Armen- 
pflege wäre  sie.  zu  begrüßen,  weil  eine  jahrelang  dauernde  Überwachung 
früherer  Unterstützungsempfänger  mit  den  heutigen  sozialen  Anschauungen 
nicht  vereinbar,  praktisch  auch  gar  nicht  durchführbar  ist. 

Faßt  man  nun  die  hauptsächlichen  Änderungen,  die  sich  aus  obigen 
Ausführungen  ergeben,  zusammen: 

1.  Übergang  vom  Unterstützungswohnsitz-  zum  Aufenthaltssystem, 

2.  Beseitigung  des  armenrechtlichen  Ausweisungsrechts, 

3.  Zeitgemäße  Bemessung  der  Unterstützung, 

4.  Ausdehnung  der  Aufgaben  der  Armenpflege  auf  die  Jugendfürsorge, 

5.  Beseitigung  aller  nachteiligen  Folgen  der  Armenunterstützung, 

6.  Soziale  Regelung  der  Erstattungsansprüche, 

dann  wird  man  zur  Erkenntnis  kommen,  daß  eine  so  gestaltete  Armen- 
pflege, im  Geiste  echt  menschlicher  Güte  und  frei  von  kleinlichen  Rück- 
sichten geübt,  nicht  den  Ruf  zu  fürchten  hat,  sie  sei  unzeitgemäß  und 
trage  den  Bedürfnissen  des  neuen  Zeitalters  nicht  Rechnung.  Sie  ist 
dann  ihrer  veralterten  Form  entkleidet  und  der  Arme  braucht  sie  nicht 
mehr  zu  scheuen  als  andere  Hilfsquellen.  Es  ist  aber  auch  nicht  mehr 
erforderlich,  für  die  vielen  Arten  von  Notfällen  besondere  Einrichtungen 
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zu  schaffen,  es  kann  alles  an  einer  Stelle  unter  einheitlicher  Leitung  sach- 
gemäß behandelt  werden. 

Im  allgemeinen  beachtet  aber  der  Mensch  nicht  nur  den  Inhalt  und 
die  Wirkung  einer  Einrichtung,  er  nimmt  oft  in  nicht  geringem  Maße 
Anstoß  an  Äußerlichkeiten.  Zuweilen  wird  diesen  viel  mehr  Aufmerksam- 
keit gewidmet,  als  nötig.  Die  Bezeichnung  „arm"  enthält  aber  immer 
etwas,  das  nicht  jedermann  für  sich  gelten  lassen  möchte.  Deshalb  bleibt 
noch  übrig,  die  äußere  Form  zu  wahren  und  die  Bezeichnung  „Armen- 
unterstützung", „Armenpflege",  „Armenfürsorge"  zu  ersetzen  durch  einen 
anderen  Ausdruck.  Als  geeignet  erscheint  die  Bezeichnung  „"Wohlfahrts- 
hilfe".  Dem  mit  Wahrnehmung  der  Geschäfte  betrauten  Amte  wäre 
danach  der  Name  „Wohlfahrtsamt"  zu  verleihen,  damit  selbst  der  äußerste 
Anstrich,  der  auf  die  alte  Armenpflege  mit  ihren  unangenehmen  Begleit- 
erscheinungen hindeuten  könnte,  beseitigt  wird. 

Wohl  umfaßt  das  der  Wohlfahrtspflege  dienende  Gebiet  ein  noch 
weit  größeres  Arbeitsfeld;  denn  jede  Einrichtung  zur  Hebung  der  Volks- 
bildung und  des  Wohlstandes  der  minderbemittelten  Bevölkerung  fällt 
letzten  Endes  unter  den  Gesichtskreis  der  Volkswohlfahrt.  Einem  einzigen 
Amte  können  alle  Obliegenheiten  gar  nicht  übertragen  werden,  denn  jeder 
einzelne  Zweig  ist  so  ausgedehnt,  daß  er  die  ganze  Kraft  eines  Menschen 
beansprucht.  Man  denke  nur  an  das  Schulwesen,  die  Arbeiterversicherung, 
die  Wohnungsfürsorge,  die  Arbeitsnachweise  usw.  Die  Tätigkeit  der  für 
diese  Zweige  geschaffenen  oder  noch  zu  schaffenden  Ämter  ist  jedoch 
genau  spezialisiert,  sie  erstreckt  sich  immer  auf  einen  mehr  oder  weniger 
beschränkten  Kreis  der  Bevölkerung.  Die  Armenpflege  in  ihrem  Umfang, 
wie  oben  dargelegt,  soll  aber  nicht  auf  einen  bestimmten  Personenkreis 
begrenzt  werden,  sie  soll  sich  aller  annehmen,  die  einer  Hilfe  bedürfen 
und  bei  anderen  Instituten  keine  Stütze  finden,  sie  soll  ein  Schutzwall 
sein  vor  dem  Niedergleiten  der  wirtschaftlich  Schwachen.  Deshalb  ist 
die  Bezeichnung  „Wohlfahrtshilfe"  und  „Wohlfahrtsamt"  an  Stelle  von 
Armenunterstützung  und  Armenamt  das  Nächstliegende,  das  sich  mit  dem 
Inhalt  der  Sache  verträgt. 

Es  werden  zweifellos  auch  Gegner  meiner  Anschauungen  vorhanden 
sein.  Das  betretene  Gebiet  ist  aber  so  wichtig  und  für  unser  Staats- 
und Gemeindewesen  von  so  einschneidender  Bedeutung,  daß  eine  eingehende 
Erörterung,  in  der  viele  Stimmen  zu  Worte  kommen  müssen,  notwendig 
ist.  So  mögen  auch  die  hier  gegebenen  Anregungen  auf  fruchtbaren  Boden 
fallen. 
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Nachweis  von  Material. 

Der  an  dieser  Stelle  gegebene  Nachweis  von  Material  stellt  sich  als  fortlaufende  Ergänzung  des 
von  der  Zentralstelle  für  Armenpflege  und  Wohltätigkeit  gesammelten  Materials  dar.  Das  Material 
ist  nach  dem  in  unserer  ersten  Nummer  mitgeteilten,  den  Sammlungen  der  Zentralstelle  zugrunde 
liegenden  Grundplan  geordnet;  die  Ziffern  und  Buchstaben  entsprechen  daher  den  Ziffern-  und  Buch- 
stabenbezeichnungen in  unserem  Grundplan.  Des  systematischen  Zusammenhanges  halber  sind  auch 
Besprechungen  von  Büchern  und  Artikeln  aus  Zeitschriften,  da  sie  sich  überwiegend  auf  Einzelgebiete 
erstrecken,  hier  eingeordnet.  Die  kurze  bibliographische  Anzeige  literarischer  Neuerscheinungen, 
deren  Besprechung  wir  uns  vorbehalten,  findet  sich  am  Schlüsse  jedes  Abschnittes. 

I.  A.  Armen-  und  Wohlfahrtspflege  im  allgemeinen. 

Zur  Frage  der  Verstaatlichung  der  Vereinskindergärten  und  Krippen  in 
Frankfurt  a.  HL  Die  Frage  war  Gegenstand  einer  von  der  Vereinigung  Frankfurter 
Sozialarbeiter  und  Sozialarbeiterinnen  veranstalteten  Aussprache;  Anlaß  zu  der  Er- 
örterung hatte  ein  Antrag  auf  Verstadtliehung  des  Frankfurter  Vereins  für  Volks- 
kindergärten, des  Krippenvereins,  des  Vereins  für  Kinderhorte  und  des  Vereins  zur 
Beschaffung  von  Frühstück  für  arme  Kinder  gegeben,  der  in  der  Stadtverordneten- 
versammlung vom  städtischen  Schulausschuß  gestellt  worden  war.  Dr.  Polligkeit 
führte  in  seinem  einleitenden  Bericht  folgendes  aus: 

Sei  die  Notwendigkeit  kommunaler  Mittelbeschaffung  unabweisbar  und  ein  ge- 
wisser behördlicher  Einfluß  damit  verbunden,  so  sei  es  andererseits  dringend  geboten, 
die  freie  Verantwortlichkeit  der  privaten  Fürsorge  zu  sichern.  Wenn  Kommunalisierung, 
das  häufig  gebrauchte  Schlagwort,  die  Pflicht  der  Gemeinde  bedeute,  nach  Bedürfnis 
Einrichtungen  für  aufsichtslose  Kinder  zu  schaffen,  müsse  jeder  Sachverständige  dafür 
stimmen.  Heiße  aber  Verstadtliehung  Ersatz  der  Vereinsarbeit  durch  behördliche,  so 
sei  sie  unbedingt  abzulehnen.  Ebenso  wie  bei  der  Sozialisierung  der  Betriebe,  bedürfe 
die  Vereinstätigkeit  einer  gewissen  Reife  zur  Verstadtliehung,  und  es  wäre  ein  Ver- 
hängnis, auf  erzieherischem  Gebiete  Experimente  raachen  zu  wollen.  Der  Ausbau  der 
Kleinkinder-  und  Horterziehung,  für  die  noch  keineswegs  feste  Normen  gefunden  seien, 
bedürfe  einer  Freiheit  und  Beweglichkeit  der  Einrichtungen,  wie  sie  eine  Verstadt- 
liehung und  die  damit  verbundene  Schematisierung  niemals  gewährleiste.  Die  An- 
regungen zu  Reformen  und  Neugründungen  seien  bisher  stets  von  privater  Seite  aus- 
gegangen. Andererseits  brauche  der  freie  Verein  zur  ungehemmten  Arbeit  den 
sicheren  Rückhalt  städtischer  Unterstützung.  Man  werde  daher  zweifellos  zu  der 
Form  der  gemischten  Betriebe  kommen  müssen,  d.  Ji.  selbstverantwortliche  freie 
Vereinsarbeit  mit  finanzieller  städtischer  Unterstützung  und  städtischem  Einfluß. 

In  der  Aussprache  kamen  deutlich  zwei  Richtungen  zur  Geltung.  Die  Anhänger 
der  einen,  darunter  besonders  Vertreter  der  freiwilligen  Liebestätigkeit,  wandten  sich 
gegen  die  Kommunalisierung,  weil  dadurch  den  Vereinen  die  Möglichkeit  der  freien 
Initiative  und  ungehemmten  Arbeit  genommen  werde.  Die  Freunde  der  Kommunali- 
sierung  vertraten  entweder  die  Meinung,  daß  mit  der  Verstadtliehung  keineswegs  die 
Ausscheidung  der  ehrenamtlichen  Kräfte  verbunden  sein  müsse,  oder  sie  maßen  der 
ehrenamtlichen  Arbeit  überhaupt  keine  so  hohe  Bedeutung  bei  und  glaubten,  daß  ihre 
Vorzüge  auf  die  Behörde  übertragen  werden  könnten.  Die  Forderung  der  Kommu- 
nalisierung wurde  damit  begründet,  daß  nur  auf  diesem  Wege  notwendige  Reformen 
durchgeführt  werden  können. 

Die  Verhandlungen  trugen  wesentlich  zur  Klärung  der  schwierigen  Frage  bei. 
Es  zeigte  sich,  daß  mit  wenigen  Ausnahmen  die  Erhaltung  der  ehrenamtlichen  Arbeit 
unbedingt  gewünscht  wurde.  Die  Ergebnisse  der  Verhandlungen  faßte  Dr.  Polligkeit  in 
folgenden  Forderungen  zusammen:  1.  Aufrechterhaltung  des  vereinsmäßigen  Charakters 
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der  Betriebe;  2.  Finanzielle  Sicherung  der  Betriebe  durch  städtischen  Zuschuß,  soweit 
es  die  Mittel  erlauben,  unter  Sicherung  einer  Fachaufsicht  und  Wahrung  des  städtischen 
Einflusses;  3.  Regelung  der  Gehälter  der  Angestellten  den  heutigen  Verhältnissen  ent- 
sprechend; 4.  Angemessene  Vertretung  der  Eltern  und  Kindergärtnerinnen  in  der 
Verwaltung;  5.  Planmäßige  Zusammenfassung  aller  an  der  Fürsorge  für  aufsichts- 
bedürftige Kinder  vereinigten  Vereine  in  einem  beim  Jugendamt  bestehenden  Fach- 
ausschuß ;  6.  Erhaltung  und  Erweiterung  der  ehrenamtlichen  Mitarbeit  unter  Heran- 
ziehung aller  Volkskreise. 

Inzwischen  haben  Verhandlungen  zwischen  dem  Magistrat  und  den  vier  beteiligten 
Vereinen  stattgefunden,  welch  letztere  um  eine  gutachtliche  Äußerung  ersucht  wurden. 
Alle  vier  haben  übereinstimmend  der  Ansicht  Ausdruck  gegeben,  daß  für  die  Über- 
nahme ihrer  Aufgaben  durch  die  Stadt  keine  zwingenden  Gründe  vorhanden  seien, 
und  daß  die  Verstadtlichnng  nicht  im  Interesse  der  Sache  liege.  Zugleich  haben  sie 
Vorschläge  gemacht,  wie  unter  Aufrechterhaltung  der  Vereinsform  der  städtische  Einfluß 
gesichert  und  allen  berechtigten  Ansprüchen  Rechnung  getragen  werden  könne.  Der 
Magistrat  hat  sich  nun  seinerseits  auch  gegen  die  Verstadtlichung  erklärt.  Aus 
Dr.  Luppes  Begründung  dieser  Stellungnahme  sei  folgendes  wiedergegeben: 

Der  Magistrat  gehe  von  dem  Grundsatz  aus,  daß  die  Einrichtung  und  Unter- 
haltung der  erforderlichen  Zahl  einwandfreier  Krippen,  Kindergärten  und  Kinderhorte 
heute  unzweifelhaft  als  öffentliche  Aufgabe  erscheine.  Es  frage  sich  aber,  ob  diese 
öffentliche  Aufgabe  nur  in  der  Form  rein  städtischer  Verwaltung  gelöst  werden  könne. 
Das  Beispiel  des  Ausschusses  für  aufsichtslose  Kinder  beim  Frankfurter  Jugendamt 
habe  gezeigt,  daß  alle  an  Einrichtung  und  Betrieb  von  Tagesheimen  gestellten  An- 
forderungen befriedigt  werden  können,  wenn  die  Stadt  die  erforderlichen  Mittel  zur 
Verfügung  stelle  und  wenn  sie  ihre  Hilfe  nur  denjenigen  Vereinen  gewähre,  die  ihre 
Einrichtungen  den  Erfordernissen  der  Zeit  anpassen.  Zur  Sicherung  des  städtischen 
Einflusses  müssen  den  Vorständen  und  Beiräten  der  Vereine  gewählte  Vertreter  der 
Stadt  angehören.  Den  Angestellten  sei  ausreichende  Entlohnung  gemäß  den  städtischen 
Sätzen  zu  gewähren,  sowie  eine  Vertretung  gegenüber  und  in  der  Verwaltung  zu 
sichern.  Ebenso  seien  Elternbeiräte  zu  schaffen  und  Vertreter  der  Elternkreise  in  die 
sämtlichen  Organe  der  Vereine  aufzunehmen. 

Der  Einwand,  die  Übernahme  der  Tagesheime  in  städtische  Verwaltung  sei 
richtiger,  weil  die  Stadt  die  gesamten  Kosten  zu  tragen  habe,  scheine  auf  einer 
falschen  Bewertung  ehrenamtlicher  Arbeit  und  der  Finanzfrage  zu  beruhen.  Was  die 
Einanzen  betreffe,  so  sei  neben  einem  nicht  unerheblichen  Vermögen  der  Vereine  auch 
mit  den  laufenden  Einnahmen  zu  rechnen,  ganz  abgesehen  von  den  Vermächtnissen 
und  Stiftungen.  Auch  liege  eine  wesentliche  Ersparnis  darin,  daß  die  Finanzverwaltung 
der  Vereine  und  die  gesamte  Kontrolle  der  Betriebe  von  ehrenamtlichen  Organen  aus- 
geübt werde,  während  bei  der  Verstadtlichung  besoldete  beamtete  Organe  erforderlich 
seien  zur  Durchführung  der  komplizierten  Kontrolleinrichtungen  der  städtischen 
Rechnungsbestimmungen.  Der  finanzielle  Gesichtspunkt  sei  aber  nicht  entscheidend, 
sondern  vielmehr  der  Wert,  der  der  ehrenamtlichen  Mitarbeit  in  der  Fürsorge  für 
aufsichtsbedürftige  Kinder  beizumessen  sei.  Es  handle  sich  nicht  um  die  persönliche 
Mitarbeit  in  Klippen,  Kindergärten  oder  Horten,  die  von  geschulten  zuverlässigen 
Angestellten  geleistet  werden  müsse,  sondern  um  die  Leitung  der  Gesamtarbeit  wie 
der  einzelnen  Betriebe,  die  Kontrolltätigkeit  und  die  ergänzende  nachgehende  Fürsorge 
im  Einzelfall.  Für  ehrenamtliche  Mitarbeit  sei  aber  im  Rahmen  rein  städtischer  Ver- 
waltung kein  Platz.  Ihre  Ausschaltung  würde  hingegen  für  die  Sache  selbst  einen 
großen  Verlust  bedeuten.    Eine  rein  bureaukratische  Organisation  würde  unbedingt 
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der  Schematisierung  und  Uniformierung  erliegen,  die  in  der  fürsorgerischen  Arbeit 
ohne  Zweifel  schädlich  sei.  Die  Methoden  der  gesamten  Kinderfürsorge  seien  keines- 
wegs derart  feststehend,  daß  sie  nicht  ständiger  Beweglichkeit  und  Fortbildung  be- 
dürften. Alle  hier  in  Betracht  kommenden  Einrichtungen  verdanken  ausschließlich 
privater  Initiative  verschiedenster  Kreise  ihre  Entstehung  und  Entwicklung.  Ebenso 
erfordern  grade  die  Tagesheime,  welche  die  Familie  ersetzen  sollen,  persönliche  Färbung 
und  Individualisierung.  Gewiß  werden  auf  allen  diesen  Gebieten  Anregungen  auch 
aus  den  Fragen  der  Angestellten  und  Eltern  kommen  können,  nach  allen  bisherigen 
Erfahrungen  aber  weit  mehr  aus  der  persönlichen  und  verantwortlichen  Mitarbeit 
ehrenamtlicher  Organe.  Ehrenamtliche  Arbeit  habe  nur  W^rt,  wenn  sie  in  verantwort- 
licher Stellung  und  aus  innerem  Trieb  erfolge;  dann  bilde  sie  eine  vorzügliche  Er- 
gänzung der  Berufsarbeit,  der  sie  das  Bewegliche,  Individuelle,  Mütterliche  zuzufügen 
vermöge.  Grade  in  der  Fersonenfürsorge  sei  ein  gemischtes  System,  wie  heute 
ausnahmslos  von  allen  Sachverständigen  anerkannt  werde,  das  beste,  da  es  die  sichere 
Grundlage  der  behördlichen  Einrichtung  mit  der  Beweglichkeit  der  privaten  Fürsorge 
verbinde.  i    (Nachrichtendienst  über  Kleinkinderfürsorge  Mai  und  Juni  1919). 

Hirsch,  Paul,  Aufgaben  der  deutschen  Gemeindepolitik  nach  dem  Kriege.  Ver- 
fassungs-  und  Verwaltungsfragen  —  Finanzwesen  —  Armen-  und  Waisenpflege 
—  Arbeitslosenfürsorge  —  Schul-  und  Bildungswesen.  Zweite  neubearbeitete 
Auflage.  95  S.  Berlin,  Verlag  für  Sozialwissenschaft,  1919. 
Liese,  Wilh.,  Reform  und  Blüte  der  öffentlichen  Wohlfahrtspflege  in  dem  Fürsten- 
tum Würzburg  und  dem  Hochstift  Bamberg  unter  Fürstbischof  Franz 
Ludwig  T.  Erthal  (1779—1795).    (Soziale  Kultur,  Juni  1919,  S.  209—240.) 

II.  A.  Öffentliche  Armenpflege. 

Blätter  für  die  Chemnitzer  Armen-  und  Wohlfahrtspflege.  Herausgegeben  vom 
Armenamt  der  Stadt  Chemnitz.  Nr.  1,  Juni  1919. 
In  die  Reihe  der  Städte,  die  für  ihre  in  der  Armen-  und  Wohlfahrtspflege  tätigen 
Ehrenbeamten  besondere  Mitteilungen  herausgeben,  ist  Chemnitz  getreten.  Das  Be- 
dürfnis nach  der  Herausgabe  einer  besonderen  Zeitschrift  hatte  sich  dort  schon  seit 
längerer  Zeit  geltend  gemacht  und  wurde  zu  einer  Notwendigkeit,  als  mit  der  durch 
die  Neuordnung  der  Armenpflege  herbeigeführten  Vermehrung  der  Armenbezirke  und 
Bezirksvorsteher  ein  Organ  zur  Bekanntmachung  der  amtlichen  Anordnungen  und  Er- 
lasse geschaffen  werden  mußte.  Die  früher  bei  einer  verhältnismäßig  geringen  Zahl 
von  Armenpflegern  üblich  gewesene  Verbreitung  derartiger  Anordnungen  in  den  Armen- 
sitzungen oder  durch  Vervielfältigen  ließ  sich  nicht  mehr  aufrecht  erhalten.  Die  Zeit- 
schrift soll  neben  den  amtlichen  und  Personalnachrichten  belehrende  Aufsätze  über 
allgemeine  Fragen  der  Armen-  und  Wohlfahrtspflege,  Besprechungen  wichtiger  Vor- 
kommnisse auf  dem  Gebiet  der  Armenpflege,  kleinere  Statistiken  und  dergleichen  bringen. 
Die  vorliegende  erste  Nummer  enthält  u.  a.  einen  Bericht  über  die  in  der  offenen 
Armenpflege  mit  der  am  1.  Januar  d.  J.  eingeführten  neuen  Armenordnung  geschaffenen 
Neuerungen.  In  einigen  Mitteilungen  über  die  Tätigkeit  der  berufsmäßigen  Ermittelungs- 
beamten in  der  Chemnitzer  Armenpflege  ist  von  Interesse,  daß  zu  den  drei  männlichen 
Beamten  zu  Beginn  dieses  Jahres  auch  eine  Berufsermittlerin  angestellt  worden  ist. 
Ihr  Arbeitsgebiet  ist  im  Gegensatz  zu  dem  der  männlichen  Beamten  räumlich  nicht 
abgegrenzt.  Es  werden  ihr  besonders  geartete  Fälle,  in  denen  ihre  Mitwirkung  not- 
wendig erscheint,  aus  allen  Bezirken  zur  Erörterung  und  Begutachtung  überwiesen. 
Zu  ihren  wichtigsten  Aufgaben  gehört  die  Beratung  weiblicher  Pfleglinge  und  Hilfe 
bei  der  Versorgung,  Erziehung  und  Unterbringung  von  Kindern. 
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Eine  Neuorganisation  der  Armenpflege  ist  in  München  geplant,  Der  Geschäfts- 
gang in  der  Armenpflege  hat  sich  bisher  als  ziemlich  zeitraubend  erwiesen,  weil  es  s^lir 
lange  dauerte,  bis  sich  die  verschiedenen  Stellen  mit  den  einzelnen  Unterstützungs- 
fallen  befaßten,  die  Akten  zurückkamen  und  die  Armen  ihre  Unterstützung  erhielten, 
was  manchmal  3  Monate  dauerte.  Der  Organisationsausschuß  beantragte  daher,  das 
Schwergewicht  des  Unterstützungswesens  oder  der  Behandlung  der  Unterstützungsfälle 
aus  dem  Rathaus  hinauszuverlegen  und  an  die  Ausschüsse  zu  verweisen,  welche  die 
einzelnen  Unterstützungsfälle  in  eigener  Zuständigkeit  zu  behandeln  haben.  Nach 
Antrag  des  Organisationsausschusses  sollen  die  Kreisausschüsse  mit  den  entsprechenden 
Vollmachten  versehen  werden.  Es  soll  ihnen  der  überwiegende  Teil  der  Unterstützungs- 
fälle, nämlich  die  offene  Armenpflege,  die  Kranken-  und  Wochenhilfe  übertragen  werden. 
Nur  die  Unterbringung  von  Kindern  in  fremde  Wartung  und  Pflege  soll  beim  Armenamt 
bleiben  und  dafür  im  Zentralamt  eine  eigene  Stelle  geschaffen  werden.  Der  Organi- 
sationsausschuß schlägt  auch  vor,  in  den  Kreisausschüssen  mehr  als  bisher  die  Frau 
zur  Mitarbeit  heranzuziehen. 

Der  Bezirkspflegeausschuß  begutachtet,  der  Kreisausschuß  entscheidet.  Für  ein 
Kreisarmenamt  von  normaler  Größe  (mit  500 — 600  fortlaufenden  Unterstützungsfällen) 
werden  zunächst  3  Beamte  angestellt,  und  zwar  an  der  Spitze  ein  mit  der  Armenpflege 
vollständig  vertrauter  Beamter,  wofür  ein  Obersekretär  in  Aussicht  genommen  ist; 
außerdem  ein  Sekretär,  dem  eine  Schreibkraft,  ein  Assistent  und  eine  Assistentin  bei- 
gegeben werden.  Im  Kreisarmenamt  werden  drei  Räume  vorgesehen  (1  Sitzungsraum, 
1  Warteraum,  1  großer  oder  zwei  kleine  Arbeitsräume).  Die  Dezentralisation  soll 
nach  und  nach  durchgeführt  werden,  und  zwar  zunächst  in  den  4  Kreisen  9 — 12  rechts 
der  Isar.  Beim  Zentralamt  soll  außer  der  Abteilung  für  Kinderfürsorge  auch  eine 
Abteilung  für  Gebrechlichenfürsorge  errichtet  werden,  eine  Abteilung  für  den  Verkehr 
mit  dem  Landarmenverband,  eine  Abteilung  für  Wohnungslose  und  für  auswärts 
wohnende  Personen,  sowie  für  Ersatzansprüche  auswärtiger  Armenverbände,  eine  Ab- 
teilung für  Spitalfürsorge,  für  Stiftungsangelegenheiten,  Korrespondenz  der  Armen- 
pflege usw.,  die  Abteilung  für  Suppenanstalten;  eine  Abteilung  für  die  Kontrolle  über 
die  Tätigkeit  des  Armenrates  bzw.  der  Arraenbeamten,  die  bisher  fehlte,  soll  neu 
geschaffen  werden.  Hierfür  wird  die  Stellung  eines  Armenamtmanns  (nach  dem  Vor- 
bilde des  Siedlungsamtmanns  bezw.  des  Wohnungsamtmanns)  in  Aussicht  genommen. 
Die  Stelle  soll  sich  auch  mit  den  schwierigen  Armenfällen  juristischer  Natur,  sowie 
mit  der  Beratung  der  Armenbeamten  in  Zweifelsfällen  befassen  (Bayrische  Staats- 
zeitung 7.  6.  1919). 

I.  D.  Österreich. 

Wohlfahrtswerk  „Kind  zu  Gast"  1918.  Die  Wintermonate  1917/18  bedeuteten 
in  den  deutschen  Rand-  und  Industriegebieten  Österreichs  eine  schwere  Schädigung  der 
Gesundheit  der  Kinder,  und.  man  suchte  ihr  im  Sommer  dann  dadurch  zu  begegnen, 
daß  man  viele  Kinder  aufs  Land  brachte.  Wie  verheerend  aber  die  mangelhafte  Vor- 
sorge der  Wiener  Zentralleitung  wirkte,  geht  daraus  hervor,  daß  von  24  Orten,  die 
Kinder  entsandten,  allein  10  bitter  über  schwere  Erkrankungen  und  Todesfälle  klagen, 
die  durch  die  schlechte  Beschaffenheit  der  Eisenbahnwagen  und  die  ebenso  schlechte 
Beköstigung  verursacht  seien.  Tetschen  z.  B.  verlor  24  Kinder  durch  den  Tod,  alle 
220  Kinder  aus  Böhm. -Kamnitz  sind  an  Ruhr  erkrankt,  sechs  davon  gestorben,  und 
überdies  wurde  die  Epidemie  in  die  Familien  eingeschleppt  (Jugendfürsorge,  4.  Jahrg. 
Heft  3/5).  Kranz. 
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I.  K.  Rußland. 

Sowjet-Rußland.  Unter  der  Räteregierung  ist  in  Kußland  eine  radikale  Änderung 
in  der  Regelung  der  Erwerbstätigkeit  von  Kindern  und  Jugendlichen  erfolgt,  wie  die  „Zeit- 
schrift für  Kinderschutz  und  Jugendfürsorge,  Wien  (Nr.  7)"  zu  berichten  weiß.  Der  Erlaß 
des  Volksausschusses  der  Soldaten-  und  Arbeiterräte  vom  29.  Okt./ll.  November  1917, 
mit  dem  der  Achtstunden- Arbeitstag  allgemein  eingeführt  wurde,  verfügte  auch,  daß 
Kinder  unter  14  Jahren  zur  Lohnarbeit  überhaupt  nicht  herangezogen  werden  dürfen, 
Jugendliche  von  14  bis  16  Jahren  nicht  länger  als  sechs  Stunden  täglich.  Nachtarbeit 
und  Überstundenarbeit  ist  für  Jugendliche  unter  18  Jahren  ebenso  wie  für  Frauen  ohne 
Altersunterschied  überhaupt  verboten.  Vom  1.  Januar  1919  an  wurde  das  Beschäftigungs- 
verbot auf  Jugendliche  unter  15  Jahren  ausgedehnt. 

Jedoch  sieht  die  Praxis  anders  aus:  Wie  das  amtliche  Organ  der  bolschewistischen 
Regierung  Ekonomitscheskaja  Shisnj  (Das  Wirtschaftsleben)  vom  4.  Januar  1919  be- 
richtet, werden  diese  Dekrete  wenig  befolgt.  „Bis  auf  den  heutigen  Tag  leisten  Frauen, 
entgegen  dem  Dekret  vom  Jahre  1917,  Uberstunden.  Das  gleiche  gilt  von  der  Ar- 
beiterjugend. Obgleich  durch  Dekret  die  Arbeitszeit  für  die  Jugend  auf  sechs  Stunden 
beschränkt  ist,  wurde  diese  Verfügung  während  des  ganzen  Jahres  1918  nicht  beachtet. 
Erst  im  Dezember  1918  beschlossen  die  einer  menschewistischen  Gewerkschaftsorgani- 
sation angehörigen  Moskauer  Buchdrucker,  für  die  Durchführung  einer  kürzeren  Arbeits- 
zeit für  Jugendliche  Sorge  zu  tragen."    (Münchener  Post.) 

Aus  dem  Haushaltsplan  der  Räterepublik  macht  zum  erstenmal  in  Westeuropa  das 
„Allgemeen  Handelsblad"  einige  Angaben.  Danach  wurden  im  ersten  Halbjahr  1919 
für  den  Gesundheitsdienst.  1,23  Milliarden  Rubel  und  für  Soziale  Fürsorge  1,62  Milliarden 
ausgegeben.  Zum  Vergleich  sei  erwähnt,  daß  die  Kosten  für  die  Beschaffung  von 
Lebensmitteln  8,15  Milliarden  und  die  Heereskosten,  ausschließlich  der  für  die  Marine, 
12,15  Milliarden  betragen  (Frankfurter  Zeitung).  Kranz. 

I.  W.  Yereinigte  Staaten. 

Welchen  Umfang  die  Erwerbsarbeit  von  Kindern  in  Amerika  im  Gegensatz  zum 
Räte-Rußland  (siehe  dieses)  einnehmen  muß,  geht  aus  einer  Meldung  der  Niederländischen 
Telegraphenagentur  aus  Washington  hervor.  Danach  wird  die  Verwaltung  der  Ein- 
kommensteuer über  die  Kinderarbeit,  die  abgeschafft  war,  wieder  eingeführt.  Von  dem 
Einkommen  aus  Kinderarbeit  müssen  10%  außer  der  gewöhnlichen  Steuer  bezahlt 
werden;  von  dem  Einkommen  aus  Minenarbeit  von  Kindern  unter  10  Jahren  (!)  und 
aus  Fabrikarbeit  von  Kindern  unter  14  Jahren  (!)  werden  jetzt  25%  bezahlt 
(Frankfurter  Zeitung). 

Die  Notwendigkeit,  im  Kriege  geschaffene  Wohlfahrtseinrichtungen  auch  jetzt 
nicht  abzuschaffen,  so  daß  sie  zu  dauernden  Einrichtungen  werden,  macht  sich  auch 
in  Amerika  fühlbar.  Das  dortige  Rote  Kreuz  hatte  neben  seiner  Tätigkeit  im  Felde 
einen  Heimatdienst  eingerichtet,  der  sich  mit  3618  Hauptstellen  zu  15000  weiteren 
Hilfsstellen  verzweigte.  Der  Zweck  war,  „nach  den  Familien  der  im  Heeresdienst 
Stehenden  zu  sehen  und  für  sie  zu  sorgen",  und  30000  meist  freiwillige  Kräfte  waren 
für  ihn  tätig.  Dieser  Zweig  der  Arbeit  war  weniger  vom  Kriegsministerium  abhängig 
als  die  Tätigkeit  beim  Heere  selbst,  und  an  einigen  Orten  bildete  sich  eine  Art  Selbst- 
verwaltung heraus.  Mit  der  Rückkehr  der  Soldaten  wäre  eigentlich  der  Tätigkeit  ein 
Ende  gesetzt,  um  so  mehr  als  in  den  Städten  schon  allgemeine  Wohlfahrtsverbände 
arbeiten.  In  ländlichen  Bezirken  aber  und  in  kleineren  Städten  hat  der  „Red  Gross 
Home  Social  Service"  zum  erstenmal  und  als  einziger  Fürsorgearbeit  getan,  und  hier 
nun  soll  er  auch  weiter  beibehalten  werden.   Das  Sekretariat  des  Roten  Kreuzes  führt 
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aus,  daß  die  Familien  der  Kriegsteilnehmer  sich  so  an  die  Hilfseinrichtungen  gewöhnt 
hätten  und  anderseits  das  Publikum  der  Organisation  so  bereitwillig  Geldmittel  zur 
Verfügung  stelle,  daß  die  Arbeit  fortgeführt  werden  müsse.  Es  ist  nun  die  Frage,  ob 
diese  Weiterarbeit  noch  immer  vom  Roten  Kreuz  erfolgen  solle  oder  ob  sie  durch 
selbständige  Organisationen  besser erreicht  werde,  und  im  Zusammenhang  dieser 
Erörterungen  ist  ein  Wort  gefallen,  das  allgemeine  Geltung  hat:  „Wohltätigkeit  muß  als 
Name  verschwinden  und  in  der  Gesinnung  verankert  sein"  (The  Charity  Organisation 
Review,  N.  271).  Kranz. 

II.  D.  Kirchliche  Armenpflege. 

Slraubinger,  J.,  Dr.,  Was  leisten  die  Frauenklöster  in  Württemberg  für  das 
Yolk?    26  S.    Rottenburg  a.  K,  W.  Bader  1919. 
Eine  Streitschrift  für  die  religiösen  Orden,  die  eine  knappe,  lesenswerte  Übersicht 
über  die  Niederlassungen  katholischer  Schwestern  in  Württemberg  und  deren  Wirksam- 
keit gibt.  Kl. 

1Y.  Fürsorge  für  Kranke. 

Schumburg,  Wilh.,  Die  Tuberkulose,  ihr  Wesen,  ihre  Verbreitung,  Ursache, 
Verhütung  und  Heilung.  Dritte  Auflage.  117  S.  (Band  47  der  Sammlung 
„Aus  Natur  und  Geistesweit".)    Leipzig,  B.  G.  Teubner,  1919. 

T.  Fürsorge  für  Gebrechliche. 

Blindenfürsorge.  Die  Deutsche  Zentralbücherei  für  Blinde  zu  Leipzig  (Hospital- 
straße 1 1)  hat  mit  der  Herausgabe  von  Berichten  „Aus  der  Praxis  für  die  Praxis"  be- 
gonnen, um  weitere  Kreise  mit  ihrer  Wirksamkeit  bekannt  zu  machen.  Nach  dem 
ersten  Bericht  (Januar  1919)  hat  sich  die  Bücherei  zu  einer  Zentralauskunftsstelle  für 
das  gesamte  Blindenbüchereiwesen  entwickelt.  Es  sind  bisher  30  Kartotheken  vorhanden, 
von  denen  für  das  Fürsorgegebiet  die  folgenden  von  Wichtigkeit  sind:  Kartothek  sämt- 
licher Blindenanstalten  in  Deutschland,  Osterreich,  Ungarn  und  der  Schweiz;  Kartothek 
sämtlicher  Blindenheime  und  -asyle;  Kartotheken  sämtlicher  Blindenvereine,  der  Blinden- 
Erholungsheime  und  der  Kriegsblindenheime.  —  Dasselbe  Heft  gibt  (S.  48 — 76)  eine 
umfassendere  Darstellung  der  Literatur  des  Blindenwesens. 

Liese,  Wilh.,  Die  Fürsorge  für  Abnorme»    (Abdruck  aus  der  Sozialen  Kultur  1919.) 

VI.  Fürsorge  für  Kinder  und  Jugendliche. 

Jugendfürsorge-Reform.  Das  württembergische  Staatsministerium  hat 
der  Landesversammlung  Württembergs  auf  Antrag  des  Ministers  des  Innern  Dr. 
Lindemann  (S.  P.  D.)  die  Entwürfe  eines  Jugendfürsorgegesetzes  und  eines 
Berufsvormundschaftsgesetzes  vorgelegt.  Die  geplanten  Gesetze,  zu  deren  Ab- 
fassung der  bisherige  Straßburger  Sozialpolitiker  Dr.  Blaum  in  das  württembergische 
Ministerium  berufen  wurde,  sollen  die  auf  dem  großen  Deutschen  Jugendfürsorge- 
tag, Berlin  1918,  insbesondere  in  dem  Hauptbericht  des  letzteren,  aufgestellten 
Forderungen  zur  Neuordnung  der  öffentlichen  Jugendfürsorge  im  Anschluß  an  Jugend- 
ämter in  Stadt  und  Land  zur  Durchführung  bringen.  Sie  sehen  daher  deren 
Organisation,  die  Errichtung  eines  Landesjugendamtes,  eine  weitgehende 
Aufsicht  über  die  gefährdeten  Minderjährigen,  die  Neuordnung  des  Kost- 
kinde rwesen  s,  die  Ausdehnung  c^er  Armenkinderpflege  und  die  allgemeine 
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Einführung  der  Beruf s vor munds chaft  über  alle  unehelichen  und  die  Armen- 
kinder vor.  "Weitere  gesetzliche  Neuerungen,  vor  allem  über  die  Fürsorgeerziehung 
und  die  Jugendpolizei,  sollen  folgen.  —  Die  Entwürfe,  deren  Einbringung  durch  Ab- 
haltung einer  besonderen  Tagung  des  Landesverbandes  für  Jugendfürsorg e  in 
Württemberg  am  2.  Juli  1919  wirksam  vorbereitet  war,  befinden  sich  zurzeit  in  Be- 
ratung des  Jugendfürsorge-Ausschusses  des  Landtages. 

Feisenberger,  A.  (Oberlandesgerichtsrat).   Über  die  Zukunft  der  Jugendfürsorge. 

Zugleich  der  Versuch  einer  Einführung  in  das  Gebiet  der  Jugendfürsorge. 
30  S.    Berlin,  Carl  Heymanns  Verlag  1919. 

Die  Schrift  ist  der  wörtliche  Abdruck  eines  Vortrages,  den  der  Vorsitzende  des 
Deutschen  Kinderschutzverbandes  im  April  dieses  Jahres  in  Leipzig  gehalten  hat,  an- 
scheinend um  weitere  Kreise  für  die  Jugendfürsorge  zu  interessieren.  Sie  gibt  deshalb 
auch  in  ihrem  ersten  Teile  eine  systematische  Ubersicht  über  die  verschiedenen  Zweige 
der  Jugendfürsorge,  unter  welcher  die  Sorge  für  die  in  irgendeiner  körperlichen  oder 
sittlichen  Kichtung  gefährdete  Jugend  verstanden  ist.  Die  Aufgabe  der  Zukunft  muß 
nach  F.  sein,  die  behördliche  und  die  auf  freier  Liebestätigkeit  beruhende  Jugendfür- 
sorge —  jede  in  sich  geordnet  —  organisch  zusammenzubringen  (S.  13),  welche  beide 
bisher  viel  zu  sehr  zersplittert  und  nebeneinander  her  oder  gar  gegeneinander  arbeiten. 
Im  einzelnen  soll  der  Zusammenschluß  durch  obligatorische  Jugendämter  nach  den 
allgemein  anerkannten  Forderungen  erfolgen.  Ihre  unmittelbare  praktische  Betätigung 
habe  sich  zu  erstrecken  auf  die  Fürsorge  für  die  Gesundheit,  auf  die  Vormundschaft, 
die  Geschäfte  des  Gemeindewaisenrates,  die  Beaufsichtigung  der  in  fremder  Pflege 
untergebrachten  Kinder,  auf  die  Vorbereitung  und  Antragstellung  bei  der  Fürsorge- 
erziehung und  auf  die  Überwachung  der  halboffenen  Fürsorge.  Vielleicht  wäre  dem 
Jugendamte  auch  noch  die  Überwachung  aller  Stiftungen  für  Jugendfürsorgezwecke 
zu  übertragen,  auch  soweit  sie  nicht  kommunal  sind. 

Alle  übrigen  Aufgaben  des  Jugendamtes  könnten  aber  nur  in  mittelbarer  Tätig- 
keit bestehen.  Praktisch  habe  sonst  die  freie  Liebestätigkeit  zu  arbeiten,  die  von  dem 
Jugendamt  ihre  Förderung  und  gegebenen  Falles  Anstoß  und  Anregung  empfängt.  Das 
Jugendamt  solle  auf  diesen  Gebieten  außer  einer  gewissen  ordnenden  Tätigkeit  wesentlich 
nur  als  Vermittlungsstelle  und  Auskunftsstelle  in  Betracht  kommen  (S.  19).  Das  Jugend- 
amt bilde  die  Verteilungsstelle,  bei  der  alle  Fälle  zusammenlaufen.  Neue,  bei  ihr 
unmittelbar  eingehende  Fälle  werden  an  die  zuständigen  Vereine  abgegeben;  bei  diesen 
eingehende  Fälle  sind  an  das  Jugendamt  zu  melden,  damit  eine  doppelte  Bearbeitung 
vermieden  wird.  Durch  Vertretung  der  Vereine  im  Jugendamt  werde  eine  sachgemäße 
und  gerechte  Verteilung  gewährleistet.  So  werde  allmählich  ohne  eigentliche  Beauf- 
sichtigung der  Vereine  durch  das  Jugendamt  ihre  rein  fachliche  Scheidung  sich  durch- 
setzen; gleiche  Ziele  verfolgende  und  gleiche  Arbeit  leistende  werden  zur  Verschmelzung 
geführt,  Lücken  ausgefüllt  usw.  Viel  Mühe,  Zeit  und  Geld  werde  an  Verwaltungs- 
arbeit und  Außenarbeit  erspart  werden,  besonders  auch  durch  Zusammenschluß  einzelner 
Vereine  zu  Archiv-  und  Bureaügemeinschaften  (S.  24). 

Als  Arbeitsgebiete  der  privaten  Vereine  nennt  F.  die  Sorge  für  die  aufsichtslosen 
Säuglinge,  Klein-  und  Schulkinder,  die  vorbeugende  Jugendfürsorge  i.  e.  S.,  insbesondere 
also  den  eigentlichen  Kinderschutz,  den  Schutz  der  Klein-  und  Schulkinder  vor  Miß- 
handlung, Vernachlässigung,  Verwahrlosung  und  Ausnutzung,  ferner  die  Unterstützung 
des  Vormundschaftsgerichtes,  die  Jugendgerichtshilfe,  die  Fürsorge  für  die  Schul- 
entlassenen (S.  20).  F.  ist  der  Meinung,  das  allzulange  vernachlässigte,  aber  wichtigste 
Feld  der  Jugendfürsorge,  nämlich  die  vorbeugende,  regelmäßig  offene  oder  halb- 
offene Jugendfürsorge  und  in  ihr  deren  bedeutsamster  Teil,  der  „Kinderschutz"  werde 
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durch  Behörden  niemals  bearbeitet  werden  können  und  stets  der  freien  Liebestätigkeit 
bleiben.  Während  für  das  Säuglingsalter  die  Fürsorge  hauptsächlich  vorbeugenden 
Charakter  trägt  und,  soweit  ärztliche  Überwachung  in  Betracht  kommt,  reif  für  die 
behördliche  Jugendfürsorge  ist,  während  für  die  Schulentlassenen  die  Jugendfürsorge, 
soweit  sie  neben  der  Jugendpflege  bedeutsam  ist,  vor  allem  rettenden  Charakter  hat, 
also  (?)  ebenfalls  der  öffentlichen  Jugendfürsorge  zuzuführen  ist,  muß  für  das  Alter 
vom  vollendeten  zweiten  Jahre  bis  zum  Austritt  aus  der  Schule  die  vorbeugende 
Jugendfürsorge  als  Schutz  der  Kinder  vor  Mißhandlung,  Ausnutzung,  Vernachlässigung 
und  Verwahrlosung  im  Vordergrunde  stehen.  Und  während  die  Entwicklung  allmählich 
dahin  führe,  daß  alle  heilende  und  rettende' Jugendfürsorge  von  den  Behörden  über- 
nommen wird,  bleibe  schließlich  nur  der  Kinderschutz,  dessen  Förderung  sich  der 
unter  des  Verfassers  Leitung  stehende  Verband  zur  Aufgabe  gemacht  hat,  als  einziges 
Betätigungsfeld  der  freien  Vereinstätigkeit.  Die  Kinderschutzaufgabe  könne  von  einer 
Behörde  wohl  unterstützt,  aber  nicht  selbst  durchgeführt  werden.  Der  Kinderschutz 
lasse  sich  nur  von  Mensch  zu  Mensch  erfolgreich  lösen.  Nicht  auf  behördlichem,  sondern 
nur  auf  privatem  Wege  lasse  sich  auf  die  Erziehungsberechtigten  so  einwirken,  daß, 
ohne  das  Familienband  dauernd  zu  zerstören,  das  Schicksal  des  Kindes  freundlicher 
und  sicherer  gestaltet  wird.  Die  persönlichen  Verhältnisse  würden  einem  privaten 
Vereine,  der  lediglich  auf  Menschen-  und  Kinderliebe  aufgebaut  ist,  schneller,  wahrer 
und  klarer  enthüllt  als  den  Beauftragten  einer  Behörde,  sei  sie  auch  ein  noch  so  be- 
liebtes Jugendamt  (S.  25). 

Daß  die  Bevölkerung  so  große- Unterschiede  zwischen  behördlichen  und  privaten 
Fürsorgebeamten  macht,  wird  bezweifelt  werden  dürfen.  Meine  Erfahrungen  sprechen 
durchaus  dagegen.  Bezeichnend  ist  auch  die  nicht  seltene  Gepflogenheit  der  Außen- 
beamten der  freien  Liebestätigkeit,  sich  bei  Hausbesuchen  dem  Publikum  tunlichst 
mit  dem  Zauber  eines  öffentlichen  Auftrags,  einer  behördlichen  Ermächtigung  zu  um- 
geben, um  grade  dadurch  oft  besten  Erfolg  zu  erzielen.  Und  wenn  ich  auf  die  vor- 
züglichen Leistungen  mancher  behördlichen  Wohnungspflegerinnen  und  anderer  Sozial- 
beamten blicke,  die  das  volle  Vertrauen  und  gradezu  rührende  Anhänglichkeit  ihrer 
Schützlinge  genießen,  so  zweifle  ich  erst  recht  an  der  Durchschlagskraft  des  Feisen- 
bergerschen  Argumentes.  —  Dieses  scheint  mir  übrigens  in  empfindlichem  Widerspruch 
zu  des  Verfassers  anderer  Forderung  zu  stehen,  dem  Staate  ausgerechnet  die  rettende 
und  heilende  Fürsorge  zu  überlassen,  die  doch  eigentlich  die  weitaus  schwierigere  ist 
und  erheblich  größere  Elastizität  voraussetzt  als  die  vorbeugende  Wohlfahrtspflege. 
Die  Verteilung  „rettend  und  heilend"  für  die  öffentliche,  „vorbeugend"  für  die  freie 
Fürsorge  wäre  vielleicht  eher  umzukehren.  Auch  noch  aus  einer  zweiten,  mehr  theoreti- 
schen Erwägung.  Die  vorbeugende  Arbeit  ist  schließlich  nur  ein  planmäßiger  Ausbau 
jener  allgemeinen  öffentlichen  Erziehungseinrichtungen,  die  im  Schulwesen  einschließlich 
der  Fortbildungsschule  ihre  Grundlage  haben.  Doch  führen  uns  solche  Überlegungen 
zu  weit. 

Es  genüge,  daß  sich  aus  mehreren  Gründen  der  Meinung  F. 's  nicht  immer 
folgen  läßt.  Erst  recht  nicht  den  anderen  Argumenten,  mit  denen  F.  weite  Gebiete 
der  privaten  Fürsorge  vor  der  Überführung  in  öffentlichen  Betrieb  zu  retten  versucht 
(S.  13  ff.).  Die  Frage  nach  dem  idealen  Verhältnis  zwischen  öffentlicher  und  privater 
Fürsorge  hat  schon  lange  Wissenschaft  und  Praxis  lebhaft  beschäftigt;  und  gegenwärtig 
verdient  sie  offenbar  besonders  ernstlich  erörtert  zu  werden,  wo  das  Sozialisierungs- 
streben  die  Zukunft  der  freien  Liebestätigkeit  stärker  als  sonst  bedroht.  Leider  mußte 
sich  F.  im  Rahmen  seines  Vortrages  auf  wenige  Andeutungen  beschränken,  und  konnte 
so  den  Eindruck  einzelner  Widersprüche  nicht  ganz  vermeiden.    Ich  gehe  darauf  an 
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andrer  Stelle  ein*),  verweise  außerdem  auf  meine  .Bemerkungen  im  vorigen  Hefte  dieser 
Zeitschrift  über  Sozialisierung  der  Wohlfahrtspflege. 

Zu  erwähnen  ist  noch  F.'s  Vorschlag,  wie  man  bei  der  durch  das  Jugendamt 
organisierten  Jugendfürsorge  „alle  Fälle  erfaßt":  Durch  die  ärztliche  Überwachung 
■seitens  des  Jugendamtes,  durch  Netze  von  Meldestellen  bei  den  örtlichen  Organen  der 
freien  Liebestätigkeit,  durch  die  Schulpflegschaften  und  für  die  wandernde  Jugend 
durch  eine  großzügige  Kartei,  in  welcher  für  jeden  Jugendlichen  an  seinem  Geburtsort 
im  Anschluß  an  das  Geburtsregister  ein  Kartenblatt  angelegt  wird,  das  bezüglich  aller 
Fürsorgemaßnahmen  auf  dem  Laufenden  zu  halten  ist  durch  obligatorische  Mitteilung 
seitens  des  fürsorgenden  Jugendamtes.  In  jeder  Gemeinde  ist  jeder  neu  zuziehende 
Jugendliche  sogleich  dem  Jugendamte  zu  melden,  das  bei  der  Kartei  des  Geburtsortes 
anzufragen  hat,  ob  und  wo  der  Jugendliche  bereits  in  Fürsorge  gestanden  hat?  Das 
Jugendamt  tritt  dann  mit  dem  Jugendamte  des  betreffenden  Ortes  in  Verbindung, 
erhält  von  dort  alle  Vorgänge  und  kann  seine  Maßnahmen  danach  treffen  (S.  28). 

Schließlich  nenne  ich  die  drei  Grundgedanken,  die  F.  für  alle  Jugendfürsorge 
geltend  wissen  möchte: 

1.  Jugendfürsorge  ist  eine  dauernde  Aufgabe,  kann  also  auch  in  einem  rein 
sozialistischen  Gemeinwesen  nicht  entbehrt  werden.  Und  zwar  unter  den  gleichen 
Organisationsformen  wie  bisher.  Nur  der  Geist,  in  dem  sie  erfüllt  werde,  würde  ver- 
schieden sein.  M.  E.  dürfte  umgekehrt  gerade  der  Geist  sich  am  wenigsten  ändern, 
sofern  die  Jugendfürsorge  unter  allen  Staatsverfassungen  auf  die  unmittelbaren  indivi- 
duellen Bedürfnisse  der  Schützlinge  selbst  abstellt**),  die  wohl  stets  die  gleichen  sein 
werden. 

2.  Die  vorbeugende  Fürsorge  muß  voran  gestellt  werden.  Es  ist  besser  Schäden 
zu  verhüten  als  sie  nachträglich  zu  heilen. 

3.  Die  Jugendfürsorge  muß  als  ein  Teil  der  Familienfürsorge  aufgefaßt  werden, 
da  die  Gefährdung  der  Jugend  überwiegend  in  Familienverhältnissen  begründet  ist. 
Aber  auch,  weil  die  Familie  den  „Hort  des  deutschen  Wesens"  bildet.  Indes  ist  sie  doch 
wohl  die  Grundlage  jedes  Gemeinschaftslebens  und  keine  Besonderheit  des  deut- 
schen Volkes,  so  daß  auch  dieses  Argument  eine  allgemein  menschliche  statt  der 
nationalistischen  Wendung  verdiente.  Wodurch  es  übrigens  an  Beweiskraft  erheblich 
gewinnt;  wenigstens  bei  denen,  die  sich  das  Urteil  nicht  vom  Chauvinismus  trüben 
lassen.  Dr.  Wilhelm  Feld 

Beschreibung  des  Blichwerks  des  Kinders chutz Vereins  für  Schlesien.  Breslau, 
Selbstverlag  des  Verbandes,  1918.    Preis  1,20  M. 
Das  Schriftchen  unterrichtet  in  kurzer,  knapper  Form  über  die  Einrichtung  und 
Art  der  Buchführung  des  schlesischen  Kinderschutzvereins,  für  die  auf  Grund  jahre- 

*)  Zeitschrift  für  Sozialwissenschaft,  September  1919 

**)  Oder  doch  abstellen  sollte!  Vgl.  im  vorigen  Heft  dieser  Zeitschrift  S.  118. 
Den  dort  angeführten  Beispielen  falscher  Einstellung  auf  den  Staat  als  Selbstzweck  füge 
ich  ein  weiteres  an:  Helene  Simon  forderte  auf  der  Schlußtagung  des  Hauptausschusses 
der  Kriegerwitwen-  und  Waisenfürsorge  am  27.  Februar  1918  (9.  Heft  der  „Schriften" 
des  Arbeitsausschusses  S.  41)  durchgreifende  Hinterbliebenenfürsorge,  um  dem  Deutschen 
Reiche  „in  den  heranwachsenden  Waisen  nützliche  (!)  Mitglieder  seiner  Volkswirt- 
schaft (!),  seiner  Kultur  zu  gewinnen." 

Diese  Gesinnung  immer  wieder  zu  bekämpfen,  dürfen  wir  keine  Gelegenheit  ver- 
passen. Wann  wird  die  deutsche  Mentalität  endlich  einsehen,  den  individuellen  Menschen, 
die  Persönlichkeit  als  oberstes  Ziel  anzuerkennen! 
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langer  Erfahrungen  und  dauernder  Verbesserungen  eine  übersichtliche,  einfache  und 
leichtverständliche  Form  gefunden  wurde.  Mit  der  Veröffentlichung  dürfte  sich  der 
Verein  den  Dank  vieler  anderer  Vereine  erworben  haben,  denen  er  damit  die  Grund- 
lage für  eine  sachgemäße  Buchführung  bietet. 

Der  vorbeugende  Kinderschutz  in  Stadt  und  Land.  Bericht  über  die  Kinderschutz- 
Tagung  des  Deutschen  Kinderschutz-Verbandes  am  21.  und  22.  Juni  1918  in 
Magdeburg.    116  S.    Berlin,  Carl  Heymanns  Verlag,  1918. 

Den  Sinn  der  Vorbeugung  veranschaulicht  Polligkeit  in  seinem  Referat:  „Die 
Stellung  des  Kinderschutzes  innerhalb  der  Jugendfürsorge"  an  diesem  erschütternden 
Beispiel:  Zwei  Kinder  einer  Witwe  (mit  noch  mehreren  jüngeren  Kindern),  die  un- 
genügende Armenunterstützung  zu  außerhäuslicher  Arbeit  zwang,  wurden  strafrechtlich 
verurteilt  und  in  Fürsorgeerziehung  gebracht.  „Hätten  Sie  mir  doch  früher  geholfen !" 
klagte  die  Mutter.  „Vorbeugung  im  Sinne  des  Kinderschutzes  bedeutet:  Beschaffung 
einer  geeigneten  und  wirksamen  sErziehungshilfe"  (S.  12).  Darunter  wird  in  vielen 
Fällen  wirtschaftliche  Unterstützung  zu  verstehen  sein,  die  es  den  Müttern  ermöglicht, 
sich  der  Erziehung  ihrer  Kinder  zu  widmen,  oder  aber  in  der  Form  zulänglicher  Ver- 
sorgung der  Kinder  in  Abwesenheit  arbeitender  Mütter.  Dies  ist  ein  Kernproblem 
öffentlichen  Jugendschutzes. 

Johanna  Kießlings  Schilderung  des  Mangels  und  der  Notwendigkeit  vor- 
beugenden Jugendschutzes  auf  dem  Lande  klingt  aus  in  der  Würdigung  der  Kreis- 
wohlfahrtsämter, durch  die  alle  Kinderschutzvereine  Stärkung  erfahren  können  und 
müssen.  Die  Ausführungen  beheben  jeden  Zweifel,  sofern  überhaupt  noch  ein  solcher 
besteht,  daß  gesetzliche  Regelung  der  Jugendwohlfahrt  für  das  Land  genau  so  er- 
forderlich ist  wie  für  die  Stadt,  wobei  den  Sonderverhältnissen  des  Landes  Rechnung 
zu  tragen  ist.  „Die  Vorzüge  des  Landes",  führt  die  Berichterstatterin  in  ihrem  Schluß- 
wort aus,  „brauchte  ich  nicht  besonders  hervorzuheben,  die  sind  Ihnen  ohnedies  bekannt. 
Meine  Aufgabe  war  es,  zu  versuchen,  Sie  von  dem  Bedürfnis  des  Landes  nach  einem 
organisierten  Kinderschutz  zu  überzeugen"  (S.  54). 

Der  Kinderschutz  in  städtischen  Bezirken  (Pastor  Bahn  so  n),  die  Kreisfürsorgerin 
im  Dienste  des  Kinderschutzes  (Noll au),  Möglichkeiten  vorbeugenden  Kinderschutzes 
im  Vormundschaftsrecht  (Rupp recht),  Kinderschutz  und  Schulpflegschaft  (Achilles) 
sind  in.  den  übrigen  Referaten  und  den  anschließenden  regen  Debatten  erörtert. 

Helene  Simon. 

Zur  Frage  der  Berufsvormundschaft.  Heft  11.  Bericht  der  elften  Tagung  deutscher 
Berufsvormünder  in  Berlin  am  19.  und  20.  September  1917.  162  S.  Berlin, 
Carl  Heymanns  Verlag,  1919. 
Das  Archiv  deutscher  Berufsvormünder  kann  sagen,  daß  es  seiner  Zeit  voraus 
war.  Seine  Forderungen  für  den  Schutz  der  unehelichen  Kinder  hat  es  gestellt  und 
mit  denkbarster  Energie  verfolgt,  lange,  ehe  Kriegs-  und  Revolutionskonjunktur  (jede 
mit  ihrer  eigenen  Note)  sie  begünstigten.  Sehr  spät  erscheint  der  vorliegende  Bericht 
auf  dem  Plan.  Aber  auch  ihn  hat  das  rasende  Tempo  der  Ereignisse  nur  in  Äußerlich- 
keiten überholt.  Der  Inhalt  der  beiden  Vorträge  von  Klumker  und  Rosenstock 
(Vorversammlung)  über  eine  Lebensgestaltung  der  unehelichen  Kinder,  die  diese  Opfer 
der  Gesellschaft,  die  zugleich  ihre  Strafe  sind,  unsäglicher  körperlicher  und  seelischer 
Not  entreißt,  sind  noch  immer  nicht  Gemeingut,  nicht  öffentliches  Bewußtsein  geworden. 
Sonst  wären  die  langen  Debatten  im  Verfassungsausschuß  und  Plenum  der  National- 
versammlung über  die  Rechtsstellung  der  unehelichen  Kinder  nicht  möglich  gewesen, 
mindestens  aber  in  allseitig  anderer  Tonart  geführt  worden.    Das  von  Klumker 


I 


—    202  — 


zusammengefaßte  Material  über  das  Elend  unehelicher  Kinder  und  seine  Gefahren,  der 
Ton  ihm  stets  erneut  betonte  Umstand,  daß  die  Unehelichen  die  weitgrößte  Zahl  der 
schutzbedürftigen  Jugendlichen  ausmachen,  und  namentlich  Rosenstocks  glänzende 
Beweisführung  für  die  Rechtsbevorzugung  der  unehelichen  vor  den  ehelichen  Vätern: 
„Der  Schutz  der  Unehelichen  bedeutet  den  Schutz  der  Ehe"  (S.  14),  müssen  bei  der 
Schaffung  des  unehelichen  Kinderrechtes  entscheidend  in  die  Wagschale  fallen. 

Die  Konsequenz  dieser  Auffassung  ist  m.  E.  grundsätzliche  und  somit  verfassungs- 
grundrechtliche  Aufhebung  aller  öffentlich  rechtlichen  und  vermögensrechtlichen 
Nachteile  der  unehelichen  Geburt,  d.  h.  volle  Verantwortlichmachung  beider 
Elternteile.  (Die  inneren,  die  seelischen  Benachteiligungen  bleiben  auf  dem  meist 
schuldloseren  Elternteil  —  der  Mutter  und  auf  dem  völlig  schuldlosen  Kind  als  Gefahren 
lasten,  die  eine  vertiefte  Seelsorge  auslösen  müssen). 

Die  neue  Reichsverfassung  hat  diese  Konsequenz  nicht  gezogen.  Ihr  Artikel  118 
bestimmt  nur:  „Den  unehelichen  Kindern  sind  durch  die  Gesetzgebung  die  gleichen 
Bedingungen  für  ihre  leibliche,  seelische  und  gesellschaftliche  Entwicklung  zu  schaffen 
wie  den  ehelichen  Kindern".  Angenommen  wurde  ferner  ein  Beschluß  zur  Vorlage 
eines  Gesetzentwurfs,  der  die  rechtliche  und  soziale  Stellung  des  unehelichen  Kindes 
in  gerechter  Weise  neu  regelt. 

Für  die  Durchführung  des  Verfassungsartikels  und  des  Beschlusses  der  National- 
versammlung gibt  der  vorliegende  Bericht  die  wichtigsten  Direktiven:  Die  theoretische 
Rechtsstellung  bedeutet  nichts  ohne  die  leidenschaftliche  Arbeit  für  ihre  praktische 
Verwirklichung  durch  die  vollkommenste  Ausgestaltung  der  Berufsvormundschaft. 

Daß  planvoller  Ausbau  der  Berufsvormundschaft  und  auch  wieder  ihre  Wirkens- 
möglichkeiten abhängen  von  der  allgemeinen  Organisation  des  Jugendschutzes  (das 
Wort  im  Umfang  aller  schwankenden  Inhalte  der  Jugendfürsorge,  -pflege  und  -Wohl- 
fahrt genommen)  in  Jugendämtern  und  ihrer  zentralen  Zusammenfassung  in  einem 
Reichsjugendamt,  kommt  in  den  folgenden  Referaten  und  ihrer  Erörterung  anschaulich 
und  mit  einer  Fülle  von  an  der  Praxis  erläuterten  Anregungen  zur  Darstellung.  Das 
von  Georg  Schmidt  in  seiner  Schrift:  Die  Organisation  der  Jugendfürsorge  (1910) 
so  voll  intonierte  Thema  des  gänzlichen  Fehlens  eines  einheitlichen  Aufbaus  und  einer 
Systematik  der  deutschen  Jugendwohlfahrt  wird  hier  wieder  und  wieder  variiert.  Die 
Not  der  Zeiten  ebenso  sehr  als  der  sozialpolitische  Neukurs  werden  ihm  jetzt  endlich 
Gehör  sichern.  Die  Forderung  der  11.  Tagung  Deutscher  Berufsvormünder:  baldigst 
eine  „Zentralstelle  der  deutschen  Jugendfürsorge"  zu  schaffen,  reift  ihrer  Erfüllung 
entgegen,  wenn  auch  in  etwas  anderem  und  umfassenderem  als  dem  damals  vorgesehenen 
Bahmen.  Dabei  macht  es  keinen  grundsätzlichen  Unterschied,  daß  sie  entsprechend 
der  seither  vollzogenen  Gliederung:  Reichswirtschafts-  und  Reichsarbeitsamt,  in  dem 
letzten  als  Glied  der  allgemeinen  Reichswohlfahrtspflege  ihre  Heimat  findet.  Aber 
"  alles  und  alles  hängt  davon  ab,  der  Jugendwohlfahrt  ihre  aus  der  Sonderart  der 
Jugend  sich  ergebende  Sonderstellung  zu  schaffen,  die  dem  Sinn  und  der  Bedeutung 
des  Jugendrechtes  und  seiner  Verwirklichung  entspricht. 

„Diese  Stelle  soll  das  Gesamtgebiet  der  Jugendfürsorge  bearbeiten  und  besonderes 
Gewicht  auf  ein  Zusammenwirken  der  staatlichen,  kommunalen  und  freien  Jugend- 
fürsorgearbeit legen"  (S.  125/126).  Solchem  Zusammenwirken  den  Boden  zu  bereiten, 
in  voller  Wahrung  der  Bewegungsfreiheit  der  Vereine  Willkür  und  Entartung  durch 
das  Gesetz  auszuschalten,  öffentliche  Befugnisse  mit  privater  Einfühlungsmöglichkeit 
und  bureaukratisch  ungehemmter  Initiative  zu  einer  sich  vollkommenen  ergänzenden 
Wirkensgemeinschaft  zu  machen:  Dies  ist  das  für  alle  Gebiete  amtlicher  und  freier 
Wohlfahrtspflege  brennende  Problem.   So  ist  auch  die  Abgrenzung  der  Aufgaben  der 
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Gewerkschaften  innerhalb  des  zu  schaffenden  einheitlichen  Arbeitsrechtes,  der  Beziehungs- 
ordnung von  öffentlicher  und  freier  Wohlfahrtspflege  eDg  verwandt. 

Ganz  besonders  sei  noch  verwiesen  auf  die  Ausführungen  von  Prahl  (S.  141  ff.) 
zur  Frage  der  Abfindung  unehelicher  Kinder.  Sie  zeigen  im  Brennspiegel  die  Not- 
wendigkeit der  Reform  in  der  Linie  der  vollen  vermögensrechtlichen  Haftung  un- 
ehelicher Väter.  Welch  üble  doppelte  Moral  steckt  in  der  geschilderten  Taktik, 
man  solle  der  Mutter  klar  machen,  daß  sie  immer  in  gewisser  Abhängigkeit  von  dem 
guten  Willen  des  Vaters  bleibt  und  dem  Vater  klar  machen,  „daß  eine  Abfindung  des 
Kindes  in  seinem  —  des  Vaters  —  Interesse  liegt".  —  „Macht  man  ihm  dann  noch 
klar,  daß  es  vom  menschlichen  und  sozialen  Standpunkte  aus  eine  hoch  zu  be- 
wertende Tat  sei,  des  eigenen  Kindes  Leben  sicherzustellen  und  schildert  ihm,  daß 
im  Falle  seines  plötzlichen  Todes  mit  seinen  Erben  —  womöglich  Frau  und  erwachsenen 
Kindern  wenig  erquickliche  Prozesse  geführt  werden  müßten,  so  bleibt  das  selten 
ohne  Wirkung"  usw.  —  Dann  sind  eine  Anzahl  Beispiele  angeführt,  „daß  es  oft  nur 
darauf  ankommt,  richtig  zu  schürfen,  um  Goldadern  zu  finden".  Eines  Kommentars 
dahin,  daß  hier  an  Stelle  des  guten  Willens  oder  des  Wunsches  der  Wahrung  des 
eigenen  Interesses  der  .Rechtsanspruch  des  Kindes  treten  muß,  bedarf  es,  wie  mir 
scheint,  für  keinen,  der  diese  Ausführungen  auf  ihren  wirtschaftlichen  und  sittlichen 
Gehalt  prüft.  Helene  Simon. 

Die  Fürsorgeerziehung  in  Württemberg  und  die  Bedürfnisse  der  Gegenwart  von 

Stadtpfarrer  Wüterich  in  Stuttgart.  Stuttgart,  Verlag  des  Stuttgarter  Jugend- 
sekretariats, 1918.  23  S. 
Der  Verfasser,  einer  der  bedeutendsten  Vertreter  der  Jugendfürsorge  in  Württem- 
berg, nimmt  die  Statistik  der  Jahre  1900 — 1913  für  Fürsorgeerziehung  in  Württemberg 
zum  Ausgangspunkt  seiner  Betrachtungen.  Daraus  erfahren  wir,  daß  die  Zahl  der 
Zöglinge  in  fortwährendem  Steigen  begriffen  ist,  und  zwar  von  742  auf  2539,  d.  h. 
auf  342%!  Besonders  stark  ist  die  Zunahme  von  Zöglingen  über  14  Jahren,  und 
Wüterich  nimmt  mit  Recht  an,  daß  hier  der  Krieg  mit  seinen  Folgeerscheinungen  seither 
noch  weitersteigend  gewirkt  hat,  und  daß  ferner  eine  nochmalige  starke  Vermehrung  der 
weiblichen  Zöglinge  erfolgen  wird,  wenn  die  beabsichtigte  Neuregelung  der  Prostitutions- 
frage eintritt,  welche  unter  Aufhebung  von  §  361  Ziffer  6  Abs.  2  R.St.G.B.  die 
Prostituierten  unter  18  Jahren  der  Fürsorgeerziehung  überweisen  will,  wenn  weiter  das 
Antragsalter  von  16  auf  18  Jahren  erweitert  wird.  Von  den  Zöglingen  befinden  sich 
jetzt  etwa  3/s  in  Anstalten,  2/5  in  Familienpflege.  Die  Anstalten  sind  in  Württemberg 
durchweg  Vereinsanstalten,  eine  staatliche  oder  kommunale  Erziehungsanstalt  besteht 
nicht.  Daran  will  Wüterich  auch  für  die  Zukunft  festhalten;  er  befürwortet  weiter 
nur  kleine  Anstalten,  d.  h.  nach  dem  Familiensystem  eingerichtete  Erziehungskolonien 
I  von  15  bis  30  Zöglingen,  und  als  deren  Ergänzung  mehrere  Beobachtungsstellen  unter  Zu- 
ziehung eines  Psychiaters,  je  eine  oder  mehrere  für  auffällige  schulpflichtige  und  schul- 
entlassene Kinder,  weiter  Einrichtung  eines  Heilerziehungsheims  für  sogenannte  schwache 
Kräfte,  einer  besonderen  Anstalt  oder  doch  Abteilung  für  sittlich  gefährdete  Mädchen, 
endlich  einer  geschlossenen  Abteilung  für  schwere  Fälle,  insbesondere  die  zur  Flucht 
aus  der  offenen  Anstalt  neigenden,  überhaupt  weitgehende  Individualisierung,  ferner 
noch  eine  bessere  Ausbildung  von  Erziehungsgehilfen.  Die  Vorschläge  im  einzelnen 
und  ihre  Begründung  möge  man  in  der  Schrift  selbst  nachlesen;  sie  verdienen  gewiß 
auch  außerhalb  Württembergs  ernsteste  Beachtung.  Die  vorhandenen  Anstalten  bieten 
schon  jetzt  ungenügende  Aufnahmemöglichkeiten ;  nur  ein  Jahr  lang  kann  durchschnittlich 
ein  Zögling  bleiben.  Die  Vermehrung  der  Zöglinge  und  die  Durchführung  der  Reform- 
vorschläge erfordert  natürlich  auch  eine  Vermehrung  der  Anstalten  und  höhere  Geld- 
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aufwendungen,  die  über  die  Kräfte  der  freien  und  der  kirchlichen  Liebestätigkeit  gehen. 
Wie  sollen  diese  Anstalten  hergestellt,  die  Geldmittel  aufgebracht  werden?  Auch 
darüber  macht  der  Verfasser  beachtenswerte  Vorschläge.  So  regt  die  Schrift  eine 
Menge  von  Fragen  an,  die  überall  in  Deutschland  in  der  Fürsorgeerziehung  auf  der 
Tagesordnung  stehen.  Möchten  sie  bald  einmal  eine  so  eingehende  und  tiefgründende 
Erörterung  finden,  wie  sie  es  nach  ihrer  außerordentlichen  Wichtigkeit  verdienen. 

Diefenbach. 

Dratnen,  Josef,  Das  moderne  Jugendgericht  und  die  Mitarbeit  der  Laien  bei 
demselben.    Caritasverband.    Freiburg.    2.  Aufl.    1  M. 
Nach  einem  kurzen  Literaturnachweis  bringt  Verfasser  zunächst  die  wichtigsten 
Bestimmungen  aus  dem  Strafrecht  und  Strafprozeßrecht  (Jugendliche  betreffend)  und 
Erläuterungen  dazu;  sodann  folgen  Ausführungen  über  Jugendgerichte,  die  zur  Ein- 
führung für  Helfer  ausgezeichnet  sind.    Die  ^  allgemeine  Verfügung,  des  Preußischen 
Justizministers  vom  1.  Juni  1908  ist  in  ihrem  Wortlaut  beigefügt,  so  daß  auch  dem 
bisher  unerfahrenen  Leser  die  Hauptmerkmale  des  modernen  Jugendgerichts  —  Zusammen- 
wirken von  Jugendrichter,  Jugendstaatsanwalt  und  Jugendgerichtshelfer  —  und  die 
hiermit  verbundene  Verbesserung  eines  bisher  nicht  einwandfrei  gewesenen  Verfahrens 
gegen  Jugendliche  deutlich  dargetan  sein  dürfte.    In  kurzem  Umriß  fügt  Verfasser 
noch  die  „Geschichte  des  Jugendgerichts"  hinzu  und  schließt  hiermit  den  theoretischen 
Teil  des  Büchleins.  —  Neben  den  erwähnten  Vorzügen  der  theoretischen  Ausführungen 
stehen  jedoch  auch  einige  Mängel,  die  bereits  in  1.  Auflage  auszusetzen  waren  und 
deren  Nochvorhandensein  in  dieser  zweiten  Auflage  man  bedauert.   Die  Erläuterungen 
des  Verfassers  zu  den  Gesetzesparagraphen,  insonderheit  zu  den  §§  55  und  56  St. G.B. 
sind  nicht  klar  genug  gefaßt;  direkt  ein  Irrtum  aber  unterläuft  dem  Verfasser,  wenn 
er  behauptet,  „daß  die  durch  Gnadenerlaß  nach  Ablauf  der  Bewährungsfrist  erlassene 
Freiheitsstrafe    nicht,    der  Verweis  aber  wohl  als  Strafe   gerechnet  werde" 
(S.  17).    Denn  auch  die  erlassene  Gefängnisstrafe  gilt  als  Vorstrafe,  solange  sie  nicht 
durch  besonderen  Gnadenerlaß,  und  zu  dessen  Herbeiführung  ein  besonderes  Gnaden- 
gesuch nötig  ist,  nachträglich  in  Strafregister  und  polizeilichen  Listen  gestrichen  wurde, 
genau  wie  bei  dem  Verweis.   Doch  sei  hier  zur  Klärung  der  gesetzlichen  Bestimmungen 
bemerkt,  daß  bei  Amnestieerlassen  Gefängnisstrafen,  soweit  sie  noch  nicht  verbüßt 
wurden,  gelöscht  sind,  während  der  bereits  erteilte  Verweis  im  Strafregister  als  eine 
bereits  vollstreckte  Strafe  vermerkt  bleibt.  —  In  dem  Kapitel  „Zur  Geschichte  des 
Jugendgerichts"  vermißt  der  interessierte  Leser  einen  Bericht  über  die  deutsche 
Arbeit,  die  vor  1900  geleistet  worden  ist,  und  die  Ausführungen  über  das  „amerikanische 
Jugendgericht"  dürften  nicht  so  allgemein,  sondern  mehr  ins  einzelne  gehend  gehalten 
sein,  da  gerade  in  Amerika  die  Einrichtungen  auf  diesem  sozialen  Gebiet  so  sehr  ver- 
schieden sind,  daß  die  vorbildlichen  Einrichtungen  z.  B.  von  Denver  in  Colorado  nicht 
auf  alle  Jugendgerichte  übertragen  werden  können.  —  Diese  vier  Punkte  bleiben  jedoch 
die  einzigen,  die  in  dem  Büchlein  zu  beanstanden  sind:  Die  Ausführungen  und  An- 
weisungen, die  Verf.  im  praktischen  Teil  seines  Büchleins  über  die  Tätigkeit  des 
Jugendgerichtshelfers  bringt  —  Ermittlung,  Schutzaufsicht,  Mitwirkung  bei  der  Haupt- 
verhandlung —  sind  höchst  anschaulich  gehalten  und  zur  Einführung  in  die  praktische 
Arbeit   mustergültig.     Die   „Zehn   Gebote   für   Schutzaufseher",    die   Verfasser  zu- 
sammenstellt, zeugen  von  einer  langjährigen  praktischen  Erfahrung. 

Der  Schluß  des  Büchleins  bringt  noch  einige  Winke  für  einzurichtende  Jugend- 
gerichtshilfen, sowie  den  Abdruck  einiger  Gladbacher  Formulare  und  den  Entwurf 
eines  Gesetzes  über  das  Verfahren  gegen  Jugendliche.    (Nach  den  Beschlüssen  der 
'  13.  Beichstagskommission  in  zweiter  Lesung.)  Maria  Hasak,  Grunewald. 
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Dienstanweisung  vom  28.  Februar  1918  für  den  Schulpfleger  der  Fort- 
bildungsschule für  männliche  Personen  und  für  die  hauptamtliche  Schulpflegerin 
an  der  Städtischen  Mädchenfortbildungs-  und  Fachschule  und  an  der  Pflicht- 
fortbildungsschule für  Mädchen  zu  Charlottenburg.  Der  Schulpfleger  und  die 
Schulpflegerin  sollen  die  Schule  bei  der  körperlichen,  wirtschaftlichen  und  seelischen 
Fürsorge  für  die  fortbildungsschulpflichtige  Jugend,  innerhalb  und  außerhalb  der  Berufs- 
tätigkeit, nach  den  Weisungen  des  Magistrats  und  der  Schulleitung  unterstützen.  Schul- 
pfleger und  Schulpflegerin  haben  vor  allem  solchen  Jugendlichen  zur  Seite  zu  stehen, 
die  elternlos  sind  oder,  von  außerhalb  stammend  und  ohne  in  Berlin  wohnende  An- 
gehörige zu  besitzen,  eines  besonderen  Schutzes  bedürfen. 

Schulpfleger  und  Schulpflegerin  haben  in  Fühlungnahme  mit  dem  Schularzt  (der 
Schulärztin)  den  Gesundheitszustand  der  Schüler  und  Schülerinnen  zu  beobachten, 
auf  ärztliche  Anordnung  die  Eltern  oder  den  Lehrherrn  darüber  zu  unterrichten  und 
im  Bedarfsfall  Fürsorge  durch  die  zuständigen  Fürsorgeeinrichtungen  (Krankenkasse, 
Invalidenversicherung,  Angestelltem^}  Sicherung)  zu  veranlassen.  Sie  haben  die  Woh- 
nungs-  und  Arbeitsverhältnisse  der  Jugendlichen  nachzuprüfen  und  nötigenfalls  die 
Unterbringung  in  anständige  Familien  oder  Ledigenheime,  bei  Krankheitsfällen  die 
Überführung  in  Heil-  und  Pflegeanstalten  zu  veranlassen. 

Die  Verbindung  zwischen  Schule  und  Lehrherrn  sowie  zwischen  Schule  und 
Elternhaus  dient  der  beruflichen  Förderung;  sie  soll  eine  Ausnutzung  der  Jugendlichen 
durch  den  Lehrherrn  verhindern  und  bei  etwaigen  Mißhelligkeiten  zwischen  Eltern, 
Lehrherrn  und  Schule  versöhnend  vermitteln.  Für  Bedürftige  ist  die  Gewährung  von 
Ausbildungshilfen  zu  beantragen;  die  Eltern  sind  in  Fragen  der  Ernährung,  Bekleidung, 
Körper-  und  Wohnungspflege  zu  beraten. 

Um  erzieherisch  und  sittlich  auf  die  Schüler  und  Schülerinnen  einzuwirken  und 
sie  möglichst  vor  den  Gefahren  der  Großstadt  zu  schützen,  sind  die  Jugendlichen  in 
Schülervereinigungen  zu  sammeln;  die  Gründung  neuer  Vereinigungen  innerhalb  der 
Berufsgruppen  ist  anzuregen,  mit  den  Schülern  und  Schülerinnen  sind  Wanderurigen 
und  sportliche  Spiele  zu  unternehmen,  Unterhaltungsabende  sind  zu  veranstalten. 

Der  Schulpfleger  hält  täglich  nach  Vereinbarung  mit  der  Schulleitung  innerhalb 
der  Unterrichtszeit  Sprechstunde  ab.  Schulpfleger  und  Schulpflegerin  haben  ein  Tage- 
buch zu  führen  und  halbjährlich  über  ihre  Tätigkeit  zu  berichten. 

Bauer,  Hermann,  Die  Pflege  der  männlichen  Jugend.  111  S.  Leipzig,  Quelle 
&  Meyer,  1918.    Geb.  2,80  M. 

Es  ist  überaus  erfreulich  zu  sehen,  mit  welcher  freimütigen  Sachkenntnis  hier  ein 
Herrnhuter  Direktor  die  Fragen  der  Jugendpflege  behandelt.  An  nichts  geht  er  vorüber: 
Freideutsche  Jugendbewegung  (S.  33  ff.),  Hasenclevers  (schlechtes)  Schauspiel  „Der  Sohn" 
(S.  41  ff.),  Knabenliebe  (S.  45),  Psychoanalyse  (S.  46)  —  alles  wird  hellen,  offenen  Auges 
gesehen.    Der  Stil  der  Schrift  ist  von  derselben  Offenheit  und  Klarheit. 

Eine  Menge  sehr  guter  Bemerkungen  verdienen  angeführt  zu  werden.  Das  Scheitern 
der  Jugendpflege  vor  dem  Kriege  sieht  er  mit  Recht  darin,  daß  man  nie  den  wirklichen 
Bedürfnissen  der  Jugend  auf  den  Grund  gegangen  sei,  und  nun  versucht  er,  das  Wesen 
der  Jugend  zu  zeichnen.  „Die  Jugend  ist  das  Alter  der  tiefstgehenden,  stärksten 
Schmerzen.  Die  von  ihrer  Leichtfertigkeit  sprechen,  sind  nie  jung  gewesen  oder  haben 
es  längst  vergessen",  so  wird  (S.  33)  zitiert.  Es  ist  sch%p,  daß  er  aus  der  ihm  so 
fremden,  und  auch  mehr  lärmenden  als  tiefen  Welt  des  erwähnten  Dramas  die  Forderung 
des  Sohnes  an  den  Vater:  „Nimm  mich  ernst!"  zu  der  seinen  macht.  Energisch  sind 
die  Absagen  an  das  stumpfe  oder  einseitige  Bürgertum,  und  diese  Ausführungen  steigern 
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sich  zu  einem  Wort,  das  über  das  Bach  hinauswächst:  „Wenn  unser  Geschlecht  die 
Söhne  hätte,  die  es  verdiente,  wo  blieben  wir!"  (S.  24). 

Es  wird  anderseits  nicht  verwundern,  daß  die  starke  konfessionelle  Bindung  des 
Verfassers  zu  einer  Schranke  werden  kann,  die  gerade  an  entscheidenden  Stellen  den 
Zugang  zum  Werdenden  verhindert.  So  wird  man,  glaube  ich,  schwerlich  weiterkommen, 
wenn  man  in  Nietzsche  „das  Widerspiel  alles  Jugendlichen"  (S.  25)  sieht,  und  über  ein 
ernstes  Problem  mit  einem  Begriff  wie  „Verliebtheit  in  die  Jugend"  (S.45)  hinweggleiten 
will.  Dann  wird  man  von  der  eigenen  Zeit  leicht  überholt,  und  dafür  zeugt  gerade 
diese  Schrift.  Denn  die  Forderungen  des  Verfassers  sind  die  einer  wenn  auch  nicht 
militaristischen,  so  doch  militärischen  Form  der  Jugendpflege,  und  so  sind  die  Teile 
des  Buches,  in  denen  das  Ergebnis  der  Untersuchungen  gezogen  wird,  durch  den 
Zusammenbruch  des  alten  Staates  gegenstandslos  geworden.  Was  jetzt  eigentlich  aus 
der  Jugendpflege  werden  soll,  das  muß  noch  gezeigt  werden,  und  mahnend  klingen 
die  Worte  des  Verfassers,  die  er  in  einem  andern  Zusammenhange  sagt  (S.  31):  „Es 
gibt  Leute,  die  .  .  .  nicht  hören  und  anerkennen  wollen,  weil  sie  sonst  genötigt  wären, 
ihr  ganzes  Verhalten,  ja  ihr  Leben  einer  Prüfung  zu  unterziehen,  von  der  sie  sehr 
richtig  ein  ungünstiges  Ergebnis  erwarten,  das  sie  nötigen  würde,  umzudenken,  umzulernen, 
ja  sich  selbst,  die  sie  so  gewöhnt  sind,  andere  zu  erziehen,  zu  ändern,  was  im  späteren 
Leben  recht  schwer  fällt".  Dr.  Herbert  Kranz. 

Dehn,  Günther,  Großstadljug'end.  Betrachtungen  und  Erfahrungen  aus  der  Welt  der 

großstädtischen   Arbeiterjugend.     (Zentralstelle    für   Volkswohlfahrt).    192  S. 

Berlin,  Carl  Heymanns  Verlag,  1919. 
Schon  der  Aufsatz  des  Verfassers  „Die  Religionslosigkeit  des  Arbeiters  und  ihre 
Ursache",  der  in  der  Akademisch-Sozialen  Monatsschrift  erschienen  war,  hatte  durch 
seine  klare  Erfassung  des  Zuständlichen  Erwartungen  erweckt;  das  vorliegende  Buch 
erfüllt  sie  in  hohem  Maße.  Wie  sehr  es  in  das  Wesentliche  trifft,  erhellt  daraus,  daß 
es,  obwohl  vor  der  Revolution  geschrieben,  in  nichts  von  den  Ereignissen  überholt 
wurde. 

Mann  kann  die  hier  gesammelten  Aufsätze  in  drei  Gruppen  teilen:  einmal  sind 
es  (recht  lebendige  und  geglückte)  Ansprachen  im  Knaben-  und  Jugendverein  sowie 
Arbeiten  zur  Technik  des  Jugendvereinslebens,  dann  Beiträge  zur  Soziologie  der  Groß- 
stadtjugend („Typen  der  Großstadtjugend"  S.  59  ff.,  „Der  Vereinsabend  Bennos  und 
seiner  Genossen"  S.  114  ff.,  „Die  Zwölf-  und  Vierzehnjährigen"  S.  143  ff.),  und  endlich 
grundsätzliche  Erörterungen  („Die  Jugend  und  ihr  Verein"  S.  1  ff.,  „Die  Religions- 
losigkeit des  Arbeiters  und  ihre  Ursache"  S.  35 ff.,  „Arbeiterjugend  und  kirchliche 
Jugendvereine"  S.  50  ff.,  „Helferdienst"  S.  97  ff.).  Uns  hier  haben  die  beiden  letzten 
Gruppen  zu  beschäftigen. 

Es  ist  ein  großer  Mißstand,  daß  wir  einen  Uberfluß  an  Arbeiten  der  normativen, 
und  einen  völligen  Mangel  an  Darstellungen  deskriptiver  Pädagogik  haben.  Es  wäre 
so  wertvoll,  wenn,  anstatt  immer  wieder  aufzustellen,  wie  erzogen  werden  soll,  einmal 
aufgeschrieben  würde,  wie  tatsächlich  erzogen  wird:  das  ergäbe  ein  Bild  der  Zeit, 
das  wohl  alle  aufrütteln  könnte  und  nach  dem  dann  die  notwendigen  Maßnahmen  zu 
treffen  wären.  Alle  Gedankengänge,  die  in  dieser  Richtung  führen,  müssen  wertvoll 
sein;  sind  sie  aber  so  gut  erfaßt  und  geschrieben,  wie  die  Erörterungen  Dehns,'  so 
sind  sie  doppelt  willkommen.  Was  er  über  den  Realschüler,  den  jungen  Kaufmann, 
den  ungelernten  Jugendlichen  und  den  Halbstarken  sagt,  erscheint  uns  wahr;  damit 
ist  die  Bedeutung  des  Buches  gekennzeichnet. 

In  den  grundsätzlichen  Ausführungen  wendet  sich  Verf.  mit  Recht  gegen  die 
ewige  Anwendung  des  bis  zur  völligen  Plattheit  abgenutzten  Satzes:  „Wer  die  Jugend. 
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hat,  der  hat  die  Zukunft",  und  endlich  wird  einmal  gesagt,  daß  man  dabei  gewöhnlich 
die  Zukunft  und  nicht  die  Jugend  haben  will.  „Nie  darf  die  Jugend  Mittel  zum 
Zweck  werden,  und  mag  dieser  noch  so  hoch  und  edel  sein.  Wer  die  Jugend  sucht 
um  ihretwillen,  wird  sie  finden,  alle  andern  haben  ihren  Lohn  dahin.  Sie  haben 
vielleicht  reale  Werte  erlangt,  aber  eine  Kulturaufgabe  im  tieferen  Sinne  haben  sie 
nicht  geleistet"  (S.  1).  So  lehnt  der  Verf.  energisch  die  Versuche  ab,  die  Jugend 
für  abgestempelten  Patriotismus  oder  einen  Militärbetrieb  zu  gewinnen,  und  wir  finden 
die  feine  Bemerkung  über  die  Stellung  eines  Arbeiterjungen  in  der  Jugendkompanie: 
„Man  gehorcht  im  Augenblick,  weil  man  muß,  aber  man  bejaht  nicht  innerlich  den 
Gehorsam"  (S.  16).  Keine  Partei,  links  oder  rechts,  darf  die  Jugend  für  sich  fangen 
wollen:  nur  zu  den  wahrhaft  großen  Tendenzen  darf  die  Jugend  gewonnen  werden. 
„Den  Sozialismus  soll  man  ihnen  verkündigen,  wenn  man  selbst  an  ihn  glaubt"  (S.  1), 
und  zum  Christentume  soll  der  überzeugte  Christ  aufrufen.  So  stellt  denn  der  Verf., 
der  selber  Pastor  ist,  die  sozialistische  und  die  christliche  Jugendpflege  als  die  beiden 
gleichberechtigten  Formen  der  Jugendpflege  hin,  in  denen  der  Jugend  Welt- 
anschauungen entgegentreten,  und  das  ist  zu  billigen. 

Es  muß  sich  erweisen,  um  wessen  Fahnen  sich  die  schöpferische  Jugend  sammeln 
wird.  Geht  sie  aber  nicht  vielleicht  einen  andern  dritten  Weg?  Wir  wollen  nicht 
verhehlen,  daß  wir  über  die  innere  Kraft  einer  Bewegung,  die,  wie  die  Jugendpflege 
hier,  sich  selber  zum  Problem  wird,  skeptisch  denken  müssen  —  aber  die  Berechtigung 
dazu  werden  wir  ausführlich  nachzuweisen  haben.  Dr.  Herbert  Kranz. 

Haarmann,  Hermann  Justus,  Werdende  Männer  in  der  Großstadt.  Herausgegeben 
und  verlegt  von  der  Gesellschaft  für  Gemeinwohl  E.  V.    Cassel  1916.    94  S. 

Die  kleine  Schrift  enthält  zuerst  eine  allgemein  gehaltene  Darstellung  der 
jugendlichen  Entwicklungsjahre  und  setzt  dann  ausführlich  auseinander,  welche  Ein- 
flüsse die  besonderen  Verhältnisse  der  Großstadt  auf  diese  Entwicklung  haben  müssen. 
Aus  dem  Wesen  der  Jugend  heraus  muß  sich  auch  die  Jugendpflege  einstellen; 
sympathisch  berührt  gegenüber  der  um  sich  greifenden  Überschätzung  des  Sports  das 
Verlangen  nach  relativen  und  nicht  nach  absoluten  Leistungen  und  ebenso  die 
Forderung  des  Verfassers  nach  Persönlichkeiten  mit  Führerqualitäten,  die  allein  der 
Jugend  das  geben  können,  was  sie  braucht  und  wonach  sie  selber  verlangt.  ' 

Der  Vortrag  bringt  nicht  eigentlich  Neues,  behandelt  aber  das  Thema  in  gewinnender 
Weise  und  scheint  uns  namentlich  geeignet,  Laien  für  die  Jugendpflege  zu  interessieren. 

Dr.  Herbert  Kranz. 

Schultz,  Clemens,  Gesammelte  Schriften  eines  Jugendpflegers.   Im  Auftrage  der 
Zentralstelle  für  Volkswohlfahrt  herausgegeben  von  Walther  Classen.    151  S. 
Berlin,  Carl  Heymanns  Verlag,  1918. 
Der  Herausgeber  zeichnet  in  dieser  Ausgabe  erst  durch  ein  „Lebensbild",  wie 
Clemens  Schultz  das  wurde,  was  er  war,  und  läßt  ihn  dann  „als  Prediger"  und  als 
„Volkserzieher"   selbst  sprechen.    Weitere,   uns  unwesentlich  erscheinende  Aufsätze 
und  Bruchstücke  werden  unter  den  Überschriften  „Wanderfahrten"  und  „Kernworte" 
gebracht. 

Sehr  interessant  und  dankenswert  sind  die  Materialien  zu  einer  Biographie,  die 
das  Lebensbild  gibt.  Mit  Staunen  sieht  man,  wie  Clemens  Schultz  das  ist,  was  der 
Bürger  eine  „verkrachte  Existenz"  zu  nennen  leicht  geneigt  ist:  mit  sich  selbst  ringend, 
krankend,  ja  neurasthenisch,  mit  der  auch  an  den  ersten  Wandervogelführern  bekannten 
Examensfurcht,  ein  'ewiger  Student',  ein  Eheloser,  der  mit  33  Jahren  schließlich  eine 
äußere  Form  seiner  Existenz  findet  —  und  auf  der  andern  Seite  ein  begeisternder., 
mitreißender  Mann,  wenn  sein  Leben  ihn  durch  Formen  männlicher  Gesellschaft  führt: 
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in  der  Studentenverbindung,  in  engen  Freundschaften  und  endlich  in  seinem  Lebenswerk, 
das  aus  dem  alten  Kreis  der  zwölf  Jüngeren  um  ihn  erwächst.  Es  ist  schwer,  von  dem 
Wirken,  ja  nur  von  dem  Wesen  eines  solchen  Mannes  aus  seinen  Schriften  ein  Bild  zu 
geben,  denn  alles  liegt  in  der  Art,  wie  er  sich  gab.  Was  er  seinen  jungen  Freunden 
von  St.  Pauli  brachte,  wurde  ihnen  allein  dadurch  Inhalt,  daß  es  durch  seine  Mensch- 
lichkeit gegangen  war  —  nun  diese  dahin  ist,  bleibt  nur  das  Verlangen,  die  hier 
übermittelten  Stoffe  wieder  durch  ihn  belebt  zu  sehen.  Denn  es  ist  merkwürdig,  daß 
dieser  erfolgreiche  Volkserzieher  weder  die  auch  im  gedruckten  Wort  bezwingende 
Intensität  Wichern s  noch  einen  Schein  der  Ausdruckskraft  Gotthelfs  besaß:  darin  ist 
er  wohl  der  Sohn  einer  zermürbenderen  Zeit  gewesen,  deren  Schäden  er  abstellen 
wollte,  und  die  ihm  für  sich  selber  keine  Zeit  ließ.  Das  gelebte  Wort,  das  muß  das 
seine  gewesen  sein. 

So  kann  die  Ausgabe  seiner  Schriften  auch  nur  da  fruchtbar  werden,  wo  man 
über  ihren  Inhalt  hinaus  nach  der  Persönlichkeit  des  Verfassers  zu  suchen  bereit  ist, 
wo  nicht"  nachgeblättert  wird,  'wie  man  es  denn  mache'  oder  wie  man  'mit  der  Jugend 
die  Zukunft'  bekomme.  Clemens  Schultz  sagt,  wer  eine  Tendenz  in  die  Jugend  trage, 
der  habe  noch  nie  geliebt  und  sei  keinem  ein  Freund  gewesen,  „denn  beide:  Liebe 
und  Freundschaft  kennen  keine  Tendenz;  wo  sie  versteckte  Absichten  haben,  da  sind 
eben  nicht  Freundschaft  und  Liebe"  (S.  109),  und  er  erinnert  an  die  Stelle  im  Evangelium: 
„Er  nahm  ein  Kind  und  stellte  es  in  ihre  Mitte"  (S.  118). 

Das  Wichtigste  scheinen  uns  die  Bemerkungen  über  „Grundsätzliches  zur  Jugend- 
pflege" (S.  84  ff.)  zu  sein.  Aus  ihnen  ist  freilich  vor  allem  zu  ersehen,  welche  Fehler 
zu  vermeiden  sind,  und  der  „christlichen  Jugendpflege"  ist  in  diesem  Pastor  ein 
ernster  Widersacher  aufgestanden.  Von  solch  erfahrenem  Manne  aber  ist  negative 
Kritik  wertvolle  Kritik,  und  Positives  hat  er  genug  geleistet:  die  Arbeit  eines  ganzen 
Lebens  zeigt  denen,  die  Augen  haben  zu  sehen,  wirklich,  welche  Wege  der  Dienst  an 
der  Jugend  nehmen  muß.  Dr.  Herbert  Kranz. 

Die  Jugendfürsorge  vereine  im  Deutschen  Reich.  Verzeichnis  der  Vereine  zur  Fürsorge 
für  die  gefährdete,  verwahrloste  und  straffällige  Jugend.  II.  Teil.  Heraus- 
gegeben von  der  Deutschen  Zentrale  für  Jugendfürsorge.  Bearbeitet  von  Hildegard 
Böhme  und  Dr.  Käthe  Mende.    S.  211— 37i.    Berlin,  Fr.  Zillessen,  1919. 

Statistik  über  die  Fürsorgeerziehung  Minderjähriger  für  das  Rechnungsjahr  1917 
(1.  April  1917  bis  31.  März  1918)  und  über  die  Zwangserziehung  Jugendlicher 
für  das  Rechnungsjahr  1917.  Bearbeitet  im  Preußischen  Ministerium  des  Innern. 
47  S.    Berlin  1919. 

Siegmund-Schultze,  Friedrich,  Die  Wirkungen  der  englischen  Hungerblockade 
auf  die  deutschen  Kinder.  Sonderheft  der  „Eiche",  Vierteljahrsschrift  für 
Freundschaftsarbeit  der  Kirchen,  Mai  1919.  32  S.  Berlin.  Kommissionsverlag 
von  Fr.  Zillessen. 

Mitteilung  des  Deutschen  Vereins  für  Armenpflege  und  Wohltätigkeit. 

Am  16.  Oktober  findet  in  Berlin  im  Herrenhaus,  Leipziger  Str.  3,  eine  ge- 
schlossene Mitgliederversammlung  statt.  Am  17.  und  18.  Oktober  schließt 
sich  eine  Konferenz  für  freie  Liebestätigkeit,  ebenfalls  im  Herrenhause,  an. 
Einladungen  versendet  die  Geschäftsstelle  des  Deutschen  Vereins  für  Armenpflege* 
und  Wohltätigkeit,  die  sich  jetzt  in  Frankfurt  a.  M.,  Stiftstr.  30  III,  befindet. 


Für  die  Redaktion  verantwortlich:  Prof.  Klumker,  Wilhelmsbad  bei  Hanau.  — 
Carl  Heymanns  Verlag,  Berlin  W.  —  Gedruckt  bei  Julius  Sittenfeld,  Buchdrucker  ei,  Berlin  W. 
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XX.  Jahrgang 


Alle  für  die  Schriftleitung  bestimmten  Sendungen  werden  an  die  Zentralstelle  für  Armenpflege  und 
Wohltätigkeit,  Frankfurt  a.  M.,  Stiftstraße  30  II,  die  für  die  Expedition  bestimmten  Sendungen 
nach  Berlin  W,  Aiauerstraße  43/44,  erbeten. 

Die  Umbildung  der  Sittenpolizei. 

Von  Max  Quarck,  Frankfurt  a.  M. 

Unter,  der  Einwirkung  des  Krieges  hat  sich  in  den  allerletzten  Jahren 
auch  auf  dem  Gebiet  der  Sittenpolizei  eine  rascher  als  früher  fortschreitende 
Bewegung  geltend  gemacht.  Die  Arbeiten  des  Reichstagsausschusses  für 
Bevölkerungspolitik  aus  den  Jahren  1917/18,  die  dort  allseitig  gewonnene 
Überzeugung,  daß  man  das  Vergehen  einer  sogenannten  Gewerbeunzucht 
nicht  mehr  aufrechterhalten  könne  und  in  den  Prostituierten  kranke  und 
fürsorgebedürftige  Personen,  statt  von  vornherein  straffällige  Frauen  sehen 
müsse,  hatten  tüchtig  vorgearbeitet.  Es  gab  fruchtbare  öffentliche  Aus- 
einandersetzungen um  die  Beschlüsse  des  Ausschusses  (vergleiche  den 
Bericht  über  die  Tagung  am  10.  und  11.  Oktober  1918  in  Frankfurt  a.  M. 
über  Gefährdetenfürsorge  und  Unsittlichkeitsgesetzgebung),  an  denen  sich 
alle  auf  dem  Gebiet  interessierten  Kreise  ohne  Ausnahme  beteiligten.  Er- 
örterungen der  Gesellschaft  für  Geschlechtskrankheiten,  der  ärztlichen 
Vereine,  der  Abolition  usw.  brachten  die  Angelegenheit  in  rascheren  Fluß. 
Die  alte,  mit  der  Reglementierung  arbeitende  Sittenpolizei  war  schon 
längst  nicht  mehr  der  Gipfel  der  Weisheit  und  auch  von  den  Behörden 
zum  Teil  aufgegeben.  Man  begann  bereits  die  Reglementierung  umzubauen. 
Polizeiliche  Fürsorge  mit  Hilfe  der  Polizeiassistentinnen  hat  auch  auf 
diesem  Gebiet  ihre  umwälzende  Wirkung  nicht  verfehlt.  Eben  deshalb 
könnte  mir  nun  entgegengehalten  werden,  daß  es  besser  wäre,  den  ruhigen 
Fluß  dieser  Enwicklung  nicht  zu  stören,  das  in  Bewegung  Befindliche  sich 
erst  einmal  ordnen  zu  lassen  und  nicht  immer  mit  neuen  Forderungen 
aufzutreten.  Darauf  ist  zu  erwidern,  daß  wir  gerade  einen  Abschluß  und 
eine  Organisation  anstreben,  die  das  an  vereinzelten  Orten  Erreichte  ver- 
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vollkommnen,  verbessern,  zusammenfassen  und  in  den  Fortschritt  der 
allgemeinen  Fürsorge  einordnen  soll. 

Die  Entschließung  der  Frankfurter  Tagung  hat  dazu  die  Wege  ge- 
wiesen. Ihre  Ausführung  aber  ist  in  der  Zwischenzeit,  die  so  vieles  Not- 
wendige zur  Reife  brachte,  noch  nicht  einmal  in  Angriff  genommen.  Dabei 
steht  man  überall  vor  der  Neuordnung  der  staatlichen  und  kommunalen 
Organisation,  so  daß  es  zur  Geltendmachung  der  Frankfurter  Forderungen 
bei  den  Provinzial-  und  Gemeindeverbänden,  sowie  Gemeinden  sogar 
höchste  Zeit  wird.  Die  Frankfurter  Entschließung  lautet  in  ihrem  grund- 
sätzlichen Hauptteil: 

„Die  Gefährdetenfürsorge  ist  als  Zweig  der  allgemeinen  Wohlfahrtspflege 
anzusehen  und  deshalb  nicht  wie  bisher  in  der  Hauptsache  von  der  Polizei, 
sondern  von  Fürsorgestellen  mit  sozial  geschulten  Hilfskräften  durchzuführen. 
Soweit  polizeiliche  Maßnahmen  erforderlich  sind,  ist  alsbald  die  Fürsorgestelle 
zu  benachrichtigen  und  heranzuziehen.   Die  Fürsorgestelle  soll  im  Einvernehmen 
mit  der  Polizei  im  engsten  Zusammenwirken  der  gemeindlichen  Armen-  und 
Wohlfahrtspflege  und  den  beteiligten  Frauen-  und  konfessionellen  Fürsorge- 
vereinen arbeiten.    Der  krankenpflegerisch  und  sozial  durchgebildeten  Leiterin 
der  Fürsorgestelle  sind  die  Befugnisse  einer  Polizeiassistentin  zu  erteilen.  Zur 
Durchführung  der  Gefährdetenfürsorge  erachtet  die  Versammlung  die  Errichtung 
von  Bewahranstalten  und  Arbeitslehrkolonien  erforderlich,  für  deren  Kosten  die 
großen  Armenverbände  (Landarmenverbände)  aufzukommen  haben." 
Entgegen  diesen  Vorschlägen  ist  die  Gefährdetenfürsorge  bis  jetzt  in  der 
großen  Hauptsache  noch  Sache  der  Polizei  und  oft  lediglich  der  alten, 
ruhig  fortbestehenden  Sittenpolizei  geblieben.    Auch  die  revolutionären 
Behörden  haben  kaum  irgendwelchen  besonderen  Eifer  gezeigt,  dies  grund- 
sätzlich zu  ändern.    Die  Polizei  kann  natürlich  nicht  ganz  ausgeschaltet 
werden.   Sie  ist  und  bleibt  als  örtliche  Sicherheitsbehörde  unentbehrliches, 
technisches  Hilfsorgan  der  Gefährdetenfürsorge,  wie  für  Gesundheits-  und 
Wohnungsfürsorge  auch.    Und  sie  eignet  sich  in  der  volkstümlichen  Zu- 
sammensetzung und  Organisation,  die  ihr  allmählich  der  neue  deutsche 
Volksstaat  geben  muß,  noch  weit  besser  dazu,  als  die  Polizei  des  alten 
Befehlsstaats  mit  ihren  oft  so  unsozial  denkenden  Exekutivbeamten.  Aber 
selbständig  soziale  Hilfe  leisten,  das  kann  die  Polizei  überhaupt  nicht. 
Dazu  ist  sie  weder  sachverständig,  noch  mit  Geldmitteln  ausgestattet. 
Eine  Zuweisung  von  Geldern  für  soziale  Zwecke  an  die  Polizei  führt  im 
Gegenteil  zu  einer  erneuten  Zersplitterung  der  Wohlfahrtspflege.  Wer 
also  mit  uns  den  fürsorgerisch-hygienischen  Charakter  der  Sittenpolizei 
stärker  herausarbeiten  will,  der  muß  sie  nicht  bloß  zur  Provinzial-,  Kreis- 
und  Gemeindeverwaltung  hinüberleiten,  sondern  auch  den  letzten  Schritt 
tun,  die  Gefährdetenfürsorge  von  jedem  polizeilichen  Anflug  zu  entkleiden. 
Der  Ausschuß  für  Petitionen  der  deutschen  Nationalversammlung  unter- 
streicht erfreulicherweise  in  seinem  Bericht  vom  14.  Oktober  1919  den- 
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selben  Gesichtspunkt  wie  folgt:  „Da  es  aber  dringend  notwendig  ist,  daß 
die  gesetzlichen  Bestimmungen,  die  die  Prostitution  betreffen,  einer  gründ- 
lichen Revision  unterzogen  werden,  vor  allen  Dingen  die  Ausübung  der 
nötigen  Schutzmaßnahmen  nicht  in  die  Hände  der  Polizei  gehören  ..." 
Die  Wohlfahrtspflege,  die  sich  dann  als  Trägerin  bietet,  besitzt  die  Sach-  • 
verständigen  oder  kann  sie  bekommen.  Sie  kann  die  Gefährdetenfürsorge 
in  jede  sachlich  dienliche  Beziehung  zu  den  andern  Zweigen  der  Gesund- 
heits-  und  Sittenpolizei  bringen.  Die  Selbstverwaltung  kann  auch  die 
Mittel  zum  Ausbau  beschaffen  und  sachgemäß  verwenden.  Sie  ruft  die 
Polizei  nur  zur  Hilfe,  wenn  ihre  Fürsorgemaßnahmen  nicht  beachtet  werden 
oder  nicht  ausreichen.  Schon  bei  allen  Vorarbeiten  für  die  demokratische 
Umorganisation  der  Selbstverwaltung  muß  dieser  neue  Zweig  gründlich 
berücksichtigt  werden.  So  tritt  an  Stelle  der  Polizeiarbeit  soziale  Pflegearbeit. 
Und  diese  Pflegearbeit  bereichert  sich  sehr  erheblich  durch  die  Aufgabe 
der  Krankheitsbekämpfung,  die  sie  sich  in  der  Hauptsache  setzt.  Das 
Beichsnotgesetz  von  Anfang  Dezember  1918,  das  ich  als  damaliger  Bei- 
geordneter im  Reichsamt  des  Innern  herbeigeführt  habe  und  das  die 
Forderungen  der  Beichstagskommission  für  Bevölkerungspolitik  verwirklicht, 
die  von  dieser  einstimmig  gefaßt  wurden,  ist  die  zwar  noch  sehr  unvoll- 
kommene, aber  in  der  Praxis  recht  gut  brauchbare  Grundlage  für  diese 
hygienische  Arbeit,  die  keinen  Unterschied  mehr  zwischen  kranken  Männern 
und  Frauen  macht  und  sie  alle  gleichmäßig  umfaßt.  Damit  war  der  letzte 
entscheidende  Schritt  zur  Aufgabe  der  einseitigen  Prostituiertenbehandlung 
gegeben. 

Die  in  den  letzten  Jahren  geschaffenen  Fürsorgestellen  für  Gesund- 
heits-  und  Gefährdetenfürsorge  entsprechen  nun  jenen  Erfordernissen  noch 
laoge  nicht  vollständig,  wenn  sie  auch  höchst  beachtenswerte  Anläufe  zur 
Fortentwicklung  sind.  Bestenfalls  sind  sie  nämlich  Fürsorgestellen,  aber 
bei  der  Polizei  mit  allen  polizeilichen  Beschwerungen.  Ich  halte  mich 
dafür  an  die  Organisation  der  beiden  fortgeschrittensten  Polizeipflege- 
stellen oder  Polizeipflegeämter.  Frl.  Pappritz  widmet  ihnen  in 
I  ihrem  stoffreichen  und  verdienstlichen  Sammelband  „Zur  Einführung  in 
das  Studium  der  Prostitutionsfrage"  (Leipzig  1919,  295  Seiten)  starke 
Lobsprüche  als  „Anfang  zu  einem  vereinigten  Fürsorge-  und  Gesundheits- 
amt", vergißt  aber  dabei  doch  die  Kritik  der  polizeilichen  Schlacken,  die 
beiden  Amtern  noch  anhaften.  Es  handelt  sich  um  die  Altonaer  Schöpfung 
vom  Januar  1917  und  um  die  Dresdener  vom  Februar  1919,  die  offenbar 
persönlich  und  sachlich  in  starken  Beziehungen  zueinander  stehen.  Beide 
polizeilichen  Pflegeämter  können  z.  B.  die  Fürsorgeerziehung  erst  durch 
das  gemeindliche  Jugend-  und  Wohlfahrtsamt  „veranlassen",  also  auf 
einem  überflüssigen  Umwege.    §  19  der  Dresdener  Geschäftsanweisung 
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drückt  diesen  verzögernden  und  kräfteraubenden  Vorgang  ganz  richtig 
wie  folgt  aus:  „Es  ist  ungesäumt  mit  den  zuständigen  Stellen  (Stadtrat- 
fürsorgeamt) in  Verbindung  zu  treten."  Kämen  hier  gemeindliche  Für- 
sorgestellen in  Frage,  so  wäre  der  Weg  weit  kürzer  und  einfacher.  Nach 
§  22  derselben  Dienstanweisung  verwaltet  das  Dresdener  Polizeipflegeamt 
Mittel  zu  Unterstützungen,  die  teilweise  auf  einen  vom  Minister  hierfür 
bewilligten,  teilweise  auf  einen  vom  Polizeipräsidenten  aus  einer  Ver- 
fügungssumme bereitgestellten  Betrag  verrechnet  werden.  Welche  Um- 
ständlichkeiten und  Zersplitterungen  und  welch  neue  Gefahr  des  Doppelt- 
gebens, aber  auch  der  ungenügenden  Unterstützung!  Gemeindepflegestellen 
haben  eben  ihre  einheitlich  verwalteten  Etatsmittel  für  solche  Zwecke. 
Beiräte  oder  Verwaltungskommissionen  mit  ehrenamtlichen  Beratern  aus 
der  Bürgerschaft  und  den  Privatvereinen  fehlen  in  beiden  Städten  gänzlich. 
Was  sich  ganz  zwanglos  aus  dem  polizeilichen  Charakter  der  Einrichtung 
erklärt.  Sie  verkehrt  wohl  fortgesetzt  mit  Privatvereinen,  räumt  ihnen 
aber  keinerlei  organische  Mitbestimmung  oder  Beschwerderechte  ein.  Die 
Düsseldorfer  Fürsorgestelle  bei  der  Polizeiverwaltung,  die  bekanntlich 
auch  noch  den  ganzen  Kreis  der  Jugendpflege  umfaßt,  hatte  sich  dagegen 
verständigerweise  schon  nach  ihrem  Jahresbericht  für  1916/17  eine 
„Kommission  zur  Beratung  von  Sittlichkeitsfragen"  gebildet,  allerdings 
nur  als  eine  Abteilung  der  Zentralstelle  für  freiwillige  Liebestätigkeit, 
Sie  steht  also  nicht  innerhalb  der  Amtsstelle  und  arbeitet  auf  Grund  be- 
stimmter Befugnisse  mit,  sondern  steht  außerhalb  der  Polizei  und  ist 
sicher  sehr  stark  nur  auf  das  Verständnis  der  Polizei  angewiesen.  Der 
Bericht  nennt  deshalb  als  Hauptgrund  ihrer  Schaffung  folgenden  Zweck: 
„um  innerhalb  der  fürsorgerisch  tätigen  Kreise  klarer  zu  sehen  und  ein- 
heitlich vorzugehen".  Die  Düsseldorfer  Kommission  ist  also  mehr  eine 
freie  Instanz  zur  Beobachtung  und  Beeinflussung  der  Vereine,  als  eine 
Instanz  innerhalb  der  amtlichen  Organisation  zur  Beeinflussung  oder  Be- 
ratung der  Fürsorgestelle  durch  das  Laienelement.  Kommunale  Beiräte 
und  Deputationen  haben  übungs-  und  gesetzgemäß  stärkere  und  weiter- 
gehende Hechte  und  eine  vielseitigere  Zusammensetzung.  Das  zeigen,  um 
ein  naheliegendes  Beispiel  herauszugreifen,  die  Satzungen  des  städtischen 
Arbeitsausschusses  zur  Bekämpfung  der  öffentlichen  Un Sittlichkeit  (übrigens 
ein  greulicher  Name!)  in  Bielefeld,  die  Bozi  in  Heft  2  der  Schriften 
der  Deutschen  Gesellschaft  für  soziales  Recht  (1917)  mitteilt.  Diese 
Satzungen  lauten: 

§i. 

Die  Aufgaben  des  Ausschusses  sind: 

1.  Die  Ausübung-  von  Schutzaufsichten  über  weibliche  Personen,  die  sich 
freiwillig  unter  Schutzaufsicht  stellen,  nachdem  sie  wegen  sittenwidrigen  Ver- 
haltens polizeilich  verwarnt  worden  sind,  sowie  die  Überwachung  weiblicher 
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Personen,  die  wegen  Sittenübertretung  gerichtlich  verurteilt  sind,  dann  aber 
bedingten  Strafausstand  erhalten  haben  oder  denen  gegenüber  die  Beschluß- 
fassung über  die  Festsetzung  einer  Nachbaft  vorläufig  ausgesetzt  worden  ist. 

2.  Die  Beratung  der  Behörden  über  die  Zweckmäßigkeit  der  gegen  solche 
Personen  einzuleitenden  Maßnahmen. 

§  2. 

Der  Ausschuß  besteht  aus  der  städtischen  Fürsorgerin  oder  ihrer  Vertreterin 
als  Vorsitzenden  und  vier  von  dem  Oberbürgermeister  ernannten  Frauen  als 
Mitglieder.  Er  ist  beschlußfähig,  wenn  seine  Mitglieder  ordnungsmäßig  geladen 
und  wenn  außer  der  Vorsitzenden  mindestens  zwei  von  ihnen  anwesend  sind. 

§  3. 

Der  Ausschuß  bestimmt  die  Personen,  die  zur  Mitarbeit  herangezogen  werden 
sollen  —  Helferinnen  — .  Die  Leitung  der  Arbeiten,  insbesondere  ihre  Ver- 
teilung unter  die  Ausschußmitglieder  oder  Helferinnen,  geschieht  durch  die  Vor- 
.  sitzende.  Sie  hat  den  Ausschuß  allmonatlich  zusammenzuberufen  und  ihm  ihre 
Maßnahmen  zur  Beratung  zu  unterbreiten.  Helferinnen  sind  zuzuziehen,  soweit 
die  von  ihnen  bearbeiteten  Fälle  den  Gegenstand  der  Beratung  bilden. 

Die  Zuziehung  weiterer  Personen  bleibt  dem  Ermessen  der  Vorsitzenden 
überlassen. 

Ungefähr  so,  deshalb  habe  ich  die  Bestimmungen  wörtlich  wieder- 
gegeben, denke  ich  mir  überall  den  Anfang  einer  Vertretung  der  Privat- 
vereine und  des  Laienelements  bei  den  neuen  Fürsorgestellen  für  Ge- 
fährdetenfürsorge.  Der  Hauptnachdruck  liegt  auf  der  Ziffer  2  des  §  1. 
Ob  man  in  §  2  bei  der  Ernennung  der  Mitglieder  durch  den  Oberbürger- 
meister bleiben  soll,  ist  mir  allerdings  zweifelhaft.  Man  könnte  sich  auch 
denken,  daß  entweder  die  Stadtverordnetenversammlung  wählt  oder  daß 
neben  den  von  ihr  gewählten  Mitgliedern  die  bisher  bestehenden  Vereine 
für  Gefährdetenfürsorge  einen  Teil  der  weiteren  Mitglieder  delegieren. 
§  3  ist  ganz  ausgezeichnet  gedacht  und  gefaßt  und  sollte  überall  unver- 
ändert übernommen  werden.  Der  Bielefelder  Ausschuß  ist  freilich  im 
wesentlichen  nur  für  Schutzaufsicht  geschaffen.  Die  Kommissionen  für 
Gefährdetenfürsorge  und  Sittenpflege  müssen  entsprechende  weitere  Zu- 
ständigkeiten erhalten. 

Daß  sozial  geschulte  Hilfskräfte,  auf  die  es  so  außerordentlich  gerade 
hier  ankommt,  viel  leichter  von  einer  sozialen  Gemeindestelle  als  von  der 
Polizei  gewonnen  werden,  beruht  auf  bekannten  Ursachen  und  ist  ein  weiterer 
Grund  für  die  kommunale  Ausgestaltung  der  Sittenpflege,  der  wir  das 
Wort  reden.  Dazu  kommt,  daß  wir  als  Leiterin  für  die  gemeindliche 
Fürsorgestelle  eine  sozial  und  krankenpflegerisch  durchgebildete  Frau  ver- 
langen, die  zwar  die  Befugnisse,  aber  nicht  die  äußere  Stellung  einer 
Polizeiassistentin  hat. 

Daß  eine  kommunale  Stelle  viel  leichter  und  zweckmäßiger  über 
Einweisungen  in  städtische  Krankenhäuser  verfügen  kann  als  eine  Polizei- 


—    214  — . 

stelle,  ist  ebenfalls  einleuchtend.  Dabei  darf  eine  kuriose  und  doch  er- 
klärliche Erfahrung,  die  wir  in  Frankfurt  a.  M.  gemacht  haben,  mitgeteilt 
werden.  Die  erkrankten  Frauen  aus  dem  großen  Publikum,  die  einsichtig 
genug  sind,  sich  von  unserer  Beratungsstelle  zur  schleunigen  Benutzung 
unserer  großen  Krankenanstalten  raten  zu  lassen,  sind  dort  einstweilen, 
bei  freiwilligem  Eintritt,  viel  mangelhafter  untergebracht  als  die  Prosti- 
tuierten, für  die  eben  von  jeher  eine  eigene  Abteilung  mit  vorzüglicher 
technischer  und  organisatorischer  Ausstattung  besteht.  Ist  das  nicht  die 
verkehrte  Welt? 

Unsere  noch  junge  Bewegung  ist  deshalb  in  einer  Erkenntnis  völlig 
einig:  daß  der  Enderfolg  aller  unserer  Mühen  und  Aufwendungen  zu 
einem  sehr  erheblichen  Teil  von  dem  Ausbau  der  vorhandenen  Anstalten, 
vor  allem  der  Krankenhäuser,  sowie  von  der  Schaffung  neuer  Anstalten, 
namentlich  ländlicher  Arbeitskolonien  für  willensschwache  Pfleglinge  und 
die  verhältnismäßig  große  Anzahl  chronisch  Geschlechtskranker,  abhängt. 
Diese  beiden  Gruppen  bilden  ganz  überwiegend  die  schwer  zu  beein- 
flussenden und  zu  behandelnden  Mädchen  und  Frauen  aus  der  Prosti- 
tuiertenwelt. Alle  Berichte  der  Polizeiassistentinnen  münden  in  diese 
Feststellung  ein  und  in  Klagen  über  den  außerordentlichen  Mangel  solcher 
Anstaltsschöpfungen,  die  auch  die  konfessionelle  und  Vereinstätigkeit, 
trotz  ihres  unbestreitbaren  Vortritts  in  unserer  Arbeit,  nicht  in  auch  nur 
entfernt  hinreichendem  Ausmaße  hat  bereitstellen  können.  Die  Stein- 
mühle bei  Frankfurt,  als  Musteranstalt  für  schwer  erziehbare  Knaben,  ist 
eben  eine  ganz  besondere  Leistung  überkonfessionellen  Organisationstalents 
und  sozialer  Auffassung  geblieben.  Wir  müssen  aber  viele  solcher  An- 
stalten für  den  trüben  Best,  namentlich  aus  der  Jugendlichenprostitution, 
haben.  Die  ausreichenden  Mittel  hierzu  können  nach  allen  Erfahrungen 
in  der  Hauptsache  nur  der  Staat,  Provinzen  und  Gemeindeverbände  auf- 
bringen. Dann  sollen  aber  auch  diese  Organisationen  und  nicht  die  alte 
Sittenpolizei  die  Arbeit  leisten  und  die  Erfahrungen  ihrer  Arbeit  für  die 
Anstaltspläne  ausnutzten.  Dann  schöpft  der  Bauende  aus  eigenen,  nicht 
aus  fremden  Erfahrungen  und  baut  vermutlich  freudiger,  besser  und  zweck- 
mäßiger, kann  übrigens  auch  im  kommunalen  Zweckverband  gleichzeitig 
für  die  Bedürfnisse  vieler  Gemeinden  sorgen.  Die  Loslösung  der  Ge- 
fährdete nfür  sorge  von  der  Einzelgemeinde  und  ihre  Übernahme  auf  den 
.Kommunalverband  wird  sich  allmählich  auch  aus  einem  sehr  praktischen 
Grunde  anbahnen.  Eine  Gemeinde,  die  in  der  alten  Art  Kostenersatz 
für  ihre  Aufwendungen  an  Ortsfremde  bei  der  fremden  Gemeinde  versucht, 
zerstört  damit  jede  Möglichkeit  der  Gefährdetenfürsorge.  Die  Familie 
in  der  fremden  Gemeinde  nämlich,  die  wegen  der  Auslagen  der  Gefährdeten- 
fürsorge für  eines  ihrer  verzogenen  Mitglieder  in  Anspruch  genommen 
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wird,  ist  einstweilen  noch  bei  dem  leider  so  stark  verbreiteten  Spießer- 
vorurteil in  ihrer  öffentlichen  Stellung  so  schwer  angegriffen,  daß  sie  alles 
aufwenden  wird,  um  die  Gefährdetenfürsorge  zu  durchkreuzen  oder  ab- 
zulehnen. Man  denke  sich,  daß  ein  ehrenhafter  Schwarzwaldbauer  von 
Frankfurt  a.  M.  für  die  Kosten  der  Gefährdetenfürsorge  an  seiner  Tochter 
in  Anspruch  genommen  werden  soll.  Das  würde  nur  zu  schlimmsten 
Konflikten  führen,  aber  wenig  finanziellen  Ertrag  versprechen.  Die  Über- 
nahmen solcher  Kosten  auf  möglichst  große  Verbände  drängt  sich  gerade- 
zu auf. 

Den  Staat  habe  ich  nicht  ohne  Absicht  mitgenannt.  Er  wird  in 
der  Regel  kaum  als  direkter  Anstaltsunternehmer  auftreten,  höchstens  im 
Land,  aber  kaum  im  Reich.  Dagegen  kann  er  nach  dem  oben  Aus- 
geführten sehr  wohl  als  Kostenträger  in  Frage  kommen.  Was  aber  das 
Reich  angeht,  so  hat  es  erfreulicherweise  durch  die  Weimeraner  Ver- 
fassung vom  11.  August  1919  die  Zuständigkeit  für  die  Gesetzgebung 
über  Jugend-  und  Gesundheitspflege  erhalten,  kann  also  in  dem  neuen 
Reichsjugendpflegegesetz,  das  wir  sehr  bald  von  ihm  erwarten,  Ent- 
scheidendes zur  Förderung  unserer  Bestrebungen  beitragen.  Außerdem 
aber  sollten  sich  unter  dem  neuen  Volksstaat  alle  Staatsregierungen 
möglichst  vor  einem  Fehler  des  überwundenen  Systems  hüten.  Sie 
exzellierten  nämlich,  allen  voran  die  preußische,  in  sehr  schönen  Erlassen, 
in  denen  stellenweise,  je  nach  dem  Bearbeiter  im  Ministerium,  ganz 
prächtige  Anweisungen  zur  Ausgestaltung  der  sozialen  Fürsorge  gegeben 
wurden.  Nur  setzte  die  Ausführung  dieser  Anweisungen  meist  voraus, 
daß  dringend  notwendige  Anstalten  und  Einrichtungen  erstellt  und  Mittel 
dafür  angewiesen  wurden.  Diesen  unendlich  schwereren  Teil  der  Arbeit 
pflegten  aber  die  früheren  Regierungen  regelmäßig  und  huldvollst  den 
Provinzen,  Kreisen  und  Gemeinden  sowie  der  privaten  Opferwilligkeit 
zu  überlassen,  worauf  sich  dann  wieder  der  bekannte  Mißbrauch  des 
indirekten  Kaufs  von  Titeln  durch  soziale  Schenkungen  aufbaute.  Von 
diesem  System  des  Abschiebens  rührt  unter  anderem  auch  das  Uber- 
gewicht der  konfessionellen  Anstalten.  Die  Konfessionen  waren  rühriger 
und  opferwilliger  als  die  Regierung  und  auch  die  Gemeinden.  Die 
bei  uns  wohlbekannten  preußischen  Erlasse  vom  23.  November  1917 
und  15.  Juli  1918  sind  Proben  solcher  bequemen  Sozialpolitik.  Sie 
brachten  die  ausgezeichnete  Möglichkeit,  bei  den  Schöffengerichten  die 
Überweisung  sozial  Gefährdeter  an  die  Landespolizeibehörde,  also  ins 
Arbeitshaus,  auszusetzen,  wenn  sich  die  Verurteilten  der  Schutzaufsicht 
unterstellten.  Aber  um  die  Organisation,  die  Mittel  für  die  Schutz- 
aufsicht, machte  man  sich  in  der  Regierung  keine  Gedanken.  Sorge  man 
also  dafür,  daß  bei  dem  Reichsgesetz  zur  Vereinheitlichung  der  Jugend- 
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pflege  und  über  Errichtung  der  Wohlfahrtsämter  nicht  wieder  der  eine 
nur  kommandiert  und  der  andere  nur  zahlt.  In  diesem  Gesetz  werden 
unbedingt  auch  die  Bestimmungen  stehen  müssen,  die  eine  Fortführung 
der  Gefährdetenfürsorge  über  das  jugendliche  Alter  hinaus  ermöglichen. 
Dab.ei  bleibt  die  Hauptforderung  aller,  die  es  ernsthaft  und  gründlich 
meinen,  die  Erweiterung  des  Pfleglingskreises  über  die  alte  sittenpolizei- 
liche Beschränktheit  auf  Prostituierte,  das  heißt  also  die  Einbeziehung 
auch  der  geschlechtskranken  Männer  jeden  Alters  in  die  Gefährdeten- 
und  Sittenfürsorge.  Für  alte  Polizeigemüter  klingt  das  einfach  un- 
geheuerlich, wie  ich  wohl  weiß.  Aber  ebenso  fest  steht,  daß  sich  keine 
auch  nur  irgendwie  ernsthafte  Gefährdetenfürsorge  und  Sittenpflege  im 
modernen  Sinne  ohne  diese  Erweiterung  des  betroffenen  Personen- 
kreises durchführen  läßt.  Alles  andere  ist  von  vornherein  nicht  bloß 
erbärmliche  Halbheit  und  sachliches  Fiasko,  sondern  ausgesprochene  und 
bewußte  gesellschaftliche  Heuchelei,  verschärft  durch  den  Standpunkt 
des  einseitigsten  Männerrechts.  Darüber  ist  kein  Wort  mehr  zu  verlieren, 
und  die  ganze  ernsthafte  Literatur  ist  ein  einziger  Beweis  für  die  Richtig- 
keit dieser  Forderung.  Zu  dieser  Einsicht  war  denn  auch  das  alte 
Regime  dicht  vor  seinem  Sturz  endlich  in  seinen  bekannten  Vorlagen  an 
den  Reichstag  und  den  Ausschuß  für  Bevölkerungspolitik  gekommen. 
Wenigstens  was  die  Prostitution  anbetraf;  mit  dem  indirekten  Geburten- 
zwang und  der  Ablehnung  der  sogenannten  sozialen  Indikation  im  Gesetz- 
entwurf über  das  Verbot  empfängnisverhütender  Mittel  und  der  künst- 
lichen Abtreibung  ist  das  alte  Regime  dagegen  noch  vollkommen  die 
alten  Wege  der  einsichtslosen  Bevormundung  gewandelt  und  hat  einen  ganz 
erheblichen  Teil  der  Verbitterung  mitgeschaffen,  die  sich  schließlich  am 
8.  November  1918  in  der  Revolution  entlud.  Ich  habe  vor  dieser  Methode 
auf  der  Frankfurter  Tagung  noch  am  11.  Oktober  mit  den  Worten  ge- 
warnt (Gefährdetenfürsorge  und  Sittlichkeitsgesetzgebung.  Bericht  über 
die  Tagung  am  10.  und  11.  November  1918  in  Frankfurt  a.  M.  Reitz 
und  Köhler  Verlag,  Heinrich  Tiedemann,  Frankfurt  a.  M.,  1919,  S.  76): 

„Was  aus  dem  Bedürfnis  des  Volkes  heraus  sich  ergibt,  das  kann  höchstens 
zurückgedrängt,  eingeschränkt,  des  Ventiles  zur  Entladung  beraubt  werden; 
aber  dadurch  wird  der  Anspannungszustand  gesteigert,  nicht  vermindert  werden, 
und  es  ist  politisch  und  ökonomisch  höchst  verhängnisvoll,  solche  AVege  zu 
gehen.  Das  wissen  wir  von  anderen  Gebieten.  Gerade  diese  hochpolitischen 
Tage  mahnen  eindringlich  daran,  daß  Einheit  zwischen  Volksbedürfnissen  und 
Gesetzgebung  und  Verfassung  hergestellt  werden  muß,  und  es  wäre  höchst 
verkehrt,  daneben  auf  diesem  intimsten  Gebiet  alte  falsche  Wege  zu  gehen. •' 

Wer  hat  damals  auf  solche  Warnungen  gehört?  Nun  leisten  aber 
die  Vorschriften  für  die  Arbeit  des  Dresdener  Pflegeamts  verwunder- 
licherweise noch  sehr  Beträchtliches  in  der  Verkennung  des  Zusammen- 
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hangs  zwischen  männlichen  und  weiblichen  Geschlechtserkrankungen.  Im 
Vorgehen  gegen  Frauen  schwebt  ihnen  ganz  offensichtlich  fast  ausschließlich 
der  Kampf  gegen  die  verfehmte  Prostituierte,  und  zwar  nach  dem  ältesten 
Programm  der  übelsten  Einseitigkeit  vor.  Als  Fortschritt  wird  lediglich 
die  nur  ganz  ausnahmsweise  zugelassene  häusliche  Behandlung  vorgesehen, 
aber  offenbar  nur  für  sogenannte  bessere  Prostituierte,  die  wohl  in  §  12 
gemeint  sind.  Dieses  Klassenprivilegium  wird  davon  abhängig  gemacht, 
daß  sich  die  privilegierte  Kranke  der  Beaufsichtigung  der  Pflegerinnen 
unterwirft  und  außerdem  den  behandelnden  Arzt  ausdrücklich  seiner 
Schweigepflicht  den  Beamtinnen  gegenüber  entbindet.  Sehr  schön!  Ein 
begrüßenswerter  Anfang  mit  der  Beseitigung  der  ärztlichen  Schweigepflicht 
im  Kampf  gegen  die  Geschlechtskrankheiten.  Bekanntlich  haben  umgekehrt 
die  Ärzte  mit  der  Rücksicht  auf  ihre  Privatkunden,  die  man  ihnen  schuldig 
sei,  die  Aufrechterhaltung  der  Schweigepflicht  gefordert.  Man  sieht  aber: 
es  geht  auch  anders.  Freilich  wird  der  Dresdener  Fortschritt  nur  im 
Kampfe  gegen  die  Prostituierten  gemacht.  Er  soll  die  furchtbare  Schärfe 
des  einseitigen  Vorgehens  gegen  Frauen  ähnlich  mildern,  wie  sie  die  dem 
Ausschuß  für  Bevölkerungspolitik  vorgelegten  Reichsbestimmungen  über 
die  Prostitution  nach  dem  seeligen  System  Kirchner  mildern  wollten. 
Gegen  die  gleichen  Erscheinungen  bei  den  Männern  aber  versagt  die 
Dresdener  Polizeifürsorgestelle  vollkommen,  selbst  bei  Jugendlichen  und 
selbst  bei  Anwendung  des  milderen  Systems.  Denn  §  2  der  Dienstan- 
weisung beschränkt  die  Zuständigkeit  ganz  absichtlich  und  geflissentlich 
auf  a)  alle  Anzeigen  gegen  weibliche  Personen  unter  18  Jahren,  b)  An- 
zeigen gegen  ältere  weibliche  Personen,  c)  Anzeigen  gegen  männliche 
Jugendliche,  aber  (man  hoffe  nicht  zu  schnell!)  nur  wegen  Homosexualität 
und  Zuhälterei.  Mit  Bezug  auf  das  pflegerische  Vorgehen  gegen  einfache 
Geschlechtskrankheiten  auch  nur  der  männlichen  Jugend,  von  der  nicht 
einzusehen  ist,  warum  sie  nicht  genau  so  versorgungsbedürftig  ist  wie 
die  weibliche  Jugend,  gilt  im  Dresdener  Programm  die  alte  abgegriffene 
Männerweisheit:  vacat!  Das  ist  recht  schlimm.  Bei  nichtpolizeilichen 
Einrichtungen  sollte  solche  Einseitigkeit  am  Ende  doch  leichter  zu 
vermeiden  sein,  weil  sie  nicht  mehr  direkt  unter  dem  Bann  der  alten 
sittenpolizeilichen  Auffassung  stehen. 

Die  Loslösung  der  Fürsorgepflegeämter  von  der  Polizei  und  ihre 
Einordnung  in  die  Wohlfahrtspflege  wird  hoffentlich  stark  befördert 
werden  durch  die  Kommunalisierung  der  ganzen  Polizei.  Bekanntlich 
betrieb  Preußen  bis  zur  Revolution  aus  politischen  Gründen  des  Feudal- 
staates die  umgekehrte  Entwicklung.  Es  suchte  den  Staatseinfluß  auf 
die  Selbstverwaltung  durch  eine  rücksichtslos  ausgeführte  Verstaatlichung 
der  Polizei,  sowie  in  direktem  Anschluß  daran   durch  die  berüchtigte 
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Stempelung  der  Bürgermeister  und  Polizeibeamten  zu  „mittelbaren 
Staatsbeamten"  erheblich  auszudehnen.  Von  der  Last  dieses  Alpdrucks 
dürften  jetzt  die  preußischen  Gemeinden  befreit  werden.  Und  wenn 
anläßlich  der  Berliner  Stadtverordnetensitzung  vom  22.  Mai  d.  J.  in 
dem  von  dieser  Versammlung  eingesetzten  Ausschuß  der  Stadt- 
Medizinalrat  Dr.  Weber  gemeint  hat,  die  Anzeichen  sprächen  nicht 
sehr  für  die  baldige  Abgabe  der  staatlichen  Sittenpolizei  an  die  Stadt, 
so  gründet  sich  diese  Annahme  sicher  nur  auf  Äußerungen  des  alten 
Regimes.  Die  süddeutschen  Staaten  aber  haben  niemals  so  ausgesprochen 
wie  Preußen  das  Bestreben  verfolgt,  den  Gemeinden  die  Polizei  wegzu- 
nehmen. Wenn  also  die  Gemeinden  in  ganz  Deutschland  ihre  Polizei 
zurückerhalten  oder  auch  nur  ausbauen,  so  wird  aus  den  oben  ge- 
schilderten innern  Ursachen  vollends  der  einfache  Ubergang  der  Sitten- 
und  Gefährdetenfürsorge  auf  die  Wohlfahrtspflege,  also  die  bloße  Ver- 
schiebung einer  kommunalen  Tätigkeit  von  einem  zum  andern  Ort,  sehr 
viel  leichter  ausgeführt  werden  können.  Dieser  wahrscheinliche  Vorgang 
ist  übrigens  ein  gutes  Schulbeispiel  dafür,  wie  durch  die  gesteigerte 
Demokratie  der  Selbstverwaltung  die  Breite  und  Intensität  der  sozialen 
Fürsorge  gewinnt. 

So  spricht  eigentlich  alles  aus  Theorie  und  Praxis  für  die  Kommu- 
nalisierung der  Sittenpolizei.  Als  einsam  ragende  Säule  der  entgegen- 
gesetzten Anschauung  ist  wenigstens  aus  der  letzten  Zeit  eigentlich  nur 
noch  der  Berliner  Frauenbund  zu  bemerken  gewesen  mit  seinem  Gut- 
achten vom  22.  Juni  1919,  das  wohl  eine  Folge  des  demokratischen  An- 
trags vom  23.  April  d.  J.  an  die  Berliner  Stadtverordnetenversammlung 
war,  „den  Magistrat  zu  ersuchen,  die  erforderlichen  Schritte  zur  Ein- 
richtung eines  Pflegeamtes  für  sittlich  gefährdete  Frauen  und  Mädchen 
zu  tun".  Vielleicht  gab  dieser  Antrag  sogar  zu  dem  ablehnenden  Gut- 
achten des  Frauenbundes  mit  dadurch  Veranlassung,  daß  er  die  „sittliche 
Gefährdung"  allein  betont,  die  Erkranktenfürsorge  ganz  außer  acht  läßt 
und  nach  der  alten  Schablone  wieder  nur  von  Mädchen  und  Frauen  als 
einzigen  Objekten  der  neuen  Fürsorge  spricht.  Das  mochte  den  Frauen- 
bund ermutigt  haben,  seine  konfessionell  sittlichen  Gesichtspunkte  nun- 
mehr noch  stärker  zu  vertreten,  weil  er  auf  freundnachbarliche  Gesinnungs- 
gemeinschaft rechnen  zu  können  glaubte.  Die  Verhandlung  des  Antrags 
im  Plenum  der  Stadtverordneten  am  19.  Juni  d.  J.  zeigt  allerdings,  daß 
die  große  Mehrheit  der  Berliner  Stadtvertretung  den  Antrag  etwas  moderner 
auffaßte.  Desto  bezeichnender  blieb  es,  daß  die  ganz  schiefe  Fassung 
des  Antrags  von  keinem  Redner,  auch  dem  radikalsten  Unabhängigen 
nicht,  beanstandet  oder  zu  ändern  beantragt  wurde,  daß  von  der  praktisch 
so  notwendigen  Behandlung  von  Männern  und  Frauen  kaum  die  Rede 
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war  und  die  einzige  Sprecherin,  die  ganz  folgerichtig  bis  zu  diesem 
Punkte  vordrang,  die  mehrheitssozialistische  Frau  Dr.  Wygodzinski, 
nicht  als  Sachverständige  zur  Verstärkung  des  Magistrats  benannt  wurde. 
Sicher  hat  das  Gutachten  des  Frauenbundes  auch  für  eine  Reihe  anderer, 
konfessioneller  Sittlichkeits-  und  Rettungsvereine  gesprochen  und  kann 
deshalb  als  die  hoffentlich  letzte  Urkunde  ihrer  Art  etwas  näher  ge- 
würdigt werden,  wobei  jede  Bezugnahme  auf  Persönliches  oder  Politisches 
vollständig  auszuschalten  hat. 

Das  Gutachen  hält  die  Errichtung  eines  Pflegeamtes  für  die  größte  Stadt 
Deutschlands  und  damit  den  Ubergang  von  der  alten  Vereins-  zur  neuen 
Kommunalfürsorge  „nicht  als  zwingend  notwendig  erwiesen".  Seine  Gründe 
lassen  sich  auf  die  einfache  Formel  bringen :  „Es  ist  bisher  gegangen,  es  wird 
auch  weiter  gehen."  Der  evangelische  Frauenbund  in  Verbindung  mit  dem 
katholischen  Caritasverbande  und  mit  gelegentlicher  Inanspruchnahme  des 
jüdischen  Hilfsbundes  *)  hat  als  private  Fürsorgestelle  der  Berliner  Sitten- 
polizei im  alten  Stil  mit  großem  Eifer  gedient.  Im  Jahre  1917  waren  von  ihm 
im  ganzen  1073  Fälle  zu  bearbeiten,  von  denen  891  evangelisch,  152  katho- 
lisch und  36  mosaisch  oder  dissidentisch  waren.  Wie  seltsam  in  diesem 
Zusammenhang  jede  Scheidung  nach  Konfessionen  wirkt,  darauf  soll 
absichtlich  nicht  weiter  eingegangen  werden.  Jedenfalls  war  es  für  das 
Berliner  Babel  ein  verschwindend  kleiner  Teil  der  gefährdeten  Fürsorge- 
bedürftigen, selbst  auch  nur  der  Jugendlichen  bis  zum  18.  Jahre.  Das 
Gutachten  sagt  über  die  Art  der  Hilfe,  die  vom  Hilfsbund  geleistet 
werden  konnte,  gar  nichts,  obgleich  ein  Nachweis  darüber  doch  eigentlich 
das  Entscheidende  für  die  Bedürfnisfrage,  ob  Verein  oder  Amt,  wäre. 
Ob  die  einzige  Berliner  Polizeiassistentjn  den  wünschenswerten  Einfluß 
auf  die  Vereinsfürsorge  besitzt,  da  sie  nun  einmal  bisher  die  einzige  für 
diese  Mitarbeit  in  Betracht  kommende  Person  wäre,  läßt  sich  aus  dem 
Gutachten  ebenfalls  nicht  erkennen.  Unseres  Wissens  ist  ihr  keinerlei 
Funktion  auf  diesem  Gebiet  zugewiesen.  Daß  in  Berlin  noch  vieles  zu 
bearbeiten  ist,  geht  aus  dem  Vorschlag  des  Gutachtens  hervor,  daß 
zwar  kein  städtisches  Pflegeamt  für  Gefährdete,  aber  „recht  bald"  ein 
städtisches  Gesundheitsamt  „zweckdienlich"  sei.  Bis  zum  Abschluß  der 
mit  der  Polizeibehörde  notwendigen,  aber  offenbar  noch  von  keiner  Seite 
eingeleiteten  Verhandlungen  zwecks  Übernahme  der  gesamten  Prosti- 
tuiertenüberwachung dürfte  (wörtlich  nach  dem  Gutachten)  die  Einstellung 
„einer"  Ärztin  am  Platze  sein,  damit  „alle"  Fürsorgevereine  sie  heran- 

*)  So  beschreibt  wörtlich  der  Hilfsbund  die  Zusammenarbeit.  Bei  der  Be- 
sprechung dieser  Dinge  im  Deutschen  Ausschuß  für  Gefährdeten-Fürsorge  am  15.  Okt. 
d.  J.  im  Sitzungssaal  des  preuß.  Ministeriums  des  Innern  mußte  die  hervorragendste 
Vertreterin  der  katholischen  Vereinigungen  erklären,  daß  sie  davon  nichts  wisse. 
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ziehen  könnten.  Man  fragt  sich  dabei,  zu  welcher  Überlastung  dieser 
einzigen,  erst  noch  zu  schaffenden  Hilfe  es  sofort  kommen  müßte,  wenn 
sie  auf  den  zwei  Augen  einer  einzigen  Ärztin  stehen  würde.  Bis  jetzt 
hat  der  Hilfsbund  mit  konfessionellen  und  Laienkräften  gearbeitet,  über 
deren  Zahl  und  Wirkungsbereich  von  ihm  keine  Angabe  gemacht  wird. 
Man  kann  das  Fehlende  nur  daraus  erraten,  daß  für  den  Fall  des  Aus- 
baues der  Berliner  Gefährdetenfürsorge  durch  Schutzaufsicht,  die  danach 
bisher  ebenfalls  fehlte  oder  nur  unvollkommen  geleistet  werden  konnte, 
und  für  den  Fall  der  Belassung  auch  dieser  Tätigkeit  beim  privaten 
Hilfsbund,  von  diesem  eine  ganze  eigene  Berufsschwester  für  die  neue 
Arbeit  eingestellt  ist  und  daß  er  auf  einen  Appell  an  die  interkonfessio- 
nellen Vereine  im  Juli  dieses  Jahres  die  Zusage  von  nicht  mehr  als 
20 — 30  ehrenamtlichen  Helferinnen  für  ganz  Berlin  erhielt.  Die  Kräfte, 
mit  denen  der  Hilfsbund  vor  diesem  Ausbau  arbeitete,  müssen  also  noch 
bescheidener  gewesen  sein  —  für  eine  Bevölkerung  von  Millionen!  Aber 
selbst  für  diesen  ungeheuer  bescheidenen  Ausbau,  dessen  geringe  Aus- 
messung im  Verhältnis  zur  Größe  der  Aufgabe  eben  in  der  alten  Form 
der  privaten  Vereinsorganisation  begründet  ist,  getraut  sich  der  Hilfs- 
bund keineswegs  die  Mittel  aufzubringen.  Das  spricht  natürlich  nicht 
gegen  seine|Opferwilligkeit,  sondern  im  Gegenteil  für  seine  klare  Einsicht 
in  die  äußerst  beschränkten  finanziellen  Möglichkeiten  eines  Vereins,  und 
vollends  eines  konfessionellen,  in  der  Reichshauptstadt.  Er  sieht  sich 
deshalb  gezwungen,  für  eine  kräftige  Subvention  der  Gemeinde  von  vorn- 
herein zu  plädieren.  Wäre  es  aber  dann  nicht  viel  wirtschaftlicher  und 
durchgreifender,  wenn  eine  behördliche,  am  besten  eine  kommunale  Für- 
sorgestelle von  Haus  aus  die  Arbeit  übernähme,  indem  sie  sich  mit  hin- 
reichenden öffentlichen  Mitteln  einerseits  und  ehrenamtlichen  Beiräten 
aus  den  Vereinen  und  der  Bürgerschaft  andererseits  für  die  gehobene 
Gefährdeten-  und  Sittenpflege  ausrüstete?  Eine  Verbeugung  vor  dieser 
Form  höchster  Leistungsfähigkeit  macht  das  Gutachten  ja  doch,  indem 
es  als  Mittelpunkt  der  künftigen  hygienischen  Fürsorgetätigkeit  für  Berlin 
ein  kommunales  Gesundheitsamt  vorschlägt.  Warum  wollen  wir  den 
natürlichen  weiteren  Schritt  zu  einem  kommunalen  Pflegeamt  für  Ge- 
fährdete nicht  ebenso  gemeinsam  gehen?  Das  Gutachten  des  Hilfsbundes 
schlägt  noch  am  Schluß  selbst  eine  wesentliche  Organisationsgrundlage 
für  die  modern  behördliche  Neugestaltung  der  Berliner  Gefährdeten- 
fürsorge vor,  nämlich  „die  Bildung  eines  Ausschusses  unter  der  Ober- 
leitung eines  Magistratsvertreters,  welchem  die  künftige  städtische  Ärztin 
und  die  mitarbeitenden  Vereine  angeschlossen  sind".  Also  ebenfalls  eine 
Mischung  und  Vereinigung  städtischer  und  privater,  behördlicher  und 
ehrenmitgliedlicher  Elemente,  die  nur  noch  mit  höchst  unzureichenden 
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Geldmitteln  ausgestattet  bleibt.  Das  ist  ihre  unbestreitbare  Eigentümlich- 
keit. Von  da  bis  zur  ausreichend  ausgebauten  kommunalen  Fürsorge- 
stelle mit  Vereinsbeirat  ist  nur  noch  ein  Schritt,  allerdings  der  ent- 
scheidende, und  infolge  jener  Anregung  aus  der  Stadtverordnetenver- 
sammlung wird  er  nunmehr  auch  für  Berlin  hoffentlich  bald  getan  werden. 

Der  schon  erwähnte  demokratische  Antrag  vom  23.  April  1919,  dessen 
Fassung  oben  schon  kurz  besprochen  wurde,  hat  dennoch  das  große  Verdienst, 
die  Sache  für  die  Reichshauptstadt  in  Fluß  gebracht  zu  haben.  In  der 
öffentlichen  Stadtverordnetenversammlung  vom  22.  Mai  d.  J.  kam  er  zur 
Verhandlung  und  wurde  durch  Stadtverordnetete  Frau  Friedenthal 
begründet.    Über  die  Zustände  in  Berlin  wurde  dabei  gesagt: 

In  Berlin  liegt  bisher  die  Fürsorge  für  die  gefährdeten  und  gefallenen  (!!) 
Frauen  und  Mädchen  lediglich  in  der  Hand  der  Wohlfahrtsvereine.  Der  Berliner 
Verein  zur  Förderung  der  Sittlichkeit  übernimmt  jährlich  die  Fürsorge  für  etwa 
180  jugendliche  Mädchen,  die  er  zum  Teil  in  dem  Mädchenschutzhaus  in  Nieder- 
schönhausen, das  zugleich  Beobachtungsstation  ist,  unterbringt.  Die  Erfolge 
sind  durchaus  zufriedenstellend,  da  nur  etwa  5%  in  Anstalten  oder  Fürsorge 
untergebracht  werden  müssen.  Auch  die  konfessionellen  Vereine  üben  Fürsorge 
an  den  Gefährdeten  und  Gefallenen.  Die  Privattätigkeit  kann  aber  in  keiner 
Weise  für  die  große  Stadt  Berlin  genügen.    (Sehr  richtig!) 

Offenbar  ist  diese  Darstellung  von  dem  außerordentlichen  Manko  der 
fÜTsorgerischen  Tätigkeit  in  Berlin  Veranlassung  gewesen,  daß  der  Berliner 
Frauenbund  sein  schon  besprochenes  Gutachten  entweder  aus  freien  Stücken 
erstattete  oder  zu  seiner  Erstattung  vom  Berliner  Magistrat  aufgefordert 
wurde.  Daß  seine  Erwiderung  den  betrübenden  Tatbestand  nur  bestätigen 
konnte,  haben  wir  oben  gesehen.  Leider  blieb  die  Begründerin  des  An- 
trags, trotz  aller  zutreffenden  Kritik,  die  sie  an  der  Reglementierung  aus- 
übte, genau  wie  die  von  ihr  kritisierte  Vereinstätigkeit  bei  der  Fürsorge 
für  Frauen-  und  Mädchen  stecken.  Die  Organisation  des  Pflegeamts  aber  sei 
wie  folgt  geplant:  es  soll  dem  Gesundheitsamt  angegliedert  werden  und 
in  enger  Fühlung  mit  der  Sittenpolizei  stehen;  das  heißt  also,  die  Antrag- 
steller wollen  keine  Umbildung  der  Sittenpolizei  in  eine  kommunale  Behörde, 
sondern  eine  neue  kommunale  Behörde  neben  der  alten  Sittenpolizei. 
Auch  dies  muß  als  bedauerliche  Halbheit  des  Berliner  Schritts  bezeichnet 
werden. 

An  der  Spitze  des  Pflegamts  soll  nach  den  Plänen  der  Antragsteller  als 
Leiterin  eine  Frau  mit  guter  allgemeiner  und  Fachausbildung  tätig  sein.  Ihr 
unterstehen,  je  nach  Bedarf,  Beamtinnen  mit  gleicher  Vorbildung  und  ein 
Stab  von  Helferinnen,  die  zum  Teil  von  der  Gemeinde  ernannt,  zum  Teil 
als  freiwillige  Hilfskräfte  von  der  Leiterin  herangezogen  werden.  Frei- 
willige Hilfskräfte  sollen  also  hier  nicht  bloß  mitberaten,  sondern  noch 
Mitarbeiterfunktionen  ausfüllen.    Es  wird  die  Frage  sein,  wie  weit  und 
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wie  lange  sich  das  für  eine  Stadt  wie  Berlin  durchhalten  läßt.  Sehr 
richtig  war  der  Satz  der  Begründerin,  daß  es  eine  Verdoppelung  der 
Arbeit  bedeuten  würde,  wenn  die  jugendlichen  Prostituierten  dem  Jugend- 
amt, die  älteren  dem  neuen  Pflegeamt  überwiesen  würden  —  „alle  diese 
Fälle  müssen  in  einer  Hand  liegen".  Die  Ausführungen  über  das  Ver- 
fahren beim  Pflegeamt  können  wir  übergehen.  Der  Gerechtigkeit  halber 
muß  hier  nur  festgestellt  werden,  daß  sich  Frau  Friedenthal  sehr  energisch 
gegen  jede  Spur  polizeilichen  Charakters  der  neuen  Tätigkeit  wandte.  Die  zum 
Antrag  eingelaufenen  Anträge  aus  der  Versammlung  betrafen,  bis  auf 
einen,  nur  die  formelle  Behandluug  der  Sache.  Der  eine  schlug  vor  zu 
beschließen,  den  Magistrat  zu  ersuchen,  bei  der  preußischen  Landes- 
versammlung zu  beantragen,  schon  vor  der  Übernahme  der  gesamten 
Polizei  in  städtische  Verwaltung  die  Sittenpolizei  abzuzweigen  und  der 
Stadtverwaltung  zu  übergeben.  Darauf  nahm  der  folgende  Redner,  der 
Stadtarzt  Dr.  Weber,  sogleich  Bezug,  indem  er  ausführte: 

Die  Frage  hängt  ferner  zusammen  mit  der  Abschaffung  der  Sittenpolizei  in 
ihrer  gegenwärtigen  Gestalt  und  endlich,  mit  der  Schaffung  eines  Wohlfahrts- 
ministeriums bezw.  eines  Wohlfahrtsamtes.  Wenn  Sie  trotzdem  jetzt  schon  ein 
städtisches  Pflege-  und  Fürsorgeamt  haben  wollen  —  und  mit  Rücksicht  auf 
die  geradezu  erschreckende  Zunahme  der  Geschlechtskrankheiten  unter  dem 
weiblichen  Geschlecht,  und  bei  diesen  wieder  unter  den  jungen  Mädchen,  wäre 
es  in  der  Tat  erwünscht,  ein  solches  Amt  zu  haben  — ,  so  kann  es  sich  dabei 
zunächst  nur  um  ein  Amt  handeln,  das  als  ergänzende  Einrichtung  neben  die 
derzeitige  Sittenpolizei  treten  würde,  und  wir  dürfen  uns  nicht  verhehlen,  daß 
ein  Zusammenarbeiten  dieser  beiden  Stellen  manche  Schwierigkeiten  mit  sich 
bringen  würde.  Als  Endziel  muß  aber  verfolgt  werden  die  Umwandlung  der 
jetzigen  Sittenpolizei  in  ein  Gesundheits-  und  Pflegeamt. 

Damit  war  also  beantwortet,  was  die  Antragsteller  im  unklaren  ge- 
lassen hatten.  Richtig  betonte  der  Stadtarzt  auch  weiter,  daß  ein  gesetz- 
licher Kostenträger  der  Fürsorge  fehle.  Dafür  wird  eben  das  neue  Reichs- 
Jugend-  und  Reichs-Gesundheitsgesetz  zu  sorgen  haben.  Die  nachfolgenden 
Agitationsreden  bieten  nichts  sachlich  Wichtiges.  Allein  Frau  Dr.  Wygo- 
dczinski,  die  vierte  Rednerin,  holte  nach,  was  noch  grundsäztlich  not- 
wendig war  zu  sagen:  daß  das  Pflegeamt  von  den  im  Notgesetz  vom 
11.  Dezember  1918  gegebenen  Möglichkeiten  Gebrauch  machen  müsse,  daß 
also  alle  Personen,  bei  denen  die  Gefahr  bestehe,  die  Geschlechtskrankheiten 
weiter  zu  verbreiten,  zwangsweise  in  Krankenhausbehandlung  überwiesen 
werden  müßten,  wenn  sie  nicht  zur  freiwilligen  Behandlung  zu  bringen 
seien.    Es  war  sehr  sachgemäß,  daß  diese  Rednerin  betonte: 

Davon  können  wir  aus  gesundheitlichen  Gründen  nicht  abgehen.  Dieses 
Gesetz  ist  bereits  vor  der  Revolution  im  Ausschuß  für  Bevölkerungspolitik  an- 
genommen worden,  und  meinen  Parteigenossen  ist  es  damals  gelungen,  an  die 
Stelle  der  Worte  in  dem  Gesetzentwurf  „Unzucht  treibende  weibliche  Personen 
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können  zwangsweise  einem  Krankenhaus  überwiesen  werden"  die  Worte  zu 
setzen:  „Jede  geschlechtskranke  Person,  von  der  angenommen  werden  kann, 
daß  sie  ihre  Geschlechtskrankheit  weiter  verbreitet,  kann  zwangsweise  einer 
Krankenhausbehandlung  überwiesen  werden."  Damit  war  zum  erstenmal  die 
Gelegenheit  gegeben,  auch  geschlechtskranke  Männer  zur  Behandlung  zu  zwingen ; 
damit  war  zum  erstenmal  der  entwürdigende  Unterschied  zwischen  geschlechts- 
kranken  Männern  und  Frauen  aufgehoben.    (Sehr  richtig!) 

Gegen  diese  Unterscheidung  müssen  wir  uns  unbedingt  wehren!   (Sehr  gut!) 

Wir  haben  weiter  kein  Recht,  als  die  Bevölkerung  vor  gesundheitlichen  Gefahren 
zu  beschützen,  gleichviel,  ob  sie  von  Männern  oder  von  Frauen  ausgehen. 

Die  von  mir  hervorgehobenen  Teile  der  Verhandlung  brachten  demnach 
tatsächlich  eine  recht  erfreuliche  Förderung  der  Angelegenheit  für  Berlin. 
Darüber  hinaus  aber  zeugt  es  von  einer  namenlosen  Bescheidenheit  der 
geistigen  Anforderungen  an  die  Berliner  Stadtverordnetensitzungen,  wenn 
der  Stadtverordneten- Vorsteher  Dr.  Weyl  die  Verbreitung  des  wörtlichen 
Berichts  der  ganzen  Verhandlung  damit  begründen  und  durchsetzen  konnte, 
„daß  sich  diese  Verhandlungen  auf  einem  besonders  hohen  geistigen  Niveau 
bewegt  hätten".  Der  Antrag  wurde  einem  Stadtverordnetenausschuß 
überwiesen. 

Nach  seinem  gedruckten  Verhandlungsbericht  vom  11.  Juni  d.  J.  kam 
der  Ausschuß  zu  dem  Ergebnis,  „den  Magistrat  zu  ersuchen,  mit  tunlichster 
Beschleunigung,  unter  Zuziehung  geeigneter  Sachverständiger  (Männer  und 
Frauen)  aus  allen  Kreisen  innerhalb  und  außerhalb  der  Stadtverwaltung 
sowie  von  Vertretern  der  Vororte,  der  Versammlung  eine  entsprechende 
Vorlage  zu  machen,  ferner  bei  der  preußischen  Landesversammlung  zu 
beantragen,  daß  schon  vor  der  Übernahme  der  gesamten  Polizei  in  städtische 
Verwaltung  die  Sittenpolizei  abgezweigt  und  der  Stadt  übergeben  wird". 
Die  letzte  Hälfte  des  Beschlusses  bedeutet  hoffentlich,  daß  Berlin  nicht 
alte  Sittenpolizei  und  neue  Pflegestelle  nebeneinander  bestehen  lassen  will, 
sondern  die  erstere  in  letztere  auflösen  wird.  Im  Ausschuß  wurde  übrigens 
zutreffend  geäußert,  daß  man  mit  der  Einrichtung  des  Pflegeamts  nicht 
zu  warten  brauche,  bis  die  Sittenpolizei  der  Stadt  übertragen  sei.  Es 
müsse  sich  schon  vorher  ein  Zusammenarbeiten  ermöglichen  lassen.  Mit- 
geteilt wurde  außerdem,  daß  nach  Veröffentlichungen  in  der  Fachpresse, 
seitens  gewisser  Ärztekreise,  vornehmlich  derjenigen,  die  bei  der  Sitten- 
polizei tätig  seien,  der  Einrichtung  Widerstand  entgegengesetzt  werde. 
Man  dürfe  sich  hierdurch  aber  nicht  beeinflussen  lassen.  Sonst  brachte 
die  Ausschußsitzung  gar  nichts  zur  Ergänzung  und  Vertiefung  der  Ver- 
handlungen vom  5.  Juni.  Das  Plenum  der  Stadtverordnetenversammlung 
hätte  damals  bereits  ebensogut  von  sich  aus  den  jetzigen  Ausschußantrag 
annehmen  können.  Am  19.  Juni  d.  J.  holte  die  Stadverordnetenver- 
sammlung  diese  damals  versäumte  Arbeit  nach  und  erhob  den  Ausschuß- 
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antrag  nach  einem  rein  formellen  Keferat  des  Stadtverordneten-Vorstehers 
Dr.  Weyl  zum  Beschluß. 

In  der  Reichshauptstadt  muß  ja  die  Umwandlung  der  Sittenpolizei 
um  so  leichter  durchzuführen  sein,  als  der  Leiter  der  Berliner  Sitten- 
polizei, Sanitätsrat  Dr.  Güth,  ein  Sachkenner  erster  Klasse,  durchaus  auf 
der  Seite  der  Kommunalisierung  steht.  In  der  Berliner  Arztekorrespondenz 
Jahrgang  1919  Nr.  26  legt  er  seine  schweren  Bedenken  gegen  die  Bei- 
behaltung der  privaten  Vereinsform  für  die  künftige  Berliner  Fürsorge- 
organisation dar.  Die  Frage  der  Hilfe  in  offener  oder  geschlossener 
Pflege,  die  er  miterörtert,  lasse  ich  hier  als  eine  Frage  zweiter  Ordnung 
beiseite.    Jedenfalls  hat  er  tausendmal  Hecht,  wenn  er  sagt: 

,,in  den  Großstädten  möchten  die  sachlichen  und  persönlichen  Verhältnisse 
es  von  vornherein  fast  unmöglich  erscheinen  lassen,  private  Schutzaufsichtsstellen 
zu  schaffen,  die  eine  größere  Anzahl  von  Schutzaufsichten  nebeneinander  zu 
gleicher  Zeit  durchzuführen  in  der  Lage  wären." 
Und  seine  praktiche  Schlußfolgerung  lautet: 

„ohne  die  Schaffung  besonderer,  großzügig  angelegter,  sowie  personell  und 
materiell  reich  ausgestatteter  behördlicher  Pflegeämter  wird  es  auf  die  Dauer 
kaum  abgehen." 

Möge  der  Berliner  Magistrat  auf  den  Beschluß  der  Stadtverordneten- 
versammlung in  diesem  Sinne  entscheiden. 

Schuldig  wäre  ich  Ihnen  nun  noch  eine  Darstellung  der  Arbeiten, 
die  seit  der  Frankfurter  Tagung  vom  Oktober  vorigen  Jahres  in  dieser 
Stadt  konzentrisch  nach  dem  Ziel  einer  kommunalen  Fürsorge  von  allen 
Seiten,  von  privaten  Vereinen  und  Behörden,  in  ziemlich  erfreulichem 
Einverständnis  geleistet  wurden.  Sie  knüpften  an  an  die  von  der  Landes- 
versicherungsanstalt und  der  Ortskankenkasse  errichtete  Beratungsstelle 
für  Geschlechtskranke.  Diese  wurde  nur  ziemlich  mäßig  benutzt,  weil  sie 
weitab  vom  Zentrum  der  Stadt  lag,  in  viel  zu  enge  Verbindung  mit  der 
Prostituiertenstation  im  Krankenhaus  gebracht  war  und  auf  die  Mitarbeit 
von  Frauen  ganz  verzichtete.  Die  Leitung  der  Frankfurter  Ortskranken- 
kasse, welche  die  Landesversicherungsanstalt  auf  diese  Mißstände  hätte 
aufmerksam  machen  müssen,  hatte  auch  bei  der  Durchführung  dieser 
Eeformeinrichtung  eine  nicht  recht  glückliche  Hand.  Die  Stadtverwaltung 
entwickelte  ebenfalls  in  der  ersten  Zeit  kein  über  das  Technische  hinaus- 
gehendes Interesse.  Erst  als  eine  Vereinigung  Frankfurter  Frauen,  die  aus 
dem  Verband  frankfurter  Frauenvereine  hervorging,  eine  besondere  Be- 
ratungsstelle für  Frauen  in  geschickt  gelegener  Stadtlage  errichtete,  mit 
einer  geeigneten  Frau  als  Leiterin  besetzte  und  sich  die  Hilfe  einer 
weiblichen  Arztin  sicherte,  meldeten  sich  in  immer  größerer  Anzahl  kranke, 
hilfsbedürftige  Frauen.  Nunmehr  gewann  auch  die  Stadt  Interesse  an 
der  Sache  und  half  zum  Ausbau  dadurch,  daß  sie  einen  Teil  der  er- 
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wachsenden  Kosten  übernahm  und  ihre  Einrichtungen  im  Krankenhaus 
hesser  mit  denjenigen  der  Beratungsstelle  im  Innern  der  Stadt  verband. 
Das  inzwischen  ergangene  Reichsnotgesetz  vom  11.  Dezember  1918  gab 
auch  hier  die  nötigen  Handhaben  zur  Einwirkung  auf  die  erkrankten 
Frauen  und  Männer,  die  in  Frankfurt  a.  M.  von  Anfang  an  beide  gleich- 
mäßig ins  Auge  gefaßt  wurden.  Weniger  gelang  ein  Zusammenarbeiten 
mit  der  staatlichen  Sittenpolizei  auf  dem  Polizeipräsidium,  weil  dort  nicht 
nur  die  alten  Polizeivorstellungen  unausrottbar  erschienen,  sondern  zum  Teil 
sogar  von  dem  ersten  revolutionären  Polizeipräsidenten  und  den  Beauftragten 
des  revolutionären  Arbeiterrats  geteilt  wurden.  Der  bei  der  staatlichen 
Sittenpolizei  zugestandene  Frauenbeirat  kam  deshalblange  zu  keiner  ersprieß- 
lichen Tätigkeit,  obgleich  er  sich  auf  dieselben  Personen  stützte, .  die  in  den 
Beratungsstellen  und  in  der  Zusammenarbeit  mit  der  Stadt  sich  bewährt 
hatten.  Jetzt  ist  die  Übernahme  der  ganzen  Arbeit  auf  das  städtische 
Wohlfahrtsamt  geplant,  dessen  Satzungen  diese  Erweiterung  seiner  Tätig- 
keit schon  vorsehen.  Die  Kommunalisierung  der  Polizei  überhaupt  spielt 
natürlich  auch  hier  eine  gewisse  Rolle.  Uber  das  abschließende  Gelingen 
dieser  verdienstvollen  Arbeiten,  bei  denen  einmal  endlich  weniger  nach 
außen  geredet,  als  fleißig  geschafft  wird,  können  hoffentlich  die  Nächst- 
beteiligten sehr  bald  selbst  berichten. 

Nach  alledem  ist  die  Umbildung  der  Sittenpolizei  zur  städtischen 
Wohlfahrtsarbeit  in  ganz  Deutschland  in  verheißungsvollem  Gange.  Sie 
hat  gewiß  neue  fruchtbare  Anstöße  durch  die  Tagung  des  Deutschen 
Ausschusses  für  Gefährdetenfür  sorge  erhalten,  die  am  15.  Oktober  1919 
In  Berlin  stattfand  und  auf  der  dieser  Bericht,  allerdings  ohne  das  letzte 
liier  neu  hinzugearbeitete  Viertel,  zum  Vortrage  und  zur  Besprechung  kam. 


Feste  Unterstützungssätze  oder  freie  Bestimmung? 

Von  Stadtrat  H.  von  Franken  berg,  Braunschweig. 

Bei  der  Regelung  des  Armenwesens  in  Stadt  und  Land  bestehen 
Meinungsverschiedenheiten  darüber,  ob  es  zweckmäßig  ist,  für  die  Be- 
messung der  wöchentlichen,  monatlichen  usw.  Unterstützungen  bestimmte 
Sätze  vorzuschreiben,  oder  es  der  freien  Entschließung  der  zuständigen 
Stellen  (Armenpfleger,  -ausschuß,  -direktion)  zu  überlassen,  wieviel  bewilligt 
werden  soll. 

Umfragen  bei  zahlreichen  Armenverwaltungen  haben  ergeben,  daß 
sowohl  das  gebundene  wie  das  freie  System  eine  große  Reihe  von 
Anhängern  aufweist,  obgleich  die  Mehrheit  der  Auffassung  zuneigt,  daß 
die  Festlegung  auf  bestimmte  Sätze  den  Vorzug  verdiene. 
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Wenn  auch  die  örtlichen  Verhältnisse  bei  der  Durchführung  der 
Armenpflege  stets  ein  sehr  gewichtiges  Wort  mitzusprechen  haben,  so 
handelt  es  sich  hier  doch  um  eine  so  bedeutsame  Frage,  daß  ihre  Be- 
handlung von  allgemeinen  Gesichtspunkten  aus  erwünscht  sein  wird. 

Es  soll  nicht  verkannt  werden,  daß  sich  für  die  freie  Bemessung 
manche  höchst  beachtenswerten  Gründe  ins  Feld  führen  lassen,  und  es 
kann  uns  deshalb  nicht  wundern,  daß  viele  Städte,  die  nach  diesen 
Grundsätzen  arbeiten,  zu  den  überzeugten  Gegnern  einer  Bindung  gehören. 

Als  Hauptwaffe  dient  dabei  der  „Kampf  gegen  die  Schablone", 
der  Hinweis  auf  die  Nachteile,  die  sich  angeblich  aus  einer  gleichmäßigen, 
einheitlichen  Vorschrift  über  die  Unterstützungssätze  ergeben.  Es  wird 
ausgeführt,  daß  bei  der  Verschiedenartigkeit  der  Fälle  das  Aufstellen 
fester  Sätze,  berechnet  nach  der  Kopfzahl  der  bedürftigen  Familien, 
unvermeidlich  zu  Härten  und  Unbilligkeiten  führe,  denen  man  durch  die 
Freigabe  entgehe. 

Darauf  ist  zu  erwidern,  daß  auch  bei  den  festen  Sätzen  eine 
unbedingte  und  ausnahmslose  Bindung  weder  üblich  noch  erwünscht  ist, 
sondern  daß  die  verständige,  zweckmäßige  Handhabung  nur  mit  Durch- 
schnitts- oder  mit  Höchstsätzen  arbeitet,  die  als  Anhalt,  aber  nicht  als 
sklavische  Fesselung  dienen.  Es  versteht  sich  von  selbst,  daß  eine 
kürzlich  erst  durch  den  Tod,  durch  Freiheitsstrafe  des  Ehemannes  oder 
bösliche  Verlassung  von  dessen  Seite  mit  ihren  Kindern  aus  gesicherten 
Verhältnissen  in  bitterste  Not  geratene  Ehefrau  anders  beurteilt  und 
unterstützt  werden  muß  als  eine  schon  seit  langen  Jahren  in  der  Armen- 
pflege stehende,  vielleicht  obendrein  als  arbeitsscheu  bekannte  Familie, 
und  daß  für  Erwerbsfähige  und  für  Ganzinvalide  eine  unterschiedslose 
Monatsgabe  durchaus  verfehlt  und  zweckwidrig  ist.  Dem  herrschenden 
Grundgedanken  der  Anpassung  an  den  Einzelfall  entspricht  es  trotz  des 
gebundenen  Systems,  wenn  sorgfältig  untersucht  wird,  welcher  Betrag  zur 
Deckung  des  notwendigen  Lebensunterhalts  erforderlich  ist,  und  wenn 
danach  die  Entschließung  erfolgt.  Außerdem  pflegt  den  Armenausschüssen 
und  der  leitenden  Armenbehörde  die  Befugnis  vorbehalten  zu  bleiben,  in 
besonderen  Ausnahmefällen  der  Eigenart  der  Verhältnisse  Rechnung  zu 
tragen  und  danach,  wenn  es  nötig  erscheint,  über  die  Regelsätze  hinaus- 
zugehen. Weder  eine  Schädigung  der  Armen  noch  eine  lästige  Ein- 
engung der  Armenorgane  ist  also  bei  Durchführung  dieser  Bestimmungen 
zu  befürchten. 

Ein  anderer  Einwand  gegen  die  festen  Sätze  wird  der  Wandel- 
barkeit und  Veränderlichkeit  derartiger  Normen  entnommen,  die  bei 
einem  Wechsel  der  Lebensbedingungen  nicht  mehr  zutreffen  und  deshalb 
rasch  veralten.    Das  ist  an  sich  vollkommen  richtig,  die  Armenbehörden 
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haben  es  aber  in  der  Hand,  jederzeit  die  Richtigkeit  ihrer  Vorschriften 
nachzuprüfen  und  sie  so  auf  dem  laufenden  zu  halten,  daß  sie  den  tat- 
sächlichen Verhältnissen  entsprechen.  Seit  Ausbruch  des  Krieges  hat 
man  überall  sich  bemüht,  dieser  Schwierigkeiten  Herr  zu  werden,  indem 
man  die  Armentarife  wieder  und  wieder  erhöhte,  ähnlich  wie  es  auch  bei 
den  Sätzen  für  die  Gewährung  der  Kriegsunterstützungen  an  bedürftige 
Familien  Einberufener  durch  die  Anordnungen  der  Reichsregierung  und 
durch  die  Stellungnahme  der  Lieferungsverbände  wegen  der  Zuschuß- 
leistungen geschehen  ist.  Ein  durchschlagendes  Bedenken  kann  hieraus 
ebenfalls  nicht  abgeleitet  werden. 

Wenn  schließlich  die  Behauptung  aufgestellt  ist,  die  Festsetzung 
bestimmter  Mindestsätze  für  den  Unterhalt  („Existenzminimum")  sei 
überhaupt  unmöglich  und  führe  zu  unhaltbaren  Folgerungen,  so  würde 
diese  Auffassung  bei  ihrer  Richtigkeit  auf  eine  Bankrotterklärung  der 
Urteilsfähigkeit  der  Armenbehörden  hinauslaufen.  Die  Schwierigkeit 
einer  gerechten  und  befriedigenden  Lösung  soll  keineswegs  bestritten 
werden.  Bei  gutem  Willen,  an  dem  nicht  zu  zweifeln  ist,  und  bei  der 
nötigen  Geduld  und  sozialen  Einsicht  wird  man  sich  über  angemessene 
Bedarfssätze  verständigen  können,  wobei  die  Rücksicht  auf  den  Einzelfall 
und  auch  die  Beachtung  der  stark  gefährdeten  Finanzlage  der  öffentlichen 
Kassen  die  Voraussetzung  bilden  muß. 

Vergegenwärtigen  wir  uns  auf  der  andern  Seite  die  Vorzüge  der 
festen  Sätze,  so  dürfen  wir  voranstellen,  daß  bei  allem  Vertrauen  in  die 
Erfahrung  und  das  Wohlwollen  der  Armenausschüsse  die  Freigabe  der 
Bemessung  einen  ganz  außerordentlich  weiten  Spielraum  bedeutet,  und 
daß  es  bei  der  Verschiedenheit  der  Menschen  und  Ansichten  in  den 
einzelnen  Bezirkskommissionen  zu  sehr  starken  Abweichungen  voneinander 
kommen  muß.  Je  nach  der  Strenge  oder  Milde  der  Armenpfleger  und 
-ausschüsse  wird  weitherzig  oder  zurückhaltend  bewilligt  werden,  und  die 
aufsichtführende  Behörde  läuft  Gefahr,  die  Übersicht  und  die  Möglichkeit 
einer  sachlichen  Nachprüfung  zu  verlieren.  Sowenig  eine  kleinliche 
Bevormundung  der  Armenorgane  durch  die  Oberbehörde  gewünscht 
werden  kann,  ist  doch  ein  derartiger  Zustand,  der  zu  zahlreichen  Be- 
schwerden der  Armen  aus  dem  einen  Bezirke  unter  Berufung  auf  das 
Verfahren  in  einem  Nachbarbezirk  zu  führen  geeignet  ist,  in  mancher 
Hinsicht  bedenklich  und  birgt  den  Keim  zu  Unzufriedenheit  und  zu 
Streitigkeiten  in  sich.  Es  würde  ganz  begreiflich  sein,  wenn  die  Armen 
aus  denjenigen  Stadtbezirken,  in  denen  die  Bemessung  der  Unterstützungen 
sehr  knapp  und  karg  gehandhabt  wird,  in  die  „mildern"  Bezirke  geradezu 
hineindrängten.  Die  neuerdings  in  verstärktem  Maße  erfolgende  Zuziehung 
von  Frauen  und  von  Angehörigen  des  Arbeiterstandes  zu  armenpflegerischen 
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Ehrenämtern  reicht  nicht  aus,  um  diesen  Ungleichmäßigkeiten  wirksam 
entgegenzutreten,  denn  auch  Armenpflegerinnen  und  -pfleger  aus  Arbeiter- 
kreisen sind  aus  verschiedenem  Holze  geschnitzt  und  durchaus  nicht  alle 
zu  weitherzigen  Zugeständnissen  geneigt,  sondern  bald  bewilligungsfreudig, 
bald  streng  und  zurückhaltend,  wie  es  Anlage  und  Entwicklung  eben 
mit  sich  bringen. 

Die  Nachprüfung  der  Richtigkeit  der  Unterstützungen  spielt  nicht 
nur  für  die  städtische  Armenverwaltung  gegenüber  ihren  einzelnen  Bezirken 
und  Armenausschüssen,  sondern  auch  für  die  Aufsichtführung  über  die 
Gemeinden  und  für  die  erstattungspflichtigen  Stellen  (auswärtige  Orts-  und 
Landarmenverbände)  eine  wichtige  Rolle;  sie  kann  in  armenrechtlichen 
Streitigkeiten  bis  zum  Bundesamt  für  das  Heimatwesen  von  großer 
Bedeutung  sein,  und  das  Zurückgreifen  auf  bestimmte  Sätze  ist  dabei 
zwar  nicht  unentbehrlich,  aber  doch  eine  wesentliche  Erleichterung. 

Es  handelt  sich  übrigens  bei  unserer  Frage  keineswegs  ausschließlich 
darum,  ob  die  Unterstützung  für  eine  bedürftige  Familie  in  Höhe  des 
Segelsatzes  ausgezahlt  werden  soll  oder  nicht,  sondern  die  Aufsteilung 
der  Notbedarfssätze  bringt  es  mit  sich,  daß  die  gesamte  Prüfung  der 
Bedürftigkeit  davon  abhängt,  wie  hoch  sich  das  sonstige^  anrechnungs- 
fähige Einkommen  der  Familie  (an  Verdienst,  Renten  und  anderen 
Bezügen)  stellt,  und  ob  damit  der  Notbedarfssatz  etwa  schon  erreicht 
oder  überschritten  ist.  Um  hierfür  genügende  Anhaltspunkte  zu  gewinnen, 
ist  auch  die  Stellungnahme  zu  der  vielumstrittenen  Vorfrage  notwendig, 
ob  Versicherungsbezüge,  Kriegshinterbliebenenrenten,  Zuwendungen  von 
dritter  Seite,  Legate,  Stiftungsgelder  u.  dgl.  auf  den  Notbedarf  in  vollem 
Umfange,  in  ermäßigter  Höhe  oder  gar  nicht  angerechnet  werden  sollen. 
Es  ist  dringend  wünschenswert,  daß  hierüber  einheitliche  Regeln  innerhalb 
eines  Gemeindebezirks  aufgestellt  werden,  und  daß  es  nicht  dem  Ermessen 
der  einzelnen  Unterausschüsse  und  -bezirke  überlassen  wird,  in  welchen 
Grenzen  sie  die  Anrechnung  vornehmen  wollen.  Stellt  man  aber,  wie  es 
hier  befürwortet  wird,  für  diese  Anrechnung  bestimmte  Grundsätze  auf, 
und  gewährt  man  gleichwohl  den  Armenorganen  völlige  Freiheit  in  der 
Bemessung  der  Unterstützungen,  so  liegt  die  Gefahr  vor,  daß  man  mit 
der  einen  Hand  feste  Linien  zieht  und  sie  mit  der  andern  wieder  ver- 
wischt. Es  ist  zu  billigen,  wenn  in  sehr  vielen  Gemeinden  die  Invaliden- 
und  Altersrenten  nicht  in  voller,  sondern  nur  in  halber  Höhe  auf  die 
Notbedarfsbezüge  angerechnet  werden.  Diese  Regel,  durch  die  den 
Beteiligten  ein  Ansporn  zur  Aufrechterhaltung  und  Wahrung  ihrer  An- 
sprüche aus  der  Versicherung  gegeben  und  .  die  von  der  sozialen  Gesetz- 
gebung beabsichtigte  Entlastung  der  Armenpflege  in  mäßigen  Grenzen 
gefördert  wird,  würde  leicht  empfindlich  in  ihrer  Durchführung  beein- 
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trächtigt  werden,  wenn  die  Ausmessung  des  Notbedarfs  im  Einzelfalle 
den  Armenorganen  anheimgestellt  bleibt;  die  Eentenempfänger  könnten 
dann  nach  menschlichem  Empfinden  nicht  selten  im  Endergebnis  anders 
beurteilt  werden,  als  bei  Erlaß  der  wohlwollenden  Vorschrift  über  die 
halbe  Anrechnung  beabsichtigt  worden  ist. 

Die  fortgesetzt  steigenden  Anforderungen  an  die  Gemeindefinaqzen 
und  die  neu  aufgetauchte  Schwierigkeit,  bei  der  Inanspruchnahme  eines 
großen  Teils  der  Einkommensteuer  für  das  Reich  andere  Quellen  für  die 
Gemeinden  zu  erschließen,  dürfen  selbstverständlich  nicht  dahin  führen, 
den  Armen  das  zu  versagen,  was  ihnen  nach  Recht  und  Billigkeit 
zukommt.  Dennoch  mahnt  die  Lage  der  Dinge  zur  Vorsicht  und  zur 
Vermeidung  aller  Maßregeln,  durch  die  ohne  zwingende  Gründe  eine 
stärkere  Belastung  der  Gemeinden  eintritt.  Dazu  gehört  auch  die  Preis- 
gabe der  festen  Unterstützungssätze,  soweit  sie  bisher  die  Regel  bildeten, 
denn  es  ist  nicht  wahrscheinlich,  daß  Stadtgemeinden  mit  freiem 
Bewilligungsrecht  der  Armenorgane  billiger  als  bei  dem  gebundenen 
System  arbeiten. 

Unter  diesen  Umständen  wird  es  als  empfehlenswert  bezeichnet 
werden  dürfen,  überall  da,  wo  die  Armenunterstützungen  bisher  nach 
festen  Sätzen  bestimmt  wurden,  vorläufig  nicht  von  diesem  Bemessungs- 
verfahren abzugehen. 


Aus  der  Jugendfürsorge  einer  deutschen  Großstadt  in  der  Kriegszeit 

Von  Dr.  Paul  KoeMer,  Stadtrat  a.  D.,  Leipzig. 

In  dem  demnächst  erscheinenden  ersten  Band  des  von  mir  im  Auftrage 
des  Rates  der  Stadt  Leipzig  geschriebenen  Berichts  über  die  „Soziale 
Fürsorge  der  Stadt  Leipzig  in  der  Kriegszeit  1914/1918"  handelt  der 
II.  Teil  von  der  Jugendfürsorge.  Dient  nun  der  Bericht  zunächst 
dem  örtlichen  Zwecke,  die  Leipziger  Bevölkerung  zu  unterrichten,  so  mag 
doch  manches  in  ihm  enthalten  sein,  was  von  allgemeiner  Bedeutung  ist. 
In  besonderem  Maße  darf  dies  vielleicht  von  dem  von  der  Jugendfürsorge 
handelnden  Teile  gelten,  bei  dem  ich  übrigens  mich  über  diejenige  Tätigkeit 
der  Leipziger  Stadtverwaltung  in  der  Kriegszeit  auslasse,  an  der  ich  als 
Vorstand  des  Leipziger  Jugendfürsorgeamts  (jetzt  Jugendamts)  bis  Mitte 
1918  einigen  Anteil  genommen  habe. 

So  will  ich  denn  versuchen,  aus  dieser  Darstellung  das,  was  für  die 
Allgemeinheit  von  Interesse  sein  kann,  herauszuschälen.  Soweit  möglich 
und  zweckdienlich,  soll  die  Wiedergabe  dabei  mit  den  Worten  des  Berichtes 
selbst  erfolgen. 
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Eine  begriffliche  Abgrenzung  der  Jugendfürsorge  von  andereD  Gebieten 
der  Fürsorge  ist  von  verschiedenen  Personen  bei  verschiedenen  Gelegen- 
heiten und  in  verschiedener  Weise  gegeben  worden.  In  der  Vorbemerkung 
des  Berichts  ist  hierzu  gesagt,  daß  wir  unter  Jugendfürsorge  diejenige 
Fürsorge  verstehen,  welche  den  gefährdeten  Jugendlichen  dient,  körperlich 
und  seelisch  schwachen  Kindern  aufhilft,  sich  der  elternlosen  Jugendlichen 
annimmt,  an  Stelle  der  an  sich  zur  Erziehung  Berechtigten,  falls  sie  zur 
Erziehung  nicht  fähig  sind,  die  Ersatzerziehung  übernimmt. 

Abzugrenzen  ist  hiervon  die  Jugendpflege,  die  der  Jugend  in  ihrer 
Gesamtheit,  zumal  der  gesamten  schulentlassenen  Jugend,  dienen,  Körper 
und  Geist  der  Jugendlichen  im  allgemeinen  kräftigen  und  fördern  und 
die  Erziehung  der  Eltern  nur  ergänzen  will.  Freilich  geben  auch  diese 
Begriffsbestimmungen  nur  einen  ungefähren  Anhalt. 

Im  1.,  von  der  Säuglingsfürsorge  handelnden  Abschnitte  des 
Berichts  wird  zunächst  dargelegt,  wie  die  im  Jahre  1906  begonnene  und 
im  Jahre  1913  dem  Geschäftskreise  des  Jugendamtes  angegliederte  offene 
Säuglingsfürsorge  in  der  Form  der  Mütterberatungsstellen  allmählich  aus- 
gebaut worden  ist,  so  daß  sie  gerüstet  war,  als  sie  alsbald  nach  Kriegs- 
ausbruch stark  in  Anspruch  genommen  wurde.  Sodann  werden  die  Ein- 
richtungen und  günstigen  Wirkungen  der  Reichswochenhilfe  während  des 
Krieges  geschildert,  die  von  der  Stadtverwaltung  nach  Möglichkeit  ins- 
besondere dadurch  gefördert  worden  sind,  daß  man  die  städtischen  Mütter- 
beratungsstellen zu  besonderen  Sprechstunden  für  die  hiesige  Ortskanken- 
kasse  bereitstellte.  So  bedeutungsvoll  die  Reichswochenhilfe  für  den 
Säuglingsschutz  aber  war,  so  lag  es  der  Stadtverwaltung  doch  ganz  fern, 
deshalb  etwa  die  diesem  sonst  dienenden  städtischen  Einrichtungen  zu- 
rückgehen zu  lassen;  im  Gegenteil,  man  hielt  es  für  notwendig,  gerade 
in  der  Kriegszeit  mit  ihren  gewaltigen  Menschenopfern,  die  jedes  Leben 
doppelt  wertvoll  erscheinen  ließen,  die  städtische  Säuglingsfürsorge  immer 
weiter  auszubauen,  um  einerseits  denjenigen  Bevölkerungskreisen  zu  helfen, 
welche  an  der  Reichswochenhilfe  keinen  Anteil  hatten,  zum  anderen  aber 
denen,  welche  sie  bezogen,  einen  zeitlich  erweiterten  Säuglings  schütz 
zu  gewährleisten. 

So  wurde  zunächst  vom  Juni  1915  an  neben  der  Fürsorge  für  die 
stillenden  Mütter  und  deren  Kinder  in  den  Mütterberatungsstellen  und 
neben  der  Überwachung  der  unehelichen  Säuglinge  durch  die  Ziehkinder- 
aufsicht eine  Fürsorge  für  die  nicht  gestillten  ehelichen  Säuglinge  der 
minderbemittelten  Bevölkerung  eingerichtet.  Vor  allem  aber  ist  hier  die 
von  der  Leipziger  Stadtverwaltung  im  September  1915  geschaffene  Aus- 
dehnung des  Säuglingsschutzes  auf  das  ungeborene  Kind  durch  Einrichtung 
einer  Schwangerenfürsorge  hervorzuheben.   Die  im  letzten  Drittel  der 
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Schwangerschaft  stehenden  Frauen  und  Mädchen  werden  in  den  Mütter- 
beratungsstellen beraten  und  erhalten  dort  kleine  Mengen  Nahrungsmittel 
sowie,  wenn  sie  bedürftig  und  unterernährt  sind,  besondere  Ernährungs- 
beiträge. Es  kann  nicht  zweifelhaft  sein,  das  diese  Ausdehnung  des 
Säuglingsschutzes  auf  das  ungeborene  Kind,  diese  den  Schwangeren  im 
letzten  Drittel  der  Schwangerschaft  zuteil  werdende  Hilfe  von  großer 
Bedeutung  ist,  und  zwar  sowohl  für  die  Verringerung  der  Sterblichkeit 
unter  den  Säuglingen  als,  worauf  es  ganz  besonders  ankommt,  für  die 
Erzielung  eines  gesunden  und  kräftigen  Nachwuchses.  Es  hat  denn  auch 
diese  von  der  Stadt  Leipzig  wohl  mit  zuerst  unter  den  deutschen  Groß- 
städten geschaffene  Einrichtung  mehrfach  Anerkennung  und  Nachahmung 
gefunden.  Inzwischen  ist  natürlich  die  Arbeit  der  städtischen  Mütter- 
beratungsstellen zugunsten  der  stillenden  Mütter  und  ihrer  Säuglinge  stetig 
weitergegangen.  In  den  Mütterberatungsstellen  sind  vorgestellt  worden 
im  Jahre  1914  fast  x/4  aller  Säuglinge;  im  Jahre  1915,  einschließlich  der 
für  die  Reichswochenhilfe  vorgestellten,  über  die  Hälfte  aller  Neugeborenen; 
im  Jahre  1916  und  im  Jahre  1918  je  über  3/5  und  im  Jahre  1917  sogar 
f/8  aller  Säuglinge.  Hierzu  ist  noch  die  Fürsorge  für  die  nicht  ge- 
stillten ehelichen  Kinder  und  vor  allem  die  Schwangerenfürsorge  in  den 
Mütterberatungsstellen  getreten,  die  in  den  drei  Jahren  1916,  1917 
und  1918  von  zusammen  rd.  8500  Schwangeren  in  Anspruch  genommen 
worden  ist. 

Die  Säuglingssterblichkeit  in  der  Stadt  Leipzig  hat  sich  trotz  der 
ungünstigen  Kriegsverhältnisse  in  der  Berichtszeit  im  allgemeinen  in 
erträglichen  Grenzen  bewegt,  was  sicherlich  mit  auf  die  Maßnahmen  des 
Säuglingsschutzes  zurückzuführen  ist.  Auf  100  lebend  Geborene  sind 
Todesfälle  im  ersten  Lebensjahre  gekommen 

darunter  bei  den 
ehelichen  unehelichen 
im  Jahre  1914:  16,79  %  15,  3  %  22,78  % 

„      „       1915:13,21%  11,81%  18,14% 

„      „      1916:11,91%  10,66  %  16,59% 

„      „      1917:15,13%  13,03%  24,29  % 

„      „       1918:   13,05  %  11,55  %  19,51  % 

Auf  weitere  Einzelheiten  kann  hier  nicht  eingegangen  werden,  ins- 
besondere nicht  auf  die  Einrichtungen  der  geschlossenen  Säuglingsfürsorge, 
auf  Säuglings-  und  Wöchnerinnenheime,  auf  Kinderkrippen  und  Mutter- 
schutzvereine, auf  die  städtische  Kindermilchanstalt,  auf  die  Beschaffung 
von  Säuglingswäsche  u.  dgl.  — 

Der  2.  Abschnitt  des  Berichts  über  die  Kleinkinderfürsorge  zeigt 
zunächst  die  hauptsächlich  der  privaten  Initiative  überlassenen  Schöpfungen 
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,  der  geschlossenen  Kleinkinderfürsorge,  Kleinkinderheime,  Kleinkinder- 
bewahranstalten  und  Kindergärten,  zumal  Volkskindergärten.  Sodann 
wird  dargelegt,  wie  infolge  der  Kriegsyerhältnisse  die  Aufgaben  anhaltend 
gewachsen  sind  und  daß  es  notwendig  erschienen  ist,  dafür  zu  sorgenr 
daß  alle  Mütter,  die  durch  ihre  berufliche  Tätigkeit  an  der  eigenen  Er- 
ziehung und  Beaufsichtigung  ihrer  Kinder  verhindert  waren  und  ins- 
besondere die  außer  dem  Hause  tätigen  Kriegerfrauen  und  Krieger- 
witwen jederzeit  Gelegenheit  hatten,  ihre  vorschulpflichtigen  Kinder  in 
guter  Pflege  unterzubringen. 

Da  bei  der  unaufhörlich  steigenden  Entwicklung  der  Kleinkinder- 
fürsorge und  den  vielen  neuen  Aufgaben  ein  grundsätzlicher  und  dauernder 
Zusammenschluß  der  Kleinkinderbewahranstalten  erwünscht  erschien,  hat 
sich  gegen  Ende  des  Jahres  1917  eine  freie  Vereinigung  der  Leipziger 
Kinderbewahranstalten  gebildet  zum  gemeinsamen  Bezug  von  Lebens- 
mitteln, zum  Austausch  von  Erfahrungen,  zur  Besprechung  grundsätz- 
licher neuer  und  wichtiger  Fragen,  nach  Befinden  auch  zum  Erlaß  ge- 
meinsamer Aufrufe  und  Gesuche,  sowie  zur  Abordnung  gemeinsamer 
Vertreter  zu  Verhandlungen  und  Versammlungen. 

Neben  diesem  Zusammenschluß  der  Kleinkinderbewahranstalten  unter- 
einander ist  aber  auch  zwischen  dem  Jugendamte  und  den  Anstalten  der 
Kleinkinderfürsorge,  vornehmlich  den  Kleinkinderbewahranstalten  und 
Volkskindergärten,  ein©  fortlaufende  Fühlung  geschaffen  worden.  Zwei 
Mitglieder  des  Jugendfürsorgeausschusses,  ein  ärztliches  und  ein  päda- 
gogisches, besuchen  mit  einer  ihnen  beigegebenen  Kleinkinderpflegerin 
die  Anstalten,  besprechen  etwaige  Mängel  mit  den  Anstaltsleitern  und 
regen  nötigenfalls  Beihilfen  des  Jugendamtes  an. 

Endlich  ist  noch  folgendes  zu  erwähnen.  Bereits  vor  dem  Krieg© 
war  hier  die  Frage  erwogen  worden,  ob  es  angezeigt  sei,  die  über  alle 
unehelichen  Kinder  in  anerkannt  vorbildlicher  Weise  (Leipziger  bezw. 
Taubesches  System)  geführte  Ziehkinderaufsicht  auch  auf  eheliche  in 
fremder  Pflege  untergebrachte  Kinder  auszudehnen.  Zunächst  hatte  man 
sich  damit  begnügt,  mit  Beginn  des  Jahres  1911  die  Aufsicht  auf  die 
zusammen  mit  unehelichen  in  einer  Pflegestelle  untergebrachten  ehelichen 
Kinder  zu  erstrecken.  Bei  der  fortgesetzten  Steigerung  der  Zahl  der 
außer  dem  Hause  arbeitenden  verheirateten  Mütter  konnte  man  aber 
auf  die  Dauer  dabei  nicht  stehen  bleiben.  Demgemäß  wurde  mit  dem 
1.  Januar  1918  eine  Aufsicht  des  Jugendamtes  über  die  in  fremder 
Pflege  untergebrachten  ehelichen  Kinder  bis  zum  Eintritt  in 
die  Schule  eingeführt.  Hierunter  fallen  auch  die.  nur  tagsüber  in 
fremder  Pflege  untergebrachten  und   die  bei  Verwandten  befindlichen 
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ehelichen  Kinder.  Im  übrigen  ist  die  bereits  bisher  gültige  Befugnis 
des  Jugendamtes,  jede  Inpflegenahme  fremder  Kinder  zu  verbieten,  auf- 
rechterhalten worden,  und  zwar  sowohl  für  eheliche  als  für  uneheliche 
Kinder  bis  zu  ihrer  Entlassung  aus  der  Schule.  In  absehbarer  Zeit 
wird  übrigens  ähnlich  wie  für  die  Säuglinge  so  auch  für  die  Kleinkinder 
eine  allgemeine  städtische  Fürsorge  einzurichten  sein,  bei  der  die 
Kinder  gesundheitlich  überwacht  und  die  Mütter  über  ihre  Behandlung 
und  Erziehung  beraten  werden.  Von  einem  solchen  Ausbau  der  Klein- 
kinderfürsorge wird  ein  günstiger  Einfluß  nicht  nur  auf  die  Kleinkinder 
selbst,  sondern  auch  auf  das  schulpflichtige  Alter  zu  erhoffen  sein.  — 

Wenn  es  ein  Gebiet  der  sozialen  Fürsorge  gibt,  in  dem  die  Leipziger 
Stadtverwaltung  bahnbrechend  vorgegangen  ist,  so  ist  es  das  der  Für- 
sorge für  die  unehelichen  Kinder,  von  dem  der  3.  Abschnitt  des 
Berichts  handelt.  Seitdem  auf  Taubes  Anregung  hin  von  Mitte  der 
80er  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts  an  in  Leipzig  die  Aufsicht  über 
die  unehelichen  Kinder  mit  der  amtlichen  B erufsvormundschaft 
verbunden  und  diese  Doppelfürsorge  mit  Beginn  des  neuen  Jahrhunderts 
auf  alle  unehelichen  Kinder,  also  auch  auf  die  von  der  eigenen  Mutter 
verpflegten,  ausgedehnt  worden  war,  ist  dieser  Leipziger  Schutz  der  un- 
ehelichen Kinder  in  Wissenschaft  und  Praxis  als  eine  mustergültige  Ein- 
richtung anerkannt  und  in  vielen  Orten  nachgeahmt  worden.  Hat  doch 
auch  die  Leipziger  Einrichtung  im  wesentlichen  den  Anstoß  dazu  ge- 
geben, daß  in  Artikel  136  des  Einführungsgesetzes  zum  Bürgerlichen 
Gesetzbuch  der  Landesgesetzgebung  die  Ermächtigung  erteilt  worden  ist, 
die  im  Bürgerlichen  Gesetzbuch  selbst  übergangene  Berufsvormundschaft 
einzuführen. 

Es  war  nur  ein  kleiner,  aber  doch  nicht  ganz  unwichtiger  Schluß- 
stein des  Gebäudes,  der  im  Jahre  1913  durch  Ausdehnung  der  amtlichen 
(gesetzlichen)  Berufsvormundschaft  des  Vorstandes  des  Jugendamtes  auf 
die  schulentlassenen  unehelichen  Mündel  eingefügt  wurde.  In  den 
nachfolgenden  Jahren,  also  gerade  in  der  Kriegszeit,  galt  es,  die  Ein- 
richtung auszubauen.  Bisher  hat  die  Gruppe  dieser  schulentlassenen 
unehelichen  Mündel  (in  welche  die  über  14  Jahre  alten  unehelichen 
Waisenpfleglinge  und  Fürsorgezöglinge  nicht  mit  eingerechnet  sind) 
alljährlich  um  einen  Jahrgang  zugenommen;  im  Jahre  1920  wird  dit 
Einrichtung  ausgebaut  sein. 

Die  Zahl  der  in  den  Jahren  1914  bis  1918  insgesamt  be- 
aufsichtigten unehelichen  Kinder  unter  14  Jahren  hat  hier 
betragen:  im  Jahre  1914:  13937,  im  Jahre  1915:  14384,  im  Jahre  1916: 
13465,  im  Jahre  1917:  12649,  im  Jahre  1918:  12226. 

\ 
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Der  Bestand  war 


Von  diesen  unterstanden  der  amtlichen 
Berufs  Vormundschaft 


Ende  1914:  10675 
„  1915:  11252 
„  1916:  10944 
,.  1917:  10435 
„     1918:  10290 


9162 
9864 
9647 
9210 
8976 


Hierzu  kommen  die  schulentlassenen  unehelichen  Mündel  der  amt- 
lichen Berufsvormundschaft,  deren  Zahl  Ende  1918  1602  betragen  hat. 

Sehr  bedeutend  waren  die  in  den  Jahren  1914  bis  1918  für  die 
unehelichen  Mündel  erlangten  Unterhaltsbeträge.    Die  bei  der  Kasse  des 
Jugendamtes  von  den  außerehelichen  Vätern  vereinnahmten  Unterhalts- 
zahlungen haben  betragen 
im  Jahre  1914:  472856  M.,  darunter    70007  M.  Abfindungssummen, 

1915:  371087    „         „         71706  „ 
,,      „      1916:  402632    „         „         89681   „  „ 
1917:  504890    „         „        158  750  „ 
1918:  540000    „         „        143041  „ 
Außerdem  sind  für  die  Mündel  Kriegsunterstützungen  nach  dem 
Keichsgesetz  vom  4.  August  1914  erwirkt  worden  und  ebenfalls  durch 
die  Kasse  des  Jugendamtes   durchgelaufen,  und  zwar  im  Jahre  1914: 
81876  M.,  im  Jahre  1915:  535014  M.,  im  Jahre  1916:  801948  M.,  im 
Jahre    1917:    1014490  M.    und   im  Jahre   1918:   1163519  M.  Ins- 
gesamt sind  also  in  der  fünfjährigen  Kriegs-  und  Berichtszeit  2  291465  M. 
Unterhaltszahlungen  und  3596847  M.  Kriegsunterstützungen  erlangt  worden, 
so  daß  sich  eine  Gesamtsumme  der  zum  Unterhalte   der  unehelichen 
Mündel   der   amtlichen  Berufsvormundschaft   in   der  Berichtszeit  hier 
bereitgestellten  Beträge  von  5888312  M.  ergibt. 

Diese  Zahlen  sprechen  eine  deutliche  Sprache  und  zeigen  klar, 
welchen  Wert  die  amtliche  Berufsvormundschaft  gerade  in  der  Kriegs- 
zeit für  die  Sicherstellung  des  Unterhaltes  der  unehelichen  Kinder 
gehabt  hat. 

Das  wegen  Erwirkung  der  Kriegsunterstützung  für  die  Mündel  der 
amtlichen  Berufsvormundschaft  hier  eingerichtete  Verfahren  hat  sich  als 
recht  zweckmäßig  erwiesen.  Da  bei  der  weitaus  überwiegenden  Zahl 
der  Fälle  der  hiesige  Lieferungsverband  zuständig  war,  so  wurde  die 
Prüfung  der  einzelnen  Anträge  von  dem  die  Verhältnisse  der  Kinder 
und  Mütter  genau  kennenden  Jugendamte  übernommen  und  durchgeführt 
und  vom  Lieferungsverband  und  Kriegsunterstützungsausschuß  daraufhin 
kurzerband  genehmigt.  Hierdurch  ist  eine  nicht  unwesentliche  geschäft- 
liche Vereinfachung  und   eine   durchaus  gleichmäßige  Sachbehandlung 
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gewährleistet  worden.  Im  ganzen  sind  bis  Ende  des  Jahres  1918 
rd.  7500  Anträge  auf  Bewilligung  von  Kriegsunterstützungen  für  Mündel 
der  amtlichen  Berufsvormundschaft  gestellt  worden,  und  Ende  1918  hat 
die  Zahl  der  Kriegsunterstützung  beziehenden  Mündel  noch  über  4000 
betragen. 

Wie  die  Kriegsunterstützungen,  so  sind  die  Unterhaltszahlungen  der 
außerehelichen  Väter  von  großer  Bedeutung.  Wie  sehr  hierbei  gerade 
in  den  letzten  Jahren  für  die  Mündel  gesorgt  worden  ist,  ergibt  ein 
Vergleich  mit  der  Friedenszeit,  in  der  kein  außerehelicher  Vater  durch 
den  Kriegsdienst  an  der  Unterhaltszahlung  verhindert  war.  Die  höchste 
im  Frieden  erreichte  Jahressumme  war  503  752  M.  Trotz  der  Einberufung 
von  vielen  Tausenden  —  im  Durchschnitt  wohl  annähernd  der  Hälfte 
aller  außerehelichen  Väter  —  ist  die  Summe  der  Unterhaltszahlungen 
nur  bis  auf  371087  (im  Jahre  1915)  heruntergegangen  und  hat  bereits 
im  Jahre  1917  mit  504890  M.  jenen  höchsten  Friedensstand  überholt, 
im  Jahre  1918  aber  ihn  sogar  um  mehr  als  36000  M.  übertroffen.  Und 
dabei  darf  nicht  außer  acht  gelassen  werden,  daß  die  beim  Jugendamt 
eingehenden  Unterhaltszahlungen  nur  einen  Teil  der  Gesamtzahlungen 
bilden,  während,  gerade  mit  durch  den  heilsamen  Druck  der  amtlichen 
Berufs vormund schaft  hierzu  veranlaßt,  viele  außereheliche  Väter  an  die 
Mütter  unmittelbar  zahlen. 

Allerdings  kommt  für  das  Ergebnis  der  Jahre  1917  und  1918  mit 
in  Betracht,  daß  sowohl  im  Herbst  1917  als  nochmals  im  Herbst  1918 
der  Satz  für  die  Unterhaltsansprüche  erhöht  worden  ist.  Wenn 
auch  im  allgemeinen  das  Jugendamt  davon  ausgegangen  ist,  daß  die 
Forderung  besonders  hoher  Unterhaltssätze  nicht  im  Interesse  der  un- 
ehelichen Kinder  liegt,  da  der  außereheliche  Vater,  wenn  sein  Arbeits- 
verdienst übermäßig  für  das  uneheliche  Kind  in  Anspruch  genommen 
wird,  geneigt  ist,  der  Beitreibung  des  Unterhaltes  große  Schwierigkeiten 
zu  bereiten,  ja  unter  Umständen  jede  geordnete  Arbeit  aufzugeben,  so 
war  doch  nicht  zu  verkennen,  daß  mit  dem  vor  Ausbruch  des  Krieges 
festgelegten  Mindestsatz  von  5  M.  wöchentlich  =  260  M.  jährlich  bei 
der  zunehmenden  Teuerung  der  Unterhalt  eines  Kindes  in  der  Großstadt 
auch  unter  den  einfachsten  Lebensverhältnissen  nicht  mehr  bestritten 
werden  konnte.  Demgemäß  ist  der  Mindestsatz  für  die  Unterhaltsklagen 
im  Oktober  1917  auf  6  M.  wöchentlich  =  26  M.  monatlich  und  312  M. 
jährlich  sowie,  da  die  Teuerung  im  Laufe  der  Zeit  immer  mehr  zunahm, 
nochmals  im  Oktober  1918  auf  30  M.  monatlich  =  360  M.  jährlich  erhöht 
worden*).  Dabei  war  man  sich  darüber  klar,  daß  auch  für  das  Kind  einer 

*)  Nach  Abschluß  der  Berichtszeit  im  Herbst  1919  hat  eine  nochmalige  Erhöhung 
stattgefunden. 
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der  ärmsten  Volksschicht  angehörenden  unehelichen  Mutter  (nach  der 
Lebensstellung)  ein  höherer  Satz  dann  zu  fordern  sei,  wenn  der  Nachweis, 
daß  höhere  Aufwendungen  nötig,  zu  erbringen  sein  würde.  Hiervon  aber 
ist  insbesondere  dann  Gebrauch  zu  machen,  wenn  die  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  des  außerehelichen  Vaters  günstig  sind. 

Auf  eine  Abstufung  der  Unterhaltssätze  nach  dem  Lebensalter  der 
Kinder  ist  man  nach  wie  vor  nicht  zugekommen,  da  es  fraglich  erschien, 
ob  eine  Erhöhung  nach  Erfüllung  des  6.  Lebensjahres,  wie  dies  an  ver- 
schiedenen anderen  Orten  Brauch,  wirklich  gerechtfertigt  ist;  andererseits 
hat  man  es  aber  auch  nicht  für  richtig  gehalten,  für  die  beiden  ersten 
Lebensjahre  des  Kindes  einen  erhöhten  Satz  zu  verlangen.  Man  ist  von 
der  Meinung  ausgegangen,  daß  in  den  ersten  Lebensjahren  des  Kindes 
ein  höherer  Aufwand  für  die  Pflege,  in  den  späteren  Lebensjahren  mehr 
Aufwand  für  Kleidung  und  Nahrung  entsteht;  soweit  der  Aufwand  aber 
mit  dem  Heranwachsen  des  Kindes  zunimmt,  wird  dies  in  der  Regel 
dadurch  ausgeglichen,  daß  sich  das  Kind  im  Haushalt  bis  zu  einem  ge- 
wissen Grade  nützlich  machen  kann. 

Die  Zahl  der  in  der  5  jährigen  Berichtszeit  für  die  Mündel  der 
gesetzlichen  Vormundschaft  erhobenen  Unterhaltsklagen  hat  im  ganzen 
1740  betragen;  hiervon  entfallen  521  auf  das  Jahr  1914,  342  auf  das 
Jahr  1915,  347  auf  das  Jahr  1916,  214  auf  das  Jahr  1917  und  215  auf 
das  Jahr  1918.  Der  Rückgang  der  Zahl  der  Klagen  —  im  letzten 
Friedensjahre  1913  waren  es  noch  663  —  war  die  natürliche  Folge  der 
Einberufung  vieler  außerehelicher  Väter. 

Da  gegen  die  großen  amtlichen  Berufsvormundschaften  auch  in  den 
letzten  Jahren  vielfach  geltend  gemacht  worden  ist,  sie  vernachlässigten 
die  persönliche  Fürsorge,  so  darf  hier  kurz  dargestellt  werden,  wie  in 
Leipzig  für  die  vielen  Tausend  unehelichen  Kinder  und  Mündel  persön- 
liche Fürsorge  getrieben  wird.  Der  vornehmste  Mitarbeiter  des  Amts- 
vorstandes und  gesetzlichen  Vormundes,  der  städtische  Kinderarzt,  leitet  — 
von  mehreren  Hilfsärzten  unterstützt  —  den  Außendienst,  der  von  beruflich 
angestellten  Jugendpflegerinnen  wahrgenommen  wird.  Jeder  ständigen 
Jugendpflegerin  ist  ein  räumlich  abgegrenzter  Bezirk  zugewiesen,  in  dem 
sie  bis  zu  300  Kinder  fortlaufend  zu  beaufsichtigen  und  zu  betreuen  hat. 

Allwöchentlich  versammeln  sich  unter  der  Leitung  des  städtischen 
Kinderarztes  die  Hilfsärzte  und  alle  Jugendpflegerinnen  zur  gemeinsamen 
Arbeit  im  Stadthause.  Hier  werden  die  Kinder  vorgestellt,  hier  werden 
alle  schwierigen  und  wichtigen  Fälle  vorgeführt  und  besprochen.  Auch 
einige  Beamte  des  Jugendamtes  nehmen  an  diesen  Versammlungen  teil. 
Hierneben  dienen  diese  wöchentlichen  Zusammenkünfte  auch  der  Aus- 
bildung der  neu  anzustellenden  Jugendpflegerinnen. 
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Eingehend  geregelt  ist  die  häusliche  Beaufsichtigung  der  Kinder. 
Nachdem  die  Hebamme  die  Geburt  eines  außerehelichen  Kindes  dem 
Jugendamte  gemeldet  hat,  was  alsbald  nach  der  Geburt  geschieht,  geht 
umgehend  die  zuständige  Pflegerin  in  die  Pflegestelle  und  stellt  fest,  ob 
Wohnung,  Lagerstätte,  Nahrung  und  Kleidung  den  zu  stellenden  An- 
forderungen entsprechen.  Diese  Besuche  werden  in  der  Säuglingszeit 
mindestens  alle  14  Tage,  später  alle  4  Wochen  wiederholt. 

Die  Zahlen  der  Todesfälle,  welche  die  beaufsichtigten  unehelichen 
Kinder  in  den  Jahren  1914  bis  1918  betroffen  haben,  seien  hier  angegeben. 
Es  sind  hier  gestorben 

im  Jahre  1914  von  insgesamt  13  937  unehel.  K.  491  =  3,5  %, 
„      „      1915    „  14384      „       „   350  =  2,4  o/o, 

„  „  1916  „  „  13465  „  „  283  =  2,1  % 
„      „      1917    „  „        12  649      „        „   312  =  2,5  %, 

„      „      1918    „  „        12226       „        „    257  =  2,1  %. 

(Die  Verminderung  der  Todesfälle  findet  ihren  hauptsächlichen  Grund 
im  Geburtenrückgang,  da  ja  im  ersten  Lebensjahre  die  Sterblichkeit  am 
größten  ist.) 

Als  Ausfluß  der  rechtlichen  Vertretung  der  unehelichen  Kinder 
durch  den  gesetzlichen  Vormund  außerhalb  des  Unterhalt- 
prozesses ist  zu  erwähnen  der  Abschluß  von  Verträgen  über  die  An- 
nahme an  Kindestatt,  die  Zustimmung  zu  Verträgen  der  außerehelichen 
Väter  auf  Ehelichkeitserklärung  und  die  besonders  zahlreichen  Einwilligungen 
zu  den  Erklärungen  der  Stiefväter,  daß  sie  den  unehelichen  Kindern  ihrer 
Ehefrauen  ihren  Namen  erteilen. 

Sodann  sind  noch  mancherlei  mit  der  Fürsorge  für  die  unehelichen 
Kinder  eng  verbundene  Maßnahmen  des  Jugendschutzes  zu  nennen,  so 
vor  allem  die  Mitwirkung  des  Jugendamtes  beim  Schutz  der  außer- 
ehelichen Mütter  und  Kinder  nach  §  1716  BGB.,  die  Pflegestellen- 
vermittlung, die  Überwachung  der  Zeitungsanzeigen  über  Annahme 
und  Abgabe  von  Kindern  und  im  Zusammenhange  damit  die  Vermittlung 
von  Annahmen  an  Kindes  Statt. 

Aus  alledem  geht  hervor,  daß  in  Leipzig  auch  in  der  Kriegszeit 
alles  geschehen  ist,  um  die  durch  das  Fehlen  eines  Elternhauses  besonders 
gefährdeten  unehelichen  Kinder  körperlich  und  geistig  zu  fördern  und  sie 
zu  brauchbaren  Mitgliedern  unseres  Volkes  zu  machen.  Dabei  hat  sich 
die  amtliche  Berufs  Vormundschaft  durchaus  nicht,  wie  immer  noch  hier 
und  da  angenommen  wird,  in  der  Beitreibung  des  Unterhaltes  erschöpft; 
vielmehr  beruht  ein  großer  Teil  ihrer  Bedeutung,  wie  ja  im  vorstehenden 
gezeigt  worden  ist,  in  der  allgemeinen  Vertretung  des  Mündels  und  nicht 
am  wenigsten  in  der  persönlichen  Fürsorge  für  die  Kinder.   Gerade  auch 
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auf  diesem  Gebiete  wirkt  die  größere  Sachkenntnis  und  das  größere 
aus  der  amtlichen  Stellung  sich  ergebende  Ansehen  des  gesetzlichen  Vor- 
mundes (richtiger  der  gesetzlichen  Vormundschaft  als  amtlichen 
Einrichtung)  besondes  zugunsten  der  Kinder.  Der  der  amtlichen  Berufs- 
vormundschaft aber  gemachte  Vorwurf  des  Schematismus,  des  Mangels 
der  Hilfe  von  Mensch  zu  Mensch,  ist  hinfällig,  wenn,  wie  in  Leipzig,  jedes 
Kind  fortlaufend  von  einer  angestellten,  also  jederzeit  verfügbaren  Vertreterin 
des  Amtsvormundes  persönlich  überwacht  und  beschützt  wird.  — 

Der  4.  Abschnitt  handelt  von  der  Waisenpflege  und  Fürsorge- 
erziehung. Waisenpflege  und  Fürsorgeerziehung  umfassen  das  Gebiet 
der  öffentlichen  Ersatzerziehung.  Bei  der  Waisenpflege  wird  diese 
Ersatzerziehung  regelmäßig  deshalb  geleistet,  weil  die  Erziehungsberechtigten 
nicht  mehr  leben  oder  zu  eigener  Erziehung  wirtschaftlich  unfähig  sind: 
bei  der  Fürsorgeerziehung  deshalb,  weil  die  Erziehung  der  Erziehungs- 
berechtigten versagt.  Beides,  Waisenpflege  und  Fürsorgeerziehung,  ist 
echte  Jugendfürsorge,  d.  h.  Fürsorge  für  wirtschaftlich  oder  sittlich  ge- 
fährdete Jugendliche. 

Alle  Waisenkinder  verbleiben  hier  regelmäßig  bis  zur  Volljährigkeit 
in  der  Fürsorge  des  Jugendamtes,  unter  seiner  Aufsicht  und,  soweit  sie 
zu  bevormunden  sind,  unter  der  gesetzlichen  Vormundschaft  des  Amts- 
leiters. Was  über  die  Bedeutung  der  gesetzlichen  Vormundschaft  für 
die  Mündel  in  Abschnitt  3  dieses  Berichts  gesagt  worden  ist,  trifft  im 
wesentlichen  auch  hier  zu.  Zwar  hat  das  Jugendamt  auf  Grund  seiner 
öffentlich-rechtlichen  Pflicht  und  Befugnis  als  Waisenbehörde  an  sich 
schon  über  den  Aufenthalt  und  die  Erziehung  der  ihm  anvertrauten 
Waisenkinder  zu  bestimmen,  trotzdem  aber  bietet  die  gesetzliche  Vormund- 
schaft ihm  dabei  noch  einen  besonderen  Kückhalt,  zum  Beispiel  gegenüber 
Angehörigen  der  Kinder,  die  nicht  deren  wirkliches  Wohl  im  Auge  haben. 
Und  wenn  dann  mit  der  Schulentlassung  des  Waisenkindes  die  unmittelbare 
Erziehungsfürsorge  zum  größten  Teil  zu  Ende  geht,  so  ist  wiederum  die 
gesetzliche  Vormundschaft  des  Jugendamtes  die  Grundlage  der  Maßnahmen, 
die  darauf  hinausgehen,  den  Jugendlichen  in  der  Hand  zu  behalten,  ihn 
zu  beaufsichtigen  und  anzuleiten,  ihn  zu  schützen  und  zu  vertreten. 

Die  Zahl  der  Waisenkinder  unter  14  Jahren  betrug  hier  am 
1.  August  1914:  1655,  die  Zahl  der  schulentlassenen  Waisenpfleglinge  967. 
Im  Jahre  1915  war  ein  Ansteigen  dieser  Zählen  auf  1732  und  1012  zu 
bemerken,  hierauf  aber  ein  langsames  Zurückgehen  bis  auf  1629  und  909 
am  1.  August  1918. 

Die  Waisenkinder  sind  auch  in  der  Berichtszeit  möglichst  in  Familien - 
pflege  untergebracht  worden.   Das  Leipziger  Waisenhaus  ist  nur  Durch- 
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gangshaus  und  dient  zur  vorläufigen  Aufnahme  der  in  Waisenpflege  kommenden 
Kinder,  bis  sie  endgültig  in  eine  Familie  untergebracht  werden  können. 

Von  den  in  Familienpflege  untergebrachten  Waisenkindern  sind  in 
der  Berichtszeit  mehr  als  die  Hälfte  auf  die  Stadt  Leipzig,  der  Rest  auf 
die  17  in  der  Umgebung  der  Stadt  bestehenden  sogenannten  Waisen- 
kolonien und  auf  verschiedene  andere  auswärtige  Orte  entfallen.  Zu 
Beginn  der  Berichtszeit  waren  in  Leipzig  762,  in  Waisenkolonien  423, 
in  anderen  Orten  264  Kinder  untergebracht,  am  Schlüsse  der  Berichts- 
zeit waren  die  entsprechenden  Zahlen  724,  406  und  171. 

Nach  dem  Inkrafttreten  des  sächsischen  Fürsorgeerziehungsgesetzes 
am  1.  Oktober  1909  war  zunächst  eine  große  Zahl  von  Jugendlichen  neu 
zur  Fürsorgeerziehung  überwiesen  worden.  Die  1910  beobachtete 
hohe  Zahl  der  Zugänge  von  480  war  dann  aber  allmählich  bis  auf  231 
im  Jahre  1913  gesunken.  Dies  wurde  anders  nach  dem  Ausbruche  des 
Krieges.  Schon  1914  betrug  die  Zahl  der  neuen  Überweisungen  247, 
sie  stieg  1915  auf  322,  1916  auf  384  und  1917  auf  die  noch  niemals 
erreichte  Höhe  von  508;  auch  1918  betrug  sie  noch  421.  Diesen  sehr 
hohen  Zugängen  stehen  allerdings  auch  steigende  Abgangszahlen  gegen- 
über, und  zwar  1914:  135  (15  mehr  als  1913),  1915:  201,  1916:  233, 
1917:  251  und  1918:   281  Abgänge. 

Der  Bestand  an  Fürsorgezöglingen  war  zu  Beginn  der  Berichtszeit 
am  1.  Januar  1914:  1011,  an  ihrem  Ende  am  31.  Dezember  1918  aber  1750. 

Der  Einfluß  der  Kriegsverhältnisse  auf  die  Jugend  ist  bedeutend  und  in 
ihren  Folgen  nicht  günstig  gewesen.  Wenn  auch  in  den  ersten  Kriegs- 
monaten die  allgemeine  vaterländische  Begeisterung  die  Jugend  mit  erfaßt 
und  wohl  auch  manchen  gefährdeten  Jugendlichen  emporgerissen  hatte,  so 
ist  doch  bald  und  immer  mehr  das  hervorgetreten,  was  man  kurz  als  Kriegs- 
verwilderung  der  Jugend  zu  bezeichnen  pflegt.  Seitdem  die  Väter  zum 
Kriegsdienst  einberufen  waren,  fehlte  es  in  vielen  Familien  an  der  nötigen 
Zucht  und  Aufsicht.  Die  alleinstehende  schwache  Mutter  konnte  die 
Kinder  oft  nicht  bändigen,  ja  die  heranwachsenden  Jugendlichen  ver- 
weigerten ihr  nicht  selten  geradezu  den  Gehorsam.  Hierzu  kam  die  Ver- 
größerung der  Schulklassen  und  die  Verminderung  der  Lehrkräfte,  kam 
die  außerhäusliche  Beschäftigung  vieler  Mütter,  die  dadurch  an  der  Be- 
aufsichtigung ihrer  Kinder  gehindert  wurden,  und  weiter  trat  hinzu  die 
Zuchtlosigkeit  mancher  Kriegerfrauen,  die  zuweilen  die  Einleitung  der 
Fürsorgeerziehung  über  ganze  Geschwisterkreise  nötig  machte,  trat  der 
Leichtsinn  junger  Mädchen,  der  sie  der  Verführung,  zumal  durch  An- 
gehörige des  Soldatenstandes,  in  die  Arme  trieb;  und  vor  allem  kam 
hinzu  die  wachsende  Knappheit  und  Teuerung  der  Lebensmittel,  die  den 
Anreiz  zu  Unredlichkeiten  bot.    Dies  alles  zusammen  mußte  den  groß- 
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städtischen  Jugendlichen  oder  doch  wenigstens  den  gefährdeten  unter  ihnen 
verhängnisvoll  werden,  mußte  sie  der  Verwahrlosung  entgegenführen,  wenn 
nicht  —  hoffentlich  zur  rechten  Zeit  —  die  Fürsorgeerziehung  sich  ihrer 
annahm.  So  sind  die  zahlreichen  Neuüberweisungen  und  die  gesamte 
Steigerung  der  Fürsorgeerziehungsfälle  während  der  Kriegszeit  zu  erklären. 
Dabei  ist  besonders  hervorzuheben,  daß  während  der  Kriegszeit  vor  allem 
die  Gruppe  der  der  Fürsorgeerziehung  unterstellten  14-  bis  16  jährigen 
hier  sehr  zugenommen  hat,  z.  B.  bei  den  Burschen  dieser  Altersklassen 
von  116  Ende  1913  auf  412  Ende  1917  und  bei  den  gleichaltrigen  jungen 
Mädchen  von  43  Ende  1913  auf  115  Ende  1917. 

Eine  große  Anzahl  von  Fürsorgezöglingen  haben  sich  freiwillig  zum 
Heeresdienst  gemeldet.  Das  ist  gewiß  hier  und  da  auf  Freiheitsdrang 
und  Abenteuerlust  zurückzuführen  gewesen,  andererseits  darf  aber  doch 
gesagt  werden,  daß  bei  den  jungen  Leuten  oft  auch  ehrliche  Begeisterung 
zu  erkennen  gewesen  ist.  Mit  wenigen  Ausnahmen  ist  es  ihnen  geglückt, 
angenommen  zu  werden,  auch  wurden  nur  wenige  wegen  körperlicher 
Untüchtigkeit  und  nicht  sogleich  erkennbarer  Fehler  wieder  entlassen. 
Der  Jugendfürsorgeausschuß  hat  übrigens  bereits  im  Jahre  1914  be- 
schlossen, wie  den  Waisenpfleglingen  so  auch  den  Fürsorgezöglingen,  die 
mit  dem  Eisernen  Kreuz  ausgezeichnet  würden,  ein  Ehrengeschenk  aus 
Stiftungsmitteln  zu  überweisen  und  ihre  Namen  in  den  Blättern  für  die 
Leipziger  Armenpflege  und  Jugendfürsorge  zu  veröffentlichen.  Weiter 
sind  Stiftungsmittel  bereitgestellt  und  in  Form  von  Liebesgaben  an  die 
zum  Heere  einberufenen  Fürsorgezöglinge  abgesandt  worden.  Der  Erfolg 
hiervon  war,  daß  zwischen  dem  Jugendamte  und  vielen  ehemaligen  Zög- 
lingen ein  ständiger  Verkehr  aufrechterhalten  wurde.  Bei  Beurlaubungen 
haben  die  jungen  Leute  gern  im  Jugendamte  vorgesprochen;  vor  allem 
aber  haben  die  hier  eingelaufenen  Dankschreiben  erkennen  lassen,  daß 
die  Jugendlichen  durch  dieses  Entgegenkommen  des  Amtes  sich  ihm 
wirklich  verbunden  fühlten. 

Die  rasch  anwachsende  Zahl  der  Fürsorgezöglinge  erforderte  bei  den 
außerordentlichen  Bedürfnissen  der  Kriegszeit  mancherlei  neue  und 
besondere  Maßnahmen.  Schwierigkeiten  ergaben  sich  vor  allem  für  die- 
jenigen Zöglinge,  welche  vor  der  Berufswahl  standen.  Sie  mußten  unter 
Umständen  einem  ihnen  nicht  besonders  zusagenden  Berufe  zugeführt 
oder  vorläufig  in  eine  vorübergehende  Beschäftigung  gebracht  werden,  bis 
sich  eine  geeignete  Lehre  oder  sonstige  Dauerstellung  fand.  — 

Die  hier  im  Jahre  1909  durch  den  Zusammenschluß  einer  Anzahl 
von  Vereinen  sowie  einiger  Kirchengemeinden  zu  planmäßigem  Zusammen- 
arbeiten und  zum  Ausbau  der  Einrichtungen  für  Jugendwohlfahrt,  ins- 
besondere mit  Rücksicht  auf  die  neuen  Aufgaben,  die  damals  aus  der 
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Einführung  der  Jugendgerichte  und  aus  der  Gesetzgebung  über  die 
Fürsorgeerziehung  hervorgingen,  gebildete,  in  ihrer  Tätigkeit  sich  auch 
auf  die  Umgebung  der  Stadt  Leipzig  erstreckende  Leipziger  Zentrale 
für  Jugendfürsorge  hat  in  der  Kriegszeit  ihre  Arbeit  zugunsten  der 
gefährdeten  Jugendlichen  fortgesetzt  und  in  mehrfacher  Beziehung 
erweitert. 

Der  Anfang  und  Kern  der  Tätigkeit  der  Zentrale,  die  Jugend- 
gerichtshilfe, erforderte  sehr  bald  eine  verstärkte  Arbeit.  In  den 
ersten  Kriegsmonaten  war  allerdings  eine  erfreuliche  Abnahme  der  von 
Jugendlichen  begangenen  Straftaten  zu  bemerken.  Der  Grund  hierfür  lag 
zum  Teil  jedenfalls  darin,  daß  eine  große  Anzahl  der  16-  bis  18  jährigen 
Burschen,  die  erfahrungsgemäß  das  Jugendgericht  besonders  beschäftigen, 
in  das  Heer  eingetreten  waren,  ein  weiterer  Grund  war  wohl  auch  die  Ver- 
minderung der  Polizeiorgane  durch  die  Einberufung;  andererseits  aber 
durfte  man  annehmen,  daß  der  Ernst  der  Zeit  auch  bei  sonst  nicht 
einwandfreien  Jugendlichen  eine  Stärkung  des  Verantwortlichkeitsgefühls 
veranlaßte.  Aber  diese  erfreuliche  Erscheinung  schlug  bereits  im  nächsten 
Jahre  in  ihr  Gegenteil  um;  seit  dem  Jahre  1915  ist  eine  wachsende 
Straffälligkeit  der  Jugendlichen  zu  bemerken  gewesen,  die  aus  den  Zahlen 
über  die  Jugendgerichtshilfe  der  Zentrale  deutlich  hervorgeht.  Während 
für  die  Zentrale  im  Jahre  1914  220  männliche  und  72  weibliche, 
zusammen  also  292  straffällige  Jugendliche  in  Betracht  kamen,  waren 
es  1915  567  männliche  und  113  weibliche,  zusammen  688  Jugend- 
liche, 1916*):  765  männliche  und  118  weibliche,  zusammen  883  Jugend- 
liche, 1917:  1066  männliche  und  194  weibliche,  zusammen  1260  Jugendliche, 
und  1918:  1016  männliche  und  196  weibliche,  zusammen  1212  Jugendliche. 

Man  sieht  also  hieraus,  daß  bis  zum  Jahre  1917  die  Kriminalität 
der  Jugendlichen  rasch  und  stetig  gestiegen  ist,  während  sie  im  letzten 
Teil  der  Kriegszeit  einen  gewissen  —  leider  sehr  hohen  —  Beharrungs- 
zustand  erreicht  zu  haben  scheint. 

Von  der  Zentrale  sind  auf  Ersuchen  der  Amts-  und  Staatsanwaltschaft, 
des  Jugend-  und  des  Vormundschaftsgerichts,  des  Jugend-  und  des 
Fürsorge-  (Armen-)  Amts,  der  Polizei,  der  Schulen,  verschiedener  aus- 
wärtiger Behörden  und  Vereine  und  in  erheblichem  Umfange  auch  auf 
Ersuchen  der  Eltern  und  Vormünder  selbst  Ermittlungen  vorgenommen 
worden:  1914:  956,  1915:  1400,  1916:  1472,  1917:  2053  und  1918: 
1966,  zusammen  in  der  Berichtszeit  in  rund  7850  Fällen. 

*)  Da  mit  Beginn  des  Jahres  1917  das  bisher  vom  1.  April  bis  31.  März  laufende 
Geschäftsjahr  der  Zentrale  auf  das  Kalenderjahr  gelegt  worden  ist,  so  umfassen  alle 
das  Jahr  1916  betreffenden  Zahlen  nur  den  neunmonatigen  Zeitraum  vom  1.  April  bis 
SL  Dezember  1916. 
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Die  Zentrale  will  aber  nicht  nur  bei  der  Ermittlung  der  Lebens- 
verhältnisse von  Jugendlichen  und  bei  der  Beurteilung  der  von  ihnen 
begangenen  strafbaren  Handlungen  Hilfe  leisten,  sondern  sie  will  vor 
allem  an  ihrem  bescheidenen  Teil  auch  mit  dazu  helfen,  daß  solche 
gefährdeten  Jugendlichen  sich  bessern  und  die  Begehung  strafbarer  Hand- 
lungen vermeiden.  Dazu  dient  vor  allem  die  Übernahme  von  Schutz- 
aufsichten durch  die  Helfer  und  Helferinnen  der  Zentrale.  Die  Schutz- 
aufsichten werden  vom  Jugend-  und  vor  allem  auch  vom  Vormundschafts- 
gericht, vom  Jugendamt,  von  der  Polizei,  von  den  Schulen  und  in  vielen 
Fällen  auch  von  den  Eltern  und  Vormündern  der  Jugendlichen  erbeten. 
Außerdem  wird  eine  große  Zahl  von  Schutzaufsichten  von  der  Zentrale 
aus  eigenem  Antriebe  eingeleitet.  Diejenigen  Helfer  und  Helferinnen  der 
Zentrale,  welche  Schutzaufsichten  führen,  beaufsichtigen  und  betreuen  die 
Jugendlichen,  suchen  sie  zu  fördern  und  auf  den  rechten  Weg  zu  leiten, 
zugleich  aber  die  Eltern  und  Erzieher  zu  unterstützen  und  zu  beraten. 
Werden  so  gefährdete  Jugendliche  vor  der  Verwahrlosung  behütet,  so  wird 
die  Fürsorgeerziehung  entlastet;  dadurch  aber,  daß  die  Jugendlichen  von 
unrechtem  Tun  zurückgehalten  werden,  wird  die  Straffälligkeit  vermindert. 
Wie  groß  die  Bedeutung  dieses  Arbeitsgebiets  der  Zentrale  ist,  ergibt 
sich  daraus,  daß  in  der  Berichtszeit  mehr  als  4000  Schutzaufsichten  über 
gefährdete  Jugendliche  übernommen  worden  sind  und  daß  die  Zahl  der 
am  Schlüsse  der  Berichtszeit  geführten  Schutzaufsichten  2300  war. 

Zu  den  besonders  wichtigen  Arbeiten,  die  durch  die  Geschäftsstelle 
der  Zentrale  erledigt  werden,  gehört  neben  den  Ermittlungen  und  Schutz- 
aufsichten vor  allem  auch  die  Unterbringung  Jugendlicher.  Unter- 
gebracht wurden  Jugendliche  in  Arbeits-,  Dienst-  oder  Lehrstellen,  in 
Anstalten  und  Familien,  außerdem  wurde  eine  Anzahl  Jugendlicher  dem 
Elternhause  wieder  zugeführt,  und  zwar  1914:  230,  1915:  330,  191  & 
(3/4  Jahr):  266,  1917:  405  und  1918:  318,  zusammen  in  der  Berichts- 
zeit 1550. 

Mit  der  hiesigen  Ortsgruppe  des  Frauendanks  1914  hat  die  Zentrale 
im  Frühjahr  1916  eine  Kriegspatenschaft  für  Kriegskinder  errichtet. 
Dazu  wurde  die  Satzung  der  Zentrale  entsprechend  erweitert  und  ein 
besonderer  Ausschuß  für  Kriegspatenschaft  eingesetzt.  Diese  ist  nach  den 
für  sie  erlassenen  besonderen  Bestimmungen  so  eingerichtet,  daß  sie  den 
während  der  Dauer  des  großen  Kriegs  geborenen  Kindern,  deren  Ernährer 
zuletzt  in  der  Stadt  Leipzig  gewohnt  haben  und  im  Kriegsdienst  gestorben 
oder  invalid  geworden  oder  infolge  des  Kriegsdienstes  in  große  Not 
geraten  sind,  bei  der  Schulentlassung  die  Möglichkeit  besserer,  z.  B. 
gewerblicher,  Berufsausbildung  geben  kann.  Eine  weitere  Ausdehnung 
der  Kriegspatenschaft  ist  vorbehalten  worden. 
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Der  Kriegspate  verpflichtet  sich  schriftlich,  10 — 14  Jahre  lang  in 
Form  eines  Patengeschenkes  wöchentlich  wenigstens  30  Pf.  Versicherungs- 
gebühr für  die  Ausbildungsversicherung  des  von  ihm  gewählten  oder  ihm 
zugewiesenen  Kriegspatenkindes  zu  bezahlen.  Natürlich  kann  er  die 
Versicherungssumme  durch  größere  Versicherungsgebühren  erhöhen,  auch 
kann  er  größere  einmalige  Beiträge  für  sein  Patenkind  stiften;  diese 
Beträge  werden  außerhalb  der  Versicherung  sofort  zugunsten  des  Kindes 
zinsbar  angelegt.  Erhoben  wird  die  Versicherungssumme,  nachdem  das 
Patenkind  sein  14.  Lebensjahr  vollendet  hat.  Versicherungsnehmerin  ist 
die  Zentrale  für  Jugendfürsorge.  Sie  schließt  den  Versicherungsvertrag 
zugunsten  des  Patenkindes  auf  dessen  Leben  ab;  sie  ist  aus  dem  Ver- 
sicherungsvertrage berechtigt  und  sie  verfügt  auch  über  die  Versicherungs- 
summe. Den  allgemeinen  Versicherungsvertrag  hat  die  Zentrale  mit  der 
„Deutschen  Volksversicherung  in  Berlin"  abgeschlossen.  Zwei  große  ein- 
heimische Versicherungsgesellschaften,  die  „Leipziger  Lebensversicherungs- 
gesellschaft —  Alte  Leipziger  — "  und  die  „Teutonia- Versicherungs- Aktien- 
gesellschaft" haben  die  örtliche  Vermittlung  übernommen. 

Die  neue  Einrichtung  entwickelte  sich  über  Erwarten  erfreulich. 
Von  Anfang  Juni  bis  zum  Jahresschlüsse  1916,  also  in  nur  7  Monaten, 
wurden  800  Kriegspaten  angemeldet  und  fast  700  Kinder  mit  Paten 
versorgt.  Infolgedessen  stellten  sich  die  Bestimmungen  über  die  Kriegs- 
patenschaft bald  als  zu  eng  heraus.  Die  ursprünglich  nur  zugunsten  von 
während  des  Kriegs  geborenen  Leipziger  Kindern  geschaffene  Einrichtung 
wurde  daher  erweitert,  so  daß  sie  sich  nebenbei  auch  auf  Kinder,  die 
vor  dem  Kriege  geboren  waren,  sowie  auf  solche  Kinder  erstreckte, 
welche  nicht  in  der  Stadt  Leipzig  selbst,  sondern  in  deren  Umgebung 
wohnen,  falls  die  Paten  diese  Kinder  wählen  und  Paten  oder  Kinder 
Beziehungen  zur  Stadt  Leipzig  besitzen. 

Auch  in  der  Folgezeit  hat  sich  die  Kriegspatenschaft,  wenn  auch 
naturgemäß  nicht  in  demselben  Maße,  günstig  weiter  entwickelt.  Im 
Jahre  1917  stieg  die  Zahl  der  mit  einer  Kriegspatenschaft  versorgten 
Kinder  auf  rund  1300  und  bis  Ende  1918  auf  1650.  Besonders  erfreulich 
war,  daß  daneben  die  Ansammlung  eines  Sondervermögens  (Reservefonds) 
gelang,  das  Ende  1918  einen  Bestand  von  mehr  als  31000  M.  aufwies 
und  das  nicht  nur  zur  Bestreitung  der  Kosten  des  Verwaltungsaufwands 
dient,  sondern  vor  allem  beim  Wegfall  der  Paten  durch  Tod,  Ver- 
armung usw.  die  weitere  Zahlung  der  Versicherungsgebühren  übernimmt. 

Von  größter  Wichtigkeit  für  die  Durchführung  und  Vertiefung  der 
Kriegspatenschaft  war  neben  der  Beschaffung  der  Mittel  für  die  beruf- 
liche Ausbildung  der  Kinder  die  Einrichtung  einer  persönlichen  Für- 
sorge für  sie.     Dazu  ist  für  jeden  der  41  Bezirke  der  städtischen 
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Kinderpflege  ein  Bezirksleiter  oder  eine  Bezirksleiterin  der  Kriegspaten- 
schaft  ehrenamtlich  bestellt  worden.  — 

Ein  Sammelabschnitt  am  Schlüsse  des  Werkes  berichtet  über  ver- 
schiedene Einrichtungen  der  Jugendfürsorge,  insbesondere  über  die 
Bewegung  „Stadtkinder  aufs  Land",  den  Gemeindewaisenrat,  die 
Jugendpflege,  die  Tätigkeit  verschiedener  dem  Kindersehutz 
dienender  Vereine  usw. 

Im  Jahre  1917  wurden  von  der  Stadt  Leipzig  über  5800  erholungs- 
bedürftige Kinder  ausgesendet  und  überdies  rund  900  Kinder  vom  hiesigen 
Verein  für  Ferienkolonien  untergebracht,  außerdem  etwa  10  200  Kinder 
—  zum  Teil  auch  mit  Unterstützung  der  Stadt  —  zu  Verwandten  und 
Bekannten  auf  dem  Lande  zur  Erholung  gesandt.  Im  Jahre  1918  waren 
die  Zahlen  etwas  niedriger.  5300  Kinder  wurden  durch  das  Jugendamt 
oder  im  Einvernehmen  mit  dem  hiesigen  Verein  für  Ferienkolonien  und 
der  hiesigen  Vereinigung  der  Kinderbewahranstalten  ausgesendet,  rund 
9700  waren  bei  Verwandten  und  Bekannten  auf  dem  Lande. 

Die  Bedeutung  des  Gemeindewaisenrats  für  die  soziale  Fürsorge  an 
der  Jugend  endlich  wird  in  Sachsen  oft  nicht  genügend  gewürdigt.  Die 
gegenüber  der  Übung  und  Anschauung  in  Preußen  hier  geringere  Ein- 
schätzung seiner  Tätigkeit  beruht  wohl  hauptsächlich  auf  dem  Umstand, 
daß  in  Sachsen  der  Gemeindewaisenrat  erst  mit  dem  Bürgerlichen  Gesetz- 
buch ins  Leben  getreten  ist,  während  er  in  Preußen,  schon  25  Jahre 
früher  durch  die  Vormundschaftsordnung  eingeführt  worden  war.  Ob 
dies  allerdings  der  einzige  Grund  für  die  verschiedene  Bewertung  gewesen 
ist  und  ob  nicht  auch  der  Umstand,  daß  der  Gemeindewaisenrat  in 
Sachsen  zwar  Gemeindeehrenbeamter  wie  in  Preußen,  im  übrigen  aber 
der  Dienstauf  sieht  und  Strafgewalt  des  Vormundschaftsgerichts  unterstellt 
ist,  ungünstig  eingewirkt  hat,  mag  dahingestellt  bleiben. 

Jedenfalls  hat  die  Erfahrung  bei  der  Geschäftsführung  der  Leipziger 
Gemeinde  waisenräte  gelehrt,  daß  neben  der  vom  Justizministerium 
herausgegebenen  Geschäftsanweisung  für  den  Gemeindewaisenrat  vom 
7.  Dezember  1899,  die  bei  aller  Kichtigkeit  und  Genauigkeit  dem  Nicht- 
juristen mehrfach  Schwierigkeiten  bereitet,  eine  kurze,  leicht  übersicht- 
liche und  für  das  Verständnis  des  Laien  berechnete  Anleitung  für  die 
Geschäftsführung  der  Gemeindewaisenräte  erwünscht  ist.  Nachdem  deshalb 
im  Jugendamt  bereits  zu  Anfang  des  Jahres  1912  die  wichtigsten  hierbei 
in  Frage  kommenden  Bestimmungen  zusammengestellt  und,  soweit  nötig, 
kurz  erläutert  worden  waren,  wurde  zu  Anfang  des  Jahres  1918  eine 
Anleitung  für  „die  Geschäftsführung  beim  Gemeindewaisenrat  der 
Stadt  Leipzig"  in  erweiterter,  dennoch  aber  knapper  Form  vom  Jugend- 
amte aufgestellt  und  durch  einen  die  wichtigsten  reichs-,  landes-  und 
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ortsgesetzlichen  Bestimmungen  enthaltenden  Anhang  ergänzt.  Die  An- 
leitung hat  sich  als  ein  brauchbares  Hilfsmittel  für  die  Leipziger 
Gemeindewaisenräte  und  auch  für  andere  hier  in  Gemein  dewaisenrats- 
angelegenheiten  tätige  Personen  bewährt. 


Die  gesetzliche  Organisation  des  Zusammenschlusses  der  Privat- 
wohltätigkeit und  die  Staatsaufsicht  über  sie  in  Frankreich. 

Von  Geheimen  Justizrat  F.  Diefenbach. 
I. 

Unmittelbar  vor  Ausbruch  des  "Weltkriegs  war  dem  französischen  Senat  ein  von 
der  Deputiertenkammer  bereits  angenommener  Gesetzentwurf  betreffend  die  Staats- 
aufsicht über  die  Anstalten  der  privaten  Wohltätigkeit  zur  Beschlußfassung  vorgelegt 
worden.  Ob  der  Entwurf  inzwischen  Gesetz  geworden  ist,  entzieht  sich  unserer  Kenntnis; 
es  kann  indessen  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  er  Gesetz  werden  wird,  wenn  er  es 
nicht  bereits  ist,  denn  der  Entwurf  ist  der  allgemeinen  Zustimmung  sicher,  nachdem  die 
Vertreter  der  organisierten  Privatwohltätigkeit,  einschließlich  derjenigen  der  katholischen 
Caritas,  sich  damit  einverstanden  erklärt  haben.  Da  die  Frage  der  Überwachung  sowie 
des  Zusammenschlusses  und  der  Organisation  der  Privatwohltätigkeit  jetzt  auch  in 
Deutschland  brennend  geworden  ist  und  eine  gesetzliche  Regelung  dringend  fordert, 
scheint  es  angezeigt,  den  französischen  Gesetzentwurf  und  den  dazu  dem  Senat  er- 
statteten ausgezeichneten  Bericht  des  Senators  Ferdinand-Dreyfus  den  Lesern  in 
deutscher  Ubersetzung  bekannt  zu  geben.  Vorausgeschickt  sei,  daß  der  Entwurf  sich 
nur  auf  geschlossene  Anstalten,  nicht  auf  die  private  Wohltätigkeit  überhaupt 
bezieht  (zu  vergleichen  jedoch  die  Sonderbestimmung  in  Artikel  15  des  Gesetzes). 

IL 

Gesetzentwurf  betreffend  die  Überwachung  der  Anstalten  der  Privat- 
wohltätigkeit und  die  Schaffung  von  Departementsräten  der  öffentlichen 
und  privaten  Wohlfahrtspflege. 
Artikel  1. 

Alle  Wohltätigkeitsanstalten,  sowohl  weltliche  wie  kirchliche,  welche  von  Privat- 
personen oder  von  Vereinen  zu  dem  Zwecke  begründet  werden,  Minderjährige,  gesunde 
Arme,  Kranke,  Gebrechliche  oder  Greise  aufzunehmen  und  zu  versorgen,  sind  dea 
Bestimmungen  dieses  Gesetzes  unterworfen. 

Als  Begründer  einer  Wohltätigkeitsanstalt  wird  jede  Privatperson  oder  jeder 
Verein  angesehen,  der  mehr  als  sieben  Pfleglinge  versorgt  und  aufnimmt. 

Artikel  2. 

Vor  Eröffnung  der  Anstalt  oder  spätestens  innerhalb  einer  Woche  nach  Eröffnung 
sind  der  oder  die  Begründer  derselben  gehalten,  die  Eröffnung  auf  dem  Bürgermeister- 
amt anzuzeigen.  Die  Anzeige  muß  angeben  den  Sitz  der  Anstalt,  ihre  Existenz- 
mittel, die  hygienischen  Bedingungen  der  Einrichtung,  ihren  Zweck  und  die  Person  des 
verantwortlichen  Leiters.  Der  Bürgermeister  hat  über  die  erfolgte  Anzeige  Empfangs- 
bestätigung zu  erteilen. 

Wenn  es  sich  um  eine  Anstalt  handelt,  in  welcher  Minderjährige  aufgenommen 
und  versorgt  werden  sollen,  so  muß  die  Anzeige  weiter  ergeben,  unter  welchen  Be- 
dingungen ihnen  gewerbliche  Unterweisung  erteilt  wird.  Jede  Änderung  des  Sitzes 
öder  des  Zweckes  des  Unternehmens  oder  der  Art  der  gewerblichen  Unterweisung, 
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sowie  jede  Ernennung  eines  neuen  Leiters  muß  innerhalb  einer  Woche  den  Gegenstand 
einer  neuen  Anzeige  bilden. 

Der  Bürgermeister  gibt  innerhalb  einer  Woche  dem  Präfekten  Kenntnis  von  den 
bei  ihm  eingegangenen  Anzeigen. 

Artikel  3. 

Zu  Leitern  oder  zu  Angestellten  einer  Privatwohltätigkeitsanstalt  dürfen  nicht 
bestellt  werden  Personen,  die  wegen  eines  Verbrechens  oder  wegen  eines  Vergehens 
gegen  Artikel  15  des  organischen  Dekrets  vom  2.  Februar  1852  über  die  Unfähigkeit 
bei  Wahlen  verurteilt  worden  sind. 

Artikel  4. 

Der  Anstaltsleiter  muß  ein  vom  Friedensrichter  numeriertes  und  paraphiertes 
Register  führen,  in  welches  die  zur  Feststellung  der  Persönlichkeit  der  Pfleglinge 
nötigen  Angaben,  sowie  der  Tag  ihres  Eintritts  und  Austritts  aus  der  Anstalt  ein- 
geschrieben werden. 

Artikel  5. 

Der  Leiter  jeder  Anstalt,  in  welcher  Minderjährige  aufgenommen  und  versorgt 
werden,  ist  verpflichtet,  ihnen  einen  Unterricht  zu  geben  oder  geben  zu  lassen,  der 
gie  vorbereitet  zu  den  Berufen  oder  den  Gewerben,  welche  von  dem  Leiter  in  der 
durch  Artikel  2  des  Gesetzes  vorgeschriebenen  Anzeige  angegeben  wurden. 

Artikel  6. 

Pfleglinge  im  Alter  bis  zu  13  Jahren,  die  vorher  nicht  bereits  ein  Abgangszeugnis 
über  den  vollendeten  Volksschulunterricht  erlangt  haben,  müssen  noch  Schulunterricht 
erhalten  und  dürfen  außerhalb  der  Stunden,  die  diesem  Schulunterricht  gewidmet  sind, 
nur  zu  häuslichen  Diensten  oder  zu  gewerblicher  Unterweisung  verwendet  werden. 

Artikel  7. 

Aus  dem  Ertrage  der  Arbeit  der  aufgenommenen  Minderjährigen  ist  ein  Teil 
vorwegzunehmen,  aus  welchem  ein  gemeinschaftlicher  Fonds  und  ein  individuelles 
Spargut  (pecule)  für  jedes  Kind  gebildet  wird. 

Zu  diesem  Zweck  setzt  der  Leiter  oder  der  Aufsichtsrat  der  Anstalt  zu  Beginn 
jedes  Jahres  den  Tagesverdienst  jedes  Kindes  fest,  unter  Berücksichtigung  seines  Alters, 
des  Berufs,  in  welchem  es  ausgebildet  wird,  sowie  seiner  Arbeitsleistung.  Zwei  Zehntel 
des  so  bestimmten  Tagesverdienstes  fließen  je  zur  Hälfte  in  den  gemeinsamen  Fonds  und 
in  das  besondere  Spargut  des  Kindes.  Diese  Vorwegnahmen  sind  indessen  obligatorisch 
nur  für  Pfleglinge  über  15  Jahre,  die  seit  mindestens  einem  Jahre  sich  in  der  Anstalt 
befinden. 

Sie  sind  nicht  weiter  vorzunehmen: 

1.  im  Falle  einer  Erkrankung,  die  durch  den  Arzt  in  dem  durch  Art.  4  des 
Gesetzes  vorgesehenen  Register  bescheinigt  ist; 

2.  bei  schwachsinnigen,  epileptischen  oder  als  gänzlich  arbeitsunfähig  erkannten 
schwächlichen  Pfleglingen,  auf  Vorlage  eines  ärztlichen  Zeugnisses,  dessen 
Kosten  die  Anstalt  zu  tragen  hat; 

3.  im  Falle  gänzlicher  oder  teilweiser,  gehörig  nachgewiesener  Arbeitseinstellung; 

4.  bei  solchen  Pfleglingen,  deren  obiger  Bestimmung  gemäß  festgestellter  Ge- 
,  sundheitszustand  ihnen  eine  normale  Arbeit  nicht  gestattet. 

Hinsichtlich  derjenigen  Pfleglinge,  die  sich  weigern  sollten  regelmäßig  zu  arbeiten 
oder  deren  Betragen  zu  begründeten  Klagen  Veranlassung  geben  sollte,  entscheidet  der 
Aufsichtsrat  oder  der  Leiter  der  Anstalt  alljährlich  durch  einen  besonderen  und  mit 
Gründen  versehenen  Beschluß,  ob  Veranlassung  besteht,  sie  der  Vorteile  dieses  Artikels 
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teilhaftig  werden  zu  lassen  und  wie  hoch  das  Spargut  zu  bemessen  ist,  das  ihnen  gut- 
geschrieben wird. 

Alle  diese  Beschlüsse  sind  innerhalb  einer  Woche  dem  Präfekten  mitzuteilen. 
Dieser  kann  sie  im  Zeitraum  eines  Monats  dem  in  Artikel  17  vorgesehenen  Departements- 
rat unterbreiten. 

Der  Departementsrat  trifft  seine  Entscheidung  endgültig. 

Artikel  8. 

Der  „Departementsrat  der  öffentlichen  und  privaten  Wohlfahrts- 
pflege" kann  die  Anstalten,  welche  nachweisen,  daß  die  Geringfügigkeit  ihrer  Mittel 
sie  in  die  materielle  Unmöglichkeit  versetzt,  den  Vorschriften  des  vorhergehenden 
Artikels  nachzukommen,  ganz  oder  teilweise  davon  entbinden. 

Gleicherweise  können  davon  entbunden  werden  die  Anstalten,  welche  den  Nachweis 
erbringen,  daß  sie  in  Form  von  Belohnungen  den  Minderjährigen  Vorteile  zukommen 
lassen,  die  dem  in  Artikel  7  vorgeschriebenen  Spargut  mindestens  gleichwertig  sind. 

Von  der  Verpflichtung  sind  ferner  zu  entbinden  die  Anstalten,  deren  Zweck  die 
Organisation  entweder  von  Haushaltungsunterricht  oder  von  gewerblicher  Lehre  ist, 
sofern  letzteren  Falles  die  Zeit  der  Unterbringung  in  der  Anstalt  auf  die  Lehrzeit 
beschränkt  ist,  welche  nach  Ortsgebrauch  für  das  betreffende  Gewerbe  besteht. 

Der  Präfekt  des  Departements  oder  die  beteiligten  Anstalten  können  innerhalb 
eines  Monats  gegen  die  Entscheidungen  des  Departementsrats  der  öffentlichen  und 
privaten  Wohlfahrtspflege  Berufung  einlegen  an  die  in  Artikel  18  vorgesehene  „Ständige 
Abteilung  des  Obersten  Rates  der  öffentlichen  Wohlfahrtspflege". 

Die  Berufung  hat  aufschiebende  Wirkung. 

Artikel  9. 

Der  gemeinschaftliche  Fonds  ist  dazu  bestimmt,  den  Pfleglingen  als  Arbeits- 
belohnung Prämien  oder  Gratifikationen  zu  geben,  die  Kosten  ihrer  Ausstattung 
(trousseau)  zu  bestreiten,  und  für  die  nach  dem  Gesetz  vom  5.  April  1910  über  die 
Pensionen  der  Arbeiter  und  Landwirte  Versicherten  die  diesen  obliegenden  Beiträge 
zu  bezahlen.  Die  Gratifikationen  können  den  Pfleglingen  unmittelbar  ausgehändigt 
werden,  jedoch  unter  der  Verpflichtung  des  Leiters,  die  Auszahlung  in  seinen  Büchern 
auszuweisen. 

Die  in  das  Spargut  fließenden  Summen  sind  halbjährlich  bei  einer  Sparkasse  auf 
den  Namen  des  Pfleglings  einzuzahlen  und  in  ein  besonderes  Sparbuch  einzutragen. 
Der  Betrag  darf  den  Pfleglingen  nur  nach  Sichtvermerk  des  Leiters  ausbezahlt  werden 
nach  Beendigung  des  Militärdienstes  oder  ein  Jahr  nach  der  Volljährigkeit,  oder  auch 
schon  vor  erreichter  Volljährigkeit  im  Hinblick  auf  die  leichtere  Erlangung  einer  Stellung 
oder  eines  Geschäfts.  Die  Pfleglinge  können  aber  schon  vorher  darauf  Teilzahlungen 
erhalten,  deren  Höhe  der  Anstaltsleiter  festsetzt,  sofern  außerordentliche  Umstände 
vorliegen,  insbesondere  im  Augenblick  ihrer  Einziehung  zum  Heere  oder  während  ihrer 
Militärdienstzeit. 

Falls  ein  Pflegling  vor  seinem  Austritt  aus  der  Anstalt  stirbt,  fließen  die  auf 
seinen  Namen  hinterlegten  Spargelder  in  den  gemeinsamen  Fonds  zurück. 

Jeder  Pflegling  hat  bei  seinem  Austritt  aus  der  Anstalt  Anspruch  auf  eine  Aus- 
stattung (trousseau),  deren  Wert  mindestens  sovielmal  das  Vielfache  einer  Mark  betragen 
muß,  als  der  Pflegling  nach  Vollendung  des  15.  Lebensjahres  Monate  in  der  Anstalt 
zugebracht  hat.  Jedoch  kann  der  Wert  dieser  Ausstattung  auf  einen  Höchstbetrag 
von  80  Franken  begrenzt  werden;  er  darf  aber  auch  nicht  unter  20  Franken  sinken. 

Jede  Vereinbarung,  welche  den  Bestimmungen  des  vorhergehenden  oder  dieses 
Artikels  widerspricht,  ist  von  Rechts  wegen  nichtig. 
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Wenn  ein  Pflegling  freiwillig  austritt,  ehe  er  volljährig  ist,  sei  es  auf  Verlange» 
seiner  Eltern  oder  der  Personen,  die  ihn  in  Obhut  haben,  oder  auf  Veranlassung  der 
Anstalt  oder  der  öffentlichen  Armenpflege,  so  wird  der  Betrag  seines  Sparguts  auf  den, 
Tag  des  Austritts  berechnet,  der  ihm  zukommende  Betrag  aber  erst  bei  Erreichung 
der  Volljährigkeit  ausgezahlt,  ausgenommen  den  Fall  seiner  Verheiratung. 

Wenn  der  Pflegling  aus  einem  der  im  vorhergehenden  Artikel  vorgesehenen 
Gründe  austritt,  so  hat  er  Anspruch  auf  die  Ausstattung  nur  im  Falle  der  Verheiratung. 

Innerhalb  dreier  Monate  nach  Aushändigung  des  Sparguts  können  der  Minder- 
jährige selbst,  oder  seine  Eltern  oder  sein  Vormund  Beschwerde  beim  Präfekten  erheben* 
Das  Konto  des  Kindes  wird  dann  nachgeprüft  und  vom  Präfekten  festgestellt. 

Die  Beschwerde  gegen  die  Abrechnung  wird  dann  binnen  Monatsfrist  vor  den 
Departementsrat  der  öffentlichen  und  privaten  Wohlfahrtspflege  gebracht  und  von 
diesem  in  letzter  Instanz  entschieden. 

Artikel  10. 

Die  Überwachung  der  Anstalten  der  Privatwohltätigkeit  wird,  unter  Oberleitung 
des  Ministers  des  Innern,  durch  die  Generalinspektoren  und  -Inspektorinnen  des  Ver- 
waltungsdienstes des  Ministers  des  Innern,  durch  die  Departementsgesundheitsinspektoren 
und  durch  die  Departementsinspektoren  und  Unterinspektoren  der  öffentlichen  Armen- 
pflege ausgeübt,  ohne  daß  dadurch  die  besondere  Überwachung  berührt  wird,  welche 
durch  die  Arbeits-,  Gesundheits-  oder  Unterrichtsgesetze  vorgesehen  und  organisiert  ist. 

Die  mit  der  Überwachung  betrauten  Beamten  können  sich  zwecks  Prüfung  der 
hygienischen  Verhältnisse  der  Anstalt  von  einem  Fachmann  begleiten  lassen. 

Der  Leiter  der  Anstalt  ist  gehalten,  den  Überwachungsbeamten  zu  jeder  Tages- 
und Nachtstunde  den  Zutritt  zu  allen  Räumlichkeiten  zu  gestatten,  die  von  den  Pfleg- 
lingen bewohnt  oder  benutzt  werden;  jedoch  kann  eine  nächtliche  Besichtigung  in 
Anstalten,  die  weibliches  Personal  haben,  nur  durch  Inspektorinnen  vorgenommen  werden. 

Der  Anstaltsleiter  ist  ferner  verpflichtet,  die  Pfleglinge  diesen  Beamten  vorzu- 
führen. Er  muß  ihnen  auch  alle  nötigen  Aufklärungen  geben,  die  es  ihnen  ermöglichen, 
die  moralischen  und  materiellen  Bedingungen  des  Unternehmens  zu  ermitteln;  ins- 
besondere muß  er  ihnen  das  in  Artikel  4  vorgesehene  Register  sowie  das  Register  über 
die  Rechnungen  des  Sparguts  vorlegen. 

Die  Inspektoren  sind  nicht  befugt,  irgendeine  Änderung  im  Betriebe  der  Privat- 
anstalten vorzuschreiben,  außer  in  den  Fällen,  die  durch  dieses  Gesetz  oder  durch  die- 
Arbeits-,  Gesundheits-  und  Unterrichtsgesetze  geregelt  sind. 

Sie  tragen  in  das  in  Artikel  4  vorgesehene  Register  die  Bemerkungen  und  Fest- 
stellungen ein,  die  sie  im  Laufe  jedes  Besuchs  gemacht  haben. 

Im  Falle  einer  nächtlichen  Besichtigung  müssen  sie  dem  Leiter  ein  Schriftstück 
aushändigen,  welches  die  Gründe  für  diese  Besichtigung  angibt. 

Artikel  11. 

Wenn  die  Gesundheit  der  Pfleglinge  durch  die  Art  der  Führung  des  Haushaiti 
oder  durch  Unsauberkeit  der  Gebäulichkeiten  gefährdet  ist,  wenn  Fälle  von  Sitten- 
losigkeit  sich  ereignen  oder  Ausschreitungen  oder  üble  Behandlung  der  Pfleglinge, 
wenn  die  vorgeschriebenen  Regeln  für  den  gewerblichen  oder  Volksschulunterricht, 
oder  über  die  nach  den  Artikeln  7  und  9  zu  bewirkenden  Vorwegnahmen,  oder  über 
die  von  diesen  zu  machende  Verwendung  nicht  beobachtet  werden,  wenn  der  Anstalts- 
leiter die  durch  Artikel  10  vorgesehenen  Besichtigungen  zuzulassen  sich  weigert,  so 
richtet  der  Präfekt,  auf  den  Bericht  des  Inspektionsbeamten,  die  ihm  geeignet  er- 
scheinenden Vorstellungen  an  den  Leiter  und  stellt  ihm  eine  Frist  zur  Beseitigung  der 
festgestellten  Mängel  und  Mißbräuche. 
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"Wenn  der  Anstaltsleiter  innerhalb  der  gestellten  Frist  den  an  ihn  gerichteten 
Vorstellungen  nicht  Rechnung  getragen  hat,  so  kann  durch  den  in  Artikel  17  vor- 
gesehenen Departementsrat  der  öffentlichen  und  privaten  "Wohlfahrtspflege  die  Schließung 
der  Anstalt  angeordnet  werden,  nachdem  nötigenfalls  vorher  der  Departementsrat  des 
öffentlichen  Unterrichts  und  der  Departementsgesundheitsrat  benachrichtigt  sind. 

Dem  Departementswohlfahrtsrat  wird  zu  diesem  Zwecke  ein  Erläuterungsbericht 
des  Präfekten  vorgelegt,  der  abschriftlich  dem  Anstaltsleiter  mitgeteilt  wird.  Letzterer 
wird  zu  der  Sitzung  des  Rats  vorgeladen  und  kann  daselbst  persönlich  oder  durch 
einen  von  ihm  bestimmten  Bevollmächtigten  Einwendungen  zu  seiner  Verteidigung 
vorbringen.  Der  Präfekt  oder  ein  von  ihm  bezeichneter  Bevollmächtigter  stellt  die  in 
dem  Bericht  enthaltenen  Anträge.  Die  Verhandlungen  sind  öffentlich;  der  Rat  kann 
aber  jederzeit  die  Öffentlichkeit  ausschließen.  Die  Veröffentlichung  eines  Verhandlungs- 
berichts ist  untersagt;  nur  die  gefällten  Entscheidungen  dürfen  veröffentlicht  werden. 
Jede  Übertretung  dieser  Vorschrift  wird  vor  die  Stratkammern  der  Landgerichte  gebracht 
und  mit  Geldstrafe  von  100  bis  2000  Franken  bestraft. 

Der  Präsident  stellt  die  Entscheidung  durch  eingeschriebenen  Brief  dem  Präfekten 
und  dem  Anstaltsleiter  zu,  welch  letzterer  innerhalb  einer  "Woche  nach  Zustellung  da- 
gegen Rekurs  einlegen  kann.  Der  Rekurs,  welcher  aufschiebende  Wirkung  hat,  wird 
auf  der  Präfektur  gegen  Empfangsbescheinigung  eingereicht  und  innerhalb  einer  gleichen 
Frist  mit  den  Gegenäußerungen  des  Präfekten  dem  Minister  übersandt. 

Uber  den  Rekurs  wird  durch  die  in  Artikel  18  vorgesehene  „Ständige  Abteilung 
des  Obersten  Rates  der  öffentlichen  Wohlfahrtspflege"  entschieden. 

Wenn  der  Departementsrat  es  unterläßt,  innerhalb  eines  Monats  über  den  ihm 
vorgelegten  Bericht  des  Präfekten  zu  entscheiden,  so  wird  die  Sache  von  Amts  wegen 
durch  den  Präfekten  vor  die  „Ständige  Abteilung  des  Obersten  Rates  der  öffentlichen 
Wohlfahrtspflege"  gebracht. 

Die  Entscheidungen  der  „Ständigen  Abteilung"  werden  nach  denselben  Verfahrens- 
vorschriften erlassen,  wie  diejenigen  des  Departementsrats.  Sie  sind  mit  Gründen  zu 
versehen. 

Nachdem  die  Entscheidungen  rechtskräftig  geworden  sind,  hat  sie  der  Präfeki 
nach  Zustellung  zu  vollstrecken. 

Artikel  12. 

Sofern  gegen  die  Anstaltsleiter  eine  Verurteilung  entweder  wegen  eines  Verbrechens 
oder  wegen  eines  der  in  Artikel  3  vorgesehenen  Vergehen  erfolgt,  kann  das  Gericht, 
welches  die  Strafe  verhängt,  zugleich  die  Schließung  der  Anstalt  anordnen,  nachdem 
zuvor  die  Vertreter  der  Anstalt  zum  Verfahren  zugezogen  worden  sind. 

Artikel  13. 

Eine  Anstalt,  deren  Schließung  ordnungsmäßig  angeordnet  ist,  kann  erst  wieder 
eröffnet  werden,  nachdem  der  in  Artikel  17  vorgesehene  Departementswohlfahrtsrat 
oder,  falls  dieser  innerhalb  einer  Frist  von  zwei  Monaten  keine  Entscheidung  erläßt, 
die  Ständige  Abteilung  des  Obersten  Rates  der  öffentlichen  Wohlfahrtspflege  die  Wieder- 
eröffnung genehmigt  hat.  Innerhalb  einer  Woche  kann  der  Antragsteller  oder  der 
Präfekt  gegen  die  bezügliche  Entscheidung  des  Departementsrats  Rekurs  bei  der 
ständigen  Abteilung  einlegen. 

Artikel  14. 

Die  Leiter  schon  bestehender  Anstalten,  welche  unter  die  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes  fallen,  müssen  innerhalb  dreier  Monate  nach  Erlaß  der  in  Artikel  25  vor- 
gesehenen Ausführungsbestimmungen  zum  Gesetze  die  in  Artikel  2  vorgesehene  Anzeige 
erstatten. 
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Sie  müssen  außerdem,  wenn  sie  minderjährige  Pfleglinge  aufnehmen,  innerhalb 
der  gleichen  Frist  den  Vorschriften  betreffend  den  gewerblichen  und  den  Volksschul- 
unterricht genügen  und  die  Vorwegnahmen  in  Gemäßheit  der  Artikel  7  und  9  bewirken 
und  sie  entsprechend  anlegen. 

Artikel  15. 

Privatpersonen  und  Vereine,  welche,  ohne  eigentliche  Anstalten  zu  besitzen,  doch, 
gewöhnlich  Minderjährige  in  gewerbliche  Unternehmungen  oder  in  Familien  unter- 
bringen, wo  sie  Kost  und  Wohnung  erhalten,  sind  verpflichtet,  in  der  in  Artikel  2 
bestimmten  Form  davon  auf  dem  Bürgermeisteramt  Anzeige  zu  erstatten;  sie  müssen 
sich  den  Vorschriften  der  Artikel  4  und  14  anpassen  und  sind  der  in  diesem  Gesetz 
geregelten  Überwachung  unterworfen;  sie  müssen  außerdem  dem  Bürgermeister  jeder 
der  Gemeinden,  in  welcher  sie  einen  Minderjährigen  unterbringen,  den  Namen  und  den 
Wohnort  der  Person  anzeigen,  welcher  der  Minderjährige  anvertraut  ist.  Im  Falle 
einer  Verurteilung  einer  solchen  Privatperson  oder  eines  solchen  Vereins,  sei  es  wegen 
eines  Verbrechens,  sei  es  wegen  eines  der  in  Artikel  3  vorgesehenen  Vergehen,  kann 
das  Gericht,  welches  die  Strafe  verhängt,  zugleich  den  Privatpersonen  oder  Vereinen 
untersagen,  weiterhin  sich  mit  der  Unterbringung  minderjähriger  Kinder  zu  befassen. 

Bei  Übertretung  dieses  Verbots  werden  die  Privatpersonen  oder  Vereine  mit 
Geldstrafe  von  100  bis  zu  2000  Franken  und  bei  Rückfall  mit  Gefängnis  von  einem 
Monat  bis  zu  drei  Monaten  bestraft. 

Artikel  16. 

Übertretungen  der  Vorschriften  der  Artikel  2,  4,  14  Absatz  1  und  15  werden 
vor  dem  Zuchtpolizeigericht  verfolgt  und  mit  Geldstrafe  von  5  bis  zu  15  Franken 
bestraft.  Bei  Rückfall  kann  neben  der  Geldstrafe  Gefängnisstrafe  von  1  bis  zu 
15  Tagen  ausgesprochen  werden. 

Jeder  Anstaltsleiter,  der  sich  weigert,  die  Besichtigung  der  Anstalt  zuzulassen 
oder  der  Entscheidung,  welche  die  Schließung  der  Anstalt  ausspricht,  sich  zu  unter- 
werfen, oder  der  ohne  die  in  Artikel  13  vorgesehenen  Genehmigung  eine  Anstalt  wieder- 
eröffnet, deren  Schließung  endgültig  ausgesprochen  wurde,  wird  vor  der  Strafkammer 
verfolgt  und  zu  einer  Geldstrafe  von  100  bis  500  Franken  verurteilt.  Mit  der  gleichen 
Strafe  sind  Übertretungen  des  Artikel  3  bedroht.  Bei  Rückfall  kann  die  Strafe  auf 
den  doppelten  Betrag  erhöht  werden.  Der  Artikel  463  des  Strafgesetzbuchs  und  das 
Gesetz  vom  26.  März  1891  über  Strafmilderungen  und  Strafschärfungen  sind  auf  die 
in  diesem  Gesetze  vorgesehenen  Vergehen  anwendbar. 

Artikel  17. 

In  jedem  Departement  wird  ein  „Departementsrat  der  öffentlichen  und 
privaten  Wohlf  ahrtspf  lege"  gebildet,  dem  die  Prüfung  aller  Fragen  obliegt,  die  ihm 
zur  Begutachtung  vom  Präfekten  unterbreitet  werden  und  außerdem  die  Entscheidung 
in  den  Streitsachen,  welche  ihm  gemäß  den  Artikeln  11  und  13  überwiesen  sind. 

Der  Rat  besteht  aus  zehn  ständigen  und  vier  stellvertretenden  Mitgliedern. 
Fünf  der  ständigen  und  zwei  der  stellvertretenden  Mitglieder  des  einen  oder  anderen 
Geschlechts,  deren  Wählbarkeit  von  keinen  besonderen  Voraussetzungen  abhängig  ist, 
werden  von  den  Anstalten  der  Privatwohltätigkeit  gewählt,  welche  in  Artikel  2  und  14 
dieses  Gesetzes  aufgeführt  sind  und  im  Departement  ihren  Sitz  haben. 

Die  fünf  anderen  ständigen  und  die  zwei  anderen  stellvertretenden  Mitglieder 
werden  auf  folgende  Weise  bestimmt: 

Zwei  ständige  und  ein  stellvertretendes  Mitglied  durch  den  Präfekten. 
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In  den  Departements,  wo  ein  Appellhof  bestellt,  ist  der  Erste  Präsident  oder  ein 
von  Ihm  bezeichneter,  aus  den  Senatspräsidenten  oder  Räten  des  Gerichtshofes  zu 
entnehmender  Richter,  von  Rechts  wegen  Mitglied. 

Die  zwei  anderen  ständigen  und  ein  stellvertretendes  Mitglied  werden  von  den 
Richtern  des  Appellhofs  bezeichnet. 

In  den  Departements,  wo  kein  Appellhof  vorhanden  ist,  ist  der  Landgerichts- 
präsident des  Hauptortes  oder  der  von  ihm  bezeichnete  Richter  seines  Gerichtes  von 
Rechts  wegen  Mitglied. 

Die  beiden  anderen  ständigen  und  ein  stellvertretendes  Mitglied  werden  durch 
die  Richter  dieses  Landgerichts  bezeichnet. 

Der  Vorsitz  im  Rat,  mit  ausschlaggebender  Stimme  bei  Stimmengleichheit,  gebührt 
von  Rechts  wegen  dem  Gerichtspräsidenten  oder  dem  von  ihm  bezeichneten  Richter. 

Die  Mitglieder  des  Rats  werden  auf  die  Dauer  von  vier  Jahren  ernannt.  Ihr 
Mandat  kann  erneuert  werden.  Im  Falle  des  Ausscheidens  oder  Todes  im  Laufe  des 
Mandats,  werden  die  ständigen  Mitglieder  durch  die  Stellvertreter  in  der  Reihenfolge 
ihrer  Ernennung  oder  Wahl  ersetzt. 

Wenn  die  Zahl  der  privaten  Anstalten,  die  im  Departement  belegen  sind,  weniger 
als  zehn,  d.  h.  als  das  Doppelte  der  zu  wählenden  Mitglieder  beträgt,  so  kann  das 
Departement  mit  einem  benachbarten  Departement  nach  näherer  Bestimmung  der  durch 
Artikel  25  vorgeschriebenen  Ausführungsverordnung  vereinigt  werden. 

Artikel  18. 

Der  „Oberste  Rat  der  öffentlichen  "Wohlfahrtspflege"  besteht  außer 
denjenigen,  die  von  Rechts  wegen  oder  kraft  Ernennung  durch  Dekret  schon  Mit- 
glieder sind,  aus  zehn  Vertretern  der  privaten  Wohltätigkeitsanstalten;  diese  zehn  Mit- 
glieder werden  auf  vier  Jahre  von  einer  Versammlung  gewählt,  die  aus  den  Vertretern 
dieser  Anstalten  in  den  Departementswohlfahrtsräten  besteht. 

Bei  dem  Obersten  Rat  wird  eine  „Ständige  Abteilung"  gebildet,  welcher  es  ob- 
liegt, ihr  Gutachten  über  alle  Angelegenheiten  abzugeben,  welche  ihr  zu  diesem  Behufe 
vom  Minister  des  Innern  unterbreitet  werden,  und  weiter  in  den  vor  •  sie  in  Gemäßheit 
der  Artikel  11  und  13  gebrachten  Streitsachen  zu  entscheiden. 

Die  ständige  Abteilung  setzt  sich  aus  elf  Mitgliedern  zusammen,  die  aus  den  Mit- 
gliedern des  Obersten  Rates  entnommen  werden;  fünf  davon  werden  vom  Minister  des 
Innern  ernannt,  fünf  weitere  werden  von  den  zehn  Vertretern  der  privaten  Wohltätig- 
keitsanstalten gewählt,  das  elfte  Mitglied,  welches  den  Vorsitz  führt,  wird  mit  abso- 
luter Stimmenmehrheit  durch  die  vorbezeichneten  zehn  Mitglieder  gewählt.  Wenn  der 
Vorsitzende  aus  der  Zahl  dieser  zehn  Mitglieder  gewählt  wird,  so  wird  die  Abteilung 
durch  Benennung  eines  weiteren  elften  Mitglieds  ergänzt,  welches  je  nach  Lage  des 
Falles  vom  Minister  des  Innern  oder  von  den  Vertretern  der  privaten  Wohltätigkeits- 
anstalten bezeichnet  wird. 

Wenn  auch  beim  dritten  Wahlgang  noch  keine  absolute  Stimmenmehrheit  erzielt 
wird,  so  wird  der  Vorsitzende  durch  das  Plenum  des  Obersten  Rates  ernannt. 

Der  Vorsitzende  der  „Ständigen  Abteilung"  und  die  Vorsitzenden  der  Departements- 
räte haben  ausschlaggebende  Stimme  im  Falle  der  Stimmengleichheit. 

Artikel  19. 

Die  Zeugnisse,  Erklärungen  und  Quittungen,  die  in  Ausführung  dieses  Gesetzes 
ausgestellt  werden,  genießen  Stempelfreiheit  und  werden  unentgeltlich  registriert,  soweit 
sie  der  Formvorschrift  der  Registrierung  unterliegen. 
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Artikel  20. 

Die  Ansprüche  und  Forderungen,  welche  für  die  Pfleglinge  aus  den  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  entstehen  können,  sind  privilegiert  und  müssen  vor  allen  anderen,  selbst 
vor  den  sonstigen  privilegierten  Forderungen,  aus  dem  Vermögen  der  geschlossenen 
Anstalt  befriedigt  werden. 

Artikel  21. 

Im  Falle  freiwilliger  oder  in  Gemäßheit  der  Artikel  11  und  12  verordneter 
Schließung  müssen  dem  Departementsinspektor  der  öffentlichen  Wohlfahrtspflege  un- 
verzüglich, d.  h.  am  Tage  der  Schließung  selbst  oder  am  Tage,  an  welchem  der 
Schließungsbeschluß  endgültig  geworden  ist,  ausgehändigt  werden: 

1.  die  Einzelsparbücher,  sowie  zutreffendenfalls  die  Gelder,  welche  in  sie  für  den 
abgelaufenen  Teil  des  laufenden  Halbjahres  noch  einzuzahlen  waren; 

2.  die  Ausstattungen  in  Natur  oder  ihr  Wert  in  barem  Geld  für  diejenigen  Pfleg- 
linge,  die  darauf  Anspruch  gehabt  hätten,  wenn  sie  im  Augenblick  der  Schließung  aus 
der  Anstalt  ausgetreten  wären. 

Der  Präfekt  hat  die  erforderlichen  Maßregeln  zu  ergreifen,  um  die  sofortige  ander- 
weitige Unterbringung  und  Versorgung  der  Pfleglinge  sicherzustellen. 

Artikel  22. 

Die  für  das  laufende  Halbjahr  noch  zur  Verfügung  stehenden  Gelder  werden  auf 
Veranlassung  des  Inspektors  bei  der  Sparkasse  eingezahlt,  wo  sie  in  das  Einzelsparbuch 
jedes  Beteiligten  eingetragen  werden. 

Die  so  vervollständigten  Einzelsparbücher  und  die  Ausstattungen  oder  ihr  Wert 
werden  entweder  vom  Inspektor  aufbewahrt,  um  später  in  Gemäßheit  des  Artikel  9, 
Absatz  2,  dem  Pflegling  ausgehändigt  zu  werden,  wenn  er  schon  aus  der  Anstalt  aus- 
geschieden ist  oder  sich  seit  der  Schließung  ins  freie  Leben  zurückbegeben  hat,  oder 
sie  werden  vom  Inpektor  dem  zuständigen  Beamten  der  neuen  Anstalt  übergeben,  in 
welcher  der  Pflegling  untergebracht  wurde. 

Artikel  23. 

Falls  die  dafür  verantwortlichen  Vertreter  einer  geschlossenen  Anstalt  die  Spar- 
bücher, Gelder  oder  Ausstattungen,  über  welche  sie  im  Augenblick  der  Schließung 
rechnungspflichtig  waren,  nicht  herausgeben  sollten,  so  hat  der  Inspektor,  handelnd  im 
Namen  der  Gesamtheit  der  beteiligten  Pfleglinge,  aller  Rechts behelfe  sich  zu  bedienen, 
die  erforderlich  sind,  um  die  Herausgabe  zu  erzwingen  und  die  Hechte  der  Pfleglinge 
wahrzunehmen. 

Die  erforderlichen  Klagen,  die  von  einem  vorhergehenden  Sühneversuch  befreit 
sind,  werden  auf  Ersuchen  des  Inspektors  von  der  Staatsanwaltschaft  vor  dem  Friedens- 
gericht oder  vor  dem  Landgericht  erhoben,  entsprechend  den  allgemeinen  Zuständig- 
keitsregeln; sie  sind  wie  summarische  Sachen  zu  behandeln. 

Sie  müssen  innerhalb  vierzehn  Tagen  nach  der  Vorladung  entschieden  werden. 
Sie  genießen  von  Hechts  wegen  das  Armenrecht. 

Artikel  24. 

An  den  Gesetzen  und  Dekreten,  welche  die  Kongregationen  betreffen,  wird  durch 
dieses  Gesetz  nichts  geändert;  ebensowenig  an  den  Gesetzen  über  den  Volksschulunter- 
richt, über  die  Arbeit  und  über  die  Volksgesundheit. 

Artikel  25. 

Innerhalb  sechs  Monaten  von  Verkündigung  dieses  Gesetzes  an  wird  eine  öffent- 
liche Verwaltungsverordnung  die  zur  Ausführung  des  Gesetzes  nötigen  Maßnahmen 
bestimmen,  insbesondere  die  Regeln  für  die  Verwaltung  des  gemeinschaftlichen  Fonds 
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aufstellen,  die  Art  und  Weise,  wie  die  Aufsicht  auszuüben  ist,  die  Organisation  der 
Lehrausbildung  der  Pfleglinge,  die  Wahl  der  Vertreter  der  privaten  Wohltätigkeits- 
anstalten  in  die  Departementsräte,  den  Geschäftsgang  dieser  Räte,  die  Wahl  der 
Mitglieder  des  Obersten  Rats  der  öffentlichen  Wohlfahrtspflege  und  die  Verteilung  des 
gemeinschaftlichen  Fonds  im  Falle  der  Schließung  der  Anstalt. 

Eine  besondere  Verwaltungsverordnung  wird  die  Grundsätze  betreffs  der  An- 
wendung des  gegenwärtigen  Gesetzes  auf  die  Stadt  Paris  und  das  Seine-Departement 
festlegen. 

in. 

Der  Bericht  von  Ferdinand-Dreyf  us,  mit  welchem  er  dem  französischen  Senat 
in  seiner  Eigenschaft  als  Berichterstatter  der  zu  seiner  Prüfung  eingesetzten  Senats- 
kommission die  unveränderte  Annahme  des  vorstehenden  Gesetzentwurfs  empfiehlt,  hat 
folgenden  Wortlaut: 

Erstes  Kapitel. 
Geschichte  des  Gesetzentwurfs. 

Der  Entwurf  eines  Gesetzes  betreffend  die  Überwachung  der  Anstalten  der  Privat- 
wohltätigkeit beschäftigt  das  Parlament  seit  mehr  als  zwanzig  Jahren. 

Schon  im  Jahre  1882  wies  Theophile  Roussel  in  seinem  Bericht  über  den 
Schutz  der  verlassenen  und  mißhandelten  Kinder  auf  die  Notwendigkeit  hin,  die  Waisen- 
häuser und  sonstigen,  den  pflegebedürftigen  Kindern  gewidmeten  Wohltätigkeitsanstalten 
einer  strengen  Aufsicht  zu  unterstellen.  Die  eingehende  Enquete,  welche  durch  den 
Unterstaatssekretär  Fallier  es  im  Juli  1881  angeordnet  worden  war,  war  nämlich  reich 
gewesen  an  traurigen  Enthüllungen.  Nachdem  er  eine  große  Anzahl  der  Auskünfte, 
die  er  großenteils  nur  unter  Schwierigkeiten  hatte  empfangen  können,  sorgfältig  durch- 
gegangen hatte,  bemerkte  der  Berichterstatter,  daß  sich  unter  dem  Schein  der  Wohl- 
tätigkeit und  der  christlichen  Nächstenliebe  öfters  „industrielle  Unternehmungen,  die 
auf  die  Ausbeutung  der  Kinderarbeit  ausgingen",  versteckten.  Die  Frage  kam  von 
neuem  im  Jahre  1892  vor  dem  Obersten  Rat  der  öffentlichen  Wohlfahrtspflege  zur 
Sprache,  infolge  eines  Beschlusses  des  Staatsrates,  welcher  der  Regierung  jede  polizei- 
liche Kontrolle  über  private  Wohltätigkeitsanstalten,  die  von  Vereinen  von  weniger 
als  20  Mitgliedern  gegründet  waren,  versagte.  Eine  aus  den  sachverständigsten  Männern 
zusammengesetzte  Spezialkommission  bereitete  darauf  einen  Gesetzentwurf  vor,  der  in 
der  Session  von  1896  verhandelt  wurde  und  zur  Aufstellung  zweier  neuer  Entwürfe 
führte,  der  eine  entworfen  von  Dr.  Thulie,  der  andere  von  de  Crisenoy,  beide  als 
auf  diesem  Gebiete  praktisch  wohlerfahrene  Männer  bekannt. 

Der  Entwurf  Thulie  wollte  „Departementsausschüsse  für  öffentliches 
Gesundheits-,  Reinlichkeits-  un d  Wohlfahrtswesen"  einrichten.  Er  unterwarf 
die  privaten  Wohltätigkeitsanstalten  der  Anzeigepflicht  und  einer  Inspektion.  Der 
Präfekt  sollte  ihre  Schließung  anordnen  können,  vorbehaltlich  der  Berufung  gegen 
seinen  Entscheid  an  den  Minister  des  Innern. 

Der  von  der  Mehrheit  der  Kommission  angenommene  Entwurf  de  Crisenoy 
schrieb  die  Anzeige  vor,  durch  welche  die  Verwaltung  Kenntnis  erhalten  sollte  von 
dem  Bestehen  der  Anstalt  und  gab  der  Verwaltung  zugleich  ein  Einspruchsrecht  gegen 
deren  Eröffnung.  Den  Beauftragten  der  Verwaltung  war  ein  Visitationsrecht  eingeräumt. 
Die  Schließung  der  Anstalt  sollte  nur  auf  Grund  eines  Gerichtsbeschlusses  zulässig  sein. 

Nach  eingehender  Besprechung,  an  welcher  sich  u.  a.  die  Herren  Gaufres, 
Sabran,  Henri  Monod,  Hendle,  Jules  Simon  beteiligten,  wurde  das  letztere 
Projekt  vom  Obersten  Rat  unter  dem  Vorsitz  von  Leon  Bourgeois  angenommen. 
Es  wurde  darauf  dem  Staatsrat  vorgelegt,  der  auf  Grund  desselben  durch  den  Bericht- 
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f. 


erstatter  de  Mouy  einen  Gesetzentwurf  ausarbeiten  ließ,  welcher  der  Kammer  durch 
den  Minister  des  Innern,  Waldeck-Rousseau  am  8.  Juni  1900  vorgelegt  wurde. 

Danach  fielen  unter  das  Gesetz  alle  Vereine  jeder  Art,  sowohl  diejenigen,  die 
keiner  Genehmigung  bedurften,  wie  die  anderen,  die  weltlichen  wie  die  kirchlichen, 
ohne  Rücksicht  auf  die  Person  der  Gründer  und  ohne  Unterschied,  für  welche  Katejgorien 
von  Pfleglingen  sie  bestimmt  waren.  Den  Zöglingen  mußte  ein  kleines  Sparvermögen 
angesammelt  werden.  Um  die  übertriebene  Arbeitsteilung  und  eine  einseitige  Berufs- 
ausbildung zu  verhindern,  wurde  gewerblicher  Unterricht  eingeführt.  Die  Eröffnung 
der  Anstalten  wurde  von  vorgängiger  Anzeige  abhängig  gemacht.  Der  Staat  erhielt 
ein  ständiges  Uberwachungsrecht.  Die  Schließung  der  Anstalten  sollte  auf  Anordnung 
der  Verwaltung  und  nicht  durch  Gerichtsbeschluß  erfolgen. 

Über  den  Entwurf  erstattete  Bienvenu  Martin  im  Jahre  1901,  dann  wieder  am 
21.  Oktober  1902  und  nochmals  am  14.  Januar  1907  der  Kammer  Bericht.  Der  Gesetz- 
entwurf wurde  so  von  Session  zu  Session  weitergeschleppt,  ohne  daß  er  zur  zweiten 
Lesung  kam,  trotzdem  eine  Tagesordnung  der  Deputiertenkammer  vom  7.  Juli  1905 
nochmals  ein  solches  Gesetz  unbedingt  verlangt  hatte. 

Erst  in  der  zehnten  Legislaturperiode  gelang  es,  den  vorliegenden  Gesetzentwurf 
zur  Annahme  zu  bringen.  Wenn  das  trotz  so  vieler  gehäufter  Hindernisse  schließlich 
erreicht  wurde,  so  gebührt  das  Verdienst  daran  der  Ausdauer  und  der  Versöhnlichkeit 
des  Berichterstatters  der  „Kommission  für  soziale  Versicherung  und  Wohlfahrtspflege", 
Breton. 

Die  Verhandlung  in  der  Kammer  erfolgte  in  den  Sitzungen  vom  11.  und  26.  Juni 
und  11.  Juli  1912.  Sie  vollzog  sich,  wie  es  bei  Wohlfahrtsgesetzen  sich  gebührt, 
ohne  politische  Leidenschaft  und  ohne  Voreingenommenheit.  Durch  das  Eingreifen 
einiger  Fachleute  waren  die  erforderlichen  Ausgleiche  geschaffen  worden.  Einige  Auf- 
sätze von  Praktikern,  namentlich  zwei  Artikel,  welche  Graf  von  Haussonville  im 
Temps  veröffentlicht  hatte,  sowie  Leitsätze,  welche  von  dem  „Zentralbureau  der  Wohl- 
tätigkeitseinrichtungen" und  von  der  „Vereinigung  der  Kinderschutzgesellschaften" 
aufgestellt  worden  waren,  hatten  eine  versöhnliche  Stimmung  in  der  Kammer  hervor- 
gerufen. Aus  ihr  heraus  wurden  nacheinander  Abänderungsanträge  von  Joseph 
Denais  und  Lerolle  angenommen,  insbesondere  aber  ein  wichtiger  Antrag  von  Piou, 
Aynard  und  Beauregard,  wonach  solche  Anstalten  von  der  Ansammlung  eines 
Sparguts  für  die  Pfleglinge  entbunden  wurden,  deren  Geldmittel  zu  eng  begrenzt  waren, 
ferner  diejenigen,  welche  Lehrunterricht  in  einem  Handwerk  geben. 

Der  Gesetzentwurf  kommt  also  erst  nach  reiflicher  Prüfung  an  Sie.  Ihre  Kom- 
mission hat  keine  Möglichkeit,  sich  zu  unterrichten  außer  acht  gelassen  und  sich  zu 
diesem  Behuf e  au  alle  zuständigen  Stellen  gewendet.  Sie  hat  die  Unterstaatssekretäre 
und  Direktoren  des  Ministeriums  des  Innern  gehört.  Sie  hat  die  Bemerkungen  der 
berufensten  Vertreter  des  Zentralbureaus  der  Wohltätigkeitseinrichtungen  und  der 
Departementsvereine,  der  Vereinigung  der  Kinderschutzgesellschaften,  der  Vereine 
zugunsten  der  vor  Gericht  gestellten  Kinder  von  Paris  und  von  den  Provinzen  ent- 
gegengenommen. 

Erst  nach  eingehenden  Verhandlungen,  die  sowohl  die  vorgenommenen  Enqueten 
wie  die  Einwendungen  der  Vertreter  der  freien  Liebestätigkeit  in  Betracht  zogen, 
schlägt  Ihnen  die  Kommission  vor,  den  Gesetzentwurf,  so  wie  er  vorliegt,  anzunehmen. 

Wenn  man  die  Reihe  der  verschiedenen  Entwürfe  durchgeht,  von  1896  bis  zu 
dem  jetzt  vorliegenden,  muß  man  notgedrungen  den  Ernst  der  Anstrengungen  an- 
erkennen, die  gemacht  wurden,  um  die  gestellte  Aufgabe  friedlich  zu  lösen,  Vorurteile 
zu  beseitigen,  über  alle  Einwände  hinwegzugehen,  die  nicht  rein  sachlich  sind  und 
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nicht  ausschließlich  zum  Ziel  haben,  das  Beste  der  Pflegebefohlenen  zu  fördern,  für 
die  in  Anstaltspflege  befindlichen  Kinder  zu  sorgen  und  die  private  Wohltätigkeit 
hochzuhalten. 

Seit  vierzig  Jahren  beobachten  wir  ein  wunderbares  Aufblühen  der  freien 
Liebestätigkeit.  Die  Namen  derjenigen,  welche  diese  große  Bewegung  ins  Leben  ge- 
rufen und  als  ihre  Apostel  gewirkt  haben,  sind  im  Gedächtnis  Aller. 

Aufgabe  des  Parlamentes  ist  es,  diesem  Aufschwung  nirgends  hindernd  in  den 
Weg  zu  treten  und  trotz  Aufrechterhaltung  der  notwendigen  Aufsichts-  und  Kontroll- 
rechte des  Staates,  der  Privatwohltätigkeit  alle  die  Freiheit  zu  lassen,  die  zur  Er- 
füllung ihrer  Aufgabe  erforderlich  ist.  Sie  bedarf  ihrer  besonders  zur  Durchführung 
der  so  zahlreichen  Gesetze,  welche  das  Parlament,  zu  seiner  Ehre  sei  es  gesagt,  zum 
Schutze  der  Jugend  erlassen  hat.  Angefangen  vom  Gesetz  von  1889  über  die  ver- 
wahrlosten Kinder  bis  zum  Gesetz  von  1912  über  Jugendgerichte  bedürfen  alle  diese 
Gesetze,  um  wirksam  zu  sein,  der  Mitarbeit  der  Privatwohltätigkeit. 

So  sehr  auch  die  Geister  durch  politische  Streitfragen  in  Anspruch  genommen 
sind,  so  sind  doch  auf  diesem  Gebiete,  das  verdient  hervorgehoben  zu  werden,  mächtige 
Schritte  zu  friedlichem  Ausgleich  gemacht  worden.  Das  Gebiet  verträgt  auch  keine 
verschiedenen  Auffassungen  und  Meinungen. 

Wieviel  Ermutigendes  kann  doch  der  unparteiische  Beobachter  anführen,  selbst 
wenn  er  sich  darauf  beschränkt,  nur  über  schon  vollzogene  Fortschritte  zu  berichten! 

Losgelöst  von  reinem  Empirismus,  hat  sich  die  Armenpflege  umgewandelt;  sie 
ist  heute  eine  Kunst  und  eine  Wissenschaft.  Sie  entfaltet  sich  infolge  der  fort- 
schreitenden Erkenntnis  der  vielfältigen  Ursachen  der  Verarmung,  sie  wird  vorbeugend 
und  schließlich  reine  Wohlfahrtspflege.  Sie  beschränkt  sich  nicht  mehr  auf  die  un- 
mittelbare Linderung  der  Not  des  Unbemittelten,  sondern  sucht  deren  Quelle  auf  und 
bemüht  sich,  diese  zu  verstopfen. 

Dank  den  Anstrengungen  der  Männer  —  und  auch  der  Frauen  — ,  voll  guten 
Willens,  mögen  sie  auch  bisweilen  von  entgegengesetzten  Polen  kommen,  nähern  sich 
die  öffentliche  Armenpflege  und  die  Einrichtungen  der  Privatwohltätigkeit  einander; 
sie  verständigen  sich  und  sind  im  Begriffe,  Frieden  miteinander  zu  schließen. 

Als  Präliminarien  des  Friedensschlusses  können  wir  erwähnen  die  Schaffung  von 
Zentralen,  welche  die  wohltätigen  Werke  zu  mächtigen  Vereinigungen  zusammen- 
schließen und  als  Bindeglied  zwischen  ihnen,  den  Wohltätern  und  dem  Staate  dienen; 
ferner  die  Vereinigung  der  Pariser  Wohltätigkeitsanstalten,  die  sich  erst  kürzlich  ge- 
bildet hat  und  die  Absicht  verfolgt,  die  Auskünfte  und  die  Dienstzweige  zu  zentrali- 
sieren und  zwischen  den  einzelnen  Bezirken  auszutauschen;  endlich  unseren  ständigen 
Kongreß  der  öffentlichen  und  privaten  Armenpflege,  dessen  Präsident  waren  oder  sind 
Theophile  Roussel,  Casimir  Perier  und  Emile  Loubet. 

Andererseits  sind  auch  die  gesetzlichen  und  fiskalischen  Bestimmungen  über 
Wohltätigkeitsgesellschaften  verbesserungsbedürftig.  Der  nächste  Armenpflegerkongreß 
in  Montpellier  soll  über  einen  Bericht  von  Hebrard  de  Villeneuve  verhandeln, 
welcher  die  Verleihung  des  Rechts  an  die  angemeldeten  Vereine  vorschlägt,  frei- 
gebige Zuwendungen  mit  Ermächtigung  der  Regierung  anzunehmen,  ferner  über  die  Er- 
mäßigung der  durch  Wohlfahrtseinrichtungen  zu  entrichtenden  Handänderungsgebühren. 

Die  Bestrebungen  auf  Zusammenarbeit  der  Wohltätigkeitsbestrebungen  verdienen 
alle  Förderung  seitens  der  öffentlichen  Gewalten. 

Der  Gesetzentwurf,  den  wir  Ihrer  Beratung  unterbreiten,  begnügt  sich  nicht  da- 
mit, eine  Kontrolle  und  eine  Überwachung  einzuführen,  deren  Notwendigkeit  niemand 
mehr  bestreitet. 
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Durch  die  Schaffung  der  Departementswohlfahrtsräte  und  die  Ausgestaltung 
des  Obersten  Rates  der  öffentlichen  Wohlfahrtspflege  verwirklicht  er  auch  einen  Ge- 
danken, der  schon  lange  die  hervorragendsten  Philosophen  beschäftigte.  Der  Entwurf 
ist  das  erste  Kapitel  eines  Gesetzeswerkes  über  Privatwohltätigkeit;  er  verschafft  ihren 
Einrichtungen  Bürgerrecht,  nähert  sie  den  Veranstaltungen  der  öffentlichen  Armen- 
pflege und  fördert  mächtig  die  Zusammenarbeit  so  vieler  freiwilliger  Initiativen. 

Zweite  s  Kapitel. 

Wesentlicher  Gesetzesinhalt.    Gemeins chaftliche  Pflichten  aller 
Wohltätigkeitsanstalten. 

Die  im  Gesetzentwurf  behandelten  Fragen  betreffen:  die  Gründung  und  Er- 
öffnung der  Anstalten;  die  Voraussetzungen,  unter  welchen  sie  tätig  sein  können; 
die  Behörde,  welche  darüber  zu  wachen  hat,  daß  das  Gesetz  beobachtet  wird,  und  die 
Maßregeln,  welche  im  Falle  der  Nichtbeobachtung  zu  ergreifen  sind. 

Wenn  es  sich  um  Anstalten  handelt,  welche  Minderjährige  aufnehmen,  ist  weiter 
die  Frage  zu  entscheiden,  welcher  Unterricht  den  Zöglingen  zu  geben  ist,  ferner 
welches  Spargut  und  welche  Ausstattung  für  sie  beim  Austritt  aus  der  Anstalt  sicher- 
zustellen ist. 

Zutreffend  sagte  Henri  Mono d  in  seinem  Bericht  vom  12.  Juni  1892:  „Es 
handelt  sich  keineswegs  darum,  berechtigte  Interessen  zu  stören  oder  großmütigen 
Unternehmungsgeist  zu  entmutigen.  Die  Freiheit  der  Liebestätigkeit  wird  nicht  an- 
getastet; niemand  schätzt  ihre  Bedeutung  höher  als  ich,  denn  ich  bin  der  Meinung? 
daß  es  ein  ganzes  großes  Gebiet  gibt,  das  ihr  ausschließlieh  zu  eigen  gehört.  Aber 
eine  Überwachung  ihrer  Anstalten  beeinträchtigt  keineswegs  die  Wohli'ahrtstätigkeit 
der  Privatpersonen  und  Vereine;  sie  richtet  sich  nur  gegen  solche  Unternehmungen, 
die  von  der  Liebestätigkeit  nur  den  Namen  haben." 

Es  erscheint  angezeigt,  sich  zunächst  .Rechenschaft  zu  geben  über  das  An- 
wendungsgebiet des  Gesetzes. 

1.  Ungefähre  Statistik  der  unter  das  Gesetz  fallenden  Anstalten. 

Ihre  Kommission  hätte  gewünscht,  Ihnen  eine  genaue  Statistik  der  Anstalten 
und  der  verschiedenen  Kategorien  von  Pfleglingen  aufzumachen,  auf  welche  das  Gesetz 
Anwendung  finden  soll. 

Bei  dem  gegenwärtigen  Stande  der  Gesetzgebung  hätte  sich  das  aber  nur  schwer 
machen  lassen.   Wir  können  Ihnen  deshalb  nur  annähernd  richtige  Zahlen  unterbreiten. 

Alljährlich  fertigt  die  zuständige  Abteilung  des  Arbeitsministeriums -eine  Statistik 
der  Wohltätigkeitsanstalten.  Die  von  den  Armenräten,  den  Spitälern  und  Hospizien 
sowie  von  den  Irrenanstalten  gelieferten  Unterlagen  sind  zwar  hinreichend  zuverlässig; 
ungenau  sind  aber  die  Angaben  bezüglich  derjenigen  Anstalten,  die  als  im  öffentlichen 
Nutzen  liegend  anerkannt  sind,  weil  die  von  den  Präfekturen  eingelieferten  Zusammen- 
stellungen nur  unvollständig  ausgefüllt  sind.  So  hatten  im  Jahre  1912  nur  820  An- 
stalten, darunter  182  im  Seinedepartement,  die  übersandten  Fragebogen  beantwortet. 
Eine  Tabelle  IX  teilt  die  Anstalten  in  verschiedene  Klassen.  Wenn  man  die  Kinder- 
krippen mitzählt,  die  einer  Sondergesetzgebung  unterliegen,  und  die  öffentlichen  An- 
stalten außer  Ansatz  läßt,  so  zählte  man  im  Jahre  1911: 

1.  im  Seinedepartement  146  Privatanstalten  mit  704  weltlichen  und  879  geist- 
lichen Angestellten, 

2.  in  den  übrigen  Departements  zusammen  468  Anstalten  mit  einem  Personal 
von  2092  weltlichen  und  3715  geistlichen  Personen. 

Insgesamt  also  614  Anstalten  mit  2796  weltlichen  und  4630  geistlichen  Angestellten. 
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Um  eine  richtige  Gesamtzahl  zu  erhalten,  mußte  man  die  Archive  des  Zentral- 
bureaus der  Privatwohltätigkeit  befragen.  Diese,  von  dem  verstorbenen  Herrn  Lefebure 
begründete  Gesellschaft  hatte  im  Jahre  1899  eine  Zählung  der  Unternehmungen  der 
Privatwohltätigkeit  veranstaltet.  Unter  der  LeituDg  von  Emile  Cheysson  hatte 
I  sie  zwei  Zusammenstellungen  angefertigt;  die  eine  zählte  alle  Anstalten  in  jedem 
Departement  auf,  die  andere  klassifizierte  sie  nach  ihrer  verschiedenen  Art  für  das 
ganze  Land. 

Die  „France  charitable",  so  heißt  dieses  wertvolle  Werk,  ist  aber  schon  zu  alten 
Datums,  um  ein  jetzt  noch  gültiges  Resultat  zu  ergeben;  man  muß  darum  erst  das 
neue  Gesetz  abwarten,  welches  die  Zentralbureaus  in  den  Stand  setzen  wird,  im  Zu- 
sammenarbeiten mit  den  zuständigen  Behörden,  die  Zahl  der  Unternehmungen  zu  er- 
mitteln und  festzustellen,  und  zwar  sowohl  die  Zahl  der  öffentlichen  Anstalten,  und 
diejenige,  deren  öffentlicher  Nutzen  anerkannt  ist,  wie  diejenigen  Privatanstalten,  welche 
anzeigepflichtig  sind,  und  welche  zusammen  den  kostbaren  Schatz  der  französischen 
Armenpflege  und  der  freien  Liebestätigkeit  bilden.  Wenn  diese  Zusammenstellung 
stets  auf  dem  laufenden  gehalten  wird,  wird  man  künftig  wissen,  wohin  man  sich  zu 
wenden  hat  und  wo  man  für  jeden  in  Betracht  kommenden  Fall  Hilfe  finden  kann. 

Unabhängig  von  den  in  Artikel  1  aufgeführten  Einrichtungen  unterwirft  das 
Gesetz  diejenigen  Anstalten,  welche  Minderjährige  aufnehmen  und  versorgen,  gewissen 
besonderen  Verpflichtungen.  Für  sie  ist  das  Anwendungsgebiet  des  Gesetzes,  da  es 
mehr  begrenzt  ist,  leichter  zu  ermitteln.  Die  verschiedenen  stattgehabten  Erhebungen, 
wenn  sie  auch  unter  sich  nicht  völlig  übereinstimmen,  geben  doch  ein  Bild,  welches 
sich  der  Wirklichkeit  stark  nähert. 

Die  im  Jahre  1905  von  der  Deputiertenkammer  angeordnete  Erhebung  wurde 
gleichzeitig  durch  die  Generalprokuratoren  und  durch  die  Präfekten  bewerkstelligt. 
Diese  haben  die  Anstalten  zusammengestellt,  welche  Kinder  mit  gewerblichen  Arbeiten 
beschäftigen.  Die  von  uns  danach  angefertigte  Tabelle  zählt  1103  Anstalten  dieser 
Art  auf;  davon  sind  245  weltliche  und  858  geistliche  Anstalten  mit  48439  Kindern, 
I  und  zwar  7502  Knaben  und  40937  Mädchen. 

Der  Minister  des  Innern  hat  uns  für  das  Jahr  1913  eine  gleiche  Tabelle  geliefert. 
Aus  ihr  ergibt  sich,  daß  in  ganz  Frankreich  ohne  die  Kolonien  926  solcher  Anstalten 
bestanden,  davon  161  weltliche  und  765  geistliche,  mit  50930  Kindern  beiderlei  Geschlechts. 

Die  Berichte  der  Bezirksarbeitsinspektoren  endlich  stellten  fest,  daß  im  Jahre  1912 
1176  Wohltätigkeitsanstalten  gezählt  wurden,  welche  unter  das  Gesetz  über  Kinder- 
arbeit fielen;  2320  Knaben  und  17184  Mädchen  darin  waren  unter  13  Jahre  alt  und 
besaßen  kein  Schulabgangszeugnis ;  5  Knaben  und  129  Mädchen  von  12  bis  13  Jahren 
hatten  dieses  Zeugnis;  1252  Knaben  und  19364  Mädchen  waren  im  Alter  von  13  bis 
18  Jahren;  8204  Mädchen  waren  zwischen  18  und  21  Jahre  alt.  Insgesamt  waren 
48458  Minderjährige  beider  Geschlechter  in  industriellen  Wohltätigkeitsanstalten  vor- 
handen, die  der  Arbeitsinspektion  unterstanden. 

Mit  diesen  Zahlen  lassen  sich  mit  Nutzen,  wenigstens  für  Paris  und  Umgebung, 
diejenigen  vergleichen,  welche  in  dem  Werke  „Paris  charitable"  enthalten  sind.  Dieses 
„Wörterbuch  der  Barmherzigkeit",  das  sorgfältig  auf  dem  laufenden  gehalten  wird, 
zählt  für  das  Seinedepartement  41  Werke  auf,  die  sich  mit  der  Adoption  oder  dem 
Kinderschutz  für  Waisen-  und  Armenkinder  befassen;  ferner  144  Waisenhäuser  und 
45  Bewahrungs-,  Erziehungs-  und  Besserungsanstalten.  Für  das  Seinedepartement 
ergäbe  sich  hiernach  ein  Gesamtbetrag  von  230  Veranstaltungen  ungefähr,  die  sich 
mit  der  notleidenden  Jugend  befassen  und  von  welchen  die  Mehrzahl  unter  das  neue 
Gesetz  fiele,  da  sie  Kinder  aufnehmen  und  versorgen. 

18 
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Wie  dem  auch  sein  möge,  so  kann  man  aus  den  Zahlen  schließen,  daß  der 
Gesetzentwurf  50  000  bis  60000  Kinder  der  beiden  Geschlechter  in  seinen  Schutzkreis 
aufnehmen  wird. 

2.  Überwachungsrecht  des  Staates. 
Das  Recht  des  Staates  zur  Kontrolle  und  Überwachung  der  Privatwohltätigkeit 
leitet  sich  her  einmal  aus  seiner  Schutzpflicht,  sodann  aus  der  ihm  zustehenden  Polizei- 
hoheit. „Aus  der  Pflicht  zum  Schutze  der  Schwachen  ergibt  sich  für  den  Staat  die 
Verpflichtung,  sich  zu  vergewissern,  daß  die  Armen,  die  dem  äußeren  Anschein  nach 
von  einer  Privatanstalt  unterstützt  werden,  es  auch  tatsächlich  sind,  daß  sie  human 
behandelt  werden,  daß  z.  B.  ein  Unternehmen,  das  sich  „Hilfeleistung  durch  Arbeits- 
beschaffung" nennt,  nicht  eine  Spekulation  auf  Arbeitsleistung  ist,  und  daß,  wenn  es 
sich  um  Pfleglinge  handelt,  diese  auch  unter  angemessenen  hygienischen  Verhältnissen 
untergebracht  werden.  Aus  der  dem  Staate  gebührenden  Polizeigewalt  folgt  die 
Verpflichtung  für  ihn,  sich  zu  vergewissern,  daß  die  Vereine  oder  Privatpersonen,  die 
sich  an  das  Publikum  wenden  um  Unterstützung  eines  angeblichen  Liebeswerkes, 
dieses  nicht  über  den  Charakter  als  Liebeswerk  täuschen.  Die  Überwachung  durch 
den  Staat  ist  zugleich  gerecht  und  notwendig:  Der  Staat  muß  die  Armen  und  die 
Wohltäter  schützen  und  verhindern,  daß  nicht  die  Not  der  einen  und  die  Gebe- 
freudigkeit der  anderen  ausgebeutet  werde.  Man  muß  diese  Überwachung  allen 
Privatanstalten  gegenüber  einführen,  auch  gegenüber  solchen,  die  nur  Erwachsene 
unterstützen.  Auch  diese  letzteren,  die  Frauen  besonders,  sowie  die  Greise  bedürfen 
des  Schutzes  gegen  immerhin  möglichen  Mißbrauch  ihrer  Person,  und  überdies  bedarf 
es,  welche  Art  von  Bedürftigen  immer  in  einer  Anstalt  versorgt  sind,  stets  der  Fest- 
stellung des  wirklichen  Wohlfahrtscharakters  derselben,  denn  nur  dieser  rechtfertigt 
die  Anrufung  des  Publikums  zur  Förderung  des  Unternehmens.  Immerhin  ist  es 
offensichtlich,  daß  die  für  Aufnahme  von  Kindern  bestimmten  Anstalten,  die  Häuser, 
die  man  gemeinhin  als  Privatwaisenhäuser  bezeichnet,  in  erhöhtem  Maße  der  Staats- 
kontrolle bedürfen.  Die  Jugend  muß  ganz  besonders  geschützt  werden,  denn  sie  ist 
schwächer,  sie  ist  nicht  Herr  ihrer  Person,  sie  ist  nicht,  wie  der  Erwachsene,  in  der 
Lage,  die  Anstalt,  worin  sie  sich  befindet,  jederzeit  frei  zu  verlassen.  Andererseits  ist 
das  Kind  nicht  nur  deshalb  so  unvergleichlich  mehr  als  ein  erwachsener  Armer  in 
Gefahr,  das  Opfer  einer  unter  dem  Namen  der  Wohltätigkeit  sich  verbergenden  Aus- 
beutung zu  werden,  weil  es  so  viel  schwächer  ist,  als  dieser,  sondern  auch  deshalb, 
weil  nur  das  Kind  für  diese  ein  richtiges  Ausbeutungsobjekt  ist.  Während  es  fast 
unmöglich  ist,  aus  der  Arbeit  des  Gebrechlichen,  des  Genesenden,  des  Greisen  einen 
großen  Nutzen  zu  ziehen,  ist  es  leicht,  die  Arbeitskraft  eines  Kindes  auszubeuten-'. 
(Bericht  Monod  an  Präsident  Loubet  im  Obersten  Rat  der  Wohlfahrtspflege  vom 
25.  Juni  1892). 

Das  Gesetz,  welches  die  Bedingungen  feststellt,  unter  welchen  die  Privatwohl- 
tätigkeitsanstalten  eröffnet,  überwacht  und  geschlossen  werden,  ist  die  logische  Er- 
gänzung der  Gesetze,  welche  die  Überwachung  der  Privatschulen  und  den  Schutz  der 
in  der  Industrie  arbeitenden  Kinder  verordnen. 

Die  soziale  Schutzpflicht  ist  hier  sogar  noch  stärker,  weil  es  sich  um  Enterbte 
handelt,  denen  in  Ermanglung  einer  natürlichen  Familie  die  ganze  Volksfamilie  Schutz 
und  Beistand  schuldet. 

In  seinem  Bericht  von  1882  hatte  Theophile  Roussel  die  Notwendigkeit  betont, 
solchen  industriellen  Unternehmungen  ein  Ende  zu  bereiten,  die  auf  die  Ausbeutung 
der  Kinderarbeit  gegründet  sind.    Dieser  hervorragende  Mann,  so  tolerant  und  groß- 
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mutig  er  war,  hatte  nicht  gezögert,  gewisse  Mißbrauche  hervorzuheben,  wie  ungenügende 
Pflege,  Übermaß  an  Arbeit,  Mangel  an  Unterricht,  an  hinreichender  Nahrung  oder 
Gesundheitspflege,  mangelhafte  Berufsausbildung  usw.  Indem  er  sich  vor  ungerechten 
und  wagehalsigen  Verallgemeinerungen  wohl  hütete,  nur  darauf  bedacht,  das  un- 
glückliche Kind  zu  schützen,  sprach  er  sich  doch  für  die  Notwendigkeit  einer  strengen 
Kontrolle  mit  folgenden  Worten  aus:  „Trotz  der  großen  Anzahl  von  Waisenhäusern, 
die  statutengemäß  der  Staatsaufsicht  unterstellt  sind,  kann  man  sagen,  daß  die  große 
Mehrzahl  dieser  freien  Jugenderziehungsanstalten  sich  jeder  staatlichen  Kontrolle  ent- 
ziehen. Tatsächlich  überwacht  der  Staat  die  Erziehung,  die  man  in  den  Waisenhäusern 
den  Armenkindern,  insbesondere  den  Mädchen,  gibt,  gar  nicht.  Die  stattgehabte  En- 
quete hat  die  Notwendigkeit  ergeben,  solche  Kinder  nicht  Gewerbetreibenden  zu 
überlassen,  die  nur  die  Arbeitskraft  der  Jugend  ausbeuten.  Eine  solche  Ausbeutung 
kommt  selbst  in  Häusern  vor,  die  sich  fälschlich  den  geachteten  Namen  Waisenhaus 
beilegen,  und  unter  Verhältnissen,  die  ebenso  schädlich  für  die  körperliche  und  geistige 
Entwicklung,  als  verheerend  für  die  Zukunft  des  Kindes  sind.  In  solchen  Anstalten, 
die  möglichst  hohen  Gewinn  aus  einer  weitgehenden  Arbeitsteilung  ziehen,  wird  jedes 
Kind  nur  zu  einer  einzigen  mechanischen  Tätigkeit  verwendet;  es  wächst  heran,  ohne 
etwas  anderes  zu  lernen  und  verläßt  die  Anstalt,  ohne  einen  eigentlichen  Beruf  gelernt 
zu  haben,  von  dem  es  sein  Leben  fristen  könnte.  So  kommt  es,  daß  eine  ziemlich 
große  Anzahl  von  Kindern,  die  von  der  Privatwohltätigkeit  erzogen  werden,  statt  daß 
sie  sich  selbst  genügen  und  ihresgleichen  von  Nutzen  sein  könnten,  wenn  sie  als  Er- 
wachsene ins  offene  Leben  treten,  nur  eine  Last  und  eine  Gefahr  für  die  Gesellschaft 
bilden.  Die  öffentliche  Behörde  ist  darum  verpflichtet,  Kinder  nur  solchen  Gewerbe- 
treibenden oder  Anstalten  zu  überlassen,  die  ihnen  eine  richtige  Berufsausbildung 
gewährleisten.  Dies  ist  ein  Punkt,  der  großer  Aufmerksamkeit  wert  ist,  bei  der  Er- 
ziehung sowohl  der  Knaben,  wie  der  Mädchen,  die  der  Privat  Wohltätigkeit  anvertraut 
sind."  Diesen  Ausführungen  mag  man  folgende  Stelle  aus  einem  Bericht  des  jetzigen 
Generalprokurators  am  Appellhofe  in  Paris,  Fabre,  anfügen,  den  dieser  auf  die  von 
der  Kammer  im  Jahre  1905  angeordnete  Enquete  erstattet  hat:  „Diese  Anstalten  ver- 
dienen ganz  besondere  Beachtung:  sie  sind  geschlossen  und  die  Liebestätigkeit  wird 
hier  mehr  im  geheimen  geübt.  Die  Mehrzahl  sind  Gründungen  frommer,  wohltätiger 
Personen.  Sie  haben  zu  Leitern  Priester  oder  Nonnen  und  erweitern  sich  dank  der 
Unterstützung  geworbener  Mitglieder.  Sie  vertreten  die  private  neben  der  amtlichen 
Wohltätigkeit  und  leisten  gewöhnlich  sehr  große  Dienste.  Die  Zahl  der  von  ihnen 
versorgten  Armenkinder  ist  sehr  groß.  Dieser  Umstand  ist  wohl  zu  beachten,  denn 
er  entkräftet  in  weitem  Maße  die  Kritik,  die  man  an  diesen  Einrichtungen  geübt  hat. 
Die  erste  und  schwerste  Beanstandung  geht  dahin,  daß  man  in  ihnen  die  Kinder- 
arbeit ausbeutet,  und  zwar  mitunter  unter  Anwendung  übler  Methoden, 
um  aus  dieser  Arbeit  das  Maximum  an  Produktion  herauszuholen.  So 
wird  das  menschenfreundliche  Unternehmen  eine  Art  von  Geschäft.  Ist  diese  Kritik 
gerechtfertigt?  Ja,  in  manchen  Fällen.  Die  durch  Nonnen  geleiteten  Waisenhäuser 
für  Mädchen  müssen  in  dieser  Hinsicht  besonders  hervorgehoben  werden;  sie  treiben 
mit  Näh-  und  Stickereiarbeiten  einen  richtigen  Handel;  sie  verschaffen  sich  nach 
außerhalb  eine  Kundschaft,  die  sie  fortwährend  zu  vergrößern  suchen;  sie  fertigen  in 
manchen  Städten  als  Spezialität  Eheaussteuern,  und  da  diese  sehr  einträgliche  Arbeit 
schnellstens  angefertigt  und  an  einem  bestimmten  Tage  fertig  sein  muß,  so  zögern  sie 
nicht,  ihren  jungen  Arbeiterinnen  die  drückendsten  Überstunden  aufzuerlegen;  diese 
armen  Kinder  —  oder  vielmehr  einige  unter  ihnen,  denn  man  gebraucht  nur  die 
geschicktesten  —  müssen  oft  einen  Teil  der  Nacht  hindurch  arbeiten,  um  der  reichen 
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Kundschaft,  die  auf  ihre  Handarbeit  wartet,  zu  genügen;  daraus  entsteht  dann  ein 
schneller  Kräftezerfall  und  ein  Zustand  der  Erschöpfung,  dessen  traurige  Folgen  immer 
fühlbar  bleiben.  Solche  Mißbräuche  sind  wiederholt  bei  der  Staatsanwaltschaft  an- 
gezeigt worden;  diese  hat  dann  gerichtliche  Untersuchungen  veranlaßt,  die  aber  kein 
Ergebnis  hatten  oder  zur  Einstellung  des  Verfahrens  führten.  Dieses  negative 
Ergebnis  darf  nicht  überraschen.  Es  ist  in  der  Tat  sehr  schwer,  strafbare 
Handlungen  dieser  Art  nachzuweisen,  die  nur  einer  kleinen  Zahl  von  Personen  bekannt 
sind,  welche  alle  ein  Interesse  darin  haben,  sie  zu  verbergen;  selbst  die  Anzeigenden 
ziehen  schließlich  unter  dem  Einfluß  von  Personen,  den  man  sich  vorstellen  kann, 
ihre  Anzeigen  zurück  und  erklären,  daß  man  sie  niemals  übel  ausgenutzt  habe,  und 
ac  ist  der  Untersuchungsrichter  genötigt,  trotz  allen  Verdachts,  der  übrig  bleibt,  das 
Verfahren  einzustellen  gegen  Leute,  deren  Eifer  und  christlichen  Wohltätigkeitssinn 
alle  Zeugen  lobend  hervorheben.  .  .  Demgegenüber  muß  darauf  bestanden  werden,  daß 
diese  Zufluchts-  und  Waisenhäuser  Gegenstand  einer  schärferen  Aufsicht  werden; 
sicher  ist,  daß  dort  Mißbräuche  bestehen,  daß  die  Vorschriften  des  Gesetzes  über 
Kinderarbeit  übertreten  werden  und  daß  unter  dem  Anschein  der  Wohltätigkeit 
oft  eine  außerordentlich  fruchtbare  richtige  geschäftliche  Ausbeutung 
sich  vollzieht.  Sache  der  Armeninspektoren  und  der  Arbeitsinspektoren  ist  es,  solchen 
Praktiken  ein  Ende  zu  setzen  und  sie  der  Staatsanwaltschaft  anzuzeigen.  .  .  Neben 
solchen  Mißbräuchen  in  gewissen  Anstalten  darf  man  aber  die  guten  Dienste  nicht 
vergessen,  welche  die  Mehrzahl  derselben  leistet.  Da  der  Staat  nicht  auf  seine  eigenen 
Kosten  alle  armen  und  verlassenen  Kinder  versorgen  kann,  muß  er  die  Mithilfe  der 
Privatwohltätigkeit  zulassen;  diese  gibt  auch  so  zahlreiche  Beispiele  einer  unermüd- 
lichen Aufopferung,  daß  es  Unrecht  wäre,  sie  zurückzuweisen.  Doch  darf  das  Werk 
der  Barmherzigkeit  nicht  ausarten  in  ein  Geschäft  oder  eine  Industrie;  zum  mindesten 
darf  der  Geschäftsgeist  den  Wohltätigkeitssinn  nicht  zum  Nachteil  der  unterstützten 
Kinder  überwuchern.  Die  Staatsverwaltung  hat  das  Hecht  zur  Aufsicht  und  zur 
Kontrolle,  die  ihm  gestatten,  Unregelmäßigkeiten  und  Gesetzesübertretungen  entgegen- 
zutreten. Wohltätigkeit,  bei  welcher  das  Herz  nicht  mit  beteiligt  ist,  ist  nicht  wahlhaft 
süß  und  wohltuend."  Der  gleiche  Gedankengang  .  findet  sich  vielfach  auch  bei  den 
Freunden  der  Privatwohltätigkeit.  „Kein  Unternehmen  der  freien  Liebestätigkeit,  das 
dieies  Namens  würdig  ist"  —  sagt  unser  Kollege  Strauß  in  seinem  Bericht  vom 
24.  November  1905  Nr.  2H73  —  „hat  eine  freimütige,  loyale  und  zurückhaltende 
Kontrolle  zu  scheuen,  wie  sie  Waldeck-Rousseau  vorgeschlagen  hat.  Die  im  Gesetze 
vorgesehenen  Maßregelungen  würden  nur  ergriffen  werden  im  Falle  offensichtlicher, 
schwerer  Mißbräuche  und  unter  allen  wünschenswerten  Garantien.  Keine  Falle  soll 
der  Privatwohltätigkeit  gestellt  werden,  die  so  unentbehrlich  ist,  der  sich  erweiterte 
Ausblicke  auf  eine  glänzende  Entfaltung  ihrer  Tätigkeit  eröffnen,  je  mehr  das  Programm 
der  neuen  sozialen  Gesundheitspflege  festgelegt  wird  und  sich  ausbreitet.  Man  ist 
sogar  zu  der  Frage  berechtigt,  ob  alles  Erforderliche  geschehen  ist,  wenn  die  Staats- 
behörde in  die  Lage  versetzt  wird,  die  der  Erziehung  und  Versorgung  von  Minder- 
jährigen, Waisen  und  jungen  Leuten  beider  Geschlechter  gewidmeten  Anstalten  im 
Hinblick  auf  deren  Gesundheit,  Arbeitsleistung,  Arbeitsbelohnung  und  Ausstattung  zu 
besichtigen  und  zu  überwachen.  Ein  anderes  Feld  der  Tätigkeit  eröffnete  sich  in  den 
letzten  Jahren;  es  handelte  sich  darum,  zu  wisseu,  ob  die  Privatwohltätigkeit  genügenden 
Schutz  genießt  gegen  diejenigen,  die  ihre  Fahne  aufpflanzen  allein  zur  Befriedigung  ihrer 
persönlichen  Strebereien  oder  wegen  ihres  individuellen  Vorteils.  Es  ist  das  sicher  ein 
heikles  Problem,  schwer  zu  lösen,  aber  es  erheischt  seine  Lösung  mit  um  so  größerer 
Schärfe,  als  es   nur  ausnahmsweise  hervortritt.    Am  Tage,  wo  die  privaten  Unter- 
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nehmungen  sich  unter  sich  zusammenschließen,  wird  der  öffentlichen  Meinung  ein 
Anfang  von  Genugtuung  gegeben  werden  können,  wenn  zu  dem  Zusammenschluß  nur 
Unternehmungen  lebensfähiger,  gut  eingeführter  und  kontrollierter  Vereine  zugelassen 
werden.  Die  Ausbeuter  der  Wohltätigkeit,  wenn  es  solche  gibt,  werden  nicht  um 
Aufnahme  nachsuchen,  weil  sie  vor  allem  das  Licht  scheuen  und  weil  ihr  unsauberer 
Geschäftsbetrieb  nur  im  Schatten  und  in  der  Dunkelheit  gedeihen  kann.  Wogegen 
man  auftreten  und  protestieren  muß,  das  ist  der  überhandnehmende  Zweifel,  die  Ver- 
allgemeinerung des  Argwohns.  Die  große  Armee  der  freien  spontanen  Liebestätigkeit, 
die  sich  ausschließlich  dem  öffentlichen  Wohle  hingibt,  hat  allen  Anspruch  auf  Hoch- 
achtung; sie  leidet  jetzt  unter  dem  Gedanken,  daß  eine  verleumderische  und  ungerechte 
Unsicherheit  den  Schwung  ihrer  Hingabe  und  ihres  guten  Willens  lähmen  könnte  und 
daß  die  Quelle  der  Großmut  dann  weniger  stark  sprudeln  würde.  Es  kommt  somit 
darauf  an,  im  Interesse  der  Mühseligen  und  Beladenen  jeder  Art,  unbegründetem 
Verdacht  ein  Ziel  zu  setzen,  die  Privatwohltätigkeit  gegen  diejenigen  zu  schützen,  die 
sie  nur  als  Maske  benutzen  und  zu  verhindern,  daß  die  Einnahmen  der  freien,  fakul- 
tativen wohltätigen  Menschenliebe,  die  wahrhaftig  aller  Unterstützung  und  aller 
Sympathien  würdig  ist,  sich  verringern". 

Mit  Vergnügen  können  wir  .  also  feststellen,  daß  die  berufensten  Vertreter  der 
Privatwohltätigkeit  das  Recht  des  Staates  auf  Kontrolle  und  Aufsicht  anerkennen. 
Sie  erblicken  darin  ein  Mittel,  die  wohltätigen  Personen  über  die  richtige  Verwendung 
ihrer  Gaben  zu  beruhigen  und  ein  glückliches  Hand-in-Hand-Arbeiten  zwischen  den 
privaten  Veranstaltungen  und  den  Vertretern  der  öffentlichen  Gewalt  anzubahnen. 
Gelegentlich  der  dem  Kongreß  von  Reims  vorausgegangenen  Enquete  anerkannte  die 
Mutter  Marie  Saint-Joseph,  die  Generaloberin  der  Anstalt  von  Gaudechard,  frei- 
mütig die  Notwendigkeit  der  Staatsaufsicht:  „Weit  entfernt  sie  zu  fürchten,  wünsche 
ich  sogar  diese  Aufsicht.  Unter  der  Bedingung,  daß  sie  zugleich  ernst  und  väterlich 
ist,  kann  sie  den  Liebeswerken  nur  nützlich  und  sogar  sehr  nützlich  sein.  Das  ist 
meine  feste  Uberzeugung.  Ich  habe  mir  sagen  lassen,  daß  Irrtümer,  Mißbräuche  vor- 
gekommen seien  in  den  Werken  der  Armenpflege,  und  zwar  sowohl  in  staatlichen  wie 
privaten,  in  kirchlichen  und  weltlichen  Anstalten.  Wenn  die  geplante  Staatsaufsicht 
diesen  Irrtümern  und  Mißbräuchen  ein  Ende  setzen  kann,  um  so  besser:  es  wird  das 
für  alle  von  Nutzen  sein,  sowohl  für  die  Pfleglinge,  welche  in  die  Anstalten  aufge- 
nommen werden,  als  für  die  Anstalten,  die  sie  aufnehmen.  Männer  von  großem  Wissen 
und  großem  Herzen  haben  schöne  Arbeiten  erscheinen  lassen,  worin  sie  die  Leistungen 
der  Armenpflege  in  Frankreich  und  im  Auslande  besprochen  und  miteinander  verglichen 
haben.  Aber  leider  kennen  wir  nur  wenig  von  diesen  Arbeiten,  wenn  wir  sie  überhaupt 
kennen.  Es  wird  darum  für  uns  alle  von  Vorteil  sein,  wenn  sich  die  Inspektoren  mit 
Wohlwollen  bei  uns  zu  deren  Echo  machen  und  uns  gelegentlich  auf  eine  glückliche 
Neuschöpfung  oder  auf  wohlerprobte  Vorgänge  aufmerksam  machen.  Wie  sehr  wird 
übrigens  dadurch  unsere  Verantwortlichkeit  gemindert  bei  solchen  Anlässen,  wo  von 
allen  möglichen  Lösungen  keine  vor  Kritik  sicher  ist."  Der  gleiche  Gedanke  wird  von 
Eugene  Prevost,  dem  überzeugten  Verteidiger  der  Privatwohltätigkeit,  vertreten: 
„So  vielerlei  Interesse  auch  die  öffentlichen  und  privaten  Liebeswerke  bieten,  das 
Interesse  der  Unterstützten  muß  sicherlich  stets  der  Ausgangspunkt  und  das  Ziel  sein. 
Die  Unterstützten  sind  nicht  da  für  die  Werke,  sondern  die  Werke  sind  da  für  die 
Unterstützten.  Die  Staatsaufsicht  wird  erfolgen  für  die  Kinder  und  nicht  gegen 
die  Werke."  (Le  pecule-salaire  dans  les  etablissements  de  bienlaisance  prives  1913, 
S.  164.)  „Die  Unregelmäßigkeit  der  Finanzgebahrung"  sagt  seinerseits  deWitt-Guizot, 
„ist  ein  wahrhafter  Raub  am  öffentlichen  Vertrauen  und  an  den  Liebeswerken;  die 
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Häuser  der  Wohltätigkeit  müssen  Häuser  von  Glas  und  Aufrichtigkeit  sein."  (La 
liberte  de  la  bienf aisance ;  Paris  1913,  S.  118.) 

Seit  etwa  10  Jahren  —  ihre  Kommission  hält  darauf,  es  anzuerkennen  —  sind 
ernste  Fortschritte  in  der  Führung  und  dem  Wirken  der  Privatanstalten  gemacht 
worden.  Das  den  Arbeitsinspektoren  gesetzlich  eingeräumte  Aufsichtsrecht  ist  in  den 
Anstalten,  wo  gewerbliche  Arbeit  betrieben  wird,  ausgeübt  worden.  Die  Aufsicht  er- 
streckt sich  auf  Arbeitsstätten,  Waisenhäuser  und  Werkstätten  der  Privatwohltätigkeit. 
Sie  umfaßt  55000  Arbeitende  in  1190  Anstalten.  Die  Zahl  der  Übertretungen  gegen 
das  Arbeitsgesetz  hat  von  Jahr  zu  Jahr  abgenommen.  Die  Berichte  der  Inspektoren 
lassen  das  Bestreben  der  Anstalten  erkennen,  sich  dem  Gesetze  über  die  Regelung  der 
Arbeit  zu  unterwerfen  und  die  Hegeln  über  Gesundheitspflege,  Unfallverhütung  und 
über  die  Arbeitszeit  zu  beobachten.  Es  ist  daraus  der  Schluß  gerechtfertigt,  daß  sie 
auch  gern  die  Maßnahmen  der  Aufsicht  und  Kontrolle,  welche  das  neue  Gesetz  trifft, 
annehmen  werden. 

3.  Anzeigepflicht.  Besichtigung.  Schließung. 
„Um  vollständig  zu  sein",  sagte  de  Mouy  in  seinem  Bericht  an  den  Staatsrat, 
„muß  die  Staatsaufsicht  sich  auf  die  privaten  Wohltätigkeitsanstalten  von  ihrer  Be- 
gründung an  erstrecken  und  alle  Äußerungen  ihres  Wirkens  ergreifen.  In  welcher 
Form  muß  sie  bei  deren  Eröffnung  sich  vollziehen?  Zwei  Systeme  erweisen  sich  als 
möglich:  das  eine  besteht  darin,  die  Eröffnung  von  vorheriger  Genehmigung  ab- 
hängig zu  machen,  das  andere  darin,  nur  eine  Anzeige  von  der  Eröffnung  zu  fordern. 
Wir  vertreten,  in  Ubereinstimmung  mit  dem  Staatsrat  und  mit  dem  Obersten  Rat  der 
öffentlichen  Armenpflege,  das  zweite  System.  Es  erscheint  uns  liberaler  und  mehr  in 
Ubereinstimmung  mit  dem  Grundgedanken  des  Gesetzes,  daß  man  zwar  die  Schwachen 
schützen  muß  gegen  Kurzsichtigkeit  und  Ausbeutung,  aber  auch  die  Wohltäter  nicht 
abschrecken,  belästigen  oder  beunruhigen  darf.  Das  Erfordernis  vorgängiger  Genehmi- 
gung würde  zweifellos  die  Verwaltung  dazu  führen,  ihre  Zustimmung  von  Erfüllung 
zahlreicher  Vorschriften  abhängig  zu  machen,  die  bei  den  wohltätigen  Geistern  auf 
Widerstand  stoßen  würden.  Wenn  sie  eine  Genehmigung  ausspricht,  würde  die  Re- 
gierung vor  der  öffentlichen  Meinung  die  moralische  Verantwortlichkeit  für  die  privaten 
Liebeswerke  übernehmen,  und  das  wäre  für  sie  nicht  ohne  Gefahr,  denn  sie  würde 
sich  vielleicht  in  ihrer  Handlungsfreiheit  beengt  fühlen,  wenn  sie  sich  jemals  in  die 
Notwendigkeit  versetzt  sähe,  gegen  eine  solche  Anstalt  vorzugehen.  Die  Anzeigepflicht 
ist  hinreichend  bei  allen  Anstalten,  ohne  Unterschied,  ob  sie  Kranke  pflegen  oder 
Gebrechliche  oder  Greise  oder  Kinder  aufnehmen.  Wohl  ist  der  Staat  der  Vormund 
solcher  Kinder,  deren  Eltern  weggefallen  sind,  aber  er  kann  sein  Recht  der  Vormund- 
schaft auch  ausüben,  ohne  die  Eröffnung  von  Asylen,  die  sich  ihre  Aufnahme  angelegen 
sein  lassen,  der  Notwendigkeit  einer  Genehmigung  zu  unterwerfen.  Es  kommt  nur 
darauf  an,  daß  die  Regierung  von  der  Existenz  der  Anstalten  unterrichtet  ist;  eine 
wohlgeordnete  Aufsicht  wird  sie  in  den  Stand  setzen,  dennoch  alle  ihre  Pflichten  zu 
erfüllen.  Das  staatliche  Aufsichtsrecht  wird  sich  immerhin  nicht  auf  das  Erfordernis 
der  Anzeige  von  der  Eröffnung  einer  Anstalt  beschränken,  sondern  es  wird  auch  die 
Möglichkeit  einer  gewissermaßen  ständigen  Überwachung  in  sich  begreifen.  Zurzeit 
hat  die  Verwaltung  nicht  die  Möglichkeit  des  Zutritts  in  ein  Waisenhaus  oder  Hospiz 
n  jedem  beliebigen  Augenblick.  Das  neue  Gesetz  wird  ihr  diese  ausdrücklich  ein- 
räumen und  ihr  gestatten,  sich  genau  unterrichten  zu  lassen,  nicht  nur  durch  die  mit 
der  sachlichen  Prüfung  beauftragten  Beamten,  sondern  auch  durch  die  eigentlichen 
Vertreter  der  öffentlichen  Gewalt,  d.  h.  durch  die  Präfekten  oder  deren  Abgesandte." 
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Die  bei  Eröffnung  einer  Anstalt  zu  erfüllenden  Förmlichkeiten,  der  Inhalt  der 
zu  erstattenden  Anzeige  und  die  von  den  Gründern  oder  deren  Angestellten  erforderten 
Garantien  ergaben  sich  aus  den  Artikeln  1 — 3  des  Entwurfs.  Das  Korrelat  der  An- 
zeige bildet  die  Vorschrift  über  die  Führung  eines  Registers,  in  welches  einzutragen 
sind  die  zur  Feststellung  der  Identität  der  Pfleglinge  erforderlichen  Angaben,  sowie 
der  Tag  ihres  Eintritts  und  Austritts.  Das  Recht  zur  Besichtigung  ist  in  Artikel  10 
geregelt.  „Die  Nachforschungen  der  Beamten  werden  sich  künftig  erstrecken  auf  den 
Zustand  der  Gebäude  und  der  Räume,  die  der  Unterbringung  der  Pfleglinge  dienen, 
auf  die  Organisation  des  Betriebes  und  die  Moralität  des  Personals.  Die  Kontrolle 
der  Verköstigung  fällt  auch  in  den  Rahmen  der  Inspektion;  diese  Kontrolle  wird 
manchmal  nicht  ganz  leicht  auszuüben  sein,  es  ist  indessen  von  größter  Wichtigkeit, 
daß  sie  dem  Staate  vorbehalten  bleibt.  Die  Verteilung  einer  dem  Bedarf  und  den 
Kräften  der  Pfleglinge  angemessenen  Nahrung  ist  eine  wesentliche  Pflicht  der  Anstalts- 
gründer. Es  ist  beinahe  sträflich,  sich  ihr  zu  entziehen,  weil  die  Anstaltsleiter  dann 
diejenigen,  die  sie  aufnehmen,  der  Gebrechlichkeit,  der  Krankheit,  ja  selbst  dem  Tode 
aussetzen.  Die  bisherigen  Erhebungen  haben  indessen  gezeigt,  daß  in  einer  großen 
Anzahl  von  Zufluchtsstätten,  besonders  in  den  Waisenhäusern,  die  Nahrung  so  kärglich 
an  Kinder  gereicht  wird,  daß  sie  aus  so  wenig  nahrhaften  Bestandteilen  zusammen- 
gesetzt ist  oder  daß  die  Gerichte  so  wenig  schmackhaft  sind,  daß  die  Gesundheit  der 
Pfleglinge  dadurch  stark  gefährdet  wird.  Es  handelt  sich  also  nicht  um  eine  einge- 
bildete Gefahr,  diese  ist  vielmehr  groß  genug,  um  alle  Maßregeln  zu  ihrer  wirksamen 
Bekämpfung  zu  rechtfertigen.  Die  Aufnahme  von  Vorschriften  in  das  Gesetz  über 
Erteilung  gewerblichen  Unterrichts  und  über  Vermögenszuwendungen  beim  Austritt 
aus  der  Anstalt  hat  als  selbstverständliche  Folgerung  das  Recht  des  Staates,  nachzu- 
prüfen, ob  diese  Vorschriften  genauestens  befolgt  werden  und  deshalb  auch  in  diesem 
Punkte  wie  in  den  übrigen  den  Anstaltsbetrieb  der  Beaufsichtigung  zu  unterwerfen." 

Wir  fügen  hinzu,  daß  dieses  Aufsichtsrecht  des  Staates  einer  nebenhergehenden 
gleichen  Kontrolle  durch  die  Privatanstalten  selbst  keinen  Abbruch  tut,  da  es  diesen 
immer  freisteht,  selbst  nachzuforschen  und  Mißbräuche  abzustellen.  Nach  einer  sehr 
richtigen  Bemerkung  von  Rondel  und  Delpy  wird  die  Tätigkeit  der  Kontrolleure 
gegenüber  den  Kontrollierten  ergänzt  durch  die  Tätigkeit  der  Kontrollierten  gegenüber 
den  Kontrolleuren. 

Welche  Behörde  soll  zuständig  sein,  um  die  Schließung  von  Anstalten  auszu- 
sprechen, die  auf  das  leibliche  oder  geistige  Wohl  der  Pfleglinge  einen  schädlichen 
Einfluß  ausüben?  Diese  Frage  hat  der  Oberste  Rat  der  öffentlichen  Armenpflege  im 
Jahre  1896  gründlich  geprüft. 

Er  zog  der  Schließung  auf  Anordnung  der  Verwaltungsbehörde  die  Schließung 
durch  Richterspruch  vor  und  wollte  dem  Gerichtspräsidenten  die  Befugnis  geben,  im 
Falle  der  Dringlichkeit  die  vorläufige  Schließung  auszusprechen. 

*  Der  vom  Staatsrat  herrührende  Entwurf  von  1900  sah  zweierlei  Maßregelungen 
vor:  die  eine  richtete  sich  gegen  widersetzliche  oder  unwürdige  Begründer  von  An- 
stalten; die  zweite  ließ  die  Schließung  einer  Anstalt  zu  als  letztes  Mittel,  die  Pfleglinge 
vor  den  Folgen  einer  ungesunden  Unterbringung,  einer  skandalösen  Ausbeutung  oder 
vor  Unsittlichkeiten  zu  schützen.  Es  muß  die  Möglichkeit  geschaffen  werdan,  sofort 
Vorgänge  zu  verhindern,  welche  die  Existenz  der  Pfleglinge  in  Gefahr  bringen  oder 
ihrer  Sittlichkeit  zu  nahe  treten.  Nur  die  Möglichkeit  der  Schließung  kann  dies  er- 
reichen; denn  die  Verhängung  persönlicher  Strafen  würde  nicht  mit  Notwendigkeit  die 
Unterdrückung  der  schlecht  geleiteten  Anstalt  zur  Folge  haben. 
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Über  die  beiden  zur  Erörterung  stehenden  Fragen  sprach  sich  de  Mouy  folgen- 
dermaßen aus: 

„Die  Befugnis  zur  Schließung  muß  durch  Richterspruch  erfolgen,  sagte  man,  weil 
die  Maßregel  einen  Eingriff  in  das  Eigentumsrecht  enthält.  Sie  verhindert  den  Eigen- 
tümer eines  Grundstücks,  den  Genuß  desselben  in  der  von  ihm  beliebten  "Weise  fort- 
zusetzen; die  Gerichte  sind  aber  allein  befugt  Eigentumsbeschränkungen  auszusprechen. 
Wenn  es  gut  ist,  sich  um  die  Pfleglinge  zu  bekümmern  und  zu  versuchen,  sie  den 
Gefahren  zu  entziehen,  denen  sie  ausgesetzt  sind,  so  ist  es  nicht  minder  nützlich,  das 
Privateigentum  zu  beschützen.  Die  Verwaltungsbehörde  würde,  mit  Rücksicht  auf  die 
ihr  allgemein  gestellte  Aufgabe  dazu  geführt  werden,  fast  ausschließlich  die  Interessen 
der  Pfleglinge  in  Betracht  zu  ziehen;  wenn  man  übrigens  auch  ihre  Unparteilichkeit 
unterstellt,  so  ist  sie  doch  nicht  genötigt,  wie  ein  Gericht,  den  Erfordernissen  eines 
genauestens  geregelten  Verfahrens  zu  entsprechen.  Wäre  nicht  zu  befürchten,  daß  die 
Begründer  privater  Liebeswerke  mit  Unbehagen  ihr  Schicksal  den  Händen  von  Ver- 
waltungsbehörden anvertraut  sähen,  und  daß  dieses  Unbehagen  nicht  die  Entwicklung 
der  Werte  behinderte?  Endlich  hat  ja  auch  der  Gesetzgeber  selbst  seit  einigen  Jahren 
in  ziemlich  ähnlich  gelagerten  Fällen  eine  Vorliebe  für  richterliche  Anordnungen  be- 
kundet. So  sprechen  z.  B.  die  Gerichte  die  Schließung  einer  Privatschule  aus  (Artikel  40, 
42,  Ges.  v.  30.  Oktober  1886),  sie  lösen  die  Handwerkersyndikate  auf  (Artikel  9,  Ges.  v. 
21.  März  1882),  sowie  die  gegenseitigen  Hilfskassen  (Artikel  10,  Ges.  v.  1.  April  1898). 

Die  Schließung  im  Verwaltungsweg  wäre  hiernach  verboten. 

Inwieweit  ist  nun  dabei  das  Eigentumsrecht  beteiligt?  Handelt  es  sich  um  eine 
Änderung  der  bezüglichen  allgemeinen  Regeln  des  code  civil?  Keineswegs;  man  könnte 
eher  sagen,  um  ihre  Anwendung.  In  der  Tat  bestimmt  Artikel  344  cc,  daß  das 
Eigentum  das  Recht  ist,  sich  einer  Sache  in  unbeschränktester  Weise  zu  bedienen  und 
über  sie  zu  verfügen,  vorausgesetzt  nur,  daß  man  von  ihr  keinen  durch  die  Gesetze 
oder  Verordnungen  verbotenen,  d.  h.  einen  anderen  schädigenden  Gebrauch  macht. 
Das  Gesetz  verfolgt  aber  kein  anderes  Ziel,  als  ein  neues  Verbot  zu  den  schon  be- 
stehenden hinzuzufügen  und  eine  Vereinigung  von  Menychen  unter  demselben  Doch,  die 
aller  Hilfsquellen  bar  sind,  zu  untersagen,  wenn  es  offensichtlich  ist,  daß  das  leibliche 
oder  geistige  Wohl  dieser  Menschen  nicht  genügend  gesichert  ist.  Es  handelt  sich  dabei 
um  eine  Maßregel  der  Polizei,  die  anzuordnen  nur  die  Verwaltungsbehörde  berufen  ist. 

Angenommen,  die  Gerichte  würden  mit  dem  Recht  bekleidet,  die  Schließung 
auszusprechen,  sollte  dies  durch  die  Strafgerichte  oder  durch  die  Zivilgerichte  geschehen? 
Wenn  man  die  ersteren  für  zuständig  erklärte,  so  könnte  die  Schließung  nur  als  Neben- 
strafe neben  der  wegen  festgestellter  Vergehen  auszusprechenden  Hauptstrafe  geschehen; 
man  müßte  dann  im  Gesetze  oder  in  der  Ausführungsverordnung  dazu  die  strafbaren 
Tatbestände  einzeln  ausdrücklich  aufführen,  was  große  Schwierigkeiten  machen  und 
die  Gefahr  mit  sich  bringen  würde,  daß  alle  solche  Handlungen  ungeahndet  bleiben, 
die  trotz  Erkenntnis  ihrer  Gefährlichkeit  oder  Tadelswertheit  doch  nicht  ausdrücklich 
in  der  Aufzählung  des  Gesetzes  oder  der  Verordnung  enthalten  wären.  Dieser  Einwand 
würde  bei  Zuständigkeit  der  Zivilgerichte  nicht  zutreffen;  der  Erlaß  geeigneter  Ver- 
fahrensvorschriften wäre  hier  auch  nicht  schwer.  Aber  dann  würde  es  sicherlich  zu 
Konflikten  zwischen  den  Gerichten  und  Verwaltungsbehörden  kommen  und  der  Grund- 
satz der  Trennung  der  Gewalten  wäre  voraussichtlich  gefährdet.  Die  Beanstandungen 
der  Verwaltungsbeamten  betreffs  der  Unsauberkeit  eines  Lokals,  der  ungenügenden 
Verköstigung,  ihre  Anordnungen  zur  Beseitigung  der  Unsauberkeit  oder  der  Verbesserung 
der  Kost  der  Pfleglinge  unterlägen  der  gerichtlichen  Nachprüfung,  so  oft  die  Gründer 
oder  Leiter  der  Anstalten  an  die  Gerichte  appellieren  würden. 
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Eine  sukzessive  Tätigkeit  der  beiden  Behörden  ist  also  voller  Gefahren;  sie  würde 
die  freie  Betätigung  der  Verwaltung  beeinträchtigen  und  dadurch  das  Gesetz  gänzlich 
unwirksam  machen. 

Was  die  Garantien  betrifft,  die  das  Verfahren  vor  den  Gerichten  bietet,  so  ist 
es  nicht  unmöglich,  sie  auch  in  dem  anzuordnenden  Verwaltungsstreitverfahren  anzu- 
bringen; es  genügt  hierzu,  die  Erfüllung  gewisser  vorgängiger  Förmlichkeiten  anzu- 
ordnen und  gegen  die  ergangenen  Entscheidungen  ein  sorgfältig  organisiertes  .Rechts- 
mittelverfahren zuzulassen. 

Der  Widerspruch,  der  sich  dann  zwischen  dem  neuen  Gesetze  und  den  Gesetzen 
über  die  Handwerkersyndikate  und  über  die  gegenseitigen  Hilfskassen  ergäbe,  ist  mehr 
Schein  als  Wirklichkeit.  Es  handelte  sich  bei  jenen  Gesetzen  darum,  das  .Recht  zur 
Auflösung  von  Vereinen  und  die  Unterdrückung  juristischer  Personen  zu  regeln,  und 
es  ist  begreiflich,  daß  man  die  Entscheidung  hierüber  den  Gerichten  übertrug.  Im 
vorliegenden  Falle  ist  die  zu  treffende  Maßregel  bescheidener;  sie  beschränkt  sich  auf 
ein  einfaches  Verbot,  in  einem  bestimmten  Anwesen  Greise,  Kranke  oder  Kinder  auf- 
zunehmen." 

Aus  diesen  Gründen  hatte  der  Regierungsentwurf  den  Präfekten  das  Recht  zur 
Schließung  der  Anstalten  eingeräumt,  vorbehaltlich  des  Rekurses  an  den  Minister 
(Artikel  8  des  Entwurfs  von  1900).  Diese  Lösung  war  auch  in  den  Berichten  von 
Bienvenu  Martin  aus  den  Jahren  1901,  1903  und  1907  befürwortet  worden. 

Der  von  der  Kammer  angenommene  Entwurf  hat  eine  liberale  Lösung  gutgeheißen. 
Im  Falle  der  Verurteilung  eines  Leiters  der  Anstalt  spricht  allein  das  zuständige 
Strafgericht  die  Schließung  aus.  Im  Falle  schlechter  Verwaltung,  der  Gefährdung  der 
Pfleglinge  oder  der  Übertretung  der  gesetzlichen  Vorschriften  entscheidet  über  die 
Schließung  der  Departementsrat  der  öffentlichen  und  privaten  Wohlfahrtspflege,  eine 
unabhängige  rechtsprechende  Behörde,  welche  die  Schließung  nur  nach  öffentlicher 
Verhandlung  und  vorbehaltlich  des  Rekurses  an  die  ständige  Abteilung  des  Obersten 
Rates  der  öffentlichen  Armenpflege  aussprechen  kann.  (Artikel  11.)  Diese  Sonder- 
gerichtsbarkeit scheint  am  besten  geeignet  zur  Erfüllung  dieser  delikaten  Aufgabe. 

Wie  Graf  von  Haussonville  in  seinem  Brief  an  den  Temps  vom  26.  Juni  1912 
schreibt,  konnte  sich  die  Privatwohltätigkeit  vom  Gesichtspunkte  der  Verbürgung  der 
Unparteilichkeit  keine  bessere  Lösung  wünschen. 

m 

4.  Die  Privatwohltätigkeit.  Der  Departementsrat  für  öffentliche  und 
private  Wohlfahrtspflege.  Umgestaltung  des  Obersten  Rates. 
Der  Gesetzentwurf  sieht  zum  erstenmale  in  unserem  Lande  eine  gesetzliche  Ver- 
tretung der  Privatwohltätigkeit  vor.  Er  begründet  für  sie  einen  Zivilstand,  er  gibt  ihr 
eine  begutachtende  und  eine  beschließende  Stimme.  Die  Privatwohltätigkeit  ist  damit 
als  ein  gesetzliches  Organ  des  Staates  klassiert  und  mit  richterlichen  Funktionen  betraut 
(de  Witt-Guizot,  Une  loi  nouvelle  S.  29).    Sie  hat  Bürgerrecht  im  Staat  erlangt. 

Der  Entwurf  sieht  für  jedes  Departement  die  Bildung  eines  „Departementsrates 
für  öffentliche  und  private  Wohlfahrtspflege"  vor,  der  gebildet  wird  aus  Vertretern 
der  Privatwohltätigkeit  und  aus  Vertretern  der  Öffentlichen  Armenpflege  (Artikel  17). 
Die  Befugnisse  dieses  Rates  erstrecken  sich  auf  alle  im  neuen  Gesetze  geregelten 
Streitsachen  (Sparvermögen,  Befreiungen,  Schließung,  Ermächtigung  zur  Wieder- 
eröffnung usw.). 

Der  „Oberste  Rat  der  öffentlichen  Armenpflege",  zurzeit  nur  ein  begutachtendes 
Organ,  wird  umgestaltet  zu  einem  Berufungsgericht  und  die  Vertreter  der  Privatwohl- 
tätigkeit erhalten  in  ihm  Sitz  und  Stimme  (Artikel  18).    Zu  diesem  Zwecke  wird  aus 
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seiner  Mitte  eine  „Ständige  Abteilung"  aus  einer  gleichen  Anzahl  von  Vertretern  der 
öffentlichen  und  der  privaten  Wohltätigkeit  gebildet.  Den  liberalen  Vorschlägen  ihres 
Berichterstatters  folgend  wollte  die  Kammer  die  Privatwohltätigkeit  an  der  Kontrolle 
und  Uberwachungstätigkeit  über  ihre  eigenen  Anstalten  teilnehmen  lassen.  So  sind 
also  die  Vertreter  der  Privatwohltätigkeit  damit  betraut,  ihre  Auftraggeber  zu  über- 
wachen und  zu  kontrollieren.  Das  Gesetz  bekleidet  sie  mit  einer  wirklichen  Autorität 
und  einer  wirksamen  Verantwortlichkeit.  Ihnen  wird  künftig  die  Aufgabe  zufallen, 
die  wahre  Nächstenliebe  vor  den  Parasiten  der  Nächstenliebe  zu  beschützen,  den  Stand 
der  beruflichen  Ausbildung  der  Pfleglinge  auf  eine  höhere  Stufe  zu  bringen  und  gleich- 
zeitig den  Privatanstalten  einen  wirksamen  Schutz  zu  gewähren  gegen  den  immerhin 
denkbaren  Übereifer  der  Verwaltungsbehörden.  Die  Einrichtung  dieser  gemischten 
Räte  ist  von  bester  Vorbedeutung  für  ein  wirksames  Zusammenarbeiten  der  öffentlichen 
Armenpflege  und  der  privaten  Wohltätigkeit.  Indem  sie  bei  der  Prüfung  gemeinsamer 
Fragen  zusammen  tätig  sind,  werden  sich  die  durch  die  beiden  Gruppen  bezeichneten 
Männer  und  Frauen  besser  kennen  und  sich  gegenseitig  schätzen  lernen  und  als  einzige 
.Richtlinie  ihrer  Entscheidungen  nur  das  Interesse  der  Unglücklichen  gelten  lassen, 
deren  Schicksal  ihnen  anvertraut  ist. 

Der  so  erweiterte  Rahmen  des  Gesetzes  führt  zu  einer  gesetzlichen,  dauernden 
und  endgültigen  Organisation  der  Privatwohltätigkeit. 

3.  Kapitel. 

Besondere  Verpflichtungen  der  Anstalten,  welche  Minderjährige  auf- 
nehmen.   Gewerbliche  Ausbildung.    Sparvermögen.  Ausstattung. 

Befreiungen. 

Die  Anstalten,  welche  minderjährige  Pfleglinge  aufnehmen  und  versorgen,  müssen 
notwendigerweise  besonderen  Verpflichtungen  unterworfen  werden.  Wenn  es  sich  um 
das  Wohl  von  Kindern  handelt,  namentlich  solcher,  deren  einziger  Makel  die  Armut 
ist,  ist  die  Gesellschaft  ihrer  Pflichten  nicht  ledig,  wenn  sie  ihre  Ernährung  und  die 
Gesundheitspflege  sicherstellt.  Sie  hat  darüber  hinaus  auch  für  ihre  Erziehung  zu 
sorgen.  Es  genügt  nicht,  wenn  das  Kind  bei  seinem  Austritt  aus  einer  Waisenanstalt 
körperlich  zum  Kampfe  ums  Dasein  gewappnet  ist.  Es  muß  auch  den  Elementar- 
unterricht genossen  haben,  der  jedem  Bürger  geschuldet  ist,  und  eine  Berufsausbildung 
erhalten  haben.  Es  gehört  sich  auch,  daß  man  sein  Gewissen  und  seinen  Charakter 
so  gestählt  hat,  daß  es  ein  ehrlicher  Mensch  bleiben  kann.  Staat,  Departement, 
Vereine,  jede  Gesamtheit,  die  ein  hilfsbedürftiges  Kind  versorgt,  darf  es  dem  freien 
Leben  nur  unter  der  Bedingung  übergeben,  daß  es  gefeit  ist  gegen  die  es  bedrohenden 
Gefahren.  „Sie  sind  es  diesem  Kinde  schuldig",  sagte  Waldeck-Rousseau  bei  Dar- 
legung der  Begründung  zu  seinem  Entwurf  von  1900  (Nr.  1689,  S.  10,  11),  „daß  sie 
es  nicht  eines  Tages  auf  die  Straße  setzen,  es  in  die  Welt  hinausstoßen  ohne  alle 
pekuniären  Hilfsmittel.  Dieser  Zweig  der  Wohlfahrtspflege  gehört  so  gut  wie  jeder 
andere  zu  den  Verpflichtungen,  die  mau  mit  der  Aufnahme  eines  Kindes  übernimmt. 
Denn  alle  übrige  Tätigkeit  an  dem  Kinde  kann  ohne  Nutzen  bleiben,  wenn  man  das 
nicht  tut.  Was  wird  aus  einem  sechzehnjährigen  Knaben,  der  ohne  einen  Pfennig 
Geld  aus  dem  Waisenhaus  kommt?  Und  was  wird  aus  einem  solchen  Mädchen?  Sie 
kommen  deshalb  auch  gar  nicht  aus  der  Anstalt  heraus.  Selbst  wenn  sie  es  wollten, 
könnten  sie  es  gar  nicht.  Sie  sind  die  Gefangenen  ihrer  Notlage,  der  völligen  Ent- 
blößung, in  der  'sie,  wie  sie  wissen,  sich  befinden  würden,  sobald  sich  die  Tür  des 
Waisenhauses  hinter  ihnen  geschlossen  hat.  Das  kleine  Spargut  beim  Austritt,  mag 
das  Kind  durch  seine  Arbeit  der  Anstalt  Geld  gebracht  haben  oder  nicht,  das  kann 
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die  Erlösung  sein.  Die  Hingabe  eines  Sparguts  ist  also  nicht  zu  begründen  als  der 
Gegenwert  des  Arbeitsproduktes  des  Kindes,  sondern  aus  dem  Charakter  der  Anstalt 
als  eines  Wohlfahrtsunternehmens,  welche  diesen  Charakter  der  Wohltätigkeit  nicht 
hätte,  wenn  sie  dem  Kinde  nicht  ein  kleines  Sparvermögen  bildete." 

Drei  Sonderpflichten  sind  den  Anstalten  auferlegt,  die  Minderjährige  aufnehmen: 
1.  die  Verschaffung  von  Volksschulunterricht,  2.  Verschaffung  gewerblicher  Unterweisung, 
3.  Bildung  eines  Sparguts  und  einer  Wäscheausstattung. 

1.  Volksschulunterricht. 

Die  Schulgesetze  finden  auf  Kinder  in  Anstalten  ebenso  Anwendung,  wie  auf 
alle  anderen  Kinder  in  Frankreich.  „Es  war  niemals  zulässig",  sagte  Jules  Ferry 
im  Jahre  1882,  „daß  irgendeine  Anstalt,  mochte  sie  den  Namen  Arbeitsstätte,  Asyl, 
Waisenhaus,  Erziehungshaus,  Kolonie,  Zufluchtshaus  oder  welchen  sonst  annehmen,  ob 
sie  sich  an  ein  Spital  oder  an  ein  industrielles  Unternehmen  angliederte,  sich  dadurch 
der  Anwendung  der  Gesetze  über  den  öffentlichen  oder  privaten  Volksschulunterricht 
entzog.  Diese  Anstalten  haben  zweifellos  einen  doppelten  Charakter,  eine  doppelte 
Aufgabe:  einerseits  ersetzen  sie  die  Familie  und  sie  befinden  sich  insoweit  außerhalb 
der  staatlichen  Kontrolle  im  gleichen  Maße  wie  der  Familienvater  oder  der  Vormund. 
Andrerseits  aber  geben  sie  oder  müssen  sie  den  Kindern  im  schulpflichtigen  Alter  das 
Minimum  an  Volksschulunterricht  geben  lassen,  das  die  Gesetze  vorschreiben,  und  in- 
soweit sind  sie,  wie  jede  Privatschule,  der  Staatsaufsicht,  der  Inspektion  und  allen 
Schulgesetzen  für  die  Volksschule  unterworfen." 

Der  Gesetzentwurf  stellt  diese  Verpflichtung  außer  Zweifel  und  sichert  ihre  Be- 
achtung (Artikel  6  und  24). 

2.  Gewerblicher  Unterricht. 

Alle  Erhebungen  stellen  einen  ziemlich  häufigen,  wenn  auch  in  der  Abnahme 
begriffenen  Mißbrauch  in  gewissen  für  Minderjährige  bestimmten  Anstalten  fest.  Es 
ist  das  die  übertriebene  Arbeitsteilung.  „Die  Mehrzahl  der  Einrichtungen  der  Privat- 
wohltätigkeit", sagte  Leroy-Beaulieu  (Le  travail  des  femmes  au  XIX  siecle,  S.  377  ff.) 
schon  vor  mehr  als  30  Jahren,  „sind  nicht  nur  Schulen,  sondern  Werkstätten;  man 
verkauft  ihre  Erzeugnisse  massenhaft  an  große  Kaufhäuser.  Einige  Arbeitsstätten  treten 
sogar  als  Unternehmer  auf  und  beteiligen  sich  an  Submissionen  für  gewisse  Konfektions- 
arbeiten für  Pariser  Geschäftsleute.  Übrigens  sind  es  nicht  nur  Kinder,  die  in  diesen 
Wohltätigkeitsanstalten  arbeiten,  ganz  abgesehen  von  den  Nonnen,  welche  die  Arbeit 
leiten,  vielmehr  werden  die  Zöglinge  gewöhnlich  bis  zum  21.  Lebensjahre  behalten, 
also  nachdem  sie  längst  die  Lehrzeit  hinter  sich  haben.  So  sind  also  diese  Arbeits- 
stätten, oder  wenigstens  eine  große  Anzahl  unter  ihnen,  ständige  Fabrikationswerkstätten. 
Wenigstens  drei  Viertel  davon  beschränken  sich  darauf,  die  Kinder  Nadelarbeiten  zu 
lehren  und  nicht  einmal  alle  Arten  von  Nadelarbeiten,  sondern  oft  nur  eine  ganz 
geringe  Anzahl.  In  ihrer  gegenwärtigen  Gestalt  haben  diese  Anstalten  nur  zu  oft  die 
Wirkung,  die  Arbeit  der  Arbeiterinnen  außerhalb  schwer  zu  schädigen  und  ihre  Ent- 
lohnung sehr  wesentlich  herunterzudrücken." 

Gewisse  Waisenhäuser  betreiben  übrigens  die  Arbeitsteilung  ganz  nach  dem  Be- 
darf e  ihrer  Kundschaft.  In  den  Arbeitsstätten,  wo  man  sich  speziell  mit  der  Wäsche- 
anfertigung abgibt,  fertigen  einige  Arbeiterinnen  nur  Ärmel  an,  andere  nur  die  Vor- 
hemden, andere  nähen  nur  Wäschestücke  zusammen;  eine  Arbeiterin  macht  stets  nur 
die  gleiche  Arbeit.  „Ein  einziges  Pariser  Haus",  sagte  Bienvenu  Martin,  „beschäftigt 
nicht  in  seiner  Konfektion,  sondern  nur  mit  der  Fertigstellung  von  Männerhemden, 
35  Waisenhäuser  der  Umgebung  von  Paris.  Das  Hemd  wird  vollständig  zugeschnitten 
an  das  Waisenhaus  geschickt,  wo  es  durch  vier  oder  fünf  verschiedene  Paar  Hände 
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wandert,  manche  sagen  sogar  durch  sieben.  Welche  Fertigkeit  kann  eine  so  auf  die 
Spitze  getriebene  Arbeitsteilung  dem  einzelnen  geben?" 

Die  Teilung  und  Unterteilung  der  Arbeit  sind  eine  notwendige  Folge  des  Maschinen- 
betriebs. Immerhin  muß  die  Spezialarbeit,  die  einem  Minderjährigen  einer  Anstalt 
übertragen  wird,  derartig  sein,  daß  er  seine  Arbeitskraft  auch  verwerten  kann,  wenn 
er  einmal  sich  selbst  überlassen  ist.  Das  ist  aber  sehr  oft  nicht  der  Fall.  Da  man 
ausgerechnet  nur  in  den  Privatanstalten  diese  Spezialarbeit  so  billig  liefern  kann,  folgt 
daraus,  daß  das  Kind,  welches  sie  10  bis  12  Jahre  lang  in  einem  dieser  Waisenhäuser 
geleistet  hat,  nirgends  sonst  Gelegenheit  findet,  die  dort  erworbenen  Kenntnisse  zu 
verwerten.  „Indem  sie  die  ihnen  anvertrauten  Waisen  damit  sich  nutzbar  machen, 
verfolgen  die  angeblichen  Wohltätigkeitsanstalten  großenteils  mehr  die  Absicht,  einen 
Gewinn  zu  machen,  als  den  Kindern  eine  Berufsausbildung  zu  geben",  sagte  de  Crisenoy 
im  Jahre  1896  (Akten  des  Obersten  Rates,  Band  53,  S.  27  f.).  Zahlreiche  Anstalten, 
hatte  Theophile  Roussel  14  Jahre  später  geschrieben,  die  alle  äußeren  Zeichen  der 
Wohltätigkeit  an  sich  tragen,  weltliche  wie  geistliche,  leben  von  dem  Arbeitsertrag 
der  Minderjährigen,  die  sie  aufnehmen,  anstatt  daß  sie  den  Unterhalt  derselben  aus 
eigenen  Mitteln  bestritten.  Wenn  man  zugunsten  eines  Kindes  eine  Einrichtung  schaffen 
will,  die  wahrhalt  eine  Wohltätigkeitseinrichtung  ist,  so  ist  die  wesentliche  Vorbedingung 
die,  daß  man  dieses  Kind  zu  einem  Berufe  ausbildet,  der  ihm  eines  Tages  gestattet,  auf  ehr- 
bare Weise  seinen  Lebensunterhalt  selbst  zu  verdienen.  (Waldeck-Rousseau  a.  a.  0. 
S.  11  f.)  Diese  übertriebene  Arbeitsteilung  hat  bedauerliche  wirtschaftliche  Rückwirkungen. 
„Man  beklagt  sich  mit  Recht",  sagte  Bienvenu  Martin  in  seinem  Bericht  von  1901 
(Nr.  2350,  S.  12),  „über  das  beklagenswerte  Los  der  Nadelarbeiterinnen  in  einer  Anzahl  von 
Städten.  Der  geringe  Lohn,  den  sie  erhalten,  ist  zum  großen  Teil  auf  die  verderbliche 
Konkurrenz  zurückzuführen,  die  ihnen  von  den  sogenannten  Wohltätigkeitsanstalten 
gemacht  wird.  Aber  die  letzteren  stehen  nicht  nur  mit  den  freien  Arbeiterinnen,  sondern 
auch  unter  sich  im  Wettbewerb.  „Ich  besuchte  eines  Tages  ein  Waisenhaus",  erzählt 
ein  Vertreter  des  Zentral bureaus,  „in  welchem  die  Oberin  Kopfkissenbezüge  zu  16  Pfennig 
das  Stück  für  ein  großes  Kaufhaus  machen  ließ.  Sie  erklärt«  mir,  man  habe  ihr  nur 
12  Pfennig  dafür  bezahlen  wollen,  weil  ein  anderes  Waisenhaus  ein  Angebot  zu  diesem 
Preis  gemacht  habe."  Darin  findet  also  die  unselige  mörderische  Lohndrückerei,  die 
man  in  der  Stickerei  und  anderen  verwandten  Industrien  findet,  ihre  Erklärung." 

Diese  fehlerhafte  Organisation  des  Arbeitsbetriebs  hindert  jede  ernstliche  Lehr- 
lingsausbildung. Sie  vermittelt  dem  Kinde  die  Kenntnis  nur  einer  einzigen  Hand- 
fertigkeit. Sie  bereitet  ihm  die  größten  Schwierigkeiten,  wenn  es,  sich  selbst  über- 
lassen, eine  Stellung  suchen  will. 

Das  Interesse  des  Kindes  verlangt,  daß  seine  Erziehung  nicht  durch  industrielle 
Arbeit  beeinträchtigt  wird.  Der  Entwurf  verpflichtet  darum  jede  Anstalt,  die  Minder- 
jährige aufnimmt,  zur  Einrichtung  einer  ernsten  gewerblichen  Unterweisung  (Artikel  2). 
Die  Beobachtung  der  Verpflichtung  ist  durch  die  Vorschrift  des  Artikel  11  gewähr- 
leistet. Die  Anstalten,  welche  einen  gewerblichen  oder  einen  Haushaltungsunterricht  ein- 
führen, sind  von  der  Bereitstellung  eines  Sparguts  für  die  Kinder  befreit  (Artikel  8). 

3.  Das  Spargut  und  die  Ausstattung*). 
Niemand  verkennt  die  moralische  Berechtigung  der  Begründung  eines  kleinen 
Sparvermögens.    Wrie  könnte  man  sich  vorstellen,  daß  eine  Wohltätigkeitsanstalt  ein 

*)  Die  französischen  Bezeichnungen  des  Gesetzes  sind  „pecule"  und  „trousseau" ; 
sie  lassen  sich  im  deutschen  nicht  wörtlich  wiedergeben.  Wir  wählten  die  obige  Uber- 
setzung, die  dem  Sinne  der  beiden  Worte,  den  sie  im  Gesetz  haben,  wenigstens  sich  annähert. 
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Kind,  ein  junges  Mädchen,  aufs  Pflaster  stellt,  es  aus  der  Anstalt  entläßt  ohne  alle 
Mittel,  eine  Beute  aller  Schwierigkeiten,  aller  Gefahren  des  Lebens?  „Das  Spargut", 
sagt  Cheysson,  „ist  das  Zehrgeld  (Viatikum),  womit  man  den  Pflegling  versieht  in 
dem  Augenblick,  wo  er  seinen  Zufluchtsort  verläßt,  um  sein  Glück  anderwärts  zu  suchen." 
Die  Bestellung  eines  Spargutes  ist  eine  wesentliche  Voraussetzung  für  jede  Wohltätig- 
keitsanstalt, welche  Kinder  versorgt  (zu  vgl.  Art.  44  und  47  des  Zirkulars  des  Ministers 
Graf  Duchätel  vom  31.  Januar  1840  über  die  Spitalreglements).  Diese  moralische 
Pflicht  ist  von  den  Vertretern  der  Privatanstalten  niemals  bestritten  worden.  Auf  dem 
Armenpflegerkongreß  zu  Reims  im  Jahre  1908  haben  die  Oberinnen  der  Kongregationen 
sie  anerkannt.  „Die  Staatsaufsicht  und  die  Bestellung  eines  Sparguts  haben  an  uns 
keine  Gegner",  sagte  die  Schwester  Marie  Ernestine,  Leiterin  der  Zufluchtswerkstätte 
von  Rouen.  „Der  Grundsatz  der  Bestellung  eines  Sparguts  hat  für  uns  nichts  Be- 
unruhigendes", sagte  die  Mutter  Saint- J oseph,  Leiterin  der  Waisenanstalt  von 
Gaudechard.  „Ich  bim  Anhängerin  einer  Pflicht  zur  Bestellung  eines  Sparguts,  nicht 
aber  auch  eines  Rechtes  darauf",  sagte  Marin,  Generalsekretär  des  Liebeswerks  der 
verlassenen  Kinder  der  Gironde.  „Das  Spargut",  sagt  de  Witt-Guizot,  „ist  eine  gute 
Sache  und  an  sich  durchaus  erstrebenswert".  Die  Meinungen  gehen  nur  darüber  aus- 
-einander,  ob  es  sich  empfiehlt,  diese  Verpflichtung  zur  Bestellung  eines  Sparguts  ge- 
setzlich obligatorisch  zu  raachen. 

Wie  soll  in  der  Tat  dieses  Spargut  bestellt  werden?  Welche  Vorschriften  sollen 
erlassen  werden  zur  genaueren  Bestimmung,  welche  Vermögenswerte  zugunsten  der 
Kinder  auf  die  Seite  zu  legen  sind?  Wird  die  gesetzliche  Verpflichtung  nicht  zu  einer 
zu  schweren  Last  für  die  kleinen  Wohltätigkeitsanstalten  werden,  denen  es  schon  schwer 
fällt,  durchzukommen?  Riskiert  man  dabei  nicht  eine  Einschnürung  der  Privatwohl- 
tätigkeit in  gleichmäßige  Formeln,  welche  sie  entmutigen  müssen?  Ist  es  deshalb  nicht 
Angezeigt,  die  Pflicht  zur  obligatorischen  Bestellung  eines  Spargutes  durch  Gestattung 
von  Ausnahmen  zu  mildern?  Diese  so  schwierigen  Fragen  sind  von  der  Kommission 
mit  größter  Sorgfalt  geprüft  worden.  Sie  hat  dazu  die  Erklärungen  der  Regierung 
und  die  Bemerkungen  der  angesehensten  Vertreter  der  Privatwohltätigkeit  von  Paris 
entgegengenommen.  Sie  hat  dazu  zahlreiche  Eingaben  der  vereinigten  Wohltätigkeits- 
vereine von  Bordeaux,  Lyon,  Rouen  usw.  erhalten.  Ihr  Berichterstatter  hat  die  Enqueten 
von  1882  und  von  1905  zu  Rat  gezogen.  Er  hat  den  mitunter  heftigen  Verhandlungen 
■der  „Vereinigung  der  Liebeswerke",  der  „Allgemeinen  Gefängnisgesellschaft"  und  des 
„Vereins  zum  Schutze  der  vor  Gericht  gestellten  Kinder"  in  Paris  angewohnt.  Die 
Anträge,  welche  die  Kommission  Ihnen  hierzu  unterbreitet,  sind  ein  Werk  guten 
«Glaubens.  Weite  Zugeständnisse  wurden  denjenigen  Kollegen  gemacht,  die,  auf  Grund 
durchaus  anerkennenswerter  Gesinnung,  Befürchtungen  für  die  Lebensfähigkeit  der 
Privatanstalten  aus  der  obligatorischen  Anordnung  der  Bestellung  eines  Sparguts  her- 
leiteten. Weiter  zu  gehen  ist  unmöglich,  ohne  die  Tragweite  eines  Gesetzes  in  nichts 
zu  verkehren,  von  welchem  alle  ernsten  Leute  heute  die  besten  Ergebnisse  erwarten. 
Man  kann  drei  Systeme  unterscheiden,  die  bezüglich  der  Bestellung  eines  Sparguts 
I  vorgeschlagen  wurden:  das  automatische  System,  das  nach  dem  Arbeitsertrag  abgestufte 
JSpargut  und  das  nach  dem  Tagesverdienst  bemessene  Spargut.  Das  automatische  System 
wurde  von  der  Regierung  im  Entwürfe  von  1900  vorgeschlagen.  Es  war  mit  gewissen 
Modifikationen  nacheinander  von  den  Kommissionen  für  soziale  Versicherung  und  Wohl- 
fahrtspflege in  den  Legislaturen  von  1898,  1902  und  1906  angenommen  worden  und 
verlangt  die  Vorwegnähme  eines  zwischen  4  und  24  Pf.  pro  Arbeitstag  je  nach  dem 
Alter  des  Zöglings  abgestuften  Betrages,  wobei  die  Zahl  der  jährlichen  Arbeitstage 
ohne  Unterschied  auf  300  im  Jahre  festgesetzt  ist. 
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Diese  Vorwegnahmen,  die  bis  zu  420  Franken  jährlich  betragen  hätten,  sollten 
dienen  zu  einem  Teil  zur  Bildung  eines  gemeinsamen  Fonds,  aus  dem  Prämien  oder 
Gratifikationen  an  die  Pfleglinge  verteilt  werden  sollten,  der  andere  Teil  zur  Bestellung 
individueller  Spargüter  nach  einem  entsprechend  dem  Alter  des  Pfleglings  abgestuften 
Maßstab.  Im  ursprünglichen  Regierungsentwurf  von  1900  war  die  Vorwegnahme  für 
alle  Pfleglinge  ohne  Ausnahme  vorgesehen,  auch  wenn  diese  zu  keiner  produktiven 
Verrichtung  für  die  Anstalt  beschäftigt  würden.  Die  verschiedenen  Kommissionen  für 
soziale  Versicherungen  und  Wohlfahrtspflege  beschränkten  im  Gegensatze  hierzu  die 
Verpflichtung  zur  Zurücklegung  eines  Sparguts  auf  diejenigen  Minderjährigen,  welche 
zum  Nutzen  der  Anstalt  Arbeiten  verrichteten.  „Dieses  System",  führte  der  Kammer- 
berichterstatter Breton  aus,  „hatte  den  großen  Vorzug  der  Einfachheit,  indem  es  die 
Kontrolle  durch  den  Inspektor  sehr  erleichterte,  aber  es  hatte  andererseits  auch  den 
nicht  minder  großen  Fehler,  daß  es  der  Arbeitsfreudigkeit  und  der  Arbeitsleistung  des 
einzelnen  Pfleglings  keine  Rechnung  trug.  Für  alle  Pfleglinge  war  ja  die  Vorwegnahme 
die  gleiche  und  hing  weder  von  der  Dauer  des  Aufenthaltes  in  der  Anstalt  noch  von 
der  persönlichen  Arbeitsleistung  des  einzelnen  ab.  Allerdings  wurde  dieser  Ubelstand 
teilweise  ausgeglichen  durch  die  Art  der  Verteilung  der  Vorwegnahme,  von  der  nur 
ein  Teil  zur  Bildung  eines  Einzelsparguts  diente,  während  der  Rest  für  Bildung  eines 
gemeinsamen  Fonds  Verwendung  finden  sollte,  dazu  bestimmt,  den  Pfleglingen  Prämien 
und  Gratifikationen  als  Arbeitsbelohnung  zu  geben  und  die  Kosten  für  ihre  Ausstattung 
zu  bestreiten." 

Die  Einfachheit  war  also  nur  eine  scheinbare  und  geeignet,  Konflikte  zwischen 
der  Anstaltsleitung,  dem  Kontrollbeamten  und  den  Eltern  der  Zöglinge  hervorzurufen. 
Indem  man  die  Anstalten  treffen  wollte,  welche  die  Arbeitsteilung  und  die  Erwerbs- 
arbeit betreiben,  konnte  man  dazu  kommen,  die  kleinen  Waisenanstalten  zu  schädigen, 
die  nichts  als  Wohltätigkeit  üben. 

Das  System  der  Bemessung  des  Sparguts  im  Verhältnis  zur  Arbeitsleistung  wurde 
auf  dem  Kongreß  zu  Reims  von  1908  durch  die  verstorbene  Frau  Moniez,  General- 
inspektorin  der  Verwaltung,  empfohlen,  deren  versöhnlicher  Geist  allgemein  geschätzt 
war.  Nach  diesem  System  wurde  das  Spargut  bemessen  nach  der  effektiven  Arbeits- 
leistung der  Pfleglinge  während  ihres  Aufenthalts.  Jede  Anstalt,  die  Minderjährige 
versorgt,  wurde  verpflichtet,  von  dem  Ertrag  der  Arbeit  derselben  Beträge  zurückzu- 
legen, die  für  jede  Anstalt  besonders  festgesetzt  wurden,  aber  nicht  weniger  betragen 
dürften  als  20  Prozent  des  Arbeitsverdienstes  des  Pfleglings.  Der  Leiter  jeder  Arbeits- 
stätte mußte  Buch  führen  über  die  ausgeführten  Arbeiten  und  die  dafür  erzielten  Preise. 
Für  jeden  Pflegling  würde  ein  besonderes  detailliertes  Büchlein  geführt,  in  welches 
die  von  ihm  geleistete  Arbeit  eingetragen  wurde  und  das  in  seinem  Verwahr  blieb. 
Dieses  System  war  zwar  rationeller  als  das  erste,  aber  es  verursachte  eine  verwickelte 
und  kostspielige  Buchführung  für  jede  Anstalt,  die  zu  einer  peinlichen  und  schikanösen 
Kontrolle  mißbraucht  werden  konnte,  die  ihr  glattes  Funktionieren  hätte  behindern 
können.  Nach  diesem  System  wäre  man,  wie  d'Haussonville  bemerkte,  zu  einer 
Berechnung  der  Gestehungskosten  und  einer  sehr  verwickelten  und  detaillierten  Rech- 
nungsführung gekommen.  Wie  hätte  man  es  auf  Waisenanstalten  mit  landwirtschaft- 
lichen Betrieb  anwenden  und  hier  den  Anteil  jedes  Pfleglings  an  den  Erzeugnissen 
bestimmen  sollen? 

„Bei  diesem  System  der  Einzelbüchlein",  sagte  Ogier  vor  der  Kammerkommission, 
„ist  eine  Kontrolle  unmöglich.  Für  eine  Werkstätte  von  50  bis  60  Personen  brauchte 
man  einen  besonderen  Buchhalter,  um  die  verwickelte  Buchführung  anf  dem  laufenden 
zu  halten.    Angenommen,  die  Buchführung  ist  in  Ordnung,  wie  will  man  nach  drei 
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oder  vier  Monaten  die  Richtigkeit  der  Eintragungen  in  dem  Büchlein  nachprüfen  ?  Die 
Privatanstalten  protestieren  auch  deshalb  gegen  dieses  System,  weil  es  ihnen  die  Offen- 
legung ihres  ganzen  Rechnungswesens  auferlegt." 

Das  von  der  Kammer  angenommene  System  endlich  berechnet  das  Spargut  nach 
dem  für  jeden  Pflegling  besonders  festgesetzten  Tagesverdienst.  „Nach  diesem  System", 
bemerkt  Breton,  „wird  der  Geldwert  der  Arbeit  je  nach  dem  Alter  und  dem  erlernten 
Beruf  in  einen  Tagelohn  umgerechnet,  dessen  Höchst-  und  Mindestbetrag  durch  ein 
besonderes  Reglement  für  jede  Anstalt  bestimmt  ist;  innerhalb  der  hierdurch  gezogenen 
Grenzen  kann  der  Anstaltsleiter  dann  den  Tagelohn  jedes  Pfleglings  festsetzen.  Zwei 
Zehntel  des  so  ermittelten  Tagesverdienstes  werden  vorweggenommen  und  daraus  wird 
zur  Hälfte  das  besondere  Spargut  des  einzelnen  und  zur  Hälfte  der  gemeinschaftliche 
Fonds  gespeist. 

Diese  Art  der  Bestellung  eines  Sparguts  gibt  einerseits  den  Wohltätigkeits- 
anstalten die  Mittel  an  die  Hand,  den  erforderlichen  Wetteifer  unter  den  Pfleglingen 
zu  wecken  und  die  Möglichkeit,  den  persönlichen  Eigenschaften  des  einzelnen  Rechnung 
zu  tragen,  andererseits  gibt  sie  aber  auch  den  Beteiligten  die  besten  Garantien;  sie 
verschafft  den  letzteren  beim  Austritt  aus  der  Anstalt,  in  welcher  sie  erzogen  wurden, 
die  unentbehrlichen  Hilfsmittel  zur  Begründung  eines  bescheidenen  Daseins." 

Das  System  verdankt  seinen  Ursprung  dem  Gesetz  vom  11.  April  1908.  Nach 
dem  Wortlaut  des  Artikel  4  dieses  Gesetzes  müssen  die  Anstalten,  welche  prostituierte 
Minderjährige  aufnehmen,  ihnen  eine  Unterweisung  geben,  die  hinreicht,  um  sie  beim 
Austritt  in  den  Stand  zu  setzen,  einen  Beruf  oder  ein  Handwerk  auszuüben.  „Eine 
Verwaltungsverordnung  regelt  die  Bedingungen,  unter  welchen  die  in  Artikel  1  vor- 
gesehene Genehmigung  erteilt  werden  kann,  sowie  die  zur  Aufrechterhaltung  der  Ge- 
sundheit, der  Disziplin,  der  moralischen  und  beruflichen  Erziehung  der  Minderjährigen, 
die  sich  in  den  öffentlichen  oder  privaten  Besserungsanstalten  befinden,  erforderlichen 
Maßnahmen  und  die  Art  der  Überwachung."  Die  Verordnung  vom  13.  Juni  1910 
setzt  in  den  Artikeln  25 — 32  die  Einzelheiten  dieser  Vorwegnahme  fest;  wir  halten  es 
aber  nicht  für  angezeigt,  sie  hier  wiederzugeben.  Das  Gesetz  vom  11.  April  1908  hat 
nämlich  in  der  Anwendung  zu  Härten  und  Unebenheiten  geführt,  die  beseitigt  werden 
müssen.  Die  Bestimmungen  über  die  Bestellung  eines  Sparguts  sind  zudem  noch  gar 
nicht  in  Kraft  getreten,  weil  der  Staat  noch  keine  Anstalt  unter  den  hierfür  vor- 
geschriebenen Bedingungen  geschaffen  hat.  Die  Erfordernisse  des  Gesetzes,  die  noch 
durch  die  Verordnung  vermehrt  und  erschwert  wurden,  machten  aber  auch  die  Mit- 
wirkung der  privaten  Veranstaltungen  bei  der  geplanten  Besserung  der  prostituierten 
Minderjährigen  sehr  schwierig.  Darum  sind  bisher  prostituierte  Minderjährige  nur  von 
solchen  Privatanstalten  aufgenommen  worden,  bei  denen  das  obligatorische  Spargut 
nicht  eingeführt  ist,  sie  vielmehr  unter  den  gleichen  Bedingungen  wie  die  übrigen 
Zöglinge  versorgt  werden. 

Wenn  man  von  dem  Ursprung  des  der  Kammer  im  Jahre  1911  namens  der 
Kommission  für  soziale  Versicherung  und  Wohlfahrtspflege  empfohlenen  Systems  ab- 
sieht, muß  man  anerkennen,  daß  es  einen  erheblichen  Fortschritt  gegenüber  den  anderen 
Systemen  darstellt.  Für  Kinder  unter  14  Jahren  besteht  keine  Verpflichtung  zur  Be- 
gründung eines  Sparguts;  hierzu  ist  weiter  erfordert,  daß  die  Minderjährigen  länger 
als  ein  Jahr  in  der  Anstalt  sich  befinden.  Die  Vorwegnahme  fällt  weg  für  die  kranken, 
gebrechlichen  und  für  die  an  Arbeitsleistung  verhinderten  Pfleglinge.  Der  Departements- 
rat der  öffentlichen  und  privaten  Wohlfahrtspflege  redet  bei  der  Festsetzung  des  Mindest- 
betrags des  Lohnes  mit. 
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Während  der  Beratung  in  der  Deputiertenkammer  wurden  neue  Milderungen  des 
Entwurfs  angeregt.  Die  Abg.  L erolle  und  Piou  verwendeten  sich  für  die  kleinen 
Anstalten,  von  denen  manche  wegen  Mangels  an  Mitteln  nicht  in  der  Lage  wären,  das 
Spargut  zu  geben.  Sie  schlugen  deshalb  die  fakultative  Befreiung  von  der  Vorweg- 
nahme für  alle  Anst&lten  vor,  die  nachweisen  würden,  daß  die  Geringfügigkeit  ihrer 
Einnahmen  ihnen  nicht  erlaube,  sie  zu  bestreiten.  Der  verstorbene  Abg.  Aynard 
präzisierte  diesen  Antrag  dahin,  daß  die  Befreiung  eintreten  könne  im  Falle  die  fest- 
gestellten Einnahmen  gleich  oder  geringer  als  die  Ausgaben  seien.  Zwischen  den  zwei 
Lesungen  des  Entwurfs  wies  Graf  d'Haussonville,  einer  der  angesehensten  Vertreter 
der  Privatwohltätigkeit,  nach,  daß  es  wünschenswert  sei,  von  der  Verpflichtung  zur 
Ausrichtung  eines  Sparguts  auch  die  gewerblichen  Lehrschulen  zu  befreien.  $  Die 
Kommission  der  Kammer  bemühte  sich  sehr,  diesen  Wünschen  nachzukommen.  Ein 
neuer  Artikel  8  bestimmt,  daß  der  Departementsrat  der  öffentlichen  und  privaten  Wohl- 
fahrtspflege die  Anstalten  von  der  vorgesehenen  Vor  wegnähme  befreien  kann,  wenn 
die  Geringfügigkeit  ihrer  Mittel  sie  in  die  Unmöglichkeit  versetzt,  sie  zu  leisten.  Die 
gleiche  Befreiung  wurde  den  Anstalten  eingeräumt,  die  Lehrlinge  ausbilden.  Zur 
Stütze  dieser  Bestimmung  führte  Breton  noch  an,  da  die  öffentliche  Armenpflege 
nicht  in  der  Lage  sei,  alle  Kinder,  die  aufs  Pflaster  geworfen  seien,  zu  versorgen, 
müsse  man  die  Schließung  der  kleinen  Wohltätigkeitsanstalten  zu  vermeiden  suchen. 
Die  Antragsteller  erklärten  sich  damit  zufrieden  und  Artikel  7a  wurde  einstimmig  an- 
genommen. 

Nach  eingehender  Beratung  entschloß  sich  ihre  Kommission  zur  gänzlichen  Be- 
ruhigung der  Privatwohltätigkeit  in  den  Zugeständnissen  so  weit  wie  möglich  zu  gehen. 
Den  schon  vorgesehenen  Befreiungsgründen  hat  sie  auf  Vorschlag  von  Berenger  den 
weiteren  zugefügt,  daß  befreit  werden  können  Anstalten,  die  dartun,  daß  sie  den  minder- 
jährigen Pfleglingen  in  der  Gestalt  von  Belohnungen  dem  Spargut  gleichwertige  Vor- 
teile zuwenden.  Sie  hat  weiter  den  Fall  der  Befreiung  zugunsten  der  Lehrlings- 
anstalten genauer  gefaßt  (Artikel  8).  Sie  überläßt  dem  Leiter  der  Anstalt  die  Be- 
stimmung des  Tagelohns  für  jeden  Minderjährigen,  vorbehaltlich  der  Berufung  an  den 
Departementsrat.  Sie  zählt  die  Fälle  auf,  in  welchen  die  Vorwegnahmen  nicht  einge- 
fordert werden  können,  sei  es  wegen  Arbeitseinstellung  oder  wegen  des  körperlichen 
oder  geistigen  Zustandes  der  Pfleglinge.  Um  auch  den  Gedanken  des,  Sparguts  als 
Arbeitsbelohnung  in  das  Gesetz  einzuführen,  hat  sie  der  Anstaltsleitung  das  Recht 
gegeben,  den  unverbesserlichen  Faulenzern  das  Spargut  zu  entziehen  (Artikel  7). 
Unter  Aufrechterhaltung  der  Verpflichtung,  die  Ausstattung  aus  dem  gemeinsamen 
Fonds  zu  bezahlen,  hat  sie  den  dafür  zu  verwendenden  Betrag  in  einem  Verhältnis 
ermäßigt,  daß  sie  für  die  Privatanstalten  nicht  mehr  lästig  ist  (Artikel  9). 

Diese  Vorschriften  zusammen,  ergänzt  noch  durch  kleine  Verbesserungen,  wovon 
oben  schon  die  Rede  war,  zeigen,  daß  Ihre  Kommission  vor  allem  bestrebt  war,  ein 
Gesetz  zu  machen,  das  mit  gutem  Gewissen  von  den  Vertretern  der  Privatwohltätigkeit 
angenommen  werden  konnte,  zugleich  aber  auch  das  Kontrollrecht  des  Staates  und 
das  geheiligte  Interesse  der  Pfleglinge  wahrt. 

Bei  Beginn  der  Arbeiten  hatten  mehrere  Kommissionsmitglieder  verlangt,  man 
solle  aus  dem  Entwurf  die  Bestimmungen  über  das  Spargut  und  die  Ausstattung  aus- 
schalten. Die  Mehrheit  der  Kommission  konnte  sich  damit  nicht  befreunden.  Es 
schien  ihr  nicht  gerecht,  nur  die  der  Privatwohltätigkeit  günstigen  Bestimmungen  bei- 
zubehalten und  diejenigen  zu  vertagen,  die  ihr  eine  nur  leichte  Bürde  auferlegen,  die 
sie  zu  tragen  willens  ist.  Die  Mehrheit  der  Kommission  hat  weiter  den  Antrag  auf 
Vornahme  einer  neuen  Enquete  abgelehnt.    Sie  war  der  Meinung,  aus  einer  solchen 
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Enquete  keine  Belehrung  erhalten  zu  können,  die  nicht  schon  aus  den  vielen  voran- 
gegangenen amtlichen  und  privaten  Erhebungen  sich  ergäbe. 

Nachdem  diese  Vertagungsanträge  so  beseitigt  sind,  schlägt  Ihnen  die  Kom- 
mission, vom  gleichen  Geiste  des  gegenseitigen  Vergleichs  beseelt,  vor,  den  Entwurf 
in  dem  jetzt  vorliegenden  Wortlaut  anzunehmen. 

4.  Kapitel. 

Widerlegung  der  gegen  den  Entwurf  erhobenen  Einwände. 
I.  Vorwurf  ungleicher  Behandlung  der  privaten  und  der  öffentlichen 

Anstalten. 

Die  Überwachung,  sagt  man,  muß  gleich  und  gleichmäßig  sein  für  die  Liebes- 
werke wie  für  die  öffentlichen  Anstalten.  Mit  welchem  Rechte  will  der  Staat  den 
Privatanstalten  eine  Bürde  aufladen,  von  der  er  sich  selbst  entlastet?  „Weil  es  sich 
nur  um  das  Kind  im  Hinblick  auf  seine  Zukunft,  seine  Würde  und  Sicherheit  handelt", 
sagt  de  Witt-Guizot,  „kann  es  hier  kein  zweierlei  Maß  und  Gewicht  geben.  Das 
soziale  Kind  ist  dasselbe,  ob  eine  barmherzige  Hand  es  leitet  oder  ob  die  Allgemeinheit 
ihm  einen  namenlosen  Kredit  eröffnet.  Noch  mehr:  muß  der  Staat  nicht  mit  dem 
guten  Beispiel  vorangehen  ?"  (Une  loi  nouvelle,  S.  19.)  Der  Wortlaut  des  Artikels  1 
des  Entwurfs  nennt  allerdings  nur  die  Privatanstalten;  er  bezieht  sich  also  nicht  auf 
die  Anstalten  des  Staates,  die  öffentlichen  Strafanstalten  und  selbst  nicht  auf  die 
Anstalten  der  Departements  und  der  Gemeinden.  Darf  man  deshalb  sagen,  daß  diese 
Anstalten  zum  Schaden  der  Privatanstalten  einen  Vorzug  genießen  ? 

Hinsichtlich  der  Kontrolle  und  der  Aufsicht  sind  sie  bereits  den  schärfsten  Vor- 
schriften unterworfen,  die  für  alle  Kategorien  dieser  Anstalten  gelten.  Mit  Recht  be- 
merkte unser  Kollege  Strauss  im  Obersten  Rat,  die  Grundlage  des  Entwurfs  bestehe 
darin,  die  Privatanstalten  derselben  Kontrolle  und  Aufsicht  zu  unterstellen,  wie  sie  für 
ähnliche  öffentliche  Anstalten  geltendes  Recht  sind. 

Was  die  Mündel  und  Minderjährigen  angeht,  die  ihm  anvertraut  sind,  so  ist 
der  Staat  ihr  Vormund,  ihr  Beschützer  und  Hüter.  Er  hat  nie  daran  gedacht,  seine 
Verantwortlichkeit  abzulehnen,  er  hält  daran,  seine  Aufgabe  voll  und  ganz  zu  erfüllen. 
Die  Vorteile,  die  er  einräumt,  sind  meist  größer  als  die,  welche  der  Entwurf  von  den 
Privatanstalten  verlangt.  Dies  kann  im  einzelnen  für  die  verschiedenen  Kategorien 
von  Kindern,  die  der  Staat  usw.  versorgt,  nachgewiesen  werden.  *) 

IL  Gefährdung  der  Lebensfähigkeit   der  privaten  Liebeswerke  durch 

den  Entwurf. 

Nach  dem  ursprünglichen  Wortlaut  des  Artikel  6  über  das  Spargut  war  die  Be- 
unruhigung der  Wohltätigkeitsvereine  begreiflich.  Man  konnte  befürchten,  daß  die 
Ausrichtung  eines  obligatorischen  Spargutes  von  mehr  als  400  Franken,  zusammen 
mit  den  Bestimmungen  über  die  Ausstattung,  die  kleinen  ländlichen  Waisenanstalten 
gefährde.  Die  ganze  private  Wohltätigkeit  befand  sich  in  Gefahr.  Der  Artikel  8 
über  die  Befreiungen  hat  einen  großen  Teil  der  Befürchtungen  schon  zerstreut.  Die 
letzten  Einwendungen  bezogen  sich  auf  die  Unzuträglichkeiten  des  Tagelohnsparguts 
für  die  Disziplin,  auf  die  Unmöglichkeit,  die  Bestimmung  auf  widerspenstige  Zöglinge 

*)  Der  Bericht  erbringt  den  zahlenmäßigen  Nachweis  hierfür  nacheinander  für 
die  enfants  assistes,  die  pupilles  difficiles  on  vicieux,  die  pupilles  de  l'administration 
penitentiaire  und  die  enfants  places  dans  des  etablissements  publics  d'hospitalisation. 
Wir  übergehen  diesen  Teil  des  Berichts,  weil  er  für  deutsche  Leser  wenig  Interesse 
bietet. 

19 
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anzuwenden,  auf  die  Notwendigkeit,  die  Anstalten  vor  unbegründeten  Reklamationen 
zu  schützen.  Durch  die  Fassung,  welche  Ihre  Kommission  den  hier  in  Betracht  kommen- 
den Bestimmungen  gegeben  hat,  hat  sie  auch  diese  letzten  Einwände  zum  Schweigen 
gebracht.  Nach  Ansicht  der  Kommission  verträgt  sich  der  Gedanke  des  Sparguts,  so 
wie  das  Gesetz  jetzt  lautet,  mit  der  erzieherischen  Aufgabe,  die  jedes  private  Liebes- 
werk sich  stellen  muß.  Das  Gesetz  verschafft  dem  Kinde  einen  Begriff  davon,  daß 
durch  Arbeitsleistung  Eigentum  erworben  wird;  es  lehrt  es,  den  Wert  der  Arbeit  und 
des  Ersparnisses  erkennen,  es  trägt  dadurch  dazu  bei,  seine  Moral  zu  heben.  Ob  es 
sich  um  Spargut  als  Arbeitsverdienst  oder  als  Arbeitsbelohnung  handelt,  macht 
wenig  Unterschied.  Gewiß  muß  sein  Betrag  der  guten  Aufführung  und  der  guten 
Arbeit  des  Kindes  Rechnung  tragen,  aber  das  hat  die  Kommission  auch  getan,  indem 
sie  den  Anstaltsleitern  erlaubte,  alljährlich  den  Betrag  des  Sparguts  für  Faulenzer  und 
Widerspenstige  festzusetzen  (Artikel  7).  Das  Spargut  als  solches  aber  ist  die  not- 
wendige Ergänzung  der  Schutzpflicht  des  Staates  dem  Schwachen  gegenüber. 

Die  Privatwohltätigkeit  würde  unrecht  handeln,  wenn  sie  sich  beunruhigt  fühlte 
dadurch,  daß  im  Gesetz  ihr  eine  Verpflichtung  auferlegt  wird,  die  sie  großenteils  schon 
freiwillig  auf  sich  genommen  hat. 

Die  Gelder,  die  ihr  zufließen,  die  Opfer,  die  sie  bringt  und  auf  die  sie  mit  Recht 
stolz  ist,  haben  zum  alleinigen  Gegenstand  die  sittliche  Erziehung  und  die  Besserung 
der  Pfleglinge;  jeder  Gedanke,  aus  ihrer  Tätigkeit  einen' Vorteil  oder  einen  Gewinn 
zu  ziehen,  muß  der  Karitas  fern  liegen.  Man  kann  deshalb  auch  nicht  daran  denken, 
wie  das  Zentralbureau  es  vorgeschlagen  hatte,  als  Zuteilungsmaßstab  den  Unterschied 
zwischen  dem  Wert  der  Tagesarbeit  und  dem  mittleren  Betrag  der  täglichen  Unter- 
haltungskosten des  Pfleglings  anzunehmen,  denn  das  wäre  nicht  nur  praktisch  unmöglich, 
sondern  würde  auch  dem  Charakter  des  Werkes  als  einer  Wohltätigkeitsanstalt  wider- 
sprechen, da  damit  ein  kaufmännisches  Element  in  es  hineingebracht  würde.  Der 
richtige  Ausgangspunkt  ist  der,  daß  eine  Wohltätigkeitsanstalt  mit  einem  gewerblichen 
Unternehmen  nichts  gemein  hat,  daß  es  keinen  Anspruch  darauf  hat,  aus  der  Arbeit 
des  Kindes  einen  Gewinn  zu  ziehen,  und  daß  die  Zahl  der  von  ihr  aufzunehmenden 
Zöglinge  im  richtigen  Verhältnis  zu  ihren  Geldmitteln  stehen  muß.  Indem  sie  sich 
von  diesen  Grundsätzen  leiten  ließ,  hat  Ihre  Kommission  bei  ihrer  Anwendung  versucht, 
im  weitesten  Maße  der  Gewandtheit  und  der  Vielfältigkeit  in  den  Kombinationen 
Rechnung  zu  tragen,  welche  die  Privatwohltätigkeit  auszeichnen:  darum  hat  sie  das 
Amendement  Berenger  angenommen,  welches  unter  den  oben  wiedergegebenen  Voraus- 
setzungen die  Privatanstalten  von  der  Verpflichtung  zur  Bestellung  eines  Spargutes 
entbindet. 


Nachrichten  des  Deutschen  Vereins  für  öffentliche 
und  private  Fürsorge. 

Die  Berliner  Tagungen  des  Deutscheu  Vereins  für  öffentliche  und  private 
Fürsorge  vom  13.— 18.  Oktober  1919.  Der  „Deutsche  Verein",,  der  seine  bisherige 
Namensbezeicunung  „für  Armenpflege  und  Wohltätigkeit"  entsprechend  der  neuen 
Entwicklung  seines  Arbeitsgebietes  geändert  hat,  hat  eine  Fülle  von  Tagungen 
hinter  sich.  Entsprechend  der  neuen  Gliederung  der  Arbeit  und  Unter- 
teilung in  Fachausschüssen  lag  der  Schwerpunkt  in  .den  von  diesen  abgehaltenen 
Beratungen  und  Konferenzen.  Die  eigentliche  Mitgliederversammlung,  die  als 
außerordentliche  mit  mehr  internem  Charakter  gedacht  war,  beschränkte  sich  diesmal 
auf  die  Behandlung  geschäftlicher  Dinge,  insbesondere  der  Statutenänderungen,  und 
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auf  kurze  programmatische  Erklärungen  über  die  nächsten  Ziele  und  Aufgaben  des 
Vereins  auf  den  verschiedenen  Fürsorgegebieten.  Der  Bericht  über  diese  Mitglieder- 
versammlung ist  im  folgenden  Artikel  wiedergegeben. 

Den  Auftakt  der  Verhandlungen  bildete  die  Tagung  des  aus  der  bisherigen 
„Freien  Vereinigung  für  Kriegswohlfahrt"  hervorgegangenen  Fachausschusses  für 
städtische  Fürsorge  mit  folgender  Tagesordnung: 

1.  Renten-  und  Fürsorgeprinzip  als  Grundlagen  der  Reform  der  Militärversorgungs- 
gesetzgebung. Berichterstatter:  Dr.  Polligkeit-Frankfurt  a.  M.  2.  Abbau  der  Er- 
werbslosenfürsorge und  Fürsorge  für  Erwerbsbeschränkte.  Berichterstatter:  Assessor 
Dr.  Hans  Maier-Frankfurt  a.  M.  3.  Fürsorge  für  heimkehrende  Kriegsgefangene. 
Berichterstatter:  Stadtrat  P er ker- Hagen  i.  W.  4.  Die  Steuerpflicht  für  gemeinnützige 
Stiftungen  und  Vereine.    Berichterstatter:  Syndikus  Dr.  H  o  g  -  Frankfurt  a.  M. 

Über  die  Verhandlungen  wird  ein  Druckbericht  im  Selbstverlag  des  Vereins  er- 
scheinen; er  ist  —  ebenso  wie  der  letzte  Bericht  über  die  Marburger  Tagung  der  Freien 
Vereinigung  für  Kriegswohlfahrt  vom  17.  und  18.  Mai  1919  —  von  der  Geschäftsstelle 
des  Vereins  zu  beziehen. 

Den  Höhepunkt  der  Tagungen  bildete  die  von  dem  Fachausschuß  für  private 
Fürsorge  vorbereitete  Konferenz  über  „die  künftige  Stellung  der  privaten  Fürsorge 
im  neuen  Staat"  mit  der  Tagesordnung: 

1.  Warum  ist  auch  künftig  der  Staat  auf  die  Mitwirkung  der  privaten  Fürsorge 
angewiesen?  Berichterstatter:  Dr.  Marie  Baum -Karlsruhe.  2.  Die  Frage  der  Kom- 
munalisierung der  privaten  Fürsorge.  Berichterstatter:  Dr.  Polligkeit-Frankfurt  a.  M. 
3.  Wie  stellt  sich  der  einzelne  Sozialarbeiter  oder  die  einzelne  Organisation  der  privaten 
Fürsorge  auf  die  neuen  Verhältnisse  ein?   Berichterstatter:  Dr.  Alice  Salomon-Berlim 

Die  aus  allen,  den  konfessionellen  wie  den  humanitären  Kreisen  und  Richtungen 
der  freien  Liebestätigkeit  zahlreich  besuchte  Konferenz  ergab  eine  so  tiefgehende 
Gemeinschaftlichkeit  in  der  Auffassung  der  Aufgaben  und  Ziele  der  freien  Liebes- 
tätigkeit, daß  der  Ausschuß  zu  einer  Kundgebung  ermächtigt  wurde,  die  demnächst 
in  der  Tagespresse  erscheinen  wird. 

Die  Drucklegung  der  Verhandlungen  der  Konferenz  über  die  private  Fürsorge 
ist  durch  freiwillige  Beiträge  gesichert.  Diejenigen  Organisationen,  welche  freiwillige 
Beiträge  gezeichnet  haben,  werden  alsbald  nach  Drucklegung  eine  Reihe  von  Exemplaren 
zugeschickt  bekommen.  Im  übrigen  ist  der  Druckbericht  gegen  Erstattung  der  Selbst- 
kosten vom  Verein  zu  beziehen.  H. 


Niederschrift  über  die  Mitgliederversammlung  des  „Deutschen  Vereins"  am 
16.  Oktober  1919  im  großen  Sitzungssaal  des  Herrenhauses  in  Berlin. 

Geheimrat  D.  Schlosser: 

Meine  Damen  und  Herren!  Ich  begrüße  Sie  im  Namen  des  Vorstandes  auf  das 
herzlichste.  Daß  ich  es  tue  und  nicht  einer  der  Vorsitzenden,  hat  seinen  Grund 
darin,  daß  beide  verhindert  sind;  Herr  Geheimrat  Rul and  leider  durch  ein  Versagen 
seiner  Kräfte,  das  eine  Erholung  nötig  machte,  und  Herr  von  Hollander  durch  die 
Tagung  der  Badischen  Generalsynode.  Der  Vorstand  hat  daher  mir  den  Vorsitz  für 
diese  Tagung  übertragen.  Wir  haben  Herrn  Dr.  Ruland  gestern  telegraphisch  unsere 
guten  Wünsche  für  seine  Erholung  ausgesprochen,  und  ich  darf  annehmen,  daß  Sie 
sich  ihnen  anschließen. 

Es  sind  zwei  Jahre,  daß  wir  nicht  zusammengekommen  sind.  Im  vorigen  Jahre 
ist  unsere  Versammlung  zugunsten  des  Deutschen  Jugendfürsorgetages  ausgefallen. 
Was  haben  wir  seitdem  erlebt!    Schon  damals  sahen  wir  die  Lage  nicht  ohne  Sorge 
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an.  Aber  wer  hätte  einen  solchen  Ausgang  geahnt?  Erschüttert  stehen  wir  vor  dem 
Zusammenbruch  der  Macht  und  Größe  Deutschlands,  der  von  den  verhängnisvollsten 
Folgen  für  unser  Volk  begleitet  ist.  Schlimmer  fast  ist  der  moralische  Zusammenbruch 
in  allen  Kreisen  und  Schichten  des  Volkes,  vor  dem  wir  stehen.  Vielleicht  am  be- 
denklichsten aber  will  es  mir  erscheinen,  daß  sich  aus  dem  Zusammenbruche  keine 
einzige  Führergestalt  erhebt,  wie  sie  unserem  Volk  in  ähnlicher  Lage  vor  hunifert 
Jahren  in  so  reicher  Fülle  geschenkt  waren,  überhaupt  der  gänzliche  Mangel  an 
führenden  Persönlichkeiten,  zu  denen  man  mit  Vertrauen  aufschauen  kann.  Da  be- 
schleicht einen  der  unheimliche  Gedanke,  daß  am  Ende  eine  völlige  Erschöpfung  der 
geistigen  Kraft  unseres  Volkes  einzusetzen  beginne,  ein  Nachlassen,  das  zum  dauernden 
Abstieg  führen  könne.  Wir  wollen  uns  solch  trüben  Gedanken  nicht  hingeben;  es 
ist  nicht  deutsche  Art,  zu  verzagen  und  den  Mut  zu  verlieren.  Wo  Not  ist,  da  sieht 
ein  deutsches  Auge  neue  Aufgaben,  und  ein  deutsches  Herz  vernimmt  den  Ruf,  sie 
tapfer  anzugreifen. 

Dieser  Ruf  darf  vor  allem  in  unserem  Verein  einen  Widerhall  finden.  Sind  hier 
doch  Männer  und  Frauen  vereint,  denen  Kampf  gegen  mannigfache  Notstände  und 
Übung  der  Fürsorge  Herzenssache  und  Lebensberuf  ist.  Wir  sind  ein  mobiles  Heer 
von  regulären  Truppen  und  beweglichen  Freikorps,  das  bereit  und  willig  ist,  auch 
jetzt  den  Kampf  mit  der  Not  unseres  Volkes  mit  aufzunehmen. 

Es  ist  nun  hochbedeutsam,  daß  wir  gerade  in  diesem  Augenblick  mit  einer 
groß  angelegten  Neuordnung  unseres  Vereins  vor  Sie  treten.  Neu,  nicht  in  dem 
Sinne,  als  ob  wir  ganz  neue  Dinge  unternehmen  wollten,  sondern  vielmehr  nur  so, 
daß  wir  die  alten  Aufgaben  in  einem  tieferen  Zusammenhang  mit  unserer  ganzen 
sozialen  Lage  und  Entwicklung  erfassen  und  die  Mittel,  sie  zu  erfüllen,  wirksam  ge- 
stalten wollen. 

Unser  Verein  hat  ja  zweifellos  in  seiner  bisherigen  Gestalt  Wertvolles  und  Be- 
deutsames geleistet.  Er  hat  durch  die  Erörterung  schwebender  Fragen  auf  seinen 
Kongressen  Wissenschaft  und  Praxis  der  Fürsorge  wesentlich  gefördert.  Ich  erinnere 
nur  an  die  Durchführung  und  Weiterbildung  des  Elberfelder  Systems,  an  die  aus- 
schlaggebende Entscheidung  für  die  Fürsorgeerziehung  auf  dem  Kongreß  zu  Bremen 
im  Jahre  1885,  an  die  Eroberung  von  Elsaß-Lothringen  und  von  Bayern  für  den 
Unterstützungswohnsitz,  an  die  Inangriffnahme  einer  sozialen  Kriegsfürsorge  auf  der 
Berliner  Tagung  vom  Jahre  1915,  an  den  Deutschen  Jugendfürsorgetag  vom  Jahre  1918, 
an  die  einen  immer  breiteren  Raum  einnehmenden  Erörterungen  der  vorbeugenden 
Armenpflege  und  der  damit  zusammenhängenden  Frage  der  Zusammenarbeit  mit  der 
privaten  Fürsorge  u.  a.  m.  Aber  nicht  Weniges  geschah  doch  auf  unserem  Gebiet 
von  seiten  der  Behörden,  ohne  daß  man  uns  hörte,  und  ohne  daß  wir  es  billigen 
konnten.  Manches  entglitt  unserer  Hand,  weil  sie  nicht  beweglich  war,  rechtzeitig 
zuzufassen.  Ich  denke  dabei  an  die  Deutsche  Zentrale  für  Jugendfürsorge,  an  das 
Archiv  deutscher  Berufsvormünder  und  an  die  Freie  Vereinigung  für  Kriegs  Wohlfahrts- 
pflege. Daß  die  beiden  letzteren  sich  jetzt  anschicken,  wieder  zu  uns  zurückzukehren, 
beweist,  daß  hier  von  uns  versäumte  Aufgaben  unseres  Vereins  lagen. 

Die  Schuld  lag  zunächst  daran,  daß  der  Verein  mit  seinen  alle  Jahr  einmal 
stattfindenden  Kongressen  und  höchstens  zweimaligem  Zusammentreten  des  Vorstandes 
und  Zentralausschusses  dem  Gang  der  Dinge  nicht  rasch  genug  folgen  konnte.  Die 
leitenden  Persönlichkeiten  vielfach  durch  Berufsarbeiten  überlastet,  zum  Teil  in  fünf 
Kriegsjahren  gänzlich  ausgeschaltet,  im  Zentralausschuß  nicht  mehr  der  sichere  alte 
Bestand  erprobter  Arbeiter  auf  dem  Fürsorgegebiet,  sondern  viel  Wechsel.  So  drängte 
alles  zur  Anstellung  eines  hauptamtlichen  Geschäftsführers.    Seit  1917  grundsätzlich 
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in  Aussicht  genommen,  wurde  sie  zuerst  durch  den  Mangel  an  Mitteln,  dann  durch 
den  Umsturz  aufgehalten.  Da  eröffnete  sich  ein  Ausweg,  um  über  den  toten  Punkt 
hinwegzukommen,  durch  das  Angebot  des  Instituts  für  Gemeinwohl,  das  sich  bereit 
erklärte,  das  Gehalt  des  Geschäftsführers  zu  übernehmen,  und  der  Stadt  Frankfurt,  die 
ebenso  für  drei  Jahre  einen  Zuschuß  von  je  5000  M.  in  Aussicht  stellte,  beides  unter 
der  Bedingung,  daß  die  Geschäftsstelle  nach  Frankfurt  verlegt  würde.  Nachdem  sich 
Vorstand  und  Zentralausschuß  mit  weit  überwiegender  Mehrheit  mit  dieser  Übersied- 
lung einverstanden  erklärt  hatten,  wurde  aus  einer  Zahl  von  98  Bewerbern  Herr  Dr.  Hog  , 
bisher  1.  Beigeordneter  der  Stadt  Höchst  a.  M.,  zum  Geschäftsführer  und  Syndikus  unseres 
Vereins  erwählt  und  bestellt.  Ich  habe  die  Ehre,  ihn  Ihnen  hiermit  vorzustellen  mit  dem 
herzlichen  Wunsche,  daß  seine  Arbeit  dem  Verein  zur  inneren  und  äußeren  Förderung, 
unserem  Volke  zum  Heil  und  ihm  selbst  zur  Befriedigung  gereichen  möge. 

Im  Zusammenhang  hiermit  muß  ich  noch  ein  Wort  zur  Verlegung  unserer  Ge- 
schäftsstelle sagen.  Unstreitig  waren  es  sehr  gewichtige  Gründe,  welche  die  Gegner 
dieses  Beschlusses  dawider  ins  Feld  führen  konnten.  Es  ist  nicht  zu  leugnen,  daß 
sich  Berlin  als  Sitz  der  Regierung  Deutschlands  und  Preußens  sowie  vieler  großen 
Zentralorganisationen  empfiehlt.  Wo  es  gilt,  Einfluß  auf  die  Regierung  zu  gewinnen, 
mit  anderen  auf  ähnlichem  Gebiet  arbeitenden  Organisationen  zusammenzuwirken,  wird 
das  in  Berlin  leichter  zu  erreichen  sein.  Für  Frankfurt  ausschlaggebend  waren  nicht 
nur  die  uns  für  die  finanzielle  Förderung  gestellten  Bedingungen,  sondern  vielmehr 
innere  Gesichtspunkte.  Einmal  hält  das  Bedürfnis,  auf  die  Träger  der  Fürsorge  im 
Reich  ernsten  Einfluß  zu  gewinnen  und  ihnen  bei  Ausübung  ihres  Berufes  mit  Rat  zu 
dienen,  dem,  mit  den  oberen  Behörden  Fühlung  zu  halten,  mindestens  die  Wage.  Vor 
allem  aber  bietet  Frankfurt  für  die  wissenschaftliche  und  praktische  Arbeit  sehr  viel 
günstigere  Bedingungen.  Gerade  das  wurde  im  letzten  Jahre  von  den  drei  und  nachher 
vier  Frankfurter  Vorstandsmitgliedern  erprobt.  Zuerst  mit  der  Vorbereitung  des 
Deutschen  Jugendfürsorgetages,  dann  nach  dessen  schönem  Gelingen  mit  der  Bearbeitung 
seiner  Ergebnisse  beauftragt,  hat  sich  unwillkürlich  unter  ihnen  eine  fruchtbare  Arbeits- 
gemeinschaft gebildet,  aus  der  ungesucht  die  ganze  Neuordnung  des  Vereins  hervor- 
wuchs. Es  liegt  das  zum  Teil  an  den  im  Vergleich  zu  den  Berliner  Riesenmaßen 
kleineren  Verhältnissen  begründet.  Man  kann  dort  täglich  zusammenkommen,  und 
man  steht  darum  dort  auch  mit  allen  Zweigen  der  Arbeit,  sowohl  der  Stadt  wie  auch 
der  freien  Organisationen,  wie  auch  mit  der  Universität  und  ihren  Anstalten  in  engster 
Fühlung  und  erhält  von  dorther  fruchtbare  Anregungen.  Das  ist  für  die  Vertiefung 
unserer  Arbeit,  für  ihre  wissenschaftliche  Begründung,  für  die  erste  Inangriffnahme 
neuer  Aufgaben  von  ganz  unermeßlichem  Vorteil.  So  wurde  der  Versuch  gewagt. 
Sollte  sich  im  Laufe  der  drei  Jahre  herausstellen,  daß  die  Nachteile  für  die  Vertretung 
des  Vereins  stärker  ins  Gewicht  fallen  als  die  Vorteile,  die  Frankfurt  nach  innen  bietet, 
so  werden  wir  nicht  zögern,  nach  Berlin  zurückzukehren. 

Diese  ganze  Entwicklung  findet  ihren  Ausdruck  in  der  Änderung  des  Namens 
unseres  Vereins,  die  wir  Ihnen  heute  vorschlagen.  Nicht  leichten  Herzens  trennen  wir 
uns  von  der  alten  Fahne,  die  so  lange  über  unserem  Verein  geflattert  hat.  Aber  der 
Name  entsprach  doch  nicht  mehr  ganz  dem  Arbeitsfelde  unseres.  Vereins  und  erwies 
sich  daher  oftmals  als  Hindernis.  Zudem  sind  Armenpflege  und  Wohltätigkeit  allmählich 
weithin  in  Mißkredit  gekommen,  was  ja  auch  schon  vielfach  zur  Umwandlung  der 
„Armenämter"  in  „Wohlfahrtsämter"  geführt  hat.  Wir  dürfen  freilich  auch  für  den 
neuen  Namen  „Deutscher  Verein  für  öffentliche  und  private  Fürsorge"  in  den  Kreisen, 
die  jede  Fürsorge  als  Beleidigung  ablehnen  und  dafür  nur  Rechte  begehren,  auf  keine 
besondere  Zustimmung  rechnen.    Immerhin  drückt  er  deutlicher  aus,  was  wir  wollen. 


—    278  — 


Das  Kernstück  unserer  Neuordnung  ist  aber  die  Gliederung  der  Arbeit  in  Fach- 
ausschüsse, die  einen  intensiveren  Betrieb  ermöglichen  soll.  Es  sind  deren  fünf,  teils 
schon  gebildet,  teils  in  der  Bildung  begriffen:  der  Ausschuß  für  städtische  Fürsorge, 
der  für  ländliche  Fürsorge,  der  für  Jugendfürsorge,  der  für  private  Fürsorge  und 
einer  für  die  Fragen  der  Ausbildung  von  Wohlfahrtsbeamten.  Um  den  Zusammenhang 
miteinander  und  mit  der  Leitung  des  Vereins  zu  sichern,  soll  je  ein  Mitglied  des  Vor- 
standes den  Vorsitz  in  jedem  Ausschuß  führen.  In  den  Fachausschuß  für  städtische 
Fürsorge  ist  die  bisherige  Freie  Vereinigung  für  Kriegswohlfahrtspflege  eingegliedert, 
und  es  schweben  Verhandlungen  mit  dem  Deutschen  Städtetag,  um  ein  Zusammen- 
arbeiten herzustellen,  und  zwar  so,  daß  unser  Ausschuß  das  Referat  in  allen  Angelegen- 
heiten der  städtischen  Fürsorge  für  den  Städtetag  übernimmt.  Ebenso  ist  auch  eine 
Eingliederung  des  Archivs  deutscher  Berufsvormünder  in  den  Ausschuß  für  Jugend- 
fürsorge im  Werk.  Wir  hoffen  vor  allem,  daß  auf  diese  Weise  die  besten  Kräfte,  die 
auf  diesen  Gebieten  vorhanden  sind,  zu  gemeinsamer  Arbeit  vereinigt  werden  können. 

So  neu  gerüstet  wollen  wir  in  die  neue  Zeit  hineingehen,  mit  der  alten  Herzens- 
wärme, der  alten  Pflichttreue,  aber  auch  mit  neuem  Mut  und  neuer  Entschlossenheit. 
Dann  wird  auch  der  Erfolg  nicht  fehlen,  daß  wir  an  dem  Wiederaufstieg  unseres 
Volkes  an  unserem  Teil  mithelfen  dürfen.  Dort  liegt  die  Not,  dort  darum  unsere 
Aufgabe  und  Arbeit!    Darum  tapfer  vorwärts! 

Geschäftsführer  und  Syndikus  Dr.  Hog:  Ich  danke  dem  Herrn  Vorsitzenden  für 
seine  warmen  BegrüSungsworte.  Das  Vertrauen  Ihres  Vorstandes  hat  mich  in  die 
ehrenvolle  Stellung  des  Geschäftsführers  berufen  zu  einer  Zeit,  wo  der  Verein  vor 
einer  Neuorientierung  der  ganzen  Fürsorgearbeit,  vor  einem  Wendepunkt  steht.  Sie 
haben  bereits  aus  der  Denkschrift  des  Herrn  Dr.  Polligkeit  ersehen,  haben  eben 
aus  dem  Munde  des  Herrn  Vorsitzenden  gehört  und  werden  durch  die  nachfolgenden 
programmatischen  Vorträge  noch  näher  zum  Bewußtsein  gebracht  bekommen,  vor 
welche  Fülle  von  Aufgaben  der  Verein  gestellt  ist.  Auf  allen  Gebieten  des  Fürsorge- 
wesens, zumal  bei  der  Jugendfürsorge,  dem  Abbau  und  der  Überleitung  der  Kriegs- 
wohlfahrtspflege und  der  Erwerbslosenfürsorge,  der  Neueinstellung  der  privaten  Liebes- 
tätigkeit, überall  eine  Fülle  von  Problemen  und  alles  im  Flusse!  Und  dabei  die 
Notwendigkeit,  bei  der  Beschränktheit  der  Mittel,  die  sich  immer  mehr  fühlbar  machen 
wird,  auch  weise  Beschränkung  in  den  Tätigkeitsgebieten  zu  üben.  Bei  dieser  Über- 
fülle von  Aufgaben  in  einer  so  schwerbewegten  Zeit  könnte  mich  doch  ein  gewisses  Zagen 
ankommen,  ob  meine  Kraft  auch  wirklich  dem  allen  gewachsen  ist.  Wie  Sie  wissen, 
komme  ich  aus  der  kommunalen  Tätigkeit,  in  der  ich  seit  elf  Jahren,  erst  als  Magistrats- 
assessor in  Frankfurt  a.  M.  und  dann  als  Beigeordneter  in  Höchst  a.  M.,  gerade  auch 
auf  dem  Gebiet  des  Fürsorgewesens  wirkte.  Aber  der  Krieg,  der  mich  vier  Jahre  lang 
meinen  Berufsgeschäften  fernhielt,  hat  mich  doch  sehr  aus  dem  Zusammenhang  der 
fürsorgerischen  Praxis  und  Theorie  herausgerissen. 

Nun  aber  denke  ich  mit  frischem  Mut  in  meine  neue  Tätigkeit  einzutreten. 
Die  Aufgaben,  die  uns  hier  gestellt  sind,  sind  nicht  nur  schwere,  sondern  auch  schöne, 
so  schöne,  daß  einem  dabei  wirklich  warm  ums  Herz  werden  kann.  Und  doch  wird 
es  sich  darum  handeln  müssen,  aus  dieser  Menge  von  Problemen  und  Aufgaben  mit 
wägendem  Verstände  das  zunächst  Nötige  herauszugreifen,  zu  erfassen  und  seiner 
Lösung  zuzuführen.  Bei  dieser  Lösung  wird  es  nicht  so  sehr  Aufgabe  des  Geschäfts- 
führers sein,  selbst  in  den  Vordergrund  zu  treten,  als  den  großen  Stab  von  hervor- 
ragenden Sachkennern  hier  in  Ihrem  Kreise  heranzuziehen.  Was  nun  die  innere, 
mehr  geschäftsmäßige  Arbeit  anbelangt,  so  möchte  ich  —  soweit  ich  in  den  wenigen 
Wochen  meiner  Tätigkeit  mir  einen  Überblick  habe  verschaffen  können  —  als  die 
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zunächst  wichtigsten  Aufgaben  bezeichnen:  die  Neuordnung  des  Bureaus,  die  Er- 
weiterung und  Vertiefung  der  Vermittlungs-  und  Auskunftstätigkeit  und  den  Ausbau 
der  „Zeitschrift  für  das  Armenwesen".  Dieser  Zeitschrift,  die  uns  besonders  am  Herzen 
liegt,  soll  ein  zweiter  Teil  eingefügt  werden  unter  dem  Titel:  „Nachrichten  aus  dem 
Verein",  in  dem  die  neuesten  Vorgänge  aus  dem  Leben  des  Vereins  dargestellt  werden, 
und  ferner  soll  der  dritte  Teil,  die  Materialsammlung,  weiter  ausgestaltet  werden. 
Damit  die  Zeitschrift  wirklich  ein  aktuelles  Bild  der  Dinge  biete,  soll  sie  in  Zukunft 
wieder  in  kürzeren  Zeiträumen  erscheinen. 

Aus  den  Ihnen  dargelegten  Gründen  muß  ich  Sie  für  die  nächste  Zeit  um  Ihre 
Nachsicht  und  Geduld  bitten.  Mit  der  Zeit  wird  es,  so  denke  und  hoffe  ich,  mir  ge- 
lingen, auf  die  Höhe  meiner  Aufgabe  zu  kommen  und  so  zur  Förderung  des  Vereins 
und  damit,  zu  meinem  bescheidenen  Teile,  zum  Wohle  des  deutschen  Volkes  zu  wirken. 

Satzungsänderungen, 
Der  Geschäftsführer  trägt  sodann  die  Satzungsänderungen  in  der  vom  Zentral- 
ausschuß beantragten  Form  vor:  Eine  Abänderung  wird  auf  Antrag  von  Kaftan  nur 
bezüglich  der  Mitgliederbeiträge  in  §  4  vorgenommen.  Diese  sollen  aus  den  Satzungen 
herausgelassen  werden.  §  4  erhält  danach,  mit  Mehrheit  von  mehr  als  drei  Viertel 
der  anwesenden  Mitglieder,  folgende  Fassung: 

„Die  Höhe  der  jährlichen  Mitgliederbeiträge  bestimmt  der  Hauptausschuß. 
Jedes  Mitglied  erhält,  soweit  möglich,  kostenlos  die  Vereinsschriften." 
Die  übrigen  vom  Zentralausschuß  beantragten  Satzungsänderungen  werden  sodann 
einstimmig  angenommen. 

Neuwahlen. 

Auf  Vorschlag  des  Vorstandes  werden  zum  Vorstand  neugewählt:  Frl.  Hir Seh- 
feld (Berlin)  und  Stadtrat  Sassenbach  (Berlin). 

In  den  Hauptausschuß  werden  die  bisherigen  Mitglieder  wiedergewählt  mit  Aus- 
nahme a)  der  ausgeschiedenen  Mitglieder:  Buehl,  Hauser,  v.  Dehn-Rothf eiser, 
Müller-Simonis,  Roloff,  Rosenstock;  b)  der  nicht  wiederzuwählenden:  Feuß, 
v.  d.  Goltz,  Grote,  Künzer,  Schultz,  Zimmermann,  Silbergleit,  Duensing, 
Brugger. 

Neugewählt  werden: 

a)  1919 — -1921:  Abgeordneter  Wissell  (Berlin),  Oberlandesgerichtsrat  Dr.  Feisen- 

b erger  (Leipzig),  Rat  Dr.  Link  (Lübeck),  Ministerialdirektor  Bracht 
(Berlin),  Bezirksamtmann  Dr.  Sarstedt  (Berlin),  Direktor  Kießling 
(Hamburg),  Pastor  Fr  ick  (Bremen),  Pfarrer  Dr.  Lenne  (Happerschoß), 
Domkapitular  B  uchberger  (München),  Bureauvorsteher  Sasse  (Hagen). 

b)  1920—1922:  Frau  Wronsky  (Berlin),  Frau  Meyring,  Stadtrat  (Stettin),  Frau 

Dr.  Quarck-Hammerschlag  (Frankfurt),  Lic.  Siegmund-Schultze 
(Berlin),  Dr.  Feld  (Gera),  Bürgermeister  Hildebrand  (Bremen), 
Oberbürgermeister  Mitzlaff  (Berlin),  Professor  Albrecht  (Berlin), 
Frl.  Hirschfeld  (Berlin),  Stadtrat  Sassenbach  (Berlin). 
Der  Vorsitzende  begrüßt  sodann  die  vom  Osterreichischen  Landesrat  zu  Wien 
entsandten  Herren,  Landesrat  Po  elzer  und  Oberinspektor  Zoll  er  aus  Wien,  und  heißt 
sie  gerade  jetzt  doppelt  willkommen.    Mehr  als  je  gilt  es  in  diesen  trüben  Zeiten, 
da  unsere  Feinde  uns  gewaltsam  verhindern  wollen,  zusammenzukommen,  die  geistige 
Gemeinschaft  zu  pflegen.    Wir  waren  uns  längst  darüber  einig,  daß  die  nächste  Ver- 
sammlung nach  dem  Kriege  in  Wien  stattfinden  solle;  hoffentlich  wird  es  bald  mög- 
lich sein. 


—    280  — 


Geh.  Rat  Schlosser  leitet  darauf  die  kurzen  Berichte  über  die  nächsten  Auf- 
gaben und  Ziele  des  Vereins  ein.  Da  der  Vorsitzende,  Geh.  Rat  Ruland,  an  der 
Abhaltung  des  Berichtes  über  die  Reichsarmengesetzgebung  verhindert  ist,  soll  an 
dessen  Stelle  der  Geschäftsführer  Dr.  Hog  sprechen. 

Syndikus  Dr.  Hog:  Ausgehend  von  der  Erwägung,  daß  mit  dem  Abbau  der 
Kriegswohlfahrtspflege  eine  baldige  Reform  des  Armenwesens  im  Wege  der  reichs- 
gesetzlichen Regelung  erforderlich  sein  würde,  hat  der  geschäftsführende  Ausschuß 
vor  etwa  1/2  Jahre  dem  Mitgliede  unseres  Hauptausschusses  Herrn  Geh.  Justizrat 
Diefenbach  den  Auftrag  zur  Ausarbeitung  eines  Werkes  „Die  Mängel  des  Unter- 
stützungswohnsitzgesetzes und  ein  Reichsarmengesetz"  erteilt.  Diese  Arbeit  liegt  nun 
im  Manuskript  vor  und  wurde  den  Frankfurter  Mitgliedern  des  Vorstandes  kurz  vor 
deren  Abreise  hierher  übergeben.  Ich  habe  das  etwa  500  engbeschriebene  Folioseiten 
umfassende  Manuskript  nur  ganz  im  Fluge  gelesen  und  kann  deshalb  nur  eine  kurze 
Inhaltsangabe  geben,  ohne  zu  einer  kritischen  Würdigung  in  der  Lage  zu  sein.  So 
viel  kann  aber  jedenfalls  schon  jetzt  gesagt  werden,  daß  es  sich  um  ein  außerordent- 
lich umfassendes  und  tiefgründiges  Werk  handelt,  welches  die  gesamte  bisher  ent- 
standene Literatur,  einschließlich  der  Verhandlungsberichte  und  Schriften  des  Deutschen 
Vereins,  verarbeitet  und  verwertet,  auch  die  Gesetzgebung  und  Gestaltung  der  Armen- 
pflege in  allen  ausländischen  Kulturstaaten  zum  Vergleich  heranzieht.  Das  Werk  kommt 
zu  grundlegenden  Reformvorschlägen  auf  dem  Gebiete  des  formellen  wie  materiellen 
Armenrechts,  gibt  jedoch  keinen  förmlichen  Gesetzentwurf,  sondern  nur  Leitsätze. 

Uber  den  Inhalt  soll  folgendes  kurz  gesagt  werden :  Während  noch  die  Stutt- 
garter Tagung  des  Deutschen  Vereins  vom  Jahre  1913  ein  außerordentlich  vorsichtiges 
gesetzgeberisches  Vorgehen  empfahl,  aus  praktischen  Gründen  von  einer  Abänderung 
des  U.W.G.  absehen  wollte  und  den  Inhalt  eines  Reichsarmengesetzes  nur  auf  den 
Stoff  beschränken  wollte,  welcher  in  den  zurzeit  geltenden  bundesstaatlichen  Ausfüh- 
rungsgesetzen zum  U.W.G.  enthalten  ist,  will  Diefenbach  eine  Kodifikation  des 
formellen  wie  des  materiellen  Rechts  auf  dem  Wege  der  Reichsgesetzgebung  herbei- 
führen. Dazu  gibt  ihm  der  Art.  9  der  Reichsverfassung  die  Handhabe,  welcher  dem 
Reiche  die  fakultative  Zuständigkeit  auf  dem  Gebiete  des  Armenwesens  zuweist.  Die 
Reichsgesetzgebung  soll  sich  aber  namentlich  hinsichtlich  des  materiellen  Armenrechts 
auf  das  unbedingt  Notwendige  beschränken  und  das  übrige  der  Landesgesetzgebung 
überlassen. 

Diefenbach  macht  sich  die  Forderung  des  neuen  Geistes:  soziale  Ausgestaltung 
der  Armenpflege  zu  eigen  und  stellt  sie  in  den  Vordergrund.  Er  untersucht  zunächst 
die  Grenzlinie  zwischen  Sozialpolitik  und  Armenpflege  und  kommt  zu  dem  Schlüsse, 
daß  ein  Gegensatz  nicht  besteht,  sondern  die  Armenpflege  nur  ein  Zweig  der  Sozial- 
politik ist,  der  sich  nur  dadurch  von  den  andern  Zweigen  unterscheidet,  daß  er  nur 
individuelle  und  subsidiäre  Maßnahmen  in  sich  begreift.  Die  dergestalt  charakterisierte 
Armenpflege  teilt  er  ein  in  die  Zwangsarmenpflege,  welche  im  wesentlichen  heilender, 
und  die  freiwillige  Armenpflege,  welche  vorbeugender  Natur  ist.  Was  die  Unterschiede 
der  öffentlichen  und  privaten  Armenpflege  betrifft,  so  lassen  6ich  diese  beiden  nicht 
nach  bestimmten  Arbeitsgebieten  trennen,  sondern  nur  nach  Funktionen,  und  zwar 
nach  Gesetzen  der  Zweckmäßigkeit,  wobei  die  private  Armenpflege  einerseits  Pionier- 
tätigkeit zu  leisten  hat,  andererseits  verfeinernd  und  ergänzend  zu  den  Maßnahmen  der 
öffentlichen  Armenpflege  hinzutreten  soll. 

Entsprechend  seiner  Grundforderung  der  sozialen  Ausgestaltung  der  Armenpflege 
und  seiner  Auffassung,  daß  die  Armenpflege  auf  dem  gleichen  Rechtsboden  erwachsen 
ist  wie  die  soziale  Gesetzgebung,  will  Diefenbach  den  Hilfsbedürftigen  einen  Rechts- 
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ansprach  auf  Unterstützung  geben  und  seine  Verwirklichung  in  ähnlicher  Weise  ge- 
stalten wie  etwa  die  Durchführung  der  Ansprüche  aus  der  Reichsversicherungsordnung. 

Als  notwendigen,  von  der  Reichsgesetzgebung  aus  festzusetzenden  Inhalt  der 
öffentlichen  Zwangsarmenpflege  wird  der  notwendige  Lebensunterhalt  bezeichnet,  bei 
einer  der  Erziehung  bedürftigen  Person  aber  auch  die  Kosten  der  Erziehung  und 
Ausbildung  zu  einem  Berufe. 

Was  die  Kostentragung  anbelangt,  so  geht  Diefenbach  in  dem  Bestreben,  sie 
auf  leistungsfähige  Schultern  zu  legen,  sehr  weit.  Die  Kosten  sollen  nämlich  dem 
eigentlichen  Träger  grundsätzlich  vom  Staate  (Reiche)  erstattet  werden.  Nur  soll 
diesem  wieder  ein  Teil  der  Kosten  vom  Armenverband  zurückzuerstatten  sein,  und 
zwar  bei  den  Kosten  der  geschlossenen  Armenpflege  die  Pflegegelder  nach  einem  be- 
stimmten Tarif  für  diejenigen  Armen,  welche  in  der  Gemeinde  die  letzten  5  Jahre 
seit  ihrer  Volljährigkeit  gewohnt  haben;  bei  der  offenen  Armenpflege  sollen  die  Kosten 
derjenigen,  wekhe  mehr  als  5  Jahre  in  der  Gemeinde  ansässig  waren,  nach  einer  be- 
stimmten Q.uote  erstattet  werden,  welche  nach  dem  Grade  der  Steuerkraft  und  der 
Leistungsfähigkeit  des  Armenverbandes  zu  bemessen  ist.  Das  Reich  (der  Staat)  soll 
in  der  Lage  sein,  einen  Teil  der  Lasten  auf  andere  staatliche  Gebilde  (Provinzen 
u.  dgl.)  zu  übertragen. 

Träger  der  Armenpflege  sollen  Orts-  und  Kreisarmenverbände  sein,  welche  als 
Zweckverbände  mit  nicht  unter  10000  Einwohnern,  und  zwar  unter  eigner  Rechts- 
persönlichkeit und  Selbstverwaltung,  zu  bilden  sind.  Die  Ausübung  soll  durch  Bezirks- 
wohlfahrtsämter mit  ähnlicher  Organisation  wie  die  Jugendämter  erfolgen  und  in 
Verbindung  mit  der  freiwilligen  öffentlichen  und  der  privaten  Fürsorge  gebracht  werden. 

Was  endlich  die  Zuständigkeit  der  Armenverbände  betrifft,  so  geht  Diefenbach 
von  dem  Prinzip  des  Unterstützungswohnsitzes  völlig  auf  das  Aufenthaltsprinzip  über 
und  stellt  den  Grundsatz  auf,  daß  die  Ausübung  der  Armenpflege  stets  in  die  Hände 
des  Armenverbandes  des  Aufenthaltsortes  zu  legen  ist,  sofern  nicht  Sondergesetze  z.  B. 
für  Jugend-  oder  Wandererfürsorge  etwas  anderes  bestimmen.  Der  §  5  des  Frei- 
zügigkeitsgesetzes,  welcher  die  Ausweisung  aus  armenrechtlichen  Gründen  gestattet,  ist 
aufzuheben.  Die  gegenseitigen  Ansprüche  der  Armenverbände  untereinander  fallen 
weg,  da  eine  Abrechnung  nur  noch  mit  dem  Staatsarmenverband  stattfindet. 

Es  mag  hier  dahingestellt  bleiben  und  wird  noch  genauerer  Prüfung  bedürfen,  ob 
man  sich  mit  allen  Ausführungen  und  Leitsätzen  der  Diefenbach  sehen  Schrift  ein- 
verstanden erklärt.  Zunächst  hat  der  Vorstand  beschlossen,  die  vollständige  Arbeit, 
ohne  daß  der  Verein  sich  mit  ihr  identifiziert,  den  zuständigen  Reichsbehörden  als 
wertvolles  Material  zu  der  kommenden  Gesetzgebung  zu  überreichen.  Außerdem  soll 
das  Werk,  um  weitere  Kreise  anzuregen  —  vielleicht  in  etwas  gekürzter  Form  —  als  Buch 
erscheinen.  Zunächst  soll  ein  gedrängter  Auszug  aus  der  Arbeit  als  Vereinsschrift 
erscheinen,  um  als  Vorbericht  für  ein  auf  der  nächsten  Tagung  zu  haltendes  Referat 
zu  dienen. 

Geh.  Rat  Schlosser  spricht  sodann  über  die  nächsten  Ziele  und  Aufgaben  auf 
dem  Gebiete  der  Jugendfürsorge: 

Meine  Damen  und  Herren!  Seit  einer  Reibe  von  Jahren  ist,  besonders  durch 
die  Anregungen  des  Herrn  Professor  Klumker,  die  Jugendfürsorge  in  den  Vorder- 
grund des  Interesses  für  unseren  Verein  getreten.  Natürlich  nicht  die  gesamte  Jugend- 
fürsorge, sondern  nur  soweit  sie  einen  Teil  der  Fürsorgeaufgaben  der  Gemeinden  und 
der  Kommunal  verbände  bildet  und  damit  in  unlöslichem  Zusammenhang  steht,  also 
die  öffentliche  Jugendfürsorge,  wie  sie  bisher  schon  auf  Kosten  des  Staates,  der  Ge- 
meinden und  der  Kommunalverbände  und  unter  deren  Aufsicht  geübt  wird.   Die  Miß- 


stände,  die  da  bestanden,  vor  allem  die  Zersplitterung  unter  vielen  Behörden,  und  die 
sich  daraus  ergebende  Gefährdung  der  fürsorgebedürftigen  Jugend  drängten  zu  der 
Überzeugung,  daß  es  einer  umfassenden,  verwaltungsmäßigen  Reform  mit  dem  Ziel 
der  Zusammenfassung  in  einheitlichen  Behörden,  den  Jugendämtern,  bedürfe,  und  deren 
allgemeine  Durchführung  nur  durch  ein  Reichsgesetz  gesichert  werden  könne.  Um 
dies  zu  betreiben,  wurde  vor  drei  Jahren  ein  besonderer  Ausschuß  für  reichs- 
gesetzliche Regelung  der  öffentlichen  Jugendfürsorge  eingesetzt.  Seine 
bisherige  Tätigkeit  gipfelte  in  der  Berufung  und  Abhaltüng  des  großen  Deutschen 
Jugendfürsorgetags.  In  einer  imposanten,  aus  ganz  Deutschland  besuchten  Ver- 
sammlung wurde  damals  folgende  Entschließung  gefaßt: 

„Der  Deutsche  Jugendfürsorgetag  hält  die  Errichtung  von  Jugendämtern  in  Stadt 
und  Land  als  Träger  der  öffentlichen  Jugendfürsorge  (Fürsorge  für  Armenkinder, 
Waisenkinder,  Kost-  und  Haltekinder,  uneheliche  Kinder,  Fürsorgezöglinge)  für  un- 
erläßlich. Ihre  verwaltungsmäßige  Organisation  muß  unter  Ermöglichung  weitgehender 
Mitarbeit  der  auf  den  gleichen  Gebieten  arbeitenden  Körperschaften  der  freien  Liebes- 
tätigkeit einheitlich  durchgeführt  werden.  In  Verbindung  damit  ist  die  Übertragung 
der  Berufsvormundschaft  an  die  Jugendämter  und  die  Übernahme  der  Kosten  für 
hilfsbedürftige  Kinder  auf  größere  Gemeindeverbände  vorgesehen. 

Der  Deutsche  Jugendfürsorgetag  beauftragt  seinen  Vorstand: 

1.  „bei  den  Reichsbesörden  und  dem  Reichstag  dahin  zu  wirken,  daß  eine  solche 
verwaltungsmäßige  Organisation  der  öffentlichen  Jugendfürsorge  so  bald  als 
möglich  in  die  Wege  geleitet  und  die  Errichtung  von  Jugendämtern  in  Stadt 
und  Land  den  Bundesstaaten  durch  Reichsgesetz  zur  Pflicht  gemacht  wird; 

2.  alle  weiteren  Schritte  zu  tun,  um  das  Verständnis  für  die  Notwendigkeit  einer 
reichsgesetzlichen  Regelung  der  Errichtung  von  Jugendämtern  in  allen  Volks- 
kreisen zu  wecken." 

Mit  ihrer  Durchführung  wurde  ein  aus  drei  Frankfurter  Mitgliedern  gebildeter 
Arbeitsausschuß  betraut.  Zunächst  wurde  da  alles  durch  den  Umsturz,  den  wir  er- 
lebten, lahm  gelegt.  Dann  aber  rief  die  Beratung  der  Reichsverfassung  durch  die 
Nationalversammlung  ihn  auf  den  Plan.  Es  galt,  darin  die  Zuständigkeit  des  Reiches 
für  die  Gesetzgebung  auf  allen  Gebieten  des  Fürsorgewesens  und  der  Wohlfahrtspflege 
fest  zu  verankern.  In  mehrfachen  Eingaben  an  die  Nationalversammlung  und  an  den 
Verfassungsausschuß  und  durch  eine  umfängliche  Korrespondenz  mit  führenden  Mit- 
gliedern der  Parteien  wurde  es,  wie  Sie  wissen,  auch  glücklich  erreicht,  wenn  auch 
die  Fassung  nicht  ganz  unseren  Wünschen  entsprach.  Dann  setzten  die  Bemühungen 
ein,  eine  Inangriffnahme  eines  Reichsjugendgesetzes  zu  betreiben.  Sie  fanden  zunächst 
bei  den  betreffenden  Reichsstellen  alles  Entgegenkommen.  Eine  baldige  Vorlage  eines 
Gesetzentwurfes  und  die  Einberufung  einer  Konferenz  von  Sachverständigen  wurde  in 
Aussicht  gestellt.  Leider  konnte  dieses  Versprechen  aus  verschiedenen  Umständen 
noch  nicht  eingelöst  werden.  Worin  eigentlich  die  Hindernisse  liegen,  hoffen  wir  noch 
in  diesen  Tagen  in  einer  Sitzung  unseres  Ausschusses  für  Jugendfürsorge  zu  erfahren, 
zu  der  die  Herren  vom  Reichsamt  des  Innern  in  sehr  dankenswerter  Weise  ihr  Er- 
scheinen zugesagt  haben.  Auf  Beschleunigung  der  gesetzgeberischen  Aktion  zu  drängen, 
waren  wir  besonders  dadurch  veranlaßt,  daß  einzelne  Länder  glaubten,  ihrerseits  auf 
das  Reich  nicht  mehr  warten  zu  können,  und  geneigt  waren,  mit  einer  Sondergesetz- 
gebung vorzugehen.  Wir  hielten  uns  im  Interesse  sowohl  der  Jugendiürsorge  als 
der  Reichseinheit  verpflichtet,  dem  entgegenzuarbeiten,  und  setzten  uns  deshalb  vor 
allem  mit  dem  Ministerium  des  Innern  in  Stuttgart  in  Verbindung,  fanden  auch  bei 
dem  Herrn  Minister  Dr.  Lindemann  freundliche  Aufnahme  unserer  Vorstellungen, 
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konnten  aber,  da  von  Seiten  der  Reichsstellen  offenbar  nicht  genügend  geschah,  das 
Vertrauen  in  den  Ernst  ihrer  Absichten  zu  wecken,  nicht  hindern,  daß  das  Gesetz  dem 
Württembergischen  Landtag  vorgelegt,  von  ihm  angenommen  und  am  8.  Oktober  ver- 
kündigt wurde.  So  viel  wir  bis  jetzt  sehen  konnten,  ist  das  Gesetz  gut,  aber  natürlich 
doch  überall  da  unvollkommen,  wo  es  sich  um  Änderung  bisheriger  Reichsgesetze 
handelt,  was  natürlich  nur  durch  das  Reich  zu  erreichen  ist.  Wir  hoffen  nun  be- 
stimmt^ daß  das  Reichsgesetz  so  rasch  gefördert  werden  kann,  daß  eine  weitere  Zer- 
splitterung vermieden  wird.  Wir  wissen  ja,  daß  die  Ausführung  der  ganzen  Reform 
!  der  öffentlichen  Jugendfürsorge  eine  Sache  der  Einzelländer  sein  muß.  Das  Reich 
kann  dafür  nur  durch  ein  Rahmengesetz  die  allgemeinen  Grundlagen  und  Richtlinien 
festlegen.  Es  wäre  aber  doch  irrig  und  dem  Bedürfnis  nicht  entsprechend,  wenn  das 
so  dürftig  gedacht  wäre,  daß  etwa  nur  ganz  allgemein  die  Einrichtung  von  Jugend- 
ämtern vorgeschrieben  würde.  Gewisse  Grundzüge  der  Organisation  der  einzelnen 
Ämter,  des  Aufbaues  des  höheren  Instanzen  (Landesjugendamt),  der  Kompetenz,  des 
Verhältnisses  zur  ßerufsvormundschaft,  zu  der  privaten  Fürsorge  und  die  Kosten- 
verteilung müssen  jedenfalls  gesichert  sein,  und  so  viel  uns  bekannt  ist,  besteht  auch 
bei  den  Reichsstellen  diese  Absicht.  Es  wird  deshalb  doch  ernstlich  zu  raten  sein, 
daß  nicht  weitere  Länder  dem  Beispiel  Württembergs  folgen. 

Im  Zusammenhang  mit  dieser  Tätigkeit  des  Ausschusses  stehen  zahlreiche  lite- 
rarische Veröffentlichungen,  die  auf  seine  Anregung  hin  in  unserer  Zeitschrift  für  das 
Armenwesen,  im  Zentralblatt  für  das  Vormundschaftswesen  u.  a.  erschienen  sind.  Für 
die  Aufgaben,  die  dem  Ausschuß  durch  die  Neuerrichtung  von  Jugendämtern  in  Stadt 
und  Land  an  Auskunft  und  Ratserteilung  erwachsen  werden,  rüstet  sich  der  Ausschuß 
durch  eine  Arbeitsgemeinschaft  mit  dem  Archiv  deutscher  Berufsvormünder  und  dessen 
Neuorganisation. 

Die  immer  nötiger  werdende  Verständigung  über  Abgrenzung  der  Arbeit  und 
Zusammenarbeit  mit  den  anderen  Organisationen  der  Jugendfürsorge,  besonders  der 
Deutschen  Zentrale  und  dem  Deutschen  Kinderschutzverband,  ist  bereits  im  Gang  und 
wird  noch  im  Laufe  dieser  Tagungen  ihren  Abschluß  finden. 

Sie  werden  durch  das  alles  den  Eindruck  empfangen,  daß  wir  nicht  müßig  ge- 
wesen sind.  Wir  bitten  um  Ihre  weitere  lebendige  Teilnahme  für  diese  Arbeiten.  Daß 
sie  zum  Ziele  führen,  daran  hangt  ein  gutes  Teil  unserer  Hoffnung  für  unser  Volk. 

Geheimer  Admiralitätsrat  Professor  Dr.  Köbner  macht  kurze  Mitteilungen  über 
den  Stand  der  gesetzgeberischen  Arbeit  des  „Reichsjugendwohlfahrtsgesetzes".  —  Es 
ist  der  dringende  Wunsch  der  Reichsregierung  und  des  Reichsministeriums  des  Innern, 
daß  unbedingt  noch  die  gegenwärtige  Nationalversammlung  mit  dieser  weitverzweigten 
Materie  befaßt  wird.  Es  bedarf  dazu  der  angestrengtesten  Arbeit  aller  Faktoren,  nicht 
nur  der  Behörden,  sondern  auch  der  Sachverständigen  Ihres  Kreises.  Wir  haben  schon 
bisher  aus  Ihrem  Kreise  die  wertvollsten  Ratschläge  und  Anregungen,  manchmal  auch 
Kritiken  erfahren.  Der  Vorsitzende  hat  bereits  die  Dringlichkeit  und  Wichtigkeit  der 
reichsgesetzlichen  Regelung  betont.  Hier  sprechen  auch  gewichtige  innerpolitische 
Erwägungen  mit.  In  unserer  furchtbar  schweren  Zeit  kann  ein  Reich,  das  diese  Er- 
schütterungen durchmachte,  nicht  auf  der  Grundlage  noch  so  vollkommener  Paragraphen 
stehen,  wenn  der  Bau  nicht  starke  Stützen  erhält  durch  die  Gemeinsamkeit  starker, 
lebenswichtiger,  kultureller  und  sonstiger  Einrichtungen,  die  dem  Volksganzen  ge- 
meinsam sind.  Jugendwohlfahrtseinrichtungen  gehören  zu  diesen  Dingen  in  allererster 
Linie.  Der  Gesetzentwurf  soll  formal  ein  Rahmengesetz  sein.  Er  wird  sachlich  aber 
doch  etwas  mehr  sein  müssen.  Der  Entwurf  soll  aber  zugleich  bestrebt  sein,  jede  über- 
flüssige Zentralisation  auf  dem  Gebiete  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  zu  ver- 
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meiden  nnd  der  Eigenart  der  Länder  einen  weiten  Spielraum  zu  lassen.  Es  wird  seine 
notwendige  Ergänzung  haben  müssen  in  wichtigen  Ausführungsgesetzen  der  Länder. 
Ein  zweites:  Dieser  Entwurf,  der  zum  erstenmal  für  das  Gesamtgebiet  des  Vaterlandes 
eine  Organisation  von  Jugendämtern,  ein  Reichsjugendamt  usw.  bringen  soll,  wird  sich 
hoffentlich  davor  hüten,  durch  diese  neue  amtliche  Organisation  die  vorhandenen 
freien  Verbände  und  Organisationen  in  ihrer  Wirksamkeit  zu  beschränken  oder  gar  zu 
unterdrücken.  Wir  haben  die  Absicht:  1.  die  Jugendämter  so  zu  konstruieren,  daß 
die  Vertreter  der  freien  Liebestätigkeit  hineinkommen  müssen;  2.  die  vorhandenen 
Jugendämter  streng  aufzubauen  auf  den  Prinzipien  der  Selbstverwaltung;  3.  den 
Jugendämtern  das  Recht  und  die  Pflicht  aufzuerlegen,  alle  vorhandenen  freien  Organi- 
sationen mit  allen  Kräften  zu  fördern  und  auf  ein  planvolles  Zusammenarbeiten  hinzu- 
arbeiten. Das  alles  erfährt  hoffentlich  keine  Einschränkung.  Aber  es  hat  eine  Vor- 
bedingung: die  leidige  Finanzfrage.  Ich  muß  formell  erklären,  daß  die  Vorlage  des 
Gesetzes  davon  abhängt,  daß  die  notwendige  Übereinstimmung  der  Finanzressorts  er- 
zielt wird. 

Dr.  Albert  Levy  berichtet  über  die  nächsten  Aufgaben  auf  dem  Gebiete  der 
privaten  Fürsorge:  Der  Deutsche  Verein  hat  es  sich  immer  zur  Aufgabe  gemacht 
ebenso  wie  die  Interessen  der  öffentlichen  auch  die  der  privaten  Fürsorge  zu  vertreten, 
und  es  ist  auch  da  wertvolle  Arbeit  geleistet  worden.  Auch  unter  der  neuen  Firma 
mit  dem  erweiterten  Aufgabenkreis  wird  der  Verein  es  sich  angelegen  sein  lassen,  die 
Interessen  der  freien  Liebestätigkeit  zu  fördern.  Gerade  in  der  nächsten  Zukunft 
wird  es  seine  Aufgabe  sein  müssen,  sich  diesen  Dingen  zuzuwenden,  weil  die  freie 
Liebestätigkeit  im  Begriff  ist,  in  eine  sehr  kritische  Periode  einzutreten.  Der  „Fach- 
ausschuß für  private  Fürsorge",  der  nun  geschaffen  ist,  findet  für  seine  Tätigkeit  in 
den  nächsten  Jahren  ein  sehr  reiches  Programm.  Über  die  von  ihm  zu  behandelnden 
Fragen  wird  die  in  den  nächsten  Tagen  abzuhaltende  Konferenz  wertvolles  Material 
beibringen.  Angesichts  dieser  Konferenz  glaube  ich  mich  auf  kurze  Ausführungen 
beschränken  zu  müssen,  will  aber  doch  die  Gesichtspunkte  andeuten,  welche  in  erster 
Reihe  in  nächster  Zukunft  den  Fachausschuß  beschäftigen  werden. 

Die  Schwierigkeiten,  in  denen  sich  zurzeit  die  freie  Liebestätigkeit  befindet  und 
die  ihr  noch  längere  Zeit  bescheert  sein  werden,  beziehen  sich  auf  etwa  vier  Punkte. 
Zunächst  handelt  es  sich  um  die  Grundlage  der  freien  Liebestätigkeit,  d.  h.  die  Frage, 
ob  sie  überhaupt  notwendig  sei,  ob  sie  noch  eine  Berechtigung  hat.  Ich  möchte  dazu 
nur  betonen,  daß  die  freie  Liebestätigkeit  eine  weitere  Berechtigung  hat,  wird  sie  im 
Laufe  der  nächsten  Zeit  selbst  zu  erweisen  haben.  Die  Anzweiflung  dieser  Berechtigung 
liegt  nicht  so  sehr  an  den  maßgebenden  regierenden  Kreisen,  als  daran,  daß  in  den 
Kreisen  der  freien  Liebestätigkeit  selbst  sich  unberechtigte  Zweifel  geltend  gemacht 
haben,  denen  nicht  mit  Entschiedenheit  entgegengetreten  worden  ist,  wie  man  das  auf 
Grund  ihrer  alten  Geschichte  sehr  leicht  gekonnt  hätte. 

Eng  damit  zusammen  hängt  die  praktische  Frage,  ob  die  Sozialisierung  des 
Fürsorgewesens  sich  auch  auf  die  freie  Liebestätigkeit  zu  erstrecken  hätte.  Dieses 
Problem  ist  aber  mehr  eine  Frage  des  Maßes.  Denn  eine  Sozialisierung  gewisser 
Zweige  der  freien  Liebestätigkeit  hat  sie  selbst  schon  längst  nicht  bloß  anerkannt, 
sondern  geradezu  gefordert.  Wie  weit  die  Sozialisierung  ratsam,  wie  weit  sie  zu  be- 
kämpfen und  abzulehnen  ist,  das  wird  die  zweite  Frage  sein,  mit  der  man  sich  in  den 
Fachkreisen  eingehend  beschäftigen  muß,  um  Unheil  zu  verhüten. 

Die  dritte  Frage  ist  die  Frage  der  Beschaffung  der  Geldmittel.  Sie  ist  in  ein 
besonderes  kritisches  Stadium  getreten,  weil  die  Quellen,  aus  denen  bisher  die  freie 
Liebestätigkeit  gespeist  worden  ist,  zurzeit  zum  Teil  versagen,  zum  Teil  die  Gebe- 
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freudigkeit  eingeschränkt  haben  und  einschränken  müssen.  Ich  bin  der  Ansicht,  daß 
eine  gewisse  Einschränkung  selbstverständlich,  natürlich  und  berechtigt  ist;  die  freie 
Liebestätigkeit  hat  sich  aber  nicht  darauf  einzustellen,  daß  die  Gebefreudigkeit 
gäüzlich  versagen  müsse.  Im  Gegenteile  soll  sie  sich  aufraffen,  um  sich  die  alten 
Quellen  möglichst  zu  erhalten  und  neue  zu  erschließen.  Der  wichtigste  Punkt  aber 
ist  meines  Erachtens  die  Tatsache,  daß  eine  starke  Indolenz  in  den  Kreisen  der  Mit- 
arbeiterschaft der  freien  Liebestätigkeit  bereits  seit  längerer  Zeit  eingerissen  ist.  Es 
(  ist  dies  nicht  etwa  allein  eine  Folge  der  durch  die  Revolution  geschaffenen  Zustände, 
sondern  es  mußte  schon  vorher  festgestellt  werden,  daß  die  durch  den  Krieg  hervor- 
gerufene Hilfsbereitschaft  und  Opferwilligkeit  der  alten  Indolenz  und  dem  alten  Mangel 
au  sozialem  Pflichtbewußtsein  in  bedenklicher  Weise  Platz  gemacht  hat.  Das  sind 
Verhältnisse,  die  sich  verstärkt  haben;  sie  zu  untersuchen  auf  ihre  Ursachen,  wird 
eine  wichtige  Aufgabe  des  Vereins  sein.  Man  wird  zu  der  Feststellung  kommen,  daß 
die  Ursachen  auf  anderm  Gebiet  liegen  als  auf  dem  Felde  der  freien  Liebestätigkeit 
selbst.  Wir  werden  dafür  sorgen  müssen,  daß  sich  eine  tatbereite  Mitarbeiterschaft 
wieder  zur  Verfügung  stellt;  wobei  wir  von  der  Uberzeugung  ausgehen,  daß  die  freie 
Liebestätigkeit  niemals  überflüssig,  sondern  in  verstärktem  Maße  notwendig  werden 
wird,  angesichts  der  ungeheuren  Notstände,  denen  unser  Volk  entgegengeht. 

Endlich  ist  es  die  Organisationsfrage,  mit  der  sich  der  Verein  zu  beschäftigen 
haben  wird;  besonders  nach  der  Richtung,  wie  die  freie  Liebestätigkeit  sich  den 
Wohlfahrtsämtern  anschließen  soll. 

Aus  den  kurzen  Andeutungen  wird  man  entnehmen,  daß  das  Programm  ein 
überaus  reiches  und  bedeutungsvolles  ist.  Ich  möchte,  ehe  der  Fachausschuß  seine 
Arbeiten  beginnt,  darauf  hinweisen,  daß  der  Fachausschuß  allein  die  Arbeiten  nicht 
wird  lösen  können,  sondern  daß  er  Wert  darauf  legen  muß,  mit  allen  Kreisen  der 
freien  Liebestätigkeit  zu  arbeiten.  Es  wird  mein  Bestreben  sein,  einen  engen  Konnex 
zwischen  dem  Fachausschuß  und  den  Kreisen  der  freien  Liebestätigkeit  herzustellen. 
Ich  bitte  um  Unterstützung. 

Dr.  Polligkeit  berichtet  über  die  Aufgaben  der  Organisation  der  öffentlichen 
Fürsorge  in  Stadt  und  Land. 

Warum  betrachten  wir  die  Organisation  der  Fürsorge  für  die  Zukunft  für  so 
wichtig?  Es  fehlt  nicht  an  Stimmen,  die  sagen,  wir  leiden  an  Uberorganisation.  Richtig. 
Wir  haben  unter  der  Firma  Organisation  eine  Mechanisierung  herbeigeführt.  Wir 
haben  manchmal  geglaubt,  durch  technische  Einrichtungen  die  Organisation  schon 
allein  lösen  zu  können.  Wir  brauchen  eine  bessere  Organisation  nicht  nur  aus  dem 
negativen  Grunde,  daß  die  bisherige  Organisation  namentlich  durch  Zersplitterung  und 
Vergeudung  von  Arbeitskräften  ungenügend  war.  Verstärkend  kommt  hinzu,  daß  wir 
infolge  der  finanziellen  Schwäche  des  Reichs,  der  Länder,  der  Gemeinden  und  der 
freien  Liebestätigkeit  uns  einen  gewissen  Rationalismus  zur  Aufgabe  machen  müssen. 
Die  Idee,  die  Nutzwirkung  zu  erhöhen,  ist  das  Hauptmotiv.  Daneben  kommt  noch, 
etwas  anderes,  auch  zusammenhängend  mit  der  Entwicklung  während  des  Krieges: 
Dadurch,  daß  in  der  Reichsverfassung  dem  Bürger  ein  Mindestmaß  an  Lebens- 
möglichkeiten gewährleistet  ist,  geraten  Materien,  die  wir  bisher  nur  in  der  privaten 
Fürsorge  gekannt  haben,  in  den  Wirkungskreis  der  öffentlichen  Fürsorge. 

Die  zu  organisierenden  Wohlfahrtsämter  sollen  zweierlei  in  sich  vereinigen. 
Einmal  sollen  sie  die  Träger  dieser  erweiterten  öffentlichen  Fürsorge  sein.  Daneben 
kommt  als  zweite  Funktion,  daß  sie  Führer  der  Arbeitsgemeinschaft  zwischen  öffent- 
licher und  privater  Fürsorge  sein  sollen.  Die  Verbindung  dieser  beiden  Funktionen 
hat  außerordentlich  stark  gezündet,  besonders  in  den  Landkreisen.    Auch  in  den 


—    286  — 


Städten  beobachten  wir  die  gleiche  Bewegung.  Die  Frage  ist  noch  nicht  spruchreif, 
ob  auf  gesetzlichem  Wege  diese  Wohlfahrtsämter  zu  schaffen  sind.  Ebenso  ist  es 
noch  nicht  spruchreif,  was  für  Aufgaben  den  Wohlfahrtsämtern  überwiesen  werden 
sollen.  Die  Dinge  sind  völlig  im  Fluß.  Auf  der  einen  Seite  der  Wun«ch,  alles  auf 
die  öffentlichen  Stellen  zu  schieben.  Von  dort  werden  wir  sehr  bald  eine  Gegen- 
strömung spüren.  Es  ist  mir  aufgefallen,  wie  stark  das  Bedenken  täglich  wächst, 
weitere  Aufgaben  auf  öffentliche  Schultern  zu  übernehmen,  auch  wenn  die  öffentliche 
Meinung  es  fordert.  Es  hat  den  Anschein,  als  ob  wir  Gefahr  laufen,  die  öffentlichen 
Schultern  zu  überlasten.  Es  besteht  die  Aufgabe,  das  Maß  herauszuschälen,  was  unbe- 
dingt notwendig  ist.  Das  fordert  Disziplin  in  der  geistigen  Erfassung  der  Aufgaben. 
Wir  müssen  lernen,  unsern  Schritt  so  zu  mäßigen,  daß  wir  mit  der  allgemeinen  Ent- 
wicklung Schritt  halten  können.  Dieser  Aufgabenkreis  wird  nicht  leicht  generell  zu 
bestimmen  sein.  Wir  werden  die  Unterschiede  der  einzelnen  Länder  haben,  dann  die 
fundamentalen  Unterschiede  von  Stadt  und  Land.  Es  ist  bedenklich,  daß  immer  groß- 
städtische Vertreter  die  Vertreter  von  Reformforderungen  sind.  Wir  geraten  danait 
in  den  Trugschluß,  daß  eine  Reform  allgemein  durchgeführt  ist.  Es  muß  unsere 
Aufgabe  sein,  hier  doch  mehr  zu  einer  Gesamtvertretung  der  Interessen  in  Stadt  und 
Land  zu  kommen.  Wir  haben  für  diese  Interessengruppen  bereits  eigene  Organisationen: 
Städtetag,  Reichsstädtebund,  Verband  preußischer  Landkreise.  Mit  diesen  Organi- 
sationen werden  wir  Fühlung  nehmen  müssen,  wir  werden  snchen  müssen,  mit  ihnen 
die  Spezialfragen  des  Fürsorgewesens  zu  lösen. 

Es  taucht  weiter  auf  das  Problem  der  Zusammenfassung  der  Wohlfahrtsämter 
in  übergeordneter  Instanz.  Es  scheint  notwendig,  über  den  Wohlfahrtsämtern  eine 
Fachinstanz  zu  schaffen,  die  Wohlfahrtskammern.  Darüber  sollen  sich  dann  die 
Wohlfahrtsministerien  staffeln,  von  denen  bisher  nur  Preußen  und  Bayern  ausgebildete 
besitzen,  während  in  Württemberg  und  Baden  Ansätze  dazu  vorhanden  sind. 

Eine  weitere  Frage,  wie  es  mit  der  Schaffung  der  obersten  Spitze  im  Reiche 
steht.  Ich  betrachte  es  als  ein  großes  Unglück,  daß  die  Teilung  heute  noch  besteht 
zwischen  Reichsministerium  des  Innern  und  Reichsarbeitsministerium.  Das  ist  daran 
schuld,  daß  die  soziale  Fürsorge  nicht  mit  der  Lohnpolitik  und  Wirtschaftspolitik  in 
dem  nötigen  Zusammenhang  gestanden  hat. 

Ich  habe  nur  eine  Skizze  gegeben,  welche  Aufgaben  unserer  Lösung  harren.  Wie 
wir  sie  lösen,  wird  besonderer  Überlegung  bedürfen.  Es  entspricht  der  Tendenz  der 
bisherigen  Arbeitsweise  unseres  Vereins,  hier  die  Arbeit  auf  Grund  einer  lebendigen 
Arbeitsgemeinschaft  zu  schaffen.  Wir  haben  vor,  die  Fachausschüsse  künftig  so  arbeiten 
zu  lassen,  daß  einmal  Beratungen  stattfinden  in  dem  engeren  Kreis  des  Fachausschusses, 
daneben  aber  von  Zeit  zu  Zeit  Beratungen  unter  Hinzuziehung  eines  weiteren  Kreises. 
Je  mehr  man  damit  wechselt,  desto  leichter  wird  es  sich  ermöglichen  lassen,  ein  solches 
Gebilde  lebendig  und  arbeitsfähig  zu  erhalten.  Im  ganzen  handelt  es  sich  um  einen 
Versuch.  Ich  habe  das  eingesehen,  nicht  nur  daß  man  positive  Arbeit  leistet  durch 
diese  Art  des  Zusammenkommens,  sondern  daß  viel  mehr  daraus  herauswächst:  nicht 
nur  eine  Interessengemeinschaft,  in  der  man  sich  gegenseitig  nützt,  sondern  eine  Ge- 
sinnungsgemeinschaft. Wenn  es  uns  nicht  gelingt,  diese  Arbeitsgemeinschaften  zu 
Gesinnungsgemeinschaften  auszubauen,  dann  bleibeu  alle  unsere  Programme  Papier. 
Unsere  Aufgabe  muß  es  sein,  diesen  Apparat,  der  notwendig  eines  bureaukratischen 
Systems  nicht  entbehren  kann,  aufzulockern  durch  die  persönliche  Arbeit. 

Der  Vorsitzende  teilt  mit,  daß  Professor  Klumker  eines  Unwohlseins  wegen 
nicht  erschienen  ist  und  deshalb  sein  Bericht  über  die  Ausbildung  von  Wohlfahrts- 
beamten ausfallen  muß. 
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Der  Vorsitzende  macht  einige  weitere  Mitteilungen :  Eine  Reichsstelle  der 
amerikanischen  Hilfsaktion  der  Deutsch- Amerikaner  und  der  Quäker  ist  gebildet.  Wir 
haben  uns  zur  Verfügung  gestellt  und  unsere  Mitwirkung  zugesagt. 

Ferner  besteht  die  Absicht,  einen  Lehrgang  für  Wohlfahrtspflege  in  Frankfurt  a.  M. 
zu  veranstalten,  auch  dabei  haben  wir  Beteiligung  zugesagt. 

Endlich  ist  eine  Anfrage  an  uns  herangetreten  wegen  Neuordnung  des  Versicherungs- 
wesens. Ein  Dr.  Kuff  ler  -  Gießen  hat  darüber  geschrieben  und  Vorschläge  gemacht, 
die  in  allen  Kreisen  lebhafte  Zustimmung  gefunden  haben,  indem  er  die  Unzulänglichkeit 
und  Gefährlichkeit  des  einseitigen  Rentenprinzips  darlegt  und  an  dessen  Stelle  das 
Fürsorgeprinzip ,  setzen,  namentlich  die  Selbsthilfe  der  Versicherten  anregen  und  be- 
fördern will.  Er  ist  an  uns  herangetreten,  daß  wir  uns  damit  befassen.  Wir  haben 
uns  immer  mit  der  Reichsversicherung  befaßt,  das  geht  nicht  über  unsern  Rahmen 
hinaus.  Die  pädagogische  Maßnahme,  an  Stelle  des  Rentensystems  das  Fürsorge- 
prinzip zu  setzen,  liegt  uns  sehr.  —  Bei  der  Zentralstelle  für  Volkswohlfahrt  besteht 
gegenüber  unserer  Neuordnung  die  Befürchtung,  daß  wir  alles  an  uns  reißen  wollten, 
und  sie  damit  ausschalten  würden.  Ich  möchte  betonen,  es  fällt  uns  nicht  ein,  den 
Hans  Dampf  in  allen  Gassen  zu  spielen.  Uns  liegt  jeder  Imperialismus  fern.  Aber 
aus  unsern  Fürsorgeaufgaben  in  Stadt  und  Land  sind  uns  natürlich  immer  wieder  neue 
Aufgaben  erwachsen.  Wir  können  nicht  sagen,  wir  beschränken  uns  bloß  auf  die 
Armenpflege.  Doch  ist  jegliche  Erweiterung  unserer  Tätigkeit  immer  nur  von  diesem 
zentralen  Ausgangspunkt  her  zu  verstehen. 
Aussprache: 

Dr.  Marie  Baum:  Ein  paar  Worte  zu  dem  ausgefallenen  Referat  von  Professor 
Klumker  Die  Frage  der  Ausbildung  von  Wohlfahrtsbeamten  ist  ganz  ungeheuer 
wichtig  und  im  Mittelpunkt.  Es  ist  eine  sehr  gefährliche  Strömung  vorhanden,  die 
Sozialbeamten  und  Sozialbeamtinnen  nicht  in  ihrer  Eigenart  als  solche  anzuerkennen. 
Wir  erleben  es  in  allen  Städten,  daß  die  Sozialbeamtinnen  entfernt  und  durch  kauf- 
männische, sozial  ungeschulte  Kräfte  ersetzt  werden.  Wenn  wir  nicht  die  Anerkennung 
der  sozialfürsorgerischen  Arbeit  als  eines  besonderen  Arbeitsgebietes  haben,  dann 
können  wir  überhaupt  einpacken. 

Zu  den  organisatorischen  Aufgaben:  Wir  stehen  vor  einer  großen  Aufgabe,  indem 
wir  eine  große  Menge  Dinge,  die  bisher  ehrenamtlich,  frei,  individuell  gehandhabt 
wurden,  jetzt  in  den  Staats-  oder  Kommunalbetrieb  überführen.  Wir  sind  alle  der 
Meinung,  daß  etwas  derart  geschehen  muß.  Aber  eben  weil  wir  einsichtig  sind,  wissen 
wir  auch,  welche  ungeheuren  Gefahren  in  der  Bureaukratisierung  ruhen.  Auch  ich  möchte 
unterstreichen,  daß  die  Gesinnung  die  Hauptsache  ist.  Es  sind  nicht  die  Einrichtungen, 
sondern  die  Menschen.  Wer  gerade  in  dem  empfindlichen  Instrument  der  sozialen 
Fürsorge  Bescheid  weiß,  der  weiß,  daß  alles  gewonnen  werden  muß  aus  dem  blut- 
warmen Leben.  Der  Begriff  des  Rechtsstaates  wird  vielfach  so  verstanden,  als  wenn 
der  Staat  dazu  da  ist,  immer  nur  Rechte  zu  vergeben,  und  daß  jeder  Bürger  das  Recht 
hat,  auf  seine  Rechte  zu  pochen.  Das  Leben  wird  eine  Hölle,  wenn  wir  in  unserer 
Volksgemeinschaft  die  Betonung  der  Rechte  und  Einrichtungen  in  den  Vordergrund 
rücken  und  nicht  die  Gesinnungsgemeinschaft  als  das  Primäre.  Die  jetzt  in  die  Höhe 
kommenden  Schichten  bringen  häufig  nicht  die  richtige  Einsicht  vom  Wesen  des 
Staates  mit.  Wir  müssen  vieles  jetzt  in  Staatshand  geben  und  wollen  es  tun.  Wir 
müssen  uns  aber  über  die  Grenzen  der  staatlichen  Wirksamkeit  vollkommen  im  klaren  sein. 

Prälat  Dr.  Werthmann:  Zu  den  Ausführungen  des  Vorstandes  unseres  Vereins, 
speziell  zu  der  Bildung  der  verschiedenen  Fachausschüsse  habe  ich  namens  des  Caritas- 
verbandes für  das  katholische  Deutschland  zu  erklären,  daß  wir  bereit  sind,  besonders 
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auch  bei  dem  „Ausschuß  für  private  Fürsorge"  mitzuwirken,  und  zwar  aus  verschiedenen 
sehr  wichtigen  Gründen.  Einmal,  weil  wir  überzeugt  sind,  daß  angesichts  der  furchtbar 
gewachsenen  Not  die  private  Fürsorge  eine  erhöhte  Wirksamkeit  in  der  nächsten  Zu- 
kunft entfalten  muß.  Zweitens  aber  auch  deshalb,  weil  wir  befürchten,  daß  die  Ent- 
wicklung der  Gesetzgebung  eine  große  Gefahr  für  die  Weiterentwicklung  und  Betätigung 
der  freien  Liebestätigkeit  bedeuten  kann  und  daß  deshalb  die  gesetzgebenden  Faktoren 
rechtzeitig  auf  diese  Gefahr  aufmerksam  gemacht  werden  müssen,  um  nicht  falsche 
Wege  zu  gehen,  die  für  das  Volksganze  und  den  notleidenden  Teil  unseres  Volkes 
verhängnisvoll  werden  können.  Aus  diesen  Gesichtspunkten  heraus  unterschreibe  ich 
auch  die  Ausführungen  von  Dr.  Levy  bezüglich  der  Notwendigkeit  des  Zusammen- 
arbeitens der  verschiedenen  Faktoren  der  freien  Liebestätigkeit.  Ich  möchte  aber 
ausdrücklich  hervorheben,  daß  der  Ruf  nach  Kommunalisierung  verschiedener  Gebiete 
der  freien  Liebestätigkeit  von  katholischer  Seite  nicht  erhoben  worden  ist,  daß  wir 
im  Gegenteil  eine  nicht  unbegründete  Furcht  vor  derartigen  Bestrebungen  haben. 

Bezüglich  der  Beschaffung  der  Geldmittel  besteht  auch  in  unseren  Kreisen  große 
Befürchtung,  daß  insbesondere,  wenn  die  Steuerflut  sich  über  das  Volk  dahinwälzt, 
wir  nicht  mehr  die  großen  Mittel  haben  wie  bisher.  Aber  auf  der  anderen  Seite 
vertrauen  wir  auf  den  Opfersinn  des  Volkes  und  glauben  hoffen  zu  dürfen,  daß  nach 
den  bereits  vollzogenen  Verschiebungen  in  den  Trägern  des  Volksvermögens  größere 
Massen  von  kleinen  Gaben  uns  zur  Verfügung  gestellt  werden.  Ich  kann  eine  Indolenz 
auf  dem  Gebiete  der  caritativen  Betätigung,  wenigstens  auf  katholischer  Seite,  nicht 
wahrnehmen.  Es  ist  vielmehr  ein  frischerer  Zug  bemerkbar,  sogar  eine  neue  Be- 
geisterung konstatiert  worden.  Wir  hoffen,  daß  wir  zusammen  mit  den  übrigen  Teilen 
unseres  Volkes  in  gemeinsamer  Arbeit  der  großen  Not  des  Volkes  steuern  können  und 
eine  bessere  Zukunft  unseres  Vaterlandes  gemeinsam  vorbereiten. 

Frau  Neuhaus -Dortmund:  Mir  ist  noch  ein  anderer  Gesichtspunkt  entgegen- 
getreten: Es  liegt  in  unserer  politischen  Umwälzung,  daß  in  den  Kreisen  des  Volkes 
eine  außerordentliche  Abneigung  besteht  gegen  alles,  was  sich  autoritativ,  patriarchalisch, 
gönnerhaft,  schützerhaft  äußern  könnte.  Das  Volk  fühlt  die  junge  Kraft  und  will  sie 
betätigen  und  will  sich  nicht  beschützen  und  regieren  und  führen  lassen.  Aus  diesem 
Gefühl  heraus  kommt  eine  Abneigung  gegen  das  „sich  wohltun  lassen".  Man  will 
nicht  danken,  man  will  ein  Recht  haben.  Wir  müssen  diese  psychologische  Strömung 
verstehen  und  ihr  Rechnung  tragen.  Mir  ist  nicht  bange  davor.  Die  freie  Liebes- 
tätigkeit muß  einen  demokratischen  Zug  annehmen.  Wir  müssen  weite  Kreise  zur 
Mitarbeit  finden,  die  uns  bisher  verschlossen  waren;  die  Kreise  der  Betreuten  selbst 
und  derer,  die  ihnen  nahestehen,  müssen  wir  zu  einer  Gesinnungsgemeinschaft  mit 
uns  vereinen. 

Sanitätsrat  Dr.  Feilchenfeld- Charlottenburg:  Die  Frage  der  Kommunalisierung 
beschäftigt  uns  augenblicklich  intensiv.  Es  wird  unbedingt  notwendig  sein,  auf  diesem 
Wege  —  wenn  auch  mit  aller  Vorsicht  —  vorwärts  zu  gehen.  Es  ist  nur  auf  dem 
Wege  des  Gemeinschaftsbetriebes  etwas  zu  erreichen.  Dies  schon  deshalb,  weil  die 
freie  Liebestätigkeit  die  Kosten  für  einen  Betrieb  unmöglich  mehr  aufbringen  kann. 
Es  wird  also  notwendig  sein,  die  Bureaus  in  städtische  Verwaltung  zu  übernehmen 
und  die  soziale  Arbeit  in  freier  Weise  anzugliedern.  Es  wird  ferner  eine  bessere 
Zentralisation  herbeizuführen  sein. 

Stadtrechtsrat  Dr.  Sperling -Mannheim:  Der  Krieg  und  die  Revolution  haben 
eine  vollständige  Umwälzung  der  Grundlagen  unserer  ganzen  Fürsorge  gebracht,  ohne 
an  seine  Stelle  etwas  Neues  zu  setzen.  Wir  haben  früher  das  Prinzip  der  Individuali- 
sierung gehabt.    Man  sollte  nichts  geben  ohne  genaue  Prüfung.    Das  ist  anders 
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geworden.  Schon  während  des  Krieges  sind  andere  als  sachliche  Rücksichten  auf- 
getreten. Es  spielten  politische  Gründe  mit.  Man  wollte  den  Leuten  mehr  geben, 
um  das  Durchhalten  zu  erleichtern.  Nach  dem  Krieg  kam  das  Prinzip  der  Erwerbs- 
losenfürsorge. Es  wurde  allen  dasselbe  gegeben,  dem  Tagelöhner  wie  dem  Kaufmann. 
Dieses  Prinzip  ist  ein  ungesundes.  Es  geht  nicht  an,  daß  die  Menschen  nach  ver- 
schiedenen Gesichtspunkten  behandelt  werden,  auf  der  einen  Seite  durch  die  Armen- 
fürsorge, auf  der  andern  durch  die  Erwerbslosenfürsorge.  Früher  waren  armenrecht- 
liche Gründe  maßgebend  für  die  Fortweisung  von  der  Gemeinde.  Auch  dieses  Prinzip 
ist  durchlöchert  worden.  Das  Prinzip  des  Unterstützungswohnsitzes  ist  ersetzt  durch 
das  Aufenthaltsprinzip  bei  der  Kriegsfürsorge.  Vor  allem  hat  die  Flüchtlingsfürsorge 
ein  vollständiges  Durcheinander  gebracht;  es  kamen  Erlasse,  die  sich  völlig  wider- 
sprachen. Es  ist  eine  der  dankenswertesten  Aufgaben  des  Vereins,  mitzuwirken  an 
der  Neuformulierung  der  Grundlagen  der  Fürsorge.  Es  ist  ausgeschlossen,  daß  man 
ein  Gebiet  gesondert  behandelt.  Die  Erwerbslosenfürsorge  muß  abgebaut  werden, 
dann  müssen  wir  gleichzeitig  die  Armenfürsorge  ausgestalten.  Hand  in  Hand  damit 
muß  gehen  eine  Regelung  der  Erwerbsbeschränktenfürsorge.  Ebenso  ist  es  mit  den 
Freizügigkeitsbestimmungen.  Es  werden  Rücksichten  auf  den  Wohnungsmarkt,  auf 
den  Arbeitsmarkt  usw.  nötig  sein  müssen.  Vor  allem  ist  ein  dringendes  Problem  die 
Jugendfürsorge.  Wir  sind  uns  ziemlich  klar  darüber,  was  die  Jugendämter  über- 
nehmen sollen,  ihre  Aufgabenkreise;  wir  sind  uns  aber  nicht  klar  darüber,  wie  die 
Jugendämter  abzugrenzen  sind  gegenüber  der  Armenpflege.  Auch  die  Armenkinder- 
pflege wird  wie  alle  andern  Zweige  der  Fürsorge  sich  loslösen  müssen  von  der  Armen- 
pflege. Ich  glaube,  daß  das  Ziel  der  Entwicklung  das  sein  wird,  daß  jedes  Kind  nicht 
mehr  von  der  Armenpflege  zu  betreuen  ist,  sondern  von  den  Jugendämtern  nach 
Grundsätzen,  die  aufzustellen  sein  werden  in  einem  Gesetz  über  Jugendfürsorge. 

Dr.  Pia  um -Stuttgart:  Zu  dem  Punkt  Jugendfürsorge  ein  Wort.  Die  Trennung 
der  Jugendfürsorge  vom  der  öffentlichen  Armenpflege  ist  möglich  und  ist  im  Württem- 
bergischen Jugendamtsgesetz  vom  8.  Okt.  1919  durchgeführt  worden.  Ich  darf  aus 
dem  Gesetz  mitteilen,  daß  die  Jugendämter  die  Unterstützung,  die  Fürsorge  für  die 
Erziehung  und  die  Berufsausbildung  der  unehelichen,  ferner  der  elternlosen  und  der 
von  beiden  Elternteilen  dauernd  getrennt  untergebrachten  hilfsbedürftigen  Minder- 
jährigen zu  übernehmen  haben.  Es  wird  aber  —  das  ist  die  praktische  Schwierigkeit 
bei  der  Trennung  von  Jugendfürsorge  und  Armenpflege  —  nicht  möglich  sein,  die 
gesamte  Fürsorge  für  Kinder  auf  die  Jugendämter  zu  überführen,  weil  diese  Für- 
sorge mit  der  Unterstützung  der  Eltern  so  eng  verquickt  ist,  daß  eine  Trennung  auf 
zwei  Behörden  nicht  möglich  ist.  Damit  werden  wir  uns  abfinden  müssen.  In  dem 
Württembergischen  Gesetz  haben  wir  den  Weg  beschritten,  diejenigen  Gruppen,  die 
besonders  gefährdet  sind,  durch  das  Jugendamt  zu  behandeln. 

Ein  Wort  zu  den  Ausführungen  von  Dr.  Polligkeit.  Wir  sollten  heute  daran 
denken,  daß  wir  mit  der  Organisation  von  Wohlfahrtsämtern  etwas  langsam  vorgehen 
müssen.  Es  ist  nichts  damit  erreicht,  wenn  man  das  Armenamt  Fürsorgeamt  oder 
Wohlfahrtsamt  heißt,  wenn  die  Armenunterstützung  genau  so  kärglich  bleibt  wie  bisher. 
Man  sollte  in  dieser  Richtung  die  Entwicklung  etwas  abwarten.  Schaffen  wir  jetzt 
erst  die  Jugendämter  und  bauen  sie  allmählich  aus.  Wir  werden  ganz  allmählich 
auf  den  Standpunkt  kommen,  daß  die  ganze  Fürsorge  in  den  Wohlfahrtsämtern  zu- 
sammenkommt. 

Noch  ein  Wort  zu  der  Kommunalisierung.  Wir  müssen  uns  vor  dem  Schlagwort 
„Kommunalisierung"  hüten  und  uns  bestreben,  nach  neuen  Formen  zu  suchen.  Wir 
sprechen  seit  einigen  Jahren  in  unserem  Kreise  von  den  „gemischten  Betrieben"  bei 
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der  Wohlfahrtspflege.  Das  Wort  „gemischter  Betrieb"  stammt  aus  dem  Wirtschafts- 
leben. Es  ist  interessant,  daß  sich  die  sozialen  Bestrebungen  auf  wirtschaftlichem 
Gebiet  in  deutlichster  Weise  dahin  richten,  daß  man  nicht  dem  Staat  große  Wirtschafts- 
zweige überträgt,  sondern  daß  man  dafür  besondere  Wirtschaftskörper  schafft.  Es 
wäre  doch  das  Problem  eingehend  zu  prüfen,  ob  wir  nicht  auch  in  der  sozialen  Für- 
sorge zu  solchen  Selbstwirtschaftskörpern  kommen  sollten,  die  eine  Mischung  darstellen 
zwischen  öffentlicher  und  privater  Fürsorge  und  vor  allem  eine  Organisation  der 
unmittelbar  interessierten  Volksteile  heranziehen  oder  schaffen.  Ich  kann  den  Vorwurf 
nicht  ganz  schweigen  lassen,  als  ob  wir  bei  allen  Organisationsbestrebungen  zu  wenig 
daran  denken,  die  Kräfte  heranzuziehen,  die  in  der  Organisation  der  Volksteile  liegen, 
für  die  die  Fürsorge  bestimmt  ist.  Ich  habe  vor  einigen  Jahren  die  Forderung  eines 
Reichsarmenrates  vertreten.  Ich  glaube,  wir  werden  gezwungen  sein,  wenn  wir  nicht 
mit  unserer  Fürsorge  uns  den  Vorwurf  einer  gewissen  Weltfremdheit  zuziehen  wollen, 
in  der  üichtung  weiterzugehen,  im  lokalen  Unterbau  der  Ämter  die  Berufsstände 
heranzuziehen,  für  die  die  Fürsorge  in  allererster  Linie  arbeitet.  Dann  werden  wir 
frisches  Blut  zugeführt  bekommen,  was  uns  nur  gut  tun  kann. 

Frl.  von  Werthern-Hannover  (Deutsch-evang.  Frauenbund):  Wenn  wir  auch 
nicht  gerade  zu  denjenigen  gehört  haben,  die  nach  Kommunalisierung  gerufen  haben, 
so  sind  wir  doch  fest  davon  überzeugt,  daß  eine  Zusammenfassung  der  öffentlichen 
und  privaten  Fürsorge  notwendig  ist,  weil  auf  vielen  Gebieten  große  Zersplitterung 
herrscht  und  Kraft-  und  Geldvergeudung  vermieden  werden  kann.  In  unserem  Kreise 
herrscht  auch  keine  Ermüdung  oder  Angst  davor,  daß  wir  nicht  mehr  nötig  sein 
könnten.  Wir  sind  fest  überzeugt,  daß  es  gar  nicht  möglich  ist,  die  gesamte  Fürsorge 
einfach  nur  von  behördlicher  Seite  zu  treiben,  und  wissen,  daß  es  ein  großer  Schaden 
sein  würde.  Wir  sehen  aber  eine  große  Gefahr  darin,  daß  eben  an  diese  behördlichen 
Stellen  Persönlichkeiten  gesetzt  werden,  die  bisher  mit  der  Fürsorge  nicht  viel  zu  tun 
gehabt  haben,  die  nicht  die  nötige  Erfahrung  haben. 

Assessor  Dr.  M  a  i  e  r  -  Frankfurt  a.  M.:  Zu  den  Ausführungen  von  Frau  Neuhaus: 
Die  gleichen  Schwierigkeiten  wie  für  die  private  Fürsorge  bestehen  für  die  öffentliche 
Fürsorge.  Ich  glaube,  es  wird  eine  unserer  wesentlichsten  Aufgaben  sein,  eine  Form 
zu  finden,  die  den  Ausgleich  schafft  zwischen  jener  Forderung,  daß  der  einzelne  einen 
Anspruch  hat  auf  Unterhalt  und  Arbeit,  und  gleichzeitig  der  anderen  Forderung,  den 
Unterhalt  so  zu  gewähren,  daß  der  Gedanke  der  Selbstverwaltung  durchgeführt  wird. 
Wir  haben  gehört,  daß  vielfach  die  in  der  Fürsorge  tätigen  Personen  ausgeschaltet 
werden,  um  Berufsarbeitern  Platz  zu  machen,  die  nicht  dazu  berufen  sind.  Die  gleichen 
Kreise,  die  die  Ausschaltung  der  Berufsbeamten  erstreben,  die  die  Aufgabe  der  Fürsorge 
zu  der  einer  Zahlstelle  erniedrigen,  sie  glauben,  daß  eine  gesetzliche  Neuordnung,  eine 
Sozialisierung  unserer  gesamten  Wirtschaft  dazu  führen  wird,  daß  alle,  denen  unsere 
Fürsorge  angedeihen  soll,  in  Zukunft  gesicherte  Stellen  einnehmen  werden.  Wir,  die 
wir  in  der  Fürsorgearbeit  stehen,  wissen  ganz  genau,  daß  unsere  Fürsorgearbeit  nicht 
abhängig  ist  von  einem  Wirtschaftssystem,  daß  bei  jedem  "Wirtschaftssystem  Fürsorge 
bleiben  wird,  weil  kein  System  in  der  Lage  sein  wird,  den  geistigen  Willen  der  Menschen 
zu  ändern.  Wenn  man  nun  versucht,  einen  Ausgleich  zu  ziehen  zwischen  den  ge- 
nannten Forderungen  der  Fürsorge,  dann  ist  der  Deutsche  Verein  berufen,  an  den 
Formen  mitzuarbeiten.  Dr.  Polligkeit  hat  erwähnt,  daß  die  Wohlfahrtsämter  eine 
solche  Arbeit  leisten  können.  Das  Wohlfahrtsamt  hat  m.  E.  keine  Bedeutung,  wenn 
es  nur  die  Zusammenfassung  der  bisherigen  Aufgaben  ist;  sondern  das  Wesen  muß 
sein,  die  Armenpflege  selbst  auszugestalten.  Wir  haben  immer  erlebt,  daß  aus  der 
Armenpflege  Einzelgebicte  herausgenommen  sind,  Wohnungsiürsorge  usw.,  mit  der 
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Begründung,  der  enge  Rahmen  der  armenrechtlichen  Mindestleistung  genüge  für  diese 
Gebiete  nicht.  Ich  glaube,  wir  laufen  große  Gefahr,  daß  wir  durch  diese  Herausnahme 
die  Armenpflege  ständig  erniedrigen,  was  sich  im  Kriege  gezeigt  hat  mit  der  Kriegs- 
wohlfahrtspflege. Je  weiter  diese  Entwicklung  geht,  um  so  weniger  Wert  hat  die 
Armenpflege,  und  es  besteht  die  Gefahr,  daß  die  Armenpflege  in  dieser  Erniedrigung 
nie  das  leisten  kann,  was  sie  soll,  nämlich  die  Grundlage  aller  Fürsorge  zu  sein.  Es 
scheint  mir  die  Aufgabe  der  Wohlfahrtsämter  zu  sein,  eine  sozial  gestaltete  Armen- 
pflege durchzuführen. 

Geheimrat  Schlosser  dankt  allen,  die  geholfen  haben,  die  Tagung  inhaltsreich 
und  wertvoll  zu  machen.  Uber  unser  Programm  hat  eigentlich  die  Aussprache  wenig 
gesagt.  Nur  Dr.  Blaurn  hat  davor  gewarnt,  die  Organisation  zu  überschätzen.  Er 
hat  noch  den  Gedanken  gebracht,  daß  die  Fürsorgearbeit  nur  dann  Wert  hat,  wenn 
die  mitarbeiten,  denen  die  Fürsorge  gilt.  Wir  sind  ganz  außerordentlich  für  diesen 
Gedanken  empfänglich.  Es  ist  mir  z.  B.  in  der  Frage  der  Jugendfürsorge  längst  klar, 
daß  wir  nur  dann  weiterkommen,  wenn  in  der  Jugend  sich  selbst  etwas  regt.  Und 
wir  haben  uns  deshalb  auch  mit  der  „Freideutschen  Jugend"  in  Beziehung  gesetzt. 
Ebenso  war  ich  längst  davon  überzeugt,  daß  wir  im  Kampf  gegen  Alkoholismus  und 
andere  Schäden  nur  dann  weiterkommen,  wenn  die  Arbeiter  beginnen,  dafür  einzu- 
treten. 

Ich  glaube,  daß  die  Dinge,  die  wir  jetzt  in  den  Vordergrund  schieben,  auch 
wirklich  diejenigen  sind,  die  im  Vordergrund  stehen  müssen.  Ich  habe  daraus  den 
Mut  und  die  Hoffnung  geschöpft,  daß  wir  auf  dem  rechten  Wege  sind. 

Heinrich  Kamp -Dresden  (Wohlfahrtsamt):  Mit  Interesse  habe  ich  die  Aus- 
führungen der  beiden  letzten  Redner  gehört.  Ich  bin  als  Vertreter  der  Arbeiterklasse 
hierhergeschickt.  Ich  habe  es  begrüßt,  daß  in  den  letzten  Ausführungen  der  Gedanke 
angeklungen  ist,  daß  die  gesamte  Wohlfahrtspflege  nicht  aus  dem  unbefriedigenden 
Stadium  herauskommt,  wenn  es  nicht  gelingt,  die  Kreise,  für  die  sie  geschaffen  ist, 
zur  positiven  Mitarbeit  heranzuziehen.  Nun  ist  das  schon  bei  verschiedenen  andern 
Fragen  immer  gesagt  worden,  daß  gerade  aus  den  Kreisen  der  Arbeiterklasse  so  wenig 
V erständnis  für  die  Fragen  der  Wohlfahrtspflege  vorhanden  sei.  Das  ist  nicht  ganz 
richtig.  In  den  Kreisen  der  organisierten  Arbeiterschaft  hat  man  sich  seit  Jahrzehnten 
mit  Kinderfürsorge,  Tuberkulosenfürsorge  usw.  befaßt.  Wenn  man  aber  in  den  Kreisen 
der  Arbeiterschaft  der  gesamten  privaten  Wohlfahrtspflege  mißtrauisch  gegenüberstand, 
so  geschah  es,  weil  unsere  gesamte  Wohlfahrtspflege  zu  eng  mit  der  Armenpflege 
verknüpft  war.  Das  Bedenken  einer  vollständigen  Trennung  teile  ich.  Das  Mißtrauen 
der  organisierten  Arbeiterschaft  auch  gegen  die  Wohlfahrtspflege  entstand  aus  der 
Hechtlosmachung,  die  mit  der  Armenpflege  verknüpft  war.  Jetzt  aber,  wo  die  politisch 
entrechtenden  Wirkungen  gefallen  sind,  glaube  ich  im  Sinne  der  Arbeiterschaft  zu 
sprechen,  daß  das  Mißtrauen  schwinden  wird  und  daß  in  den  Kreisen  der  organisierten 
Arbeiterschaft  ein  großes  Interesse  an  der  Mitarbeit  vorhanden  ist.  Wir  haben  Jugend- 
ausschüsse, wir  haben  in  allen  größeren  Städten  Kinderfürsorge,  in  Dresden  einen 
Beirat  zur  Überwachung  der  Kinder  im  Zusammenhang  mit  den  Behörden,  der  be- 
strebt ist,  auf  beiden  Seiten  ein  einmütiges  Zusammenarbeiten  herbeizuführen.  H. 
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Nachweis  von  Material. 

Der  an  dieser  Stelle  gegebene  Nachweis  von  Material  stellt  sich  als  fortlaufende  Ergänzung  des 
von  der  Zentralstelle  für  Armenpflege  und  Wohltätigkeit  gesammelten  Materials  dar.  Das  Material 
ist  nach  dem  in  unserer  ersten  Nummer  mitgeteilten,  den  Sammlungen  der  Zentralstelle  zugrunde 
liegenden  Grundplan  geordnet ;  die  Ziffern  und  Buchstaben  entsprechen  daher  den  Ziffern-  und  Buch- 
stabenbezeichnungen in  unserem  Grundplan.  Des  systematischen  Zusammenhanges  halber  sind  auch 
Besprechungen  von  Büchern  und  Artikeln  aus  Zeitschriften,  da  sie  sich  überwiegend  auf  Einzelgebiete 
erstrecken,  hier  eingeordnet.  Die  kurze  bibliographische  Anzeige  literarischer  Neuerscheinungen, 
deren  Besprechung  wir  uns  vorbehalten,  findet  sich  am  Schlüsse  jedes  Abschnittes. 

I  A.  Armen-  und  Fürsorgewesen  im  allgemeinen. 

Eine  Forschungsanstalt  für  Fürsorgearbeit  fordert  Dr.  W.  Feld  in  d.  Sozial. 
Monatsheften  (Nr.  23  1919)  unter  der  Überschrift:  Verpaßte  Gelegenheiten.  Er  ver- 
weist auf  die  verwandte  Forderung  Polligkeits  (s.  diese  Zeitschr.  1919  S.  106ff.) 
und  schlägt  vor,  diese  Anstalt  als  Zweiganstalt  des  Reichsstatistischen  Amtes  für  fürsorge- 
statistische Reichserhebungen  auszugestalten.    Seine  Begründung  geben  wir  wieder: 

Unsere  gesamte  Sozialpolitik,  nicht  zuletzt  auch  die  moderne  Fürsorge  für  Kinder 
und  Jugendliche  usw.,  verdankt  einen  wesentlichen  Teil  ihrer  Erfolge  den  wissen- 
schaftlichen Studien,  die  zunächst  einmal  die  tatsächlichen  Verhältnisse  feststellten 
und  damit  die  Bedürfnisse  der  zu  schützenden  Volkskreise  nun  endlich  objektiv  er- 
kennen ließen,  indem  sie  die  mehr  gefühlsmäßigen  Vermutungen  auf  Grund  zufälliger 
Erfahrung  der  einzelnen  Praktiker  und  Theoretiker  durch  systematische  Massen- 
beobachtung nach  wissenschaftlich  kritischer  Methode  ersetzten.  Aber  wer  immer 
praktisch  oder  wissenschaftlich  sich  ernsthaft  mit  der  sozialen"  Eürsorge,  mit  Armen- 
und  Wohlfahrtspflege  beschäftigt,  erfährt  fast  täglich,  daß  für  das  Arbeiten  auf  diesem 
Gebiet  die  notwendigsten  Voraussetzungen  gedeihlichen,  zielklaren  Handelns  nicht  erfüllt 
sind.    Zu  diesen  Voraussetzungen  gehören  nicht  zum  wenigsten  sorgfältige  Statistiken. 

So  unbestreitbar  und  dringlich  diese  Forderung  ist,  so  selten  wird  ihr  Folge 
gegeben.  Auch  da,  wo  keine  großen  Schwierigkeiten  entgegenstehen.  Einen  leider 
nur  zu  trefflichen  Beleg  hierfür  bietet  die  Kriegsfürsorge.  Sie  begann  sozusagen  mit 
einem  Schlag  einheitlich  für  ganz  Deutschland  und  mußte  sehr  bald  zu  der  Erkenntnis 
führen,  daß  sich  in  ihren  Akten  ein  überaus  wertvoller  Stoff  für  individualistische 
Beobachtungen  über  die  Verhältnisse  breiter  Volksschichten  aufspeichern  werde,  wie 
er  bisher  wohl  noch  nie  so  bequem  sich  der  Forschung  geboten  hatte.  Hätte  es  da 
nicht  sehr  nahe  liegen  sollen,  die  wissenschaftliche  Verwertung  dieses  Materials  in 
Aussicht  zu  nehmen  und  von  Anfang  an  die  Aktenführung  darauf  einzurichten?  Und 
wie  leicht  hätte  man  es  gehabt,  indem  man  einfach  die  Kartenblätter  über  die  ein- 
zelnen Akten  (die  doch  wohl  in  jeder  geordneten  Registratur  ohnehin  geführt  werden) 
von  vornherein  auf  die  spätere  Verwendung  als  statistische  Zählkarten  ausgestaltet 
hätte.  An  einzelnen  Stellen  mag  das  vielleicht  geschehen  sein;  aber  öfter  scheint 
man  es  nicht  getan  zu  haben.  An  einigen  Orten  versucht  man  nun  wenigstens  nach- 
träglich die  Akten  statistiscn  auszuwerten,  was  natürlich  viel  mehr  Kosten  und  Zeit 
erfordert  und  stellenweise  zudem  ohne  die  geringste  fachstatistische  Leitung  geschieht. 
Ich  habe  Statistiken  bedeutender  Kriegsfürsorgeorganisationen  gesehen,  die  geradezu 
als  ärgster  Dilettantismus  zu  bezeichnen  sind,  die  ein  höchst  umständliches,  unnötig 
zeitraubendes  Verfahren  einschlagen  und  schließlich  trotz  leidlich  ausführlicher  Angaben 
auf  den  Zählblättern  nur  zu  ganz  ungenügenden  tabellarischen  Ergebnissen  kommen 
werden.  An  anderen  Orten  wiederum  stehen  sowohl  der  gute  Wille  wie  die  statistischen 
Fachleute  zur  Verfügung,  aber  nicht  das  Geld  für  das  Ausschreiben  und  Tabellieren 
der  Zählkarten.    Die  wenigen  Statistiken,  die  schließlich  zustande  kommen,  dürften 
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sich  in  höchst  bedauerlicher  Zersplitterung  ihrer  ganzen  Anlage  nach  so  sehr  von- 
einander unterscheiden,  daß  ihr  fruchtbringender  Vergleich,  auf  den  es  doch  nicht 
zuletzt  ankäme,  verhindert  wird.  Daß  hier  also  manche  verheißungsvolle  Möglichkeit 
ungenutzt  versäumt  wurde,  ist  ein  empfindlicher  Verlust  für  die  Theorie  und  für 
die  Praxis  der  Fürsorge.  Und  gerade  wegen  dieser  großen  praktischen  Bedeutung 
ist  scharf  darauf  hinzuweisen,  damit  in  Zukunft  solche  Unterlassungssünden  ver- 
mieden werden.  Wir  müssen  ja  doch  aus  unseren  Fehlern  lernen.  Es  ist  deshalb 
kein  nutzloses  Jammern,  wenn  wir  uns  nachträglich  eingestehen,  hier  eine  prächtige 
Gelegenheit  verpaßt  zu  haben.  Gute  und  auch  räumlich  weiter  ausgreifende  Er- 
hebungen durchzuführen  wäre  um  so  leichter  gewesen,  als  sich  die  Vertreter  der 
Kriegsfürsorgeorganisationen  in  einer  Reihe  bedeutender  Städte  zu  einer  Freien 
Vereinigung  für  Kriegswohlfahrt  zusammengetan  hatten  und  in  regem  Meinungs- 
austausch untereinander  standen,  also  auch  sehr  wohl  sich  gemeinschaftliche  Grundlinien 
für  die  statistische  Erfassung  von  einem  Fachmann  hätten  ausarbeiten  lassen  können. 
Aber  freilich,  die  fast  täglich  neu  auftauchenden  Fragen  der  unmittelbaren  praktischen 
Handhabung  der  Fürsorge  standen  dermaßen  im  Vordergrund,  daß  für  die  nicht  so 
absolut  drängenden,  für  die  mehr  wissenschaftlichen  Bedürfnisse  keine  Zeit  übrigblieb. 

Für  die  Pflege  der  wissenschaftlichen  Seite  des  Fürsorgewesens  haben  wir  eine 
eigene  Stelle  nötig,  die  im  Hauptberuf  ausschließlich  wissenschaftlich  eingestellt  ist, 
und  die  sich  dabei  ganz  besonders  dem  Ausbau  der  Fürsorgestatistik  widmet.  Ihre  Aufgabe 
würde  sich  natürlich  nicht  darauf  beschränken  dürfen,  neue  Statistiken  bei  den  örtlichen 
Fürsorgebehörden  und  -vereinen  anzuregen;  sie  müßte  zugleich  eingehende  Vorschläge 
zu  ihrer  Durchführung  ausarbeiten  und  am  besten  wohl  auch  die  zentrale  Verarbeitung 
des  anfallenden  Zählguts  übernehmen.  Das  alles  ist  natürlich  nur  auf  Grund  ein- 
gehenden Vertrautseins  mit  der  gesamten  Methodik  der  Fürsorgestatistik  überhaupt 
möglich.  Sorgfältiges  Abwägen  der  Verfahrensweisen  ist  bekanntlich  bei  keinen 
Forschungen  so  nötig  wie  bei  statistischen  Ermittlungen;  deren  Erfolg  steht  und  fällt 
mit  der  Art,  wie  sie  erhoben  und  verarbeitet  werden.  Da  nun  aber  die  Methodik  der 
Fürsorgestatistik  noch  sehr  wenig  entwickelt  ist,  so  müßte  eine  weitere  Aufgabe  des 
hier  vorgeschlagenen  sozialstatistischen  Instituts  darin  bestehen,  zunächst  jene  Methodik 
ganz  allgemein  zu  fördern;  einmal  rein  theoretisch  deduktiv,  dann  aber  auch,  indem 
es  die  bisherigen  methodischen  Leistungen  auf  dem  Gebiet  tunlichst  vollständig 
sammelte  und  auf  ihre  Vorzüge  und  Nachteile,  auf  die  besondere  Tauglichkeit  für 
bestimmte  Probleme  usw.  kritisch  prüfte.  Das  wieder  verlangt  eine  eingehende 
Beschäftigung  auch  mit  den  sachlichen  Ergebnissen  der  Statistiken,  die  zwanglos  zu 
dem  dritten  Aufgabenkreis  führt:  nun  auch  systematisch  festzustellen,  was  denn  sachlich 
aus  den  bisherigen  Arbeiten  herausgekommen  ist.  Der  einfachere  Teil  dieser  Arbeit 
könnte  leicht  von  jüngeren,  noch  unselbständigen  Kräften  übernommen  werden,  nämlich 
das  bloße  Sammeln  der  ausdrücklich  in  dem  Text  der  Veröffentlichungen  ausgesprochenen 
Folgerungen.  Das  allein  wäre  schon  ein  verdienstliches  Unternehmen.  Darüber  hinaus 
aber  bedarf  es  natürlich  einer  vollständigen  Analyse  der  einstweilen  noch  stummen 
Quellenwerke,  einer  Erweckung  der  in  den  Zahlenfriedhöfen  schlummernden  Ergebnisse. 
Dies  vermögen  offenbar  nur  gereifte  Forscher  zu  leisten,  die  außer  der  statistischen 
Schulung  einen  gründlichen  Einblick  in  die  sachlichen  Probleme  haben,  die  das  Fürsorge- 
wesen bewegen.  Diese  sachlichen  Kenntnisse  sind  auch  schon  für  die  vorher  genannten 
Aufgaben  unserer  fürsorgestatistischen  Zentralstelle  nötig.  Um  die  statistischen  Er- 
hebungen so  auszugestalten,  daß  sie  wirklich  Frucht  bringen,  darf  der  Statistiker 
nicht  nach  dem  Schema  F  arbeiten,  sondern  er  muß  wissen,  welches  die  wichtigsten 
schwebenden  Fragen  sind,  und  er  muß  dann  erforschen,  welche  Angaben  für  die 


—    294  — 


Klärung  der  tatsächlichen  Verhältnisse  von  Bedeutnng  sind,  welche  Erhebungsmerkmale 
hierfür  in  Betracht  kommen,  wie  sie  zu  erfassen  sind,  wie  sie  untereinander  in  sach- 
lichem Zusammenhang  stehen  und  also  bei  der  Aufbereitung  zu  kombinieren  sind,, 
und  dergleichen. 

II.  B.  Armenverwaltung. 

Ausschlußsätze  in  Frankfurt  a.  M.,  Kamburg,  Leipzig,  Nürnberg,  Elberfeld. 

(Frankfurter  Wohlfahrtsblätter,  XXII.  Jahrg.  Nr.  8,  November  1919).  Ein  Vergleich 
der  verschiedenen  Sätze  zeigt  wesentliche  Unterschiede  in  der  Höhe  der  Ausschluß- 
sätze, obwohl,  abgesehen  von  Nürnberg,  die  Lebensverhältnisse  in  den  in  Frage 
stehenden  Städten  überall  gleich  sind. 


Pfirsnnpnzfi.hl 

Ausschlußsätze 

Frankfurt 

Hamburg 

Leipzig 

Nürnberg 

Elberfeld 

in  Mark  monatlich 

70 

75 

60,— 

60,- 

68 

Alleins 

65 

60 

60  — 

54- 

68 

100 

100 

91,10 

90,— 

104 

n 

mit  1 

120 

120 

112.50 

11.1- 

140 

n 

,.     2  Kindern  .... 

145 

140 

133.90 

130,50 

176 

» 

r       .       .  . 

163 

160 

155,30 

148,50 

212 

n 

,  ^ 

11  .... 

185 

180 

176,70 

165.— 

248 

ii 

„  5 

11  .... 

201 

200 

198,10 
219,50 

180,— 

284 

ii 

»  6 

221 

220 

190,— 

320 

n 

*  7 

„  .... 

236 

240 

240,90 

200,— 

356 

y> 

n  8 

„  .... 

251 

260 

262,30 

210  — 

392 

»  9 

„  .... 

266 

280 

283,70 

220  — 

428 

r, 

„  10 

„  .... 

281 

300 

315,10 

230,— 

464 

Größere  Abweichungen  ergeben  sich  bei  der  Anrechnung  des  Einkommens. 


Stadt 

Zusammensetzung  der  Familie 

Höchstsatz 
der  Unter- 
stützung 

M. 

1. 

Frankfurt 
Hamburg' 
Nürnberg 

|  Witwe  mit  3  Kindern,  von  denen  das  eine  17  jährige 
I  60  M.  monatlich  verdient,  sie  selbst  verdient  20  M. 
j  monatlich.  Die  beiden  anderen  Kinder  sind  9  und 
j                                 12  Jahre. 

94,- 
99,— 
69,50 

2. 

Frankfurt 
Hamburg 
Nürnberg 

\  Ehemann  mit  einem  Verdienst  von  monatlich 
\  200  M.  Ehefrau  ohne  Verdienst  und  6  schul- 
j                            pflichtige  Kinder 

21,- 
60  — 
0  — 

3. 

Frankfurt 
Hamburg 
Nürnberg 

1  Ehemann  Kriegsinvalide  mit  einer  Rente  von 
1  monatlich  80  M.,  Ehefrau  mit  einem  Verdienst  von 
|  40  M.,  3  Kinder  von  4,  8  und  15  Jahren;  das 
J          15jährige  Kind  verdient  monatlich  50  M. 

35.— 
38,— 
44,50 

4. 

Frankfurt 
Hamburg 
Nürnberg 

]  Ehemann  bezieht  Friedensrente  in  der  Höhe  von 
1  90  M.;  5  Kinder  im  Alter  von  4.  6,  10,  16  und 
j  19  Jahren;  das  16jährige  Kind  verdient  40  M., 
J                         das  19jährige  80  M. 

38- 
S3,— 
34,50 

5. 

Frankfurt 
Hamburg 
Nürnberg 

1  Ehefrau  monatlich  30  M.  Verdienst;  Hinterbliebenen- 
1  rente  von  60  M.j  4  Kinder  von  10,  12,  15  und 
j  17  Jahren;  das  17jährige  Kind  verdient  nur 
J                            30  M.  monatlich 

108  — 
81,- 

78,50 
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Bei  der  Anrechnung  des  Arbeitseinkommens  der  Haushaltsangehörigen  werden 
scheinbar  kleine  Unterschiede  am  Ende  bedeutungsvoll.  Wie  weit  die  Ausschlußsätze 
in  der  Praxis  ausreichen,  zeigt  für  Frankfurt  folgende  Übersicht. 


Kreis 

Unterstützte 
Fälle 

Fälle  einer  Überschreitung 
von  Ausschlußsätzen 

Sachsenhaasen  . 

4ö9 

48  = 

10,3% 

343 

31  = 

V  % 

268 

22  = 

8,1  % 

361 

15  = 

4,1% 

460 

10  = 

2,1  % 

464 

8  = 

1,7  % 

361 

7  = 

1,9  % 

457 

3  = 

0,6% 

Zusammen 

3183 

144  = 

4,5  % 

Noch  nicht  5%  aller  Unterstützten  wurden  über  den  Ausschlußsatz  unterstützt 


II.  E.  Verbindung  der  Wohltätigkeitsbestrebtingen. 

Wohltätigkeitszentrale  der  Berliner  Kaufmannschaft  (Berlin  W  35,  Flottwell- 
straße 4).  •  VIII.  Geschäftsbericht  1918.  —  Die  Bemühungen  der  Wohltätigkeitszentrale 
der  Berliner  Kaufmannschaft  sind  gerade  in  unserer  Zeit  besonders  dankenswert.  Sie 
stellt  sich  für  die  Zukunft  die  Aufgabe,  das  soziale  Verantwortungsgefühl  nicht  nur 
der  Allgemeinheit  dem  einzelnen  gegenüber,  sondern  auch  des  einzelnen  gegenüber 
der  Allgemeinheit  zu  wecken  und  hilft  gleichzeitig  durch  ihre  Beratungstätigkeit  dem 
Geber,  sich  über  die  Gemeinnützigkeit  und  Förderungswürdigkeit  der  Wohlfahrts- 
«inrichtungen  und  Sammlungen  zu  unterrichten.  1918  wurden  1987  Gesuche  bearbeitet 
(1917  H71).  Die  Steigerung  entstand  durch  die  Bearbeitung  umfangreicher  Listen 
der  von  Mitgliedern  mit  regelmäßigen  Jahresbeiträgen  bedachten  Vereine.  Von  den 
107  Neuprüfungen  bezogen  sich  58  auf  Gründungen,  die  mit  den  Kriegsnotständen 
zusammenhingen.  Die  Mitglieder  berücksichtigten  81  %  der  bearbeiteten  Gesuche. 
Auch  1918  nahm  die  Mitgliederzahl  zu.  E. 
Richter,  L.,  Kreiswohlfahrtsamt  und  ländliche  Wohlfahrtspflege.  Die  Organisation 
der  Wohlfahrtsarbeit  in  den  Landkreisen.  Herausgegeben  in  Gemeinschaft  mit 
den  Deutschen  Verein  für  ländliche  Wohlfahrts-  und  Heimatpflege  von  der 
Zentralstelle  für  Volkswohlfahrt.    135  S.    Berlin,  C.  Heymann,  1919. 

II.  F.  1.  Kriegsfürsorge. 

Hartmann,  K.  E.,  Leiter  d.  amtl.  Kreisfürsorgestelle  Minden  i.  AV.,  Lehrbuch  der 
Kriegsbeschädigten-  und  Kriegshinterbliebenen-Fürsorge,  mit  besonderer 
Berücksichtigung  der  neuen  sozialpolitischen  Maßnahmen  der  Reichsregierung. 
173  S.    Minden,  Selbstverlag  1919. 
Es  ist  ein  besonderer  Vorzug  dieses  Werkchens,  daß  es  der  sozialen  Fürsorge 
für  die  Opfer  des  Krieges,  die  sich  erst  allmählich .  ihre  gebührende  Anerkennung  und 
Übung  erkämpfen  mußte,  soviel  Aufmerksamkeit  widmet.    Ihre  Darstellung  ist  den 
Fragen  der  Geldversorgung  vorangestellt  und  umfaßt  über  die  Hälfte  der  ganzen  Schrift. 
Man  merkt  dem  Verfasser  an,  daß  grade  sie  ihm  Herzenssache  ist,  und  aus  der  zuweilen 
etwas  ungelenken  Sprache  spürt  man  doch  den  wirklichen  Ernst  seiner  Gesinnung  in 
wohltuender  Weise. 

Ich  kenne  keine  zweite  Schrift,  die  in  solcher  Kürze  und  doch  so  umfassend 
und  gründlich  über  alle  Fragen  der  Kriegsbeschädigten-  und  Kriegshinterbliebenen- 
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fürsorge  unterrichtet.  Man  wird  kein  wesentliches  Glied  der  Fürsorge  vermissen; 
Gesundheitsfürsorge,  wirtschaftliche  und  Familienfürsorge  und  endlich  Jugendfürsorge 
sind  nach  allen  Seiten  gründlich,  und  wie  man  merkt,  aus  Erfahrung  heraus,  behandelt. 
Nur  bei  der  Besprechung  des  Kriegselterngeldes  fällt  es  auf,  daß  die  besonderen 
Schwierigkeiten,  die  grade  das  in  der  Praxis  bereitet,  nicht  erwähnt  sind.  Wenn  aber 
die  neuen  Versorgungsgesetze  kommen  werden,  dann  wird  auch  hier  neue  Arbeit  ein- 
setzen. 

Die  Brauchbarkeit  der  Schrift  wird  noch  durch  ein  sorgfältiges  Register  erhöht. 
Sie  kann  deshalb  nur  bestens  empfohlen  werden.  D.  Schlosser. 

III.  F.  Bettel-  und  Wanderwesen. 

Die  Fürsorge  für  die  sogenannten  „großen  Kinder"  unter  den  Wander  armen. 

Auf  der  23.  Tagung  des  Zentralvorstandes  deutscher  Arbeiterkolonien  (16.  11.  16) 
wurden  bei  der  Frage,  die  „großen  Kinder"  unter  den  Wanderarmen  —  das  sind  die 
infolge  krankhafter  Willensschwäche  zu  einer  geordneten  Lebensführung  Unfähigen  — 
vor  der  völligen  Verwahrlosung  zu  behüten,  die  Vorschläge  von  Onnasch  (Hoff- 
nungstal) besprochen,  die  dem  preuß.  Minister  des  Innern  vorgelegt  worden  sind.  Er 
fordert  zunächst,  daß  bei  wegen  Bettelei  und  Landstreichens  bestraften  und  der  Landes- 
polizeibehörde überwiesenen  Wanderarmen  nach  verbüßter  Haft  in  geeigneten  Fällen 
die  Nachhaft  ausgesetzt  oder  ganz  erlassen  werde,  falls  der  Entlassene  sich  freiwillig 
in  eine  Arbeiterkolonie  oder  eine  entsprechende  Anstalt  begibt  und  sich  dort  drei 
Monate  lang  tadellos  führt.  Ferner  sollen  die  unter  die  „großen  Kinder"  zu  rechnenden 
Landstreicher,  die  trotz  bedingten  Erlasses  der  Nachhaft  nicht  freiwillig  in  der  Arbeiter- 
kolonie bleiben,  unter  Pflegschaft  gestellt  werden,  um  sie  auch  wider  Willen  in  der 
Arbeiterkolonie  festzuhalten.  Um  endlich  Fürsorgezöglingen,  die  wegen  geistiger  oder 
anderer  Gebrechen  nicht  selbständig  durchs  Leben  gehen  können,  über  die  Zeit  der 
Minderjährigkeit  hinaus  einen  Halt  zu  geben  und  sie  vorm  Landstreichertum  zu  be- 
wahren, seien  sie  bei  Eintritt  der  Großjährigkeit  unter  Pflegschaft  zu  stellen,  um  sie 
nötigenfalls  zwangsweise  einer  Arbeiterkolonie  zuzuführen.  E 

IV.  Fürsorge  für  Kranke. 

Der  Stand  der  Tuberkulosebekämpfung  im  Frühjahre  1919.  Geschäftsbericht 
des  Deutschen  Zentralkomitees  zur  Bekämpfung  der  Tuberkulose.  Der  Krieg  und  die 
politische  Umwälzung  haben  lähmend  und  störend  auf  die  Einrichtungen  der  Tuber- 
kuloseiürsorge  gewirkt,  und  infolgedessen  sind  auch  Unterlagen  nur  mangelhaft  ein- 
gegangen. Uberall  wurde  ein  starker  Anstieg  der  Tuberkulose  beobachtet.  Von  den 
Kriegseinwirkungen  auf  die  Tuberkulosebekämpfung  schreibt  der  Bericht  den  durch  die 
feindliche  Blockade  bewirkten  Schwierigkeiten  der  Ernährung  die  Hauptbedeutung  zu. 
Endlich  sei  das  bis  zum  Eintritt  des  Waffenstillstandes  sorgfältig  gehütete  Geheimnis 
unserer  Ernährungslage  aufgedeckt  worden,  und  man  habe  von  zuverlässigster  Stelle 
erfahren,  daß  die  Bevölkerung  Deutschlands  sich  seit  Jahr  und  Tag  mit  einem  knappen 
Drittel  der  Nährwerteinheiten  hat  behelfen  müssen,  die  ein  gesunder,  arbeitender  Mensch 
nach  wissenschaftlicher  Erfahrung  als  Mindestmenge  gebraucht.  Die  Tuberkulose- 
bekämpfung litt  durch  die  ungünstigen  Verkehrsverhältnisse,  die  vielfach  die  Unter- 
bringung von  Kranken  in  auswärtigen  Heilstätten  unmöglich  machte,  und  durch  die 
Überfüllung  der  Wohnungen,  sowie  durch  Inanspruchnahme  so  vieler  Krankenhäuser 
als  Lazarette.  Von  den  statistischen  Unterlagen  seien  hier  nur  die  Zahlen  erwähnt, 
die  das  Reichsgesundheitsamt  über  die  gemeldeten  Sterbefälle  an  Tuberkulose  in  den 
deutschen  Städten  mit  15  000  und  mehr  Einwohnern  gibt     Sie  betrugen  1Ö10 — 1914 


jährlich  ziemlich  gleichbleibend  rund  40  000  und  stiegen  1915  auf  44  805,  1916  auf 
48  779,  1917  auf  68198,  1918  auf  74200.  H. 


VI.  Fürsorge  für  Kinder. 

Siegmund- Schultze,  Friedrich,  Die  Wirkungen  der  englischen  Hungerblockade 
auf  ftie  deutschen  Kinder.  Berlin  1919.  (Pr.  1,50.) 
'  Ein  Unterausschuß  des  „parlamentarischen  Untersuchungsausschusses  der  Kriegs- 
schuldfragen" soll  kriegerische  Maßnahmen,  die  völkerrechtlich  verboten  oder  unver- 
hältnismäßig grausam  oder  hart  waren,  prüfen.  Darunter  auch  die  Wirkung  der  Blockade 
auf  die  Ernährung  der  Bevölkerung  und  ihre  Sterblichkeit.  Dazu  bringt  diese  Schrift, 
auf  unanfechtbare  Tatsachen  gestützt,  erschütterndes  Material. 

„Den  größten  Kindermord  der  Geschichte"  nennt  der  Verfasser  die  eng- 
lische Hungerblockade.  Undenkbar,  daß  er  damit  nicht  zu  jener  Klärung  der  ver- 
worrenen Schuldfrage  beitragen  wird,  die  an  Stelle  persönlichen  und  nationalen  Ver- 
schuldens die  allgemeine  und  internationale,  die  große  Menschheitschuld  setzt.  Die 
Schuldigen  sind  hüben  und  drüben  zu  finden.  Englische  Generale,  Politiker,  National- 
ökonomen und  Ärzte  waren  sich  der  Wirkungen  der  Hungerblockade  bewußt.  Eng- 
lische Ärzte  schilderten  im  voraus  ihre  einzelnen  Folgen  auf  die  deutschen  Kinder  (so 
z.  B.  die  ungeheuere  Vermehrung  der  Tuberkulose).  Im  Herbst  1918  wird  dann  die 
Tatsache  festgestellt,  daß  die  deutsche  Rasse  ruiniert  und  unausrottbarer  Schaden  der 
deutschen  Jugend  durch  die  Hungerblockade  zugefügt  sei."  —  Und  noch  heute  hängt 
die  Blockade  als  Damoklesschwert  (teilweise  Ostseesperre)  über  unsern  Häuptern. 

Seit  1916  hat  S.  Schultze  Nachrichten  über  die  Folgen  der  Hungerblockade  an 
Wilson  gelangen  lassen.  Ein  im  Dezember  1918  nach  Amerika  gesandtes  Telegramm 
schließt  er  mit  den  Worten:  „Etwa  zehn  Prozent  der  Berliner  Kinder  sind  infolge  der 
ungesetzlichen  Maßnahmen  der  angelsächsischen  Länder  zu  lebenslänglichem  Siechtum 
verurteilt"  (S.  6). 

Im  Winter  1916/17  drohte  die  Nahrungsnot  des  deutschen  Volkes  zur  Katastrophe 
zu  werden.  Der  verschärften  Hungerblockade  folgte  der  verschärfte  Unterseebootkrieg. 
Mit  Hecht  führt  S.  Schultze  hierzu  aus:  „Ich  finde  grundsätzlich  keinen  anderen 
Unterschied  zwischen  der  vollen  Anwendung  der  U- Bootwaffe  und  der  Anwendung 
der  Blockadewaffe  als  nur  den,  daß  der  verschärfte  U-Bootkrieg  das  Gegenmittel  war, 
und  daß  er  nicht  wie  jenes  erste  Mittel  die  gesamte  Zivilbevölkerung  des  feindlichen 
Auslandes,  sondern  nur  einen  Teil  der  Seereisenden  traf."    (S.  31.) 

Auch  die  deutsche  Politik  trifft  hier  schweres  Verschulden.  Unter  dem  Einfluß 
des  verhängnisvollen  deutschen  Schweigesystems  haben  unsere  Ärzte  und  Physiologen 
unseren  Staatsmännern  in  die  Hände  gearbeitet,  haben  wissentlich  oder  unwissentlich 
Vogelstraußpolitik  getrieben.  „Nach  den  Erklärungen  der  Minister  war  noch  im  Jahre 
1918  der  Ernährungsstand  zufriedenstellend,  wenn  nicht  glänzend."  (S.  9.)  Wie  es 
mit  diesem  zufriedenstellenden  Ernährungsstand  im  allgemeinen  und  in  den  Großstädten 
insbesondere  aussah,  ist  bekannt.  Verdoppelung,  Verdreifachung,  ja  Vervierfachung 
(je  nach  Altersklassen)  der  Berliner  Kindersterblichkeit  an  Tuberkulose  in  den  Jahren 
1915  bis  1917.  „Für  das  Kleinkinderalter  sind  die  Zahlen  der  Todesfälle  wegen  Brech- 
durchfall noch  entsetzlicher.  Bei  den  4 — 5jährigen  verzehnfacht  sich  die  Zahl,  bei 
den  6 — 10jährigen  verachtfacht  sie  sich."  (S.  14/15.)  Dazu  wird  dauerndes  Siechtum 
als  Folge  der  Erkrankungen  immer  von  neuem  festgestellt.  Für  die  nächsten  Jahre 
sind  zahlreiche  Sterbefälle,  die  auf  Erkrankungen  der  Jahre  1916 — 1919  zurückgehen, 
mit  Sicherheit  vorauszusagen  (S.  15).  —  „Wenn  wir  in  die  Armenwohnungen  gehen, 
tritt  uns  jetzt  selten  der  Tod  als  der  plötzliche  Würger,  um  so  häufiger  als  der  all- 


mähliche  Verderber  entgegen.  Bedeutsamer  als  die  Todesfälle  sind  die  Krankheiten, 
das  Siechtum.  Und  gerade  die  schleichenden  Krankheiten  haben  während  der  Hunger- 
periode die  größten  Fortschritte  gemacht.  Das  gilt  in  erster  Linie  wieder  von  der 
Tuberkulose."  (S.  ;7.)  Dazu  der  Mangel  an  Seife  und  Desinfektionsmitteln.  (S.  18.) 
Bei  dem  Geburtenrückgang  treten  Rationalisierung  des  Geschlechtsverkehrs,  vermehrte 
Geschlechtskrankheiten  und  Abtreibungen  nach  Erfahrungen  im  Berliner  Arbeiter- 
viertel jetzt  zurück  gegenüber  dem  ungewollten  Versagen  der  Gebärfähigkeit.  Und 
schlimmer  als  dies  erscheint  die  Schädigung  der  Kinder  schon  unter  dem  Herzen  der 
hungernden  Mütter.  Arbeitsunlust,  geistige  Minderwertigkeit  und  sittliche  Verwahr- 
losung sind  die  in  ihrem  Ausmaß  unabsehbaren  Folgen  der  Unterernährung.    (S.  24 ff.) 

Die  Schrift  müßte  in  Millionen  von  Exemplaren  über  den  Erdball  verbreitet 
werden,  um  der  Blockade  als  Kampfmittel  endlich  ein  Ende  zu  machen.  Denn  ich 
glaube  nicht,  daß  jemand,  der  sie  auch  nur  im  Fluge  liest,  sich  ihrer  Überzeugungs- 
kraft widersetzen  kann. 

Seine  Auffassung  der  Schuldfrage  faßt  S.  Schultze  in  folgenden  Sätzen  zusammen: 
„Wenn  wir  die  furchtbaren  Wirkungen  der  über  Deutschland  verhängten  Hunger- 
blockade sehen,  Wirkungen,  denen  keine  vorausgegangene  oder  nachfolgende  Gegen- 
wirkung entspricht,  so  können  wir  wohl  nicht  die  Beantwortung  der  Frage  umgehen: 

Wer  hat  es  angerichtet?  England,  das  christliche  England  war  es!    Weil  ich 

lange  Jahre  für  eine  deutsch-englische  Verständigung  gearbeitet  habe  und  tiefer  als 
viele  andere  den  Dank  für  das,  was  englische  Christen  der  Welt  gegeben  haben,  im 
Herzen  trage,  darf  ich  ohne  mißverstanden  zu  werden,  diese  sich  einfach  aus  den  Tat- 
sachen ergebende  Feststellungen  machen.  Die  Folgerung,  die  ich  daraus  ziehe,  ist 
auch  nicht  die :  Also  sollen  wir  England  hassen,  sondern  vielmehr  die,  also  sollen  wir 
dem  bisher  noch  keiner  Schuld  bewußten  England  zeigen,  daß  der  Anteil  an  der 
Schuld  dieses  Krieges  zum  Mindesten  geteilt  ist."    (S.  30/31.) 

Und  weiter: 

„Die  Blockade  wurde,  trotzdem  ihre  Wirkung  schon  längst  bekannt  geworden  war, 
nach  der  völligen  Niederwerfung  Deutschlands  nicht  aufgehoben.  Spätere  Geschichts- 
schreiber werden  kaum  einen  andern  Grund  für  dies  Verhalten  des  Siegers  gegenüber 
einem  absolut  wehrlosen  Gegner  finden  können  als  den,  der  sich  schon  vor  dem  Kriege 
so  außerordentlich  stark  in  die  politischen  Berechnungen  einschlich:  das  wirtschaftliche 
Leben  des  deutschen  Volkes  zugleich  mit  seinem  Wiederaufleben  überhaupt  zu  ver- 
nichten. Auf  Grund  dieser  Überlegungen  wollen  wir  nochmals  bitten,  daß  man  uns 
versteht,  wenn  wir,  angesichts  dieser  unzweifelhaften  Bestätigung  früherer  Vernichtungs- 
pläne, die  Schuld  des  Krieges  nicht  einfach  auf  uns  nehmen  können,  sondern  auch 
auf  Grund  der  Erfahrungen  der  letzten  Monate  an  unserer  früheren  Auffassung  über 
die  gemeinsame  Schuld  der  alten  Menschheit  am  Kriege  festhalten."    (S.  31/32.) 

Für  alle,  die  theoretisch  oder  praktisch  Wohlfahrtspflege  betreiben,  ist  die  Schrift 
auch  deshalb  unentbehrlich,  weil  sie  im  Brennspiegel  zeigt,  welches  Übermaß  von 
Aufgaben  vor  ihneu  liegt  und  daß  an  diese  Aufgaben  unter  Gesichtspunkten  heran- 
gegangen werden  muß,  die  sich  der  Ursachen  der  Not  im  Körperlichen  und  Seelischen 
bewußt  bleiben.  Helene  Simon. 

Nachricht  über  die  allgemeine  Waisenpflege  in  Nassan  für  1918.  Auch  in 
die  Arbeit  der  Waisenpflege  in  Nassau,  die  den  vom  Bezirksverband  (Landeshauptmann) 
Wiesbaden  verwalteten  Zentralwaisenfonds  zum  Grundstock  hat,  haben  die  Folge- 
wirkungen des  Krieges  und  der  Revolution  tief  eingegriffen.  Die  Nassauische  Waisen- 
pflege hatte  von  jeher  den  gesunden  Grundsatz,  ihre  Waisenkinder  in  guten  Pflege- 
familien namentlich  auf  dem  Lande  unterzubringen.    Während  früher  diese  Unter- 
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bringung  ein  Leichtes  war,  fällt  es  neuerdings  immer  schwerer,  solche  Pflegefamilien 
zu  finden.  Die  wenn  auch  schon  wesentlich  erhöhten  Sätze  —  165 — 225  M.  für 
die  volle  Jahresverpflegung  und  eine  Beihilfe  von  40 — 50  M.  zur  Beschaffung  von 
Konfirmations-  und  Kommunionskleidern  —  werden  den  immer  weiter  steigenden 
Teuerungsverhältnissen  nicht  mehr  gerecht.  So  sieht  sich  die  Verwaltung  vor  die 
Frage  gestellt,  entweder  ihre  Aufgaben  zu  beschränken,  insbesondere  die  gerade  jetzt 
so  segensreich  wirkende  Fürsorge  für  Halbwaisen  und  Krüppelkinder  wesentlich  zu 
kürzen,  oder  auf  die  Mithilfe  der  unterstützungspflichtigen  Ortsarmenverbände  zurück- 
zugreifen. Zu  beidem  würde  sich  die  Verwaltung  nur  schweren  Herzens  entschließen. 
Zunächst  erhofft  sie  von  der  diesjährigen  Waisenkollekte  Ergebnisse,  die  ihr  vielleicht 
über  die  jetzige  kritische  Zeit  hinweghelfen  könnten. 

Angesichts  der  schweren  Notlage  dieser  und  ähnlicher  Einrichtungen  drängt  sich 
die  auf  der  letzten  Sachverständigenkonferenz  des  Deutschen  Vereins  für  öffentliche 
und  private  Fürsorge  ventilierte  Frage  verstärkt  auf,  ob  man  nicht  mit  so  vielen  ver- 
alteten und  unnützen  Stiftungen  (namentlich  Familienstiftungen)  aufräumen  und  ihr 
Vermögen  solchen  segensreichen  Einrichtungen  zuwenden  könnte.  H. 

Verein   Landaufenthalt   für   Stadtkinder,   Berlin.    Jahresbericht  1918. 

(Vgl.  Bericht  1917,  Heft  1 — 3,  19,  S.  68.)  Wenn  auch  infolge  der  immer  größeren 
Lebensmittelknappheit  die  Landbevölkerung  weniger  zur  Aufnahme  bereit  war,  so  gelang 
es  dem  Vereine  doch,  wieder  einer  großen  Anzahl  erholungsbedürftiger  Stadtkinder 
einen  Sommeraufenthalt  auf  dem  Lande  zu  verschaffen.  Es  wurden  im  Berichts- 
jahre ausgesandt:  in  Preußen  207  897,  im  übrigen  Beich  63769,  zusammen  271 666  Kinder. 
11854  von  diesen  Kindern  gingen  ins  neutrale  und  verbündete  Ausland,  davon  7000 
nach  Holland.  E. 

Die  gemeinnützige  Licht-Luftbadpflege  in  Frankfurt  a.  M.  Die  Licht- 
Luftbadpflege  in  Frankfurt  ging  aus  der  Bewegung  für  beaufsichtigte  Spielplätze 
seit  1904  hervor.  1907  machte  man  bedürftigen  schwächlichen  oder  kräaklichen  Schul- 
kindern eines  dicht  bevölkerten  Stadtteils  das  benachbarte  Luftbad  zugänglich.  Es 
konnte  aber  neben  seinen  Selbstzahlern  nur  50  Knaben  und  50  Mädchen  in  den  Sommer- 
ferien zulassen.  1911  gelang  es,  ein  zweites  Licht-Luftbad  einzurichten,  in  dem  in 
den  Ferien  200  Kinder  Luftbadkuren  gebrauchten.  Nach  und  nach  wurden  die  Kuren 
über  die  üblichen  vier  Wochen  hinaus  verlängert.  1914  waren  12  Mädchen  zur  Beob- 
achtung der  Einwirkung  auf  Skrofulöse  monatelang  im  Luftbad.  Zurzeit  sind  den 
ganzen  Sommer  Kolonien  von  Schulkindern  in  den  beiden  Luftbädern. 

Die  Kosten  wurden  ursprünglich  von  privater  Seite  getragen,  die  Kinder  meist 
von  Organisationen  der  privaten  Fürsorge  zugewiesen.  In  der  Kriegszeit  begannen 
öffentliche  Stellen  die  Kosten  zu  übernehmen.  Jetzt  erfolgt  die  Auswahl  durch  die 
Schule  und  das  Jugendamt;  die  Kosten  trägt  fast  ganz  die  Stadt. 

Volkskindergärten  und  Kleinkinderschulen  haben  jetzt  die  Licht-Luftbadpflege 
eingeführt;  auch  die  1918  eingerichtete  Kleinkinderberatung  überweist  ihr  ihre  Schütz 
linge.   Hierfür  wurden  näher  gelegene  Privatgärten  eingerichtet;  diese  ermöglichten, 
auch  Schulkinder  aufzunehmen,  die  bis  dahin  wegen  besonderer  Krankheit  zurück- 
gewiesen werden  mußten. 

In  den  12  Jahren  wurden  erfreuliche  Erfolge  erzielt:  Abhärtung  gegen  Erkäl- 
tungen, Abnahme  von  Drüsenschwellungen,  Bückgang  krankhafter  tuberkulöser  Bil_ 
düngen,  günstige  Beeinflussung  der  Rachitis.  Die  Licht-Luftbadpflege  erwies  sich  als 
ein  hervorragendes  Mittel  im  Dienste  der  Tuberkulosebekämpfung.  (Anna  Edinger 
im  Tuberkulose-Fürsorge-Blatt,  August  19.) 
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VII.  Fürsorge  für  jugendliche  Personen. 

Fürsorge  für  jugendliche  Wanderarme.  Die  23.  Tagung  des  Zentralvor- 
standes deutscher  Arbeiterkolonien  am  16.  11.  16  in  Berlin  stellte  bei  dem  Thema: 
Wie  stellt  sich  die  Arbeiterkolonie  zu  dem  jugendlichen  Wanderer?  folgende  Richt- 
linien auf:  Grundsätzlich  gehört  der  jugendliche  Wanderer  nicht  in  die  Arbeiterkolonie, 
die  nicht  mehr  voll  arbeitsfähige  Männer  und  solche  Existenzen,  die  die  sittliche  Kraft 
zur  Führung  eines  geordneten  Lebens  verloren  haben,  aufnehmen  soll.  Infolge  des 
Krieges  wird  eine  große  Anzahl  jugendlicher  Arbeitsloser  den  Kolonien  zuströmen.  Diese 
sind  dann  möglichst  kurze  Zeit  in  der  Kolonie  zu  behalten;  niemals  wider  ihren  Willen! 
Die  Arbeiterkolonie  knüpft  Verhandlungen  mit  der  Heimat  des  jugendlichen  Wanderers 
an,  vermittelt  ihm  eine  Arbeitsstelle  und  leitet  im  Notfalle  Fürsorgeerziehung  ein. 
Befindet  sich  eine  größere  Anzahl  jugendlicher  in  einer  Arbeiterkolonie,  so  ist  eine  be- 
sondere Abteilung  für  sie  zu  bilden  und  in  der  arbeitsfreien  Zeit  durch  Unterricht, 
Spiele  und  geeignete  Lektüre  ein  erzieherischer  Einfluß  auszuüben.  E. 

VIII.  Vorbeugung. 

Die  Tagung  des  Ausschusses  für  Gefährdetenfürsorge  vom  15.  Oktober  in 
Berlin  hat  folgende  Sätze  angenommen: 

1.  Es  ist  alsbald  eine  Abänderung  des  U.W.G.  dahin  durchzuführen,  daß  die 
Gefährdetenfürsorge  sowie  die  dauernde  Unterbringung  geistig  nicht  vollwertiger 
Personen  als  Aufgabe  der  großen  Armenverbände  (Landarmenverbände)  fest- 
gelegt wird.  Bis  zu  einer  Abänderung  des  U.W.G.  soll  das  Preußische  Wohl- 
fahrtsministerium in  Ergänzung  des  Ministerialerlasses  vom  15.  Juni  1918  die 
Landarmenverbände  auffordern,  die  Kosten  für  dauernde  Unterbringung  Ge- 
fährdeter, insbesondere  geistig  nicht  vollwertiger  Mädchen  und  Frauen,  zur 
Verfügung  zu  stellen. 

2.  Der  Erlaß  eines  Verwahrungsgesetzes  in  Ergänzung  der  bestehenden  Be- 
stimmungen über  Entmündigung  erscheint  dringend  geboten.  Der  Deutsche 
Ausschuß  wird  ersucht,  die  Vorarbeiten  für  einen  solchen  Gesetzentwurf  in  die 
Hand  zu  nehmen. 

3.  Die  Versammlung  ist  sich  einig  darüber,  daß  die  Gefährdetenfürsorge  durch 
soziale  und  Wohlfahrtsstellen  auszuüben  ist.  Diese  Stellen  müssen  selbständig 
oder  anderen  sozialen  Ämtern  angegliedert  sein.  Jedenfalls  erscheint  ihre 
Errichtung  im  Anschluß  an  die  Polizei  (Polizeipflegeämter)  unter  Leitung  des 
Polizeidezernenten  nicht  zweckmäßig. 

4.  Der  Deutsche  Ausschuß  wird  aufgefordert,  sich  mit  dem  zuständigen  Ministerium 
ins  Benehmen  zu  setzen,  um  diesem  bei  den  gesetzgeberischen  Vorarbeiten  sein 
Material  zugänglich  zu  machen. 


„Die  Wohlfalirtseinrielitungen  von  Groß-Berlin."  Handbuch  herausgegeben 
von  der  Zentrale  für  private  Fürsorge  (bisher  vier  Auflagen),  ist  wieder  ver- 
griffen und  erscheint  demnächst  in  5.  Auflage.  Mitteilungen  dafür  an  die  Zentrale, 
Berlin  W  35,  Flottwellstr.  4. 

Für  die  Redaktion  verantwortlich:  Prof.  Klumker,  Wilhelmsbad  bei  Hanau.  — 
Für  die  Nachrichten  des  Vereins:  Dr.  H.  Hog,  Frankfurt  a.  M. 
Carl  Heymanns  Verlag,  Berlin  W.  —  Gedruckt  bei  Julius  Sittenield,  Buchdruckerei,  Berlin  W. 
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Zeitschrift  für  das  Armenwesen 

Organ  des  Deutschen  Vereins  für  Armenpflege  und  Wohltätigkeit 
Begründet  von  Emil  Muensterberg 

Herausgegeben  von  Erscheint  während  des 

Anzeigenannahme                       _                             1  Kriegs  vierteljährlich 

Berlin  W  8                           ProfeSSOr  KlUmKer  preig  des  jahrganges  10  M. 

Mauerstraße  43/44                         Wilhelmsbad  bei  Hanau  Einzelnummer  3  M. 


Heft  10—12  Oktober— Dezember  1919  XX.  Jahrg. 


Alle  für  die  Schriftleitung  bestimmten  Sendungen  werden  an  die  Zentralstelle  für  Armenpflege  und 
Wohltätigkeit,  Frankfurt  a.  M.,  Stiftstraße  30 II,  die  für  die  Expedition  bestimmten  Sendungen 
nach  Berlin  W,  Mauerstraße  43,44,  erbeten 
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Anzeigen 


zum  Preise  von  60  Pfg.  für  die  3  gespaltene  Petit-Zeile  werden  von  der  Expedition  des  Blattes 
Berlin  W  8,  Mauerstraße  43/44,  sowie  von  allen  Annoncenexpeditionen  angenommen. 


Es  liegt  vor: 


Uneheliche  Mütter 


Ihre  Not  und  Rettung.  Volksfrauenheime  mit  Arbeits- 
stätten und  Heimarbeitsausgabe.  Heimarbeitsreformen 


von  Professor  Dr. 


PMavW  Gen-  Reg- -Rat,  Ehrenamtlicher  Geschäftsführer  der  Näh-,  Lehr- 
•  »»aj'Clj  uncj  Stillstuben,  Gemeinnützigen  Gesellschaft  m.  b.  H.  zu  Berlin 


Mit  einer  Einleitung  von  Professor  Dr.  Rudolf  Lennhoff,  Oberstabsarzt  d.  L. 

2.50  Mark  und  Buchhändleraufschlag 

Der  Verfasser  arbeitet  seit  Jahren  daran,  ein  praktisches  Beispiel  der  Sozialisierung  der  Näharbeit  zum  Besten 
bedürftiger  Schwangerer,  bruststillender  und  kinderreicher  Mütter  aufzustellen.  Es  handelt  sich  bei  den  Vor- 
schlägen des  Verfassers  um  die  jahrein,  jahraus  betriebskostenlose  Assanierung  Berlins  in  Herstellung  einer 
ausreichenden  Fürsorge  für  die  vielen  unehelichen  Mütter  der  minderbemittelten  Klassen  unter  Aufbringung 
eines  nur  sehr  beschränkten  Anlage-  und  Betriebs-Kapitals. 

CarM  MeymawMMis  Verla  ff,  Berlin  W8,  Afatuejrefx*.  43.44 


Soeben  erschien: 

Reichsgesetz  Ober  die  privaten 
uersicherungsuniernehmungen 

nebst  den  Ausführungsbestimmungen  und  den 
Versicherungsaufsichtsvorschriften  der  Schweiz 
und  von  Österreich 

Von 

Dr.  J.  A.  Zehnter 

Präsident  des  Oberlandesgerichts  Karlsruhe 

2.  neubearbeitete  Auflage  unter  Mitwirkung  von 
Dr.  Kurt  Brandstätter 

Regierungsrat  im  Reichsaufsichtsamt  für  Privatversicherung 
Preis  10  M  und  Buchhändleraufschlag 

Die  2.  Auflage  des  geschätzten  Werkes  ist  bis 
zum  heutigen  Stand  weitergeführt.  Das  Ge- 
setz regelt  die  Zulassung  zum  Geschäftsbetriebe, 
die  Versicherungen  auf  Gegenseitigkeit,  die  Ge- 
schäftsführung der  Versicherungsunternehmungen, 
ihre  staatliche  Beaufsichtigung,  Strafvorschriften 
usw.  Aus  allem  diesem  ergibt  sich  von  selbst, 
daß  es  für  jedes  Versicherungsunternehmen  un- 
entbehrlich ist,  aber  auch  Rechtsanwälte  und  die 
mit  der  Beaufsichtigung  beauftragten  Behörden 
werden  das  Buch  kaufen. 

Carl  Heymanns  Verlag,  Berlin  W  8 
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Soeben  gelangte  zur  Ausgabe : 

Über  die  Zukunft 
der  Jugendfürsorge 

Zugleich  der  Versuch  einer 
Einführung  in  das  Gebiet 
der  Jugendfürsorge 

von 

Dr.  A.  Feisen berger 

Oberlandesgerichtsrat,  Vorsitzend. 
desDeutschenKinderschutzverband. 

1,80  Mk.  und 
Buchhändleraufschlag 

Verfasser  gibt  in  großen  Zügen 
einen  Überblick  über  das  Ge- 
biet der  Jugendfürsorge,  deutet 
dabei  die  heutigen  Mittel  der- 
selben und  ihren  künftigen 
Ausbau  an  und  legt  dar,  wie 
in  Zukunft  die  großen  organi- 
satorischen Grundlagen  der 
Jugendfürsorge  beschaffen  sein 
müssen.  —  Für  das  in  Vor- 
bereitung befindliche  Reichs- 
gesetz betr.  die  Jugendwohl- 
fahrt ist  die  Schrift  von 
wesentlicher  Bedeutung. 


|  Carl  Heymanns  Verlag 

^Berlin  W8,  Mauerstr.  43.44 


£avl  hevmantiB  Vevlaqt  Xevlin  W  $A  ittanevftva%c  45.44. 

9*  e  ch  t  3  =    unb    StaatSmtffenfchaftlicher  Verlag 


QtaaUbüvQextunbe 

Bas  neue  Ked?t  für  jedermann 

herausgegeben  »ort 

T>v.  paul  25runn 

£anbesrat  in  Berlin 

uvcf)  bie  grofte  Hmmälsung  ift  bem  ganzen  QSotfe  eine  erheblich 
meitergehenbe  Beteiligung  an  ben  öffentlichen  Angelegen- 
heiten §ugett>iefen  Horben,  atS  eS  vorher  gehabt  hat.  9?td)t 
btofj  baS  QÖßahlrecht  ift  auf  eine  tvefenttich  breitere  ©runblage 
geftellt  Horben  —  „baS  freiefte  QSahlrecht  ber  QSklt"  — ,  fonbern 
bie  neue  9?etchSverfaffung  ift  auf  ber  Souveränität  beS  93olfeS 
aufgebaut:  „<£>ie  Staatsgewalt  geht  vom  93olfe  auS."  3)amit  ift 
für  bie  Allgemeinheit  mehr  benn  je  bie  Verpflichtung  gegeben, 
fiel)  mit  ber  ©efetjgebung  unb  Verwaltung  vertraut  §u  machen. 
3n  richtiger  (Kenntnis  ber  QBichtigfeit  biefer  Aufgabe  fchreibt 
bie  Verfaffung  vor,  baft  „6  t  aat  S  bürg  er  f  unb  e"  in  ben  Schulen 
Mehrfach  fein  müffe,  Allen,  ben  Srtvachfenen  fottne  ben  Schülern 
ber  verfebiebenen  Schulen,  auch  *>er  ^ortbilbungöfchuten,  möchte 
biefe  neue  Sammlung  bie  Aneignung  ber  notmenbigen  ^enntniffe 
erleichtern-  3)ie  neuen  ©efe^e,  bie  fiel)  an  einen  größeren  &reiS 
tvenben,  follen  in  turjer,  fvftematifcher  QSeife  von  Fachleuten 
gemeinoerftän blieb  bargeftellt  werben.  Anregungen  auS  bem  £efer-- 
IreiS  über  AuSgeftaltung  biefer  Sammlung  nehmen  Herausgeber 
unb  Verleger  jebergeit  banfbar  entgegen. 

sefti:  Ste/Derfafjümg  be$  Deutzen  Keines 

©emeinoerftänblich  bargeftellt  von  <S>r.  ^aul  Brunn 

»eft'2:  IDo4>enl?ilfe  unb  XDoifyenftirforge 

von  £.  ßehmann 

(Sefdjäftsfätjrcr  bes  ^emptoerbembes  Deutlet  (Drtsfranfenfctffen 

°PreiS  je  1      unb  Buchhänbterauffchlag 

Heft  3.  Sie  €rbf$afteftettetr 

von  9*egierungSrat  £>.  9©  et  nb  ach 

Dorßanb  bes  Stempel»  unb  <£rbfd?aftsfteueramtes  in  ^ranffurt  a.  tX\. 

^reiS  2  <%l  unb  Vuchhänblerauffchtag 

Für  eine  weitere  volkstümliche  §)arftellung  fmb  junächft  in  AuSftcf)t 
genommen: 

Htttfai$ßeUet?  von  9*egterungSrat  QSeinbad) 

OOtt  Dr.  jur.  et  rer.  pol.  £.  £>öVfer 
Kegterungs»  «nb  Dolfstrnrtfcfyaftsrat 

3)ie  übrigen  St  euer  gefeite  follen  ebenfo  wie  baS  ©efet)  über 
bie  Betriebsräte  alSbalb  nach  if)rer  Verabfcfjiebung  in  biefe 
Sammlung  aufgenommen  werben. 


üeuerscheinungen  des  Verlages 


September-Dezember  1919 


Decker,  Enno,  Rat  und  Hilfsarbeiter  im  Reichs- 
ministerium  der  Finanzen. 
Die  Reichsabgabenoi'dnung.  etwa  12  M 

Hoethke,  Dr.  W.,  Oberverwaltungsgerichtsrat  in 
Berlin,  und  Berg  schmißt,  dJ*.  A.,  Rechtsanwalt 
in  Berlin.  GrundSwrwerbssteuergesetz  v.  12.  Sep- 
tember 1919  (RGBL  S.  1617)  nebst  den  Ausführungs- 
bestimmungen.  ErlSuterteJäfextausgabe.     8  M 

Brunn,  Dr.  Paul,  Landesrat.  Was  muß  man  von 
der  Angestelltenversicherung  wissen?  Ein  ge- 
meinverständlicher JVe^w^iser  *ur  Arbeitgeber 
und  Angestellte.  88.  und  69.  Tausend.  Vierte, 
die  Kriegs  Verordnungen  berücksichtigende  Be- 
arbeitung. 0,60  M 

Burkert,  A.,  Regierungs-Präsidialsekretär,  Rech- 
nungsrat.  Die  Anstellung  der  Beamten  bei  den 
Regierungen,  den  Landratsämtern,  den  staatlichen 
Kreis-  und  Forstkassen  und  in  der  Verwaltung  der 
direkten  Steuern.  Eine  Zusammenstellung  der  Be- 
stimmungen über  die  Annahme,  Ausbildung,  Prüfung, 
Anstellung,  Beförderung  und  Besoldung  dieser 
Beamten.   2.  vermehrte  Auflage.  3  M 

Dalberg,  Dr.  Mudolf,  Regierunssrat  im  Reichs- 
flnanzministerium.  Finanz-Gesunflung  aus 
Wahrungsnot.  6,50  M 

Deutschland  schuldig?  Deutsches  Weißbuch  über  die 
Verantwortlichkeit  der  Urheber  des  Krieges.  Heraus- 
gegeben mit  Genehmigung  des  Auswärtigen 
Amtes.   Dritte  Auflage.  3  M 

Erbschaftsstenergesetz  vom  10.  September  1919  (RGBl. 
S.  1543)  nebst  den  Ausführungsbestimmungen  vom 
11.  Oktober  1919.   Textausgabe.  2,50  M 

Friedlaender,  Dr.  It.,  Referent  im  Reichswirt- 
schaftsministerium. Kaliwirtschaftsgesetz  vom 
18.  Juli  1919  nebst  den  Ausführungs-  und  Durch- 
führungsvorschriften, etwa  8  M 

Hoffmann,  Dr.  Fr.,  Wirkl.  Geh.  Ober-Reg.-Rat 
und  vo  rtragender  Rat  im  Ministerium  für  Handel 
und  Gewerbe.  Gesetz  über  Wochenhilfe  und 
Wochenfürsorge.     Vom    26.    September  1919. 

2.  Auflage.  2,50  M 

Möpker,  DZ.,  Dr.  jur.  et.  rer.  pol.,  Regierungs- 
und  Volks wirtschaftsrat,  Referent  im  Reichs- 
ministerium der  Finanzen.  Gesetz  über  das 
Reichsnotopfer.  etwa  8  M 

Kieschke,  Dr.,  Regierungsrat  im  Ministerium  der 
öffentlichen  Arbeiten,  und  Syrup,  Fr.,  Geh. 
Regierungsrat  und  vortragender  Rat  im  Mini- 
sterium für  Handel  und  Gewerbe.  Betriebsriite- 
gesetz.  etwa  8  M 

Kloss,  Erich  K.,  Bürgermeister  in  Weimar.  Die 
Arbeitsgenossenschaft  als  Sozialisierungsform. 

etwa  Ii  M 


Kuhn,  K.,  Geh.  Regierungsrat  und  vortragender 
Rat  im  Reichsfinanzministerium.  Die  neuei! 
Kriegssteuergesetze  vom  10.  September  1919. 
Außerordentliche  Kriegsabgabe  1919,  Kriegsabgabe 
vom  Vermögenszigwachs  nebst  den  Ausführungs- 
bestimmungen.  Erl.  Textausgabe.  etwa 

Eeutwein,  Dr.  Faul,  Der  Diktator.  Sulla  und  üi 
heutige  Zeit.  5 

Lüttig,  Ostvig,  Gerichtsassessor,  Referent  ii 
Reichswirtschaftsministerium.  Kohlenwii 
schaftsgesetz  nebst  Ausführungsbestimmungen  ur 
Ergänzungsgesetzen.   Erl.  Textausgabe.       8  1 

Schwarz,  Otto  Georg,  Dr.  jur.,  Oberlandesgerichts- 
rat in  Breslau.  Examinatorium  zum  Bürgerlicher 
Recht.  Ein  Hilfsbuch  für  Kriegsteilnehmer.  4  M 

Simeon,  Dr.  F.,  Kammergerichtsrat  a.  D.  Recht 
und  Rechtsgang  im  Deutschen  Reiche.  Lehrbuch 
■  zur  Einführung  in  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  und 
seine  Ne  bengesetze.  Neubearbeitet  von  Dr.  Albert 
David,  Senatspräsident  am  Kammergericht. 
I.  Band  1.  Hälfte.  Allgemeiner  Teil  und  Schuldrecht 
(nebst  Handels-  und  Wechselrecht).  8.  und  9. 
neubearbeitete  Auflage.  Erste  Bearbeitung 
nach  dem  Tode  des  Verfassers,    26  M,  geb.  3oM 

Syrup,  Dr.  Friedrich,  Geh.  Reg.-Rat  und  vor- 
tragender Rat  im  Ministerium  für  Handel  und 
Gewerbe,  und  Dillerbeck,  Dr.  Gerhard,  Ge- 
richtsassessor, R'eferent  im  Reichsarbeitsmini- 
sterium. Einstellung  u.  Entlassung  von  Arbeitern 
und  Angestellten  während  der  Zeit  der  wirtschaft- 
lichen Demobilmachung.   6.  und  7.  Tausend.   5  M 

Tilka,  Bogislav,  Dr.  jur.,  Jena.  Wie  studiere  ich 
Rechtswissenschaft  ?  1,50  M 

Die  Verfassung  des  Deutschen  Reichs  vom  11.  August 
1919.  (RGBl.  S.  138S).  Textausgabe  mit  Sach- 
register.  100.  Tausend.  l  M 

Wagner,  Franz,  Justizrat,  Rechtsanwalt  u.  Notar. 
Bureaubuch  des  Rechtsanwalts  und  Notars.  14. 
und  15.  Auflage.  26  M,  geb.  32  H 

Wunsch,  Franz,  Mitglied  des  Reichsfinanzhofs. 
Das  Erbschaftssteuergesetz  nebst  Ausführungs- 
bestimmungen. 3.  vollständig'  umgearbeitete 
Auflage.  etwa  io  M 

Zehnter,  Dr.j.A.,  Präsident  des  Oberlandesgerichts 
Karlsruhe.  Reichsgesetz  über  die  privaten 
Versicherungsunternehmungen  nebst  den  Aus- 
führungsbestimmungen und  den  Versicherungsvor- 
schriften der  Schweiz  und  von  Österreich,  2.  neu1 
bearbeitete  Auflage  unter  Mitwirkung  von  Dr. 
Kurt  Brandstätter,  Regierungsrat  im  Reichsauf- 
sichtsamt für  Privatversicherung.  io  M 

von  Ziegesar.  Itr.jur..  Frcih err,  Regierungsrai 
Die  Rechtsprechung' über  das  Zuwachssteuei 
gesetz.  etwa  5  3 


I  Carl  Heparins  Verlag,  Berlin  U7  8,  ülauerstr.  43.44 


